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I. 

Lib. III Titel X der Statuta und Rechte 
der Stadt Riga. 

Seit bald 8 Jahren in Livland ein Amt bekleidend, welches 

mir die Kenntniß des Konkursprocesses nach Livl. Stadtrechte zur 

Pflicht macht, ist es für mich immer peinlich, ja demüthigend ge­

wesen, daß es mir, ohngeachtet ernsthafter Bemühungen, nicht 

gelungen, hinsichtlich der über die Rangordnung der Konkurs-

gläubiger nach Livl. Stadtrechte entscheidenden Rechtssätze zur 

vollen Gewißheit zu gelangen. 

Erst glaubte ich, mich einfach an den Wortverstand des 

Titel X der Rigischen Stadtrechte halten zu können, gewann aber 

bald die Ueberzeugung, daß eine buchstäbliche Anwendung dieses 

Titels mit den zur Zeit für da» Hypothekenwescn geltenden Grund­

sätzen unvereinbar und daher nicht möglich sei. Indem ich dem­

nächst erwog, daß die verbindende Kraft der Rigischen Stadtrechte 

nicht auf eine specielle Bestätigung derselben als eines Gesetz-

buches, sondern auf vieljährigen, unangestrittenen Gebrauch zurück-

zuführen sei, gab iri& Hoffnung Raum, daß sich aus der 

V o m  V o r z o g  d e r  G l ä u b i g e r .  

E i n l e i t u n g .  
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Praxis erkennen lassen werde, welche Bestimmungen der in dem 

Titel X enthaltenen Locationsordnung im Laufe der Zeit anti-

quitt worden seien und welche Deutungen, Modifikationen und 

Ergänzungen die noch lebensfähigen Bestimmungen derselben er-

fahren haben. Allein auch diese Hoffnung erwies sich als eitel, 

denn, bei dem Mangel einer die Einwirkung der Praxis auf die 

Locationsordnung darstellenden wissenschaftlichen Arbeit, kann diese 

Einwirkung nur aus den Archiven der livl. Städte erkannt weiten, 

um aber diese nicht überall wohlgeordneten Archive an Zxt und 

Stelle zu durchforschen, ist ein Zeitaufwand erforderlich, über den 

Niemand verfügen kann, der durch seine amtlichen Pflichten in 

Anspruch genommen und an einen bestimmten Ort gebunden ist. 

Dazu kommt, daß Konkurse in den Städten Livlands überhaupt 

nicht all zu häusig vorkommen, daß die sich ereignenden Konkurs-

processe nicht immer Fragen zweifelhafter Natur berühren, auch 

oft durch Accord erledigt werden — und daß die von den Stadt-

magisträten erlassenen Locations-Erkenntnisse, soweit dieselben zu 

meiner Kenntniß gelangt sind, in Betreff der bei der Location 

zur Richtschnur genommenen Grundsätze sehr häufig von einander 

durchaus abweichenden Ansichten huldigen. Unter so bewandten 

Umständen griff ich voll Erwartung nach dem von Herrn von 

Wahl in dieser Zeitschrift im Jahre 1872 veröffentlichten Tar­

stellung des Konkursprocesses. Soviel Schätzenswerthes und Be-

lehrendes mir aber auch in dieser Arbeit entgegentrat, so über-

zeugte ich mich doch bald, daß dieselbe ihrer Ueberschrift: „Konkurs-

proceß nach Livländischen Landrechte" treu geblieben ist und 

sich daher, was die Location der Konkursgläubiger nach Stadt-

recht betrifft, fast nur auf eine Relation des Titel X beschränkt 

hat. Es kann nun freilich im Leben eher als Regel, denn als 

etwas Ungewöhnliches angesehen werden, daß wir uns hinsichtlich 
der Erkenntniß gerade derjenigen Dinge, die unser Interesse be-

sonders in Anspruch nehmen, in stiller Resignation zu fassen ge-

nöthigt sind; wenn aber ein Richter jich im Unklaren befindet 
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über eine ganze Summe von Rechtsfragen, deren Entscheidung er 

den rechtsuchenden Parteien gegenüber weder ablehnen noch um-

gehen kann, so ist es für denselben einfach unmöglich, sich aus 

den Standpunkt stiller Resignation zurückzuziehen; er ist vielmehr 

genöthigt, sich eine bestimmte Rechtsansicht zu bilden und dieselbe, 

selbst wenn ihm deren Begründung in mancher Beziehung mehr 

oder weniger zweifelhaft erscheint, bei der Rechtssprechung zur 

Geltung zu bringen. Dieserhalb habe auch ich mir unter Beim-

tzung der unzulänglichen Hilfsmittel, die mir zu Gebote stehen, 

eine Ansicht über die Location der Konkursgläubiger nach Livl. 

Stadtrechte gebildet und wenn ich dieselbe in dem Nachfolgenden 

der Oeffentlichkeit übergebe, so geschieht das eigentlich nur in der 

Hoffnung, daß eine mitleidige Seele sich herbeilassen könnte, mich 

eines Besseren zu belehren. 

E r s t e r  A b s c h n i t t .  
Von den Vindicanten und Massengläubigern. 

§ 1. 

Ohne zwischen Vindicanten, Massengläubigern und eigent-

lichen Konkursgläubigern zu unterscheiden und ohne letztere in 

Classen einzutheilen, bestimmt die Locationsordnung des rigischen 

Stadtrechts die Reihenfolge, in welcher die einzelnen Interessenten 

mit ihren Ansprüchen zur Befriedigung gelangen sollen, einfach 

so, daß sie die Interessenten unter 17 Punkten aufführt und am 

Schluß ausspricht, daß „letzlich die aus schlechten Handschriften, 

„Büchern, Rechnungen, zibrbhölzem, und sonfteit, erweißlich zu for­

dern haben, folgen und ihre Zahlung pro rata zu nehmen haben." 

Da eine jede Locationsordnung ihrem Begriffe nach in der 

Feststellung des die zu lockenden Forderungen beherrschenden 

Rangverhältnisses besteht, die Vindicanten aber der Natur der 

Sache zu Folge weder zu einander noch zu dem anderen Kon-

kursinteressenten in einem Rangverhältniß stehen und ein Gleiches 
1* 
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auch von den Massengläubigern gilt, indem, was denselben ge-

bührt, aus der Masse vorweg zu nehmen ist, so hat die Praxis 
sich in Ansehung der Vindicanten und Massengläubiger der ge-
meinrechtlichen Theorie angeschlossen, legt den diese Interessenten 
betreffenden Nummern der Locationsordnung keineswegs die Be-
deutung bei, als werde durch dieselben eine Rangordnung bestimmt, 
pflegt vielmehr, ehe und bevor sie zur Location und Befriedigung 
der eigentlichen Konkursgläubiger schreitet, den Vindicanten die in 

abgesondertem Verfahren mit Erfolg vindicirten Gegenstände aus-
zuantworten und aus der Masse soviel vorweg zu nehmen, als 
zur Befriedigung der Massengläubiger erforderlich ist. So einig 
man über das Vorstehende ist, so sehr scheinen die Ansichten über 
die Frage auseinander zu gehen: welche unter den in der Loca-

tionsordnung aufgeführten Interessenten als Vindicanten, welche 
als Massengläubiger und welche als eigentliche Konkursgläubiger 
zu betrachten seien? Da die Interessenten der beiden ersten Arten 
überhaupt nicht in die Rangordnung der Konkursgläubiger ge­
hören, so will ich vor Allem eine Beantwortung dieser Frage 

versuchen. 
§ 2. 

Nach dem Punkte 1 der Locationsordnung „sollen aus des 
„Debitoris Gütern der Stadt Schoß und Steuer, und die zum 
„Unterhalt der Geistlichen Stiftungen in den liegenden Gründen 
„vermachte, und nicht entrichtete annui reditus, von allen Schulden 
„abgeleget werden." 

Bei der Allgemeinheit, mit der hier von der „Stadt Schoß 
und Steuer" gesprochen wird, sind darunter augenscheinlich nicht 
allein die rein persönlichen Stadt-Abgaben des Gemeinschuldners, 

sondern auch solche städtische Steuern desselben zu verstehen, welche 
er als Besitzer eines int städtischen Jurisdictions-Bezirk belegenen 
Jmmobils an eine der öffentlichen städtischen Kassen zu entrichten 
hat. Hiebei ist aber zwischen den erst durante concursu fällig 
werdenden Abgaben und Steuern und den schon vor Ausbruch 
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des Konkurses fällig gewordenen, also rückständigen Steuerbeträgen 

zu unterscheiden. 
Was die elfteren betrifft und zwar soweit sie rein persönlicher 

Natur sind, so hat die Konkursmasse für dieselben überhaupt nicht 

herzuhalten, weil es ein vom gemeinen Rechte anerkannter und auch 

von der livländischen Praxis beobachteter Grundsatz ist, daß nur 

die bei Eröffnung des Konkurses bereits vorhandenen und außer-

dem nur solche künstige Ansprüche, die aus einem von dem Ge-

meinschuldner vor Eröffnung des Konkurses abgeschlossenen Rechts-

geschäft herrühren, aus der Konkursmasse gedeckt werden müssen. 

Sind die während des Konkurses fällig werdenden Abgaben da-

gegen dinglicher Natur, d. h. bestehen sie in Leistungen, die ent-

sprechend den Art. 1320 und 1321 des Privatrechts, Folge einer 

aus den Immobilien des Gemeinschuldners ruhenden Reallast 

sind, so geboren sie nach der Theorie, wie nach der ausdrücklichen 

Vorschrift des Art. 1307 des P.-Rts, zu den Maffenfchulden und 

folgt hieraus von selbst, daß die forderungsberechtigten städtischen 

Kassen als Massengläubiger zu betrachten und folglich nicht ver-

pflichtet sind, sich auf das eigentliche Konkursverfahren einzulassen. 

Schwieriger gestaltet sich die Sache bei den Steuerrück­

ständen. Daß rückständige öffentliche Abgaben, wenn sie peifön-

licher Natur find, zu den dem Konkurse unterliegenden Forde-

ruugen, und die berechtigten Kassen zu den Konkursgläübigern ge­

hören, ist freilich nicht streitig. Während aber die Praxis die 

dinglichen Steuer-Rückstände in der hier fraglichen Hinsicht den 

persönlichen Steuer-Rückstäuden gleich stellt, will von Wahl 

(Note 52 pg. 192 1. c.) dieselben den Massenschulden beigezählt 

wissen, wirft der Praxis vor, daß sie die sorderungsberechtigten 

Kassen als eigentliche Konkursgläubiger zu behandeln pflege und 

führt zur Begründung seiner Ansicht an, daß der Nachfolger im 

Besitz eines Grundstücks nach Art. 1306 des Pr. (nicht 1300, 

wie in Folge eines Druckfehlers zu lesen ist) auch für die Rück-

stände feines Vorgängers hafte, die Konkursmasse aber Nachfolger 
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des Eridars im Besitz des Grundstücks sei. Mr scheint die 

Praxis im Rechte zu sein. Nachfolger im Besitz eines Grundstücks 

kann nur ein Rechtssubject, also eine physische Person, oder eine 

Mehrheit physischer Personen, oder eine juristische Person sein. 

Da mm Konkursmassen vom Gesetz (conf. urt. 713, 1692 und 

2351 des P.-Rts.) mit juristischer Persönlichkeit nicht bekleidet 

sind, mithin nicht als Rechtssubject, sondern nur als Rechtsobject 

aufgefaßt werden dürfen, so ist es rechtlich unmöglich, sie zum 

Singular- oder gar Universalsuccessor des Gemeinschuldners zu 

erheben, welcher in Folge der Konkurseröffnung, nach jetzt kaum 

mehr bestrittener Theorie, zwar die Detention und Nutzung seines 

Vermögens und die Dispositionsbefugniß über dasselbe einbüßt, 

des Eigenthumsrechts und der dinglichen Berechtigungen an seinen 

Vermögensstücken aber keineswegs verlustig geht. Schon hiedurch 

möchte von Wahl's Argumentation hinreichend widerlegt sein, 

denn ist die Konkursmasse nicht Successor des Gemeinschuldners, 

so ist auch die Berufung auf den Art 1306 bedeutungslos, 

weil die in demselben vorgeschriebene Haftung des neuen Besitzers 

auf der Voraussetzung stattgehabter Succession beruht. Aber 

selbst, wenn von Wahl sich nur im Ausdruck vergriffen und von 

der Konkursmasse gesprochen hätte, während er das Corps der 

Gläubiger meinte, würde feine Beweisführung dem triftigen Ein­

wände unterliegen, daß die Gläubigerschaft durch die Eröffnung 

des Konkurses doch nur diejenigen Rechte des Gemeinschuldners 

an dem Immobil gewinnen kann, die derselbe in Folge der 

Konkurseröffnung verloren hat — also nur die Detentton und 

Benutzung des Grundstücks und die Besugniß, dasselbe zum Zweck 

der Befriedigung zu verkaufen. (Vergl. den Deutschen Eivilproceß 

von Endemann Abth. III § 290.) Daß in dem Erwerb dieser 

Gerechtsame durch die Gläubigerschaft weder eine Universal- noch 

eine Singularsuccession im eigentlichen Sinne des Wortes erblickt 

werden kann, dürfte selbstverständlich sein, wie es denn auch 
gewiß Niemand einfallen wird, die RückÜbertragung eines zur 
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Masse gehörigen Grundstücks auf den Gemeinschuldner in dem 
Falle zu verlangen, wenn es diesem, etwa mit Hilfe einer ihm 

inzwischen zugefallenen Erbschaft, gelingt, seine sämmtlichen Glau-
biger vor Sübhastatiou seines Grundstückes zu befriedigen und 
auf diese Weise dem ganzen Konkurse ein Ende zu machen. 

Die Berechtigung der Praxis zu dem in dem Wahlschen 

Konkursproceß angefochtenen Verfahren wurzelt einfach in der 

Natur der Neallasten. In der auch gegenwärtig nicht endgültig 

ausgetragenen Controverse darüber, ob die Reallasten zu den Obli-

gationen oder den Rechten dinglicher Natur gehören, hat das 

Provinzialrecht sich zwar für die Dinglichkeit der Reallasten ent-

schieden und folgt aus diesem Standpunkte des Privatrechts aller-

dings, daß die Klage aus Anerkennung der Reallast als solcher, 

d. h. des gesammten, die einzelnen, periodisch wiederkehrenden 

Leistungen bedingenden Rechts, eine dingliche Klage, actio con­

fessoria utiiis sei. Da jedoch auch die Anhänger der vom Privat-

recht zur Geltung gebrachten Anschauung anerkennen, daß die auf 
die einzelne fällige Leistung gerichtete Klage eine actio perso­

na Iis in factum und das durch dieselbe verfolgte Recht ein per-

sönliches Recht sei; da ferner das provinzielle Privatrecht selbst 

die persönliche Natur des Allspruchs auf Die einzelnen, auZ einer 

Reallast resnltirenden Leistungen anerkennt, indem es die, die 

Geltendmachung dieses Anspruchs bezweckende Klage in der für 

andere persönliche Klagen vorgeschriebenen Frist verjähren läßt 

und zwar ohne daß dadurch der Fortbestand der Reallast selbst 

irgend in Frage gestellt würde (Art. 1316 und 1317): so steht 

das provinzielle Privatrecht durchaus im Einklänge mit der gemein­

rechtlichen Konkurstheorie, welche die aus einer Reallast bereits 

vor Ausbruch des Konkurses entsprungenen Leistungen nicht als 

Massenschuld, sondern als persönliche, der Location unterliegende 

Schuld des Gemeinschnldners ansieht. Dieser Theorie zu folgen 
ist übrigens die Praxis nmsomehr berechtigt, als der Art. 1307 

des P-Rts. im Hinblick auf den Fall, wenn über das Vermögen 
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des Besitzers eines mit einer Reallast beschwerten Jmmobils der 

Konkurs ausbricht, blos die laufenden, nicht auch die rückstän-

digen Leistungen als Massenschuld bezeichnet. 

Was die annui reditus für geistliche Stiftungen anlangt, 

deren der Punkt 1 der Locationsordnung ebenfalls erwähnt, so 

können dieselben entweder Folge einer dem Grundstücke des Ge-

meinschuldners unter Beobachtung des Art. 1310 des P.-R. auf­

erlegten Reallast im strengen Sinne des Worts sein, oder sich 

aus einer auf das gemeinschuldnerische Grundstück ingrossirten 

letztwilligen Verfügung herschreiben, die, ihrem Inhalte nach, zwar 

den zur Begründung einer Reallast nothwendigen Requisiten nicht 

in allen Stücken Genüge thut, dennoch aber den jedesmaligen 

Besitzer des Grundstücks zur Entrichtung der annui reditus ver­

pflichtet. Im ersten Falle gilt von den annui reditus dasselbe, 

was oben in Betreff der aus einer Reallast entspringenden Lei-

ftungen dargelegt wurde. Aber auch im zweiten Falle sind die 

forderungsberechtigten geistlichen Stiftungen in Bezug auf die 

laufenden annui reditus als Massengläubiger, in Bezug auf die 

rückständigen annui reditus dagegen als Konkursgläubiger anzu-

sehen, indem der Verpflichtungsgrund auch hier ein persönlicher ist. 

§ 3. 

Daß der Punkt zwei der Locationsordnung: 
„Die, den sämmtlichen Creditoren zum Besten verwandten 

„Gerichts-Kosten und ExPensen — 

ausschließlich über Massenschulden, und Puut 3: 

„Diejenigen, so ihr eigenes, dem Schuldner anvertrautes, ge-

„lieheues, oder sonst bei ihm in Verwahrung stehendes Guth, 

„daferne eS vorhanden, vindiciren und abfordern — 

ausschließlich über Vindicanten handeln, kann nicht zweifelhaft sein. 

Destomehr scheinen die Ansichten über den vierten Punkt: 

„Die, so in einem verkauften, und annoch vorhandenem Guthe, 

„Ihnen ausdrücklich, bis zur geschehenen Zahlung, das do-
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„minium vorbehalten, und des Käufers Glauben, wegen des 

„Pretii oder Kausschillings, nicht gesolget, noch das Unbeweg­

liche öffentlich auftragen lassen" — auseinander zu gehen. 

Auf der einen Seite will man den Verkäufer, von dem 

hier die Rede ist, einfach und unbedingt als Vindicanten auf-

fassen; denn da sich der Verkäufer das Eigenthum vorbehalten 

habe und der Käufer vor Berichtigung des ganzen Kaufpreises 

nicht berechtigt sei, das erstandene Immobil in den Grund- und 

Hypothekenbüchern auf seinen Namen auftragen zu lassen, nach 
den Art. 809 und 812 des P.-Rts aber nur derjenige als Eigen-

thümer eines Jnunobils gelte, auf dessen Name dasselbe im Grund-

und Hypothekenbuche verzeichnet sei, so könne ein solches Immobil 

nicht zur Masse gezogen werden, sondern der Eigenthümer (d. h. 

hier der Verkäufer) nur angehalten werden zur Herausgabe der 

etwa empfangenen Teilzahlung. 

Auf der anderen Seite wird behauptet, daß vor Allem 

unterschieden werden müsse, ob der verkaufte Gegenstand eine be-

wegliche oder eine unbewegliche Sache sei. Im elfteren Falle 

liege allerdings ein Vindicationsansprnch vor, der außerhalb des 

Konkursus zu verfolgen sei. In dem zweiten Falle dagegen sei 

der Verkäufer wenigstens nach provinziellem Rechte zur Vindikation 

nicht berechtigt, weil der Art. 3942 des P.-Rts unter Allegation 

des Punkt 4 der Locationsordnung vorschreibe, daß der einem 

Kaufvertrage einverleibte Vorbehalt des Eigenthnms bis zur vollen 

Bezahlung des Kaufpreises im Konkurse nur die Wirkung habe, 

daß er dem Verkäufer in Betreff des Kanffchittingsrücfstandes ein 

Vorzugsrecht sichere und zwar, ohne dabei dem Verkäufer eventuell 

die Eigenthumsklage offen zu lassen. Meines Erachtens hat der Ver-

treter dieser Ansicht den Art. 3942 auf ein tatsächliches Verhältniß 

angewandt, welches den Bestimmungen desselben überhaupt nicht 

subsumirt werden darf. Ter Wortlaut dieses Artikels ist folgender: 

„Ter Vorbehalt des Eigenthums oder Miteigentums der 

„verkauften Sache kann von: Verkäufer entweder der Art 
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„geschehen, daß das Eigenthum bis zu völliger Bezahlung 

„des Kaufpreises bei ihm bleibe, oder daß das Eigenthum auf 

„deu Verkäufer zurückfalle, wenn der Käufer seiner Zahlung?-

„Verbindlichkeit nicht nachkommt. Im erstem Falle hat der 

„Vorbehalt die Kraft einer aufschiebenden, im letzteren die 

„einer auflösenden Bedingung. Ist die Absicht den Contra-

„henten zweifelhaft, so ist der Vorbehalt als aufschiebende Be-

„dingung auszufassen. Im Konkurse gewährt übrigens dieser 

„Vorbehalt, wenn er ein Immobil betrifft, nur ein Vorzugs-

„recht des Verkäufers: Die Eigenthumsklage steht demselben 

„nicht zu. 

Durch den Schlußsatz vorstehenden Artikels wird augeu-

scheinlich eine Ausnahme aus den allgemeinen Bestimmungen der 

Art. 3167 und 3170 des P.-Rts begründet; denn während in 

denselben verordnet ist, daß der Promissar, solange die Süspen-

sivbedingung schwebt, auf die versprochene Sache nur eine Hoff-

nuug habe und, falls diese Sache ihm bereits übergeben wäre, 

als Verwalter einer fremden Sache anzusehen sei — 

ist im Schlußsatz des Art. 3942 festgesetzt, daß die einem Kauf-

vertrage durch Vorbehalt des Eigenthums bis zur Bezahlung des 

Kaufpreises hinzugefügte Suspensivbedingung dann, wenn es sich 

um ein Immobil handelt, den Uebergang des Eigenthums auf 

den Käufer nicht verhindere, sondern nur ein Mittel sei, um dem 

Anspruch des Verkäufers aus Bezahlung des Kausschillings einen 

Vorzug im Konkurse des Käufers zu sichern. Hiebet versteht sich 
von selbst, daß die Abschließung eines mit der Klausel des Eigen-

thumsvorbehalts versehenen Kaufvertrages an und für sich weder 

das Eigenthumsrecht des Verkäufers an dem veräußerten Immobil 

aufhebe, noch auch das Eigenthumsrecht an demselben auf den 

Käufer übertrage, indem dazu vielmehr, außer dem durch den 

Kaufvertrag begründeten Justus titulus, das Vorhandensein auch 

der anderen für den Eigenthumserwerb durch Kauf gesetzlich vor­

geschriebenen Requisite nothwendtg ist. Dahin gehört unter 
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Anderem auf Grundlage der Art. 3882 und 3883 des P.-Rts, 

daß der Käufer den Kaufpreis bezahlt habe oder daß derselbe ihm 

dtud) den Verkäufer gestundet sei und daß die über das Kauf-

geschäst handelnde Urkunde in das zuständige Grund- und Hypo-

theleubuch ein- und aus den Namen des Käufers aufgetragen 

worden. Solange diesen beiden Erfordernissen oder auch nur 

einein oder dem anderen derselben nicht volle Genüge geschehen 

ist, kann dem in einem Kaufvertrage ausgesprochenen Vorbehalt 

des Eigenthums bis zur Bezahlung des Kaufpreises, auch wenn 

es sich um den Verkauf eines Immobils handelt, nur die Bedeu-

tung einer Suspensivbedingung, keineswegs aber die Folge beige-

messen werden, daß der rückständige Kauffchilling im Konkurse des 

Käufers ein privilegirtes Pfandrecht in dem veräußerten Immobil 

zu genießen habe, denn solches ist doch nur unter der Voraus-

setzung denkbar, daß der Käufer das Eigenthum an dem erstan-

denen Immobil bereits erworben habe, was jedoch so lange der 

Kaufpreis weder bezahlt noch creditirt ist und die Eintragung in 

das zuständige Grund- und Hypothekenbuch nicht stattgefunden 

hat, rechtlich unmöglich ist. Ta nun in dem Punkte 4 der 

Locations-Ordnuug von einem Verkäufer die Rede ist, der des 

Käufers Glauben wegen das pretii nicht gefolget noch das Un-

bewegliche öffentlich auftragen lassen, mithin weder den rückstän-

digeu Kaufschilling creditirt, noch die Corroboration des Kausver-

träges genehmigt hat, so darf dieser Fall dem Schlußsatz des 

Art. 3942 einfach aus dem Grunde überhaupt nicht subsumirt 

werden, weil dieser Schlußsatz auf Seiten des Käufers voraus-

setzt, daß derselbe an dem gekauften Immobil bereits Eigenthnm 

erworben habe, diese Voraussetzung aber in jenem Falle gezeigter-

maßen nicht zutrisft. 
Ob dem Verkäufer in eben diesem Falle die Rolle 

eines Vindicanten, oder eines Massenglänbigers oder eines 

Konkursgläubigers oder vielleicht garkeiue, im Konkurse in 

Betracht kommende Rolle zufalle, hängt meiner Ansicht nach 
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von den Beschlüssen und dem Verfahren der Gläubiger-

schast ab. 
Der Punkt 4 der Locationsordnung läßt unentschieden, ob 

der Verkäufer, von dem dort die Rede ist, das veräußerte Immobil 

dem Käufer bereits tradirt habe oder nicht. Ist er vor Eröff-

nung des Konkurses zur Tradition des Immobils an den Ge-

meinschuldner nicht geschritten, so kann von Anstellung der Vindi-

cationsklage nicht die Rede sein, weil der Verkäufer sich selbst im 

Besitz des veräußerten Immobils befindet und die Vindications-

klage doch nur gegen den Detentor (Art. 897 und 899) ange­

stellt werden kann. Erwägt man hiernächst, daß der Punkt 4 

der Locationsordnung einen, von keinem der beiden Contrahenten 

vollständig erfüllten Kaufvertrag vor Augen hat, die Gläu-

bigerschaft aber in einem solchen Falle nach den hier in subsi-

dium Platz greifenden Grundsätzen des gemeinen Konkursrechts 

zum Eintritt in den von dem Gemeinschuldner vor Ausbruch des 

Konkurses abgeschlossenen Kaufvertrag nicht gezwungen werden 

kann, so leuchtet ein, daß die Lage des Verkäufers von dem Be-

schlusse abhängt, den die Gläubigerschaft über ihren Eintritt in 

das Kaufgeschäft saßt. Entschließt sie sich zum Eintritt und 

fordert sie mit der zu den Activis der Masse gehörigen actio 

emti die Tradition des vom Gemeinschuldner erstandenen Im-

mobils und die Bewilligung zur Eorroboration des Kaufin-

struments, so versetzt sie den Verkäufer dadurch in die Lage eines 

Massengläubigers, denn daß die Gläubigerschaft, um mit der 

actio emti durchzudringen, dem Verkäufer den Kaufpreis bezahlen 

muß, versteht sich nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen von selbst 
und wird von der gemeinrechtlichen Konkurstheorie bestätigt. 

Tritt dagegen die Gläubigerschaft in den Kaufvertrag nicht ein, 

so wird dadurch das ganze Kaufgeschäft rückgängig und glaubt 

der Verkäufer dieserhalb ein Recht auf Entschädigung zu haben, 

so kann nicht zweifelhaft sein, daß er dieses Recht im Konkurse 
als Konkursgläubiger zu verfolgen habe. 
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Noch einfacher gestaltet sich die Sache, wenn der Verkäufer, 

obschon er den Kaufpreis nicht creditirt und die Corroborations-

bewilligung nicht ertheilt hat, doch vor Ausbruch des Konkurses 

zur Tradition des veräußerten Immobils geschritten ist. Be-

schließt die Gläubigerschaft in diesem Falle den Eintritt in das 

Kaufgeschäft, so folgt daraus wiederum, daß sie den Kaufpreis an 

den Verkäufer als Massenschuld auszuzahlen hat. Bleibt sie da-

gegen dem Eintritt in den Kaufvertrag fern, so ist der Verkäufer 

unbestrittener Eigenthümer des Immobils und als solcher zur 

Vindikation desselben berechtigt. Conf. Bayer's Theorie des 

Konkursprocefses § 32. Nr. 4. 

Zu ganz anderen Resultaten gelangt man, wenn der Ver-

fäufev das Immobil trabirt und den Kaufpreis, soweit er nicht 

berichtigt worden, dem Käufer unter Vorbehalt des Eigenthums 

gestunbet hat, benn in biefem Falle i ftber Kaufvertrag als von beben 

Theilen erfüllt anzusehen unb ber Verkäufer in bie Nothwenbig-

teit versetzt, ben ihm gebührenden Kaufschillingsrückstanb auf 

Grunblage des Schlußsatzes des Art. 3942 bes P.-R's. im Konturs-

verfahren als Konkursgräubiger zu verfolgen, wobei ihm aller-

bings bas bem Kausschillingsrückstanbe gesetzlich zustehenbe privi-

legirte Pfandrecht zu Gute tommt. Da aber der Punkt 4 der 

Locationsordnung einen solchen Fall nicht zum Gegenstände hat, 

so bleibt es immer wahr, daß diesem Punkte 4 eine Stelle in 

der Rangorbnung ber Kollkursgläubiger nicht ober boch nur in 

beut Falle zukommt, wenn ber Verkäufer wegen Rückgängigwerben 

bes Kaufgeschäfts auf Entschäbigung klagt. 

§ 

In Betreff bes 5. Punktes ber Locationsordnung: 

„Die, so aus ungeteilten Gütern ihr Erbtheil forbern, wie 
„auch ber Unmünbigen, in benen, au einem ber Mit-Erben 

„übertragenett liegenben Grünben stehenbe Erbgelber" 

glaube ich bie beiden Sätze: 
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1) „Die, so aus ungetheilten Gütern ihr Erbtheil fordern und: 

2) „Ter Unmündigen, in denen, an einem der Mi-Erben 

übertragenen liegenden Gründen stehende Erbgelder" — 

auseinanderhalten und jedem dieser Sätze einer besonderen Be-

leuchtung unterwerfen zu müssen. 

ad 1. Der erste dieser Sätze hat den Fall vor Augeu, daß 

mehreren Personen eine Erbschaft zugefallen und darauf über das 

Vermögen eines dieser Erben bevor sie zu einer die Masse er-

schöpfenden Theilnng der Erbschaft geschritten, der Konkurs aus-

gebrochen sei. daß die ungeteilte Erbmasse noch in natura vor­

handen sei und daß der Gemeinschuldner sich bei Ausbruch des 

Konkurses im Besitz derselben befinde. Von einem Vorhanden-

sein der Erbmasse in natura ist freilich im Texte nicht aus-

drücklich die Rede; allein da der Anspruch derjenigen, deren depo-

nirtes Gut von dem Gemeinschuldner abhändig gemacht worden 

ist, in der Locationsordnung erst unter Nr. 14 eine Stelle ge­

funden hat, und die Lage der Miterben des Gemeinfchüldners 

dann, wenn dieser die ungetheilte Erbmasse abhändig gemacht 

hat, im Wesentlichen mit der Frage jener Deponenten überein­

stimmt, indem es sich bei Beiden um abhändig gemachtes Eigen­

thum handelt; so kann wohl unbedenklich angenommen werden, 

daß der hier in Betracht gezogene erste Satz des Punkt 5 nur 

eine noch in natura vorhandene Erbmasse betreffe. Wie nun 

jeder Erbe den, die ungetheilte Erbmasse besitzenden, Miterben 

mit der familiae herciscundae actio zur THeilung der Erbmasse 

und Ausamworlung des dem Kläger gesetzlich zustehenden Erb-

theils zwingen kann, so können auch die Miterben des Gemein-

schuldners die diesen letzteren repräfenttreitbe Gläubigerschaft mit 

derselben Erbschaftsklage zur Theilung der Erbmasse und zur 

Ansantwortung der ihnen zustehenden Erbtheile nöthigen, denn die 

Verhängung des Konkurses über das Vermögen des gemeinschuld-

tierischen Miterben kann die Rechte der anderen Erben an der 

ungetheilten Erbmasse aus dem Grunde nicht beeinträchtigen, 
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weil doch nm das eigene Gut des Gemeinschuldners für dessen 

Schulden herzuhalten hat, die ideellen Antheile der Miterben an 

der ungetheilten Erbmasse aber nicht zu dem eigenen Gute des 

Gemeinschuldners gehören, und weil die Pfandrechte, die derselbe 

an der ganzen Erbmasse oder einzelnen Stücken derselben bestellt 

haben sollte, nach den Art. 1358 und 1359 des P.-R. nur für 

den Betrag des dem Gemeinschuldner selbst bei der Theilung der 

Erbmasse zufallenden Erbantheils wirksam werden, in Bezug auf 

die durch die Theilung ausgemittelten Erbtheile der anderen Erben 

aber unwirksam sind. Daß die, so aus ungetheilten Gütern ihr 

Erbtheil fordern, hiernach zu den Vindicanten oder doch Separa-

tisten gehören, leuchtet von selbst ein. Nicht weniger gewiß ist, 

daß auf den Umstand, ob die Miterben unmündig oder großjährig 

sind, nichts ankommt und daß zur Feststellung der den Miterben 

des Gemeinschuldners auszuantwortenden Erbtheile, so wie der 

beut Gemeinschuldner selbst zufallenden und zur Konkursmasse zu-

zuziehenden Erbquote von ber ganzen Erbmasse vorher sämmtliche 

an berselben hastenden passiva nach beut Grundsatze: hereditas 

non intelligitur, nisi deducto aere alieno in Abzug ge­

bracht werben umsseti unter Beobachtung ber Vorschriften der 

Art. 2692—2694 bes P.-Rechts. 

ad 2. Das in bem zweiten Satze bes Punkt 5 angedeutete 

Sachvechältniß besteht barm, baß mehreren Erben, unter betten 

einige unmündig sinb, cht Grundstück erbrechtlich zugefallen ist, 

baß barauf unter den Erben eine Theilung in der Weise stattge-

futtben hat, daß einem mündigen Erben bas Eigenthum an beut 

Grundstücke übertragen worden, während die ihrem Geldwerthe 

nach festgestellten Antheile der Unmündigen, dem Art. 2705 des 

P.-R. entsprechend, auf dem Grundstücke als sogenannte Erbgelber 

ruhen geblieben sinb unb daß endlich über das Vermögen 

bes Grunbstücks-Eigenthümers ber Konkurs ausgebrochen ist. 

In einem solchen Falle sinb an Stelle ber ideellen Eigenthums-

Antheile ber Unmünbigen dem Vermögenswerthe dieser Antheile 
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gleichkommende Forderungsrechte getreten, rücksichtlich welcher der 

Eigenthümer des Grundstücks als debitor erscheint, woraus ohne 

Weiteres folgt, daß die hier in Betracht kommenden Unmündigen 

hinsichtlich ihrer Erbgelder im Konkurse des betreffenden Grund-

stücks-Eigenthümers der Kategorie der Konkursgläubiger beigezählt 

werden müssen und daß ihnen daher eine Stelle innerhalb der 

Rangordnung der Konkursgläubiger einzuräumen sein wird. 

§ S 

In Betreff des sechsten Punktes der Locationsordnung: 
„Die, nach Conditio» des Schuldners nothwendige und 
„mäßige Begräbniß-Kosten, und was auf die Krankheit, daran 
„er gestorben, gewandt" 

kommt es darauf an, ob der Gemeinschuldner während des Kon-

kurses gestorben, oder der Konkurs erst über die hereditas jacens 

verhängt worden. Im ersteren Falle werden die Kosten der letzten 

Krankheit und des Begräbnisses des Gemeinschuldners nach der 

jetzt herrschenden Theorie als Massenschulden angesehen. In dein 

zweiten Falle dürften sie jedoch im Konkurse zu liquidiren sein, 

denn die hereditas jacens ist mit juristischer Persönlichkeit be-

kleidet und steht denen, welche in Anlaß der letzten Krankheit 

oder des Begräbnisses etwas zu fordern haben, gleich anderen 

Konkursgläubigern gegenüber. 

Da schon der bloße Wortverstand der übrigen Punkte der 

Locationsordnnug, nämlich der Punkte 7—17, keinen Zweisel 

darüber offen läßt, daß die in diesen Punkten lochten Interessenten 

zv den Konkursgläubigern im eigentlichen Sinne des Wortes ge-

hören, so kann das Ergebniß der bisherigen Erörterung dahin zu-

sammengefaßt werden, daß die Punkte 2, 3 und 4 und der erste 

Satz des Punkts 5, weil sie theils über Vindicanten, theils über 

Massengläubiger handeln, aus der Rangordnung der Konkurs-

gläubiger ganz ausscheiden und daß die Punkte 1 und 6 in die­

selbe nur soweit hineingehoren, als sie rückständige Steuern und 
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Abgaben, beziehungsweise solche Kosten des Begräbnisses und der 
letzten Krankheit eines Verstorbenen betreffen, über dessen Nachlaß 
der Konkurs verhängt worden. Mit diesem Ergebniß kann der 

wohl in den meisten livl. Stadtgerichten übliche Brauch, im Ein-
gange des Priorität?- oder Locations-Urtheils die Vindicanten und 

Massengläubiger unter fortlaufenden Ziffern aufzuführen und bei 
Jedem derselben das Sachgemäße zu erkennen, sehr wohl zusam-
meubestehen, wenn dabei ausgesprochen wird, daß diese Ziffern 
nicht den Zweck haben, eine Rangordnung zu bekundeu, indem ja 
die Vindicanten und Massengläubiger überhaupt nicht in einem 
Rangverhältniß stehen, jeder unter ihnen das ihm Gebührende 
vielmehr ganz zu erhalten hat. Sollte die Masse nicht einmal 
zur Befriedigung der Massengläubiger ausreichen, so haben die 
Konkursgläubiger das Fehlende ex propriis zuzuschießen, wie 
wenigstens die gemeinrechtliche Konkurstheorie lehrt. 

Z w e i t e r  A b s c h n i t t .  
Von der Rangordnung der Konkursgläubiger, 

wenn die Konkursmasse ausschließlich in 
einem Immobil besteht. 

8 6. 

In der Location der Konkursgläubiger treten unter gewissen 

Umständen nicht unerhebliche Verschiedenheiten ein, je nachdem 
die Konkursmasse blos aus einem oder mehreren Immobilien 
besteht, oder aber neben unbeweglichem Gute auch aus beweg-
liehen Gütern und unter diesen ans Sachengesanumheiten und 
Schiffen zusammengesetzt ist. Um nun die Übersichtlichkeit der 
Tarstellung nicht durch häufiges Eingehen auf diejenigen Befon-
derheiten zu stören, die durch die Beschaffenheit der Konkursmasse 
bedingt sind, stelle ich mir zunächst die Aufgabe, die Rangord-
nung der Konkursgläubiger in dem Falle zu bestimmen, wenn die 
Konkursmasse ausschließlich aus einem Immobil besteht. Gelingt 

2 
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dieser Versuch, so wird es nicht schwer sein, die auf der Verschie-

denheit der Massenbestandtheile beruhenden Locations-Abweichungen 

in einem weiteren Abschnitt hervorzuheben und zu begründen. 

Unter der angegebenen Voraussetzung aber glaube ich, daß 

sich die nachfolgende Rangordnung der Konkursgläubiger recht-

fertige: 

Classe I .  Absolut privi legirte Forderungen. 

Locus 1. Vor Ausbruch des Konkurses fällig gewor-

dene Steuern und Grund-, Erb- und Stiftungszinse. Dahin 

gehören: 

a. rückständige Steuerbeträge, welche der Geineinschuldner ent-

weder aus einem rein persönlichen Verpflichtungsgrunde, 

oder als Besitzer eines Jmmobils der Kirche oder dem 

Staat oder der Stadt oder der Gemeine schuldig ge-

worden ist; 

b. rückständiger Grund- und Erbpachtzins, derselbe möge einer 

öffentlichen Anstalt, Corporation :c. oder einer Privatperson 

gebühren. 

c. rückständiger Zins, welcher von dem Immobil des Gemein-

schuldners zu Folge einer auf dasselbe ingrossirten milden 

Stiftung zum Besten der letzteren jährlich entrichtet werden 

muß. Die Befriedigung erfolgt im Falle der Insuffizienz 
pro rata. 

Locus 2. Die nach vollzogener Erbtheilung auf dem 

Immobil des Gemeinschuldners haften gebliebenen Erbgelder 

(Art 2705 des P.-R.) solcher Miterben, die zur Zeit der Thei-

lung und Uebertragung des Jmmobils auf einen der Erbgenossen 

noch unmündig waren. 

L O C U S  3 .  Die Kosten für das standesmäßige Begräbniß 

des Erblassers und die durch die letzte Krankheit desselben gem-

sachten nothwendigen Ausgaben, wenn der Konkurs erst über den 

Nachlaß des Verstorbenen ausgebrochen ist. 
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Locus 4. Dienstlohn, Haus-Heuer und Kostgeld. Dahin 

gehört: 

a. Der aus dem letzten Jahre vor Ausbruch des Konkurses 

sich herschreibende Dienst- und Gesindelohn solcher Dienst-
Pflichtigen, die ihren ganzen Unterhalt aus der mit dem 
Gemeinschuldner geschlossenen Dienstmiethe bezogen und 
während der Dauer des Dienstverhältnisses dem Hauswesen 

des Gemeinschuldners angehört haben; 

b. rückständige Gebäude-Miethe und Forderungen wegen verab-
folgtet garer Kost, wenn die eine wie die anderen sich aus 
dem letzten Jahre vor Ausbruch des Konkurses herschreiben. 

Das Privilegium geht verloren, wenn der Berechtigte den 
Dienstlohn oder die Miethe oder das rückständige Kostgeld dem 
Gemeinschuldner ausdrücklich oder durch eoneludente Handlungen 
gestundet hat. Die Befriedigung erfolgt im Falle der Jnsusfi-
zienz pro rata. 

L O C U S  5 .  Die sogenannten Ausspruchsgelder (Art. 2 5 1 6  

des P.-R.) jedoch nur unter der zwiefachen Voraussetzung, daß 
sie mit der Morgengabe der Wittwe concurriren und daß keine 

durch ein privilegirtes Pfandrecht oder eine öffentliche Jmmobi-
liarhypothek gesicherte Forderungen bei der Location in Betracht 
kommen. 

L O C U S  6 .  Die den unbeerbten Bürgerwittwen beider 
Gilden gebührende Morgengabe, wenn die Wittwe binnen Jahr 
und Tag nach dem Tode ihres Ehemannes das ganze in der 
Gütergemeinschaft begriffene Vermögen den Gläubigern abtritt. 

Claffe II. Durch privilegirtes Pfandrecht geschützte 
Forderungen. 

L O C U S  7 .  Die dem Gerneinfchuldner zur Verbesserung 
und Erhaltung seines Hauses vorgestreckten Darlehen, jedoch nur 
unter der dreifachen Bedingung: 

2* 
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1. daß zu Gunsten des Darlehns ausdrücklich ein Pfandrecht 
an dem Hause bestellt worden; 

2. daß das dargeliehene Geld in Wirklichkeit zur Verbesserung 

oder Erhaltung des Hauses verwandt worden — und 

3. daß das Haus bei Erlaß des Locations-Urtheils noch vor­

handen ist. 

L O C U S  8. Durch Jngrossation auf das Immobil ge-

sicherte Forderungen und darunter die Erbgelder großjähriger 

Miterben und in eventuin (siehe LOCUS 5) auch die Ausspruchs­

gelder — in allen Fällen jedoch unter der Voraussetzung, daß die 

über diese Forderungen ausgefertigten Urkunden auf das Immobil 

des Gemeinschuldners ingrossirt  worden, ehe und bevor 

der letztere Eigenthümer des Jmmobils geworden ist. 

— Ueber den Vorzug dieser Forderungen unter einander ent­

scheidet das Alter der Jngrossation. 

L O C U S  9. Zum Ankauf eines Jmmobils contrahirte Dar­

lehen, wenn dieselben zu diesem Zwecke wirklich angewandt worden 

und der Gläubiger sich vor oder bei Darleihung des Geldes das 

Immobil zum Unterpfande bedungen. 

L O C U S  1 0 .  Der Kaufschillingsrückstand, wenn der Ver-

käufer sich ein Unterpfand in dem Immobil bis zur gänzlichen 

Bezahlung des Kaufschillings ausdrücklich vorbehalten. 

Classe III. Nicht privi legirte Pfandgläubiger. 

LOCUS 11. Öffentliche Jmmobiliarhypotheken, d. h. 

durch Jngrossation aus das Immobil gesicherte Forderungen, 

(einschließlich die Erbgelder großjähriger Miterben und die bei 

Anbetung der neuen Ehe den Kindern gethane Aussprachsgelder), 

so wie die Ansprüche der Pupillen und Curanden an den Vor­

mund beziehungsweise Curator aus der geführten Vermögensver-

waltung. 
Ueber den Vorzug dieser Forderungsrechte unter einander 

entscheidet das Alter, für welches bei den Ansprüchen der Pupillen 
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und Curanden der Zeitpunkt der Bestellung der Vormundschaft 

oder Curatel, für die anderen Forderungen der Zeitpunkt der 

Jngrossation auf das Immobil maßgebend ist. 

Locus 12. Forderungen, die gesichert sind, entweder: 

a. durch eine Privathypothek, oder 

b. durch eine bloß in das für den Gemeinschuldner zuständige 

Personalhypothekenbuch eingetragene General- oder Mobi-

liarhypothek — oder 

c. durch eine, kraft rechtskräftigen Urtheils erfolgte, Einwei-

sung des Gläubigers in das Immobil des Gemein-

schuldners oder 

d. durch stillschweigendes oder gesetzliches Pfandrecht, soweit 

letzteres sich nicht auf die unter LOCUS 13 sub Lit. b und c 

bezeichneten Forderungen bezieht, oder Ansprüche sichert, 

denen auf Grund gesetzlid)er Ausnahme-Bestimmungen ein 

günstigerer Locus angewiesen ist. 

Der Vorzug dieser Forderungen unter einander wird durch 

das Alter des entstandenen Pfandrechts entschieden. 

Classe IV. Gläubiger, denen ein P r i v i l e g i u m  

exigendi zusteht und Pfandglänbiger, die 

ausnahmsweise hierher gezählt sind. 

L o c u s  1 3 .  Dahin gehören: 

a. der Entschädigungs-Anspruch desjenigen, dessen bei dem 

Gemeinschuldner deponirtes Gut von demselben abhängig 

gemacht worden; 

b. das zum Ankauf oder zur Ausbesserung eines Hauses ohne 

Beding des Unterpfandes contrahirte Darlehn; 

c. der Kaufschillingsrückstand, für den in dem veräußerten 

Immobil kein Pfandrecht vorbehalten worden und 

d. das unverzinslich contrahirte Darlehn. 
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Diese vier Forderungen kommen ohne Rücksicht auf die Zeit 

ihrer Entstehung bei Unzulänglichkeit der Masse pro rata zur 

Perception. 

Classe V. Einfache chirographarische Gläubiger. 

Locus 14. Dahin gehören al le sonstigen Gläubiger des 

Gemeinschuldners, denen ein günstigerer Locus nicht angewiesen 

ist. Ihre Stellung zu einander ist von dem Alter ihrer Forde-

rungen unabhängig, sie werden vielmehr bei Unzulänglichkeit der 

Masse pro rata befriedigt. 

§ 7. 

B e g r ü n d u n g  d e r  e r s t e n  L o c u s .  
(Vergleiche Punkt 1. der städtischen Locationsordnung.) 

Einige meinen, die Location von Rückständen, die Folge 

einer Reallast sind, sei überhaupt entbehrlich; denn da der 

Art. 1306 des P.-Rechts für alle Arten der Reallasten die Regel 

aufstelle, daß das Grundstück für die Rückstände hafte und daß 

dieselben daher von jedem Nachfolger im Besitz zu entrichten seien, 

so brauche der Berechtigte sich wegen der ihm gebührenden Rück-

stände überhaupt nicht im Konkurse zu melden, könne vielmehr die 

öffentliche Versteigerung des Pflichtigen Grundstücks abwarten und 

dann die Bezahlung der Rückstände von dem neuen Erwerber 

fordern. 

Wenn das Privatrecht, wie schon oben bemerkt wurde, den 

Reallasten einen dinglichen Charakter beilegt, so giebt es doch 

dadurch noch nicht dem abenteuerlichen Gedanken Ausdruck, daß 

ein mit einer Reallast beschwertes Grundstück als ein leistungs-

Pflichtige  ̂ Rechtssubject anzusehen sei. Ebendaher kann der 

Art. 1306 mit der Haftung deS Grundstücks für die Rückstände 

doch nur meinen, daß dieselben als eine Schuldverbindlichkeit des 

neuen Erwerbers des Grundstücks gelten und daß der letztere für 

die Erfüllung dieser Verbindlichkeit mit dem Grundstücke einstehe, 
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sofern nicht Umstände eingetreten sind, welche die Existenz oder 

die Klagbarkeit der Verbindlichkeit aufgehoben oder die Realisir-

barkeit derselben aus dem bezüglichen Grundstücke rechtlich un-

möglich gemacht haben. So z. B. kann von einem Uebergehen 

der Rückstände auf den neuen Erwerber des Grundstücks selbst­

verständlich nicht die Rede sein, wenn der Vorgänger im Besitz 

den Realberechtigten zur Geltendmachung der Rückstände mittelst 

ausgebrachten Edictalprocesses provocirt hat und dieser mit seinem 

Anspruch auf jene Rückstände weegen unterbliebener rechtzeitiger 

Anmeldung derselben präcludirt oder wegen eingetretener Verjäh-

rung (Art. 1316) abgewiesen worden ist. Da nun der Realbe-

rechtigte in Betreff der vor Ausbruch des Konkurses entstandenen 

nicht verjährten Rückstände zweifellos Gläubiger des Gemein-

schuldners ist und als solcher zur Geltendmachung seines An-

spruchs im Professionstermine bei Strafe der Präclusion verpflichtet 

erscheint, die Präelusion im Konkurse aber darin besteht, daß der 

säumige Forderungsberechtigte so angesehen wird, als habe er 

hinsichtlich seines Anspruchs aus die Befriedigung aus der Kon-

kursmasse verzichtet, (Conf. z. B. Bayer's Theorie des Konkurs-

processes § 50 Not. 5 und § 52); so folgt hieraus, daß ein Real-

berechtigter, welcher die Geltendmachung ihm gebührender Rück-

stände im Professionstermine unterläßt, dadurch auf die Tilgung 

dieser Rückstände aus der Konkursmasse und somit auch aus dem 

Pflichtigen Grundstücke verzichtet, letzteres mithin ans der Verhaf-

tung für die Rückstände befreit und in Folge des Verzichts auf 

die Verhaftung des Grundstücks auch das Recht einbüßt, von dem 

neuen Erwerber des Grundstücks die Bezahlung der fraglichen 

Rückstände fordern zu können. Wäre dem nicht so, würde der 

Realberechte die im Konkurse präcludirten Rückstände von dem-

jenigen zu fordern berechtigt sein, welcher das Pflichtige Grund-

stück im Konkurse meistbietlich erstanden, so wäre dadurch das 

Interesse des Gemeinschuldners, wie der ganzen Gläubigerschast 

in bedenklicher Weise gefährdet, denn es leuchtet ein, daß die 
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Kaufliebhaber beim Ausbot des Grundstücks von Verlautbarung 

dem Werth desselben entsprechender Angebote abgeschreckt werden, 

wenn sie sich darauf gefaßt machen müssen, hinterher vielleicht 

vieljährige, auS der Besitzzeit des Gemeinschuldners herrührende 

Rückstände bezahlen zu müssen, ohne dieselben ans den Kaufpreis 

in Anrechnung bringen zu können. 

Nachdem so die Notwendigkeit einer Location der fraglichen 

Rückstände gezeigt worden, kommt in Bezug auf den ihnen anzu-

weisenden Locus vor Allem der Umstand in Betracht, daß der 

erste Punkt der stadtrechtlichen Locattonsordnung insofern, als er 

über öffentliche Abgaben handelt, nur von der Stadt Schoß und 

Steuer, keineswegs aber von den dem Staat und der Kirche ge-

bührenden Abgaben und Steuern spricht. Um zu begründen, daß 

die letzteren gleich den rückständigen Abgaben an die Stadt an 

erster Stelle zu lociren seien, berufen sich Einige auf den Art. 

1394 des P.-R. Derselbe räumt jedoch der Kronskasse wegen 

der fälligen persönlichen und dinglichen Steuern und Abgaben 

nur ein allgemeines stillschweigendes Pfandrecht ein, beweist 

mithin für die fragliche Gleichstellung Nichts, indem es doch eine 

offenbare Begriffsverwirrung ist, stillschweigende oder gesetzliche 
Pfandrechte mit absolut privilegirten Forderungen oder mit privi-

legirten Pfandrechten zu identificiren. Tie Gleichstellung der 

Abgaben an den Staat und die Kirche mit der Stadt Schoß und 

Steuer beruht vielmehr einfach darauf, daß die Praxis den ge-

meinrechtlichen Grundsatz, wonach jene Abgaben in die erste ©lasse 

gehören, recipirt hat. 

Was den rückständigen Grundzins betrifft, so möchte der 

demselben oben angewiesene Locus sich schon durch die Erwä-

gung rechtfertigen, daß der Grundzins, wenn er von einem dem 

Stadtärar gehörigen, nach Erbzinsrecht vergebenen Grundstücke 

zn entrichten ist, zu Folge des Art. 1320 des P.-R. den öffent-

lichen Reallasten beigezählt werden muß und von der Praxis 

schon frühzeitig als „unter der Benennung Stadt-Schoß und 
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Steuer begriffen" angesehen worden ist, wie sich z. B. aus dem, 

das Rigasche Stadtrecht behandelnden Commentar des Bürger» 

meister Johann Christian Schwartz ergiebt. 

Null kominen freilich in den Städten Livlands auch Erb-

gruildzinse vor, die von Privat-Grundstücken zu entrichten sind-

Bei denselben, als bloßen Privatlasten (Art. 1320 des P.-R.) 

trifft zwar das Moment der Öffentlichkeit, ans welchem oben 

das Privilegium der öffentlichen N entlasten abgeleitet wurde, nicht 

zu; allein da dein rückständigen Canon der Emphyteusis und 

Superficies dies Privilegium nach L. 31 D. de pign. 20. 1. 

und L. 15 D. qui potiores in pign. 20. 4. zugestanden zu 

werden pflegt und zwischen dem Erbgrundzinsrechte und den beiden 

eben genannten Instituten des römischen Rechts nahe Verwandt-

schaft obwaltet, wie denn auch daS Privatrecht zu nicht wenigen 

das Erbgrundzinsrecht betreffenden Bestimmungen den ager veo 

tigalis und das jus emphyteuticuni angehende Stellen des rö-

mischen Rechts als Cuelle allegirt, so »lacht die Praxis, wenn 

wir nicht irren, zwischen dem öffentlichen und dem Privatgrund-

zins in Betreff der Location keinen Unterschied, obschon sich gegen 

dies Verfahren erhebliche Einwendungen machen lassen, indem die 

gemeinrechtliche ratio der Bevorzugung des rückständigen Canon 

der Emphyteusis und Superficies in der Befürchtung sonst eintre-

tender Privation wurzelt, diese Befürchtung aber bei dem Elbgrund-

zinsrecht (Art. 1331) ausgeschlossen erscheint — und es in An­

betracht der angedeuteten ratio wohl richtiger wäre den Canon 

als Massenschuld anzusehen. Cos. Schweppe's System des 

Konkurses § 41. 

Die Locatiou der annui reditus findet ihre Begründung 

schon in dem Wortverstande des Punkt 1 der Locationsordnnng; 

doch mag hier bemerkt werden, daß Bürgermeister Schwartz sich in 
seinem Commentar über die annui reditus folgendermaßen äußert: 

„Geistliche Stiftungen dies sind alle pia corpora, 

„Kirchen, Schulen, Hospitäler, Wittwen und Waysen — 
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„und Armenhäuser. Die Worte: vermachte annui reditus 

„geben zu einer näheren Untersuchung Anlaß. Es ist be-

„kannt, daß man in den vorigen Zeiten, theils ex prin-

„cipiis catholicis, theils aus wahrem Mitleiden, Erbarmen 

„und Menschenliebe, mehr als zu jetzigen Zeiten, für die 

„Errichtung und Erhaltung solcher Stiftungen sorgte. Daher 

„geschähe es dann, daß manche theils bei ihren Lebzeiten 

„gewisse jährliche Abgaben auf ihre immobilia aussetzten 

„und aufschreiben ließen, theils ex legato ihren Immo­

bilien dergleichen onera auferlegten. — — — — 

„Wann aber die Stiftnngs-Administratoren gewisse ans 

„den Revenüen der Stiftung erübrigte Summen auf Jnter-

„essen austhun und auf ein Immobile gaben, so fragt 

„sichs, ob diese Gelder auch unter dieses Privilegium ge-

„hören? Puto, quod non: weil per statuta dem juri 

„communi nichts derogirt wird, was nicht deutlich und 

„bestimmt ausgedrückt ist. 

§ 8. 

B e g r ü n d u n g  d e s  z w e i t e n  L o c u s .  

(Vergleiche Punkt 5 der LocationSordnung.) 

Nachdem oben die Punkte 2, 3 und 4 und der erste Satz 

des Punktes 5 der Loeationsordnung aus der Reihenfolge der 

Konkursgläubiger ganz ausgeschieden worden, weil sie theils Bin-

dicanten, theils Massengläubiger zum Gegenstande haben, mußte 

den im zweiten Satze des Punktes 5 der Loeationsordnung in 

Ansatz gebrachten Erbgeldern der Unmündigen der zweite Locus 

angewiesen werden. 

Da das hier in Frage kommende Privilegium nicht ein 

Privilegium der Erbgelder überhaupt (Art. 2705), sondern nur 

ein Privilegium der den Unmündigen zustehenden Erbgelder ist, 
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hieraus aber folgt, daß dies Privilegium nicht in einer Eigen-

schaft des Forderungsrechts, sondern in einer Eigenschaft des 

Gläubigers wurzelt, so möchte sich die Behauptung rechtfertigen, 

daß dasselbe weder auf die Erben der Unmündigen, noch auch 

auf die Singularsuccessoren derselben übergehe. Wohl zu weit 

würde man aus nahe liegenden Gründen gehen, wenn man an-

nehmen wollte, daß das in Rede stehende Privilegium in Folge 

des Eintritts der Großjährigkeit der Forderungsberechtigten weg-

falle. Vergl. Windfcheid's Pandektenrecht Band II § 271. 

Die Feststellung des Betrages der Erbgelder kann selbstver-

ständlich nur deducto aere alieno erfolgen, mithin so, daß unter 

Anderem die auf dem ererbten Immobil zur Zeit des Erbschafts-

Anfalls bereits ruhenden öffentlichen Jmmobiliarhypotheken von 

dem Gesammtwerth desselben in Abzug gebracht werden. Werden 

nun diese Hypotheken aus der Erbmasse nicht getilgt, sondern von 

demjenigen Erben, dem der Naturalbesitz übertragen wird, selbst­

schuldnerisch übernommen, so liegt es in der Natur der Sache, 
daß sie im Konkurse den Erbgeldern der Unmündigen vorgehen 

müssen. Ebendeshalb erscheint das Privilegium dieser Erbgelder 

jenen Hypotheken gegenüber geradezu widersinnig, denn letztere 

sollen nach dem Wortlaut der Loeationsordnung im Fall des 

Konkurses erst unter Punkt 12 in Ansatz kommen, also den unter 

Punkt 5 lochten Erbgeldern der Unmündigen nachstehen. Gleich-

wohl möchte die Notwendigkeit einer Abweichung von den aus-

drücklichen Vorschriften der Loeationsordnung hier noch nicht ge-

boten sein; denn eine Beeinträchtigung der bezeichneten Hypo-

theken durch das Privilegium der Erbgelder der Unmündigen ist 

sehr unwahrscheinlich, weil jedenfalls auch die dem Naturalbesitzer 
zufallende Erbquote in dein verhafteten Immobil steckt, der Werth 
desselben mithin in der Regel ein höheres Kapital repräsentiren 

wird, als dasjenige, welches gewonnen wird, wenn man die durch 

die fraglichen Hypotheken besicherten Forderungen mit den Erb-

geldern der Unmündigen summirt. — Nichtsdestoweniger bleibt 
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immer wahr, daß das ulehrerwähnte Privilegium bei Eintritt be-

sonders ungünstiger Verhältnisse und Umstände den Realcredit in 

nicht geringem Maße beeinträchtigen kann. 

§ 0. 

B e g r ü n d u n g  d e s  d r i t t e n  L o c u s .  
(Vergleiche Punkt 6 der Loeationsordnung) 

Hier kann höchstens fraglich sein, was unter den Kosten 

der letzten Krankheit und der Bestattung des Verstorbenen zu 
verstehen sei. 

Bürgermeister Schwartz bezeugt: 

„Nach der praxi würden hierher nicht allein die Forde-

„rungzn des doctoris, Ghirurgi und Apothekers der 

„letzten, nicht aber vorherigen Krankheit wegen, und die 

„eigentlichen zur Beerdigung erforderlichen Kosten, sondern 

„auch das, was zu Trauerkleidern für die nachgebliebene 

„Familie aufgegangen, gerechnet." Rücksichtlich der Kosten 

für die Trauerkleider bezieht er sich auf ein Urtheil des 

Rigafchen Raths vom Jahre 1777, welches das die privi-

legirte Stellung dieser Kosten nicht anerkennende Urtheil 

der Unterinstanz reformirt habe. Mir scheint, die Praxis 

thäte gut, in der hier fraglichen Hinsicht einfach der ge-

meinrechtlichen Konkurstheorie zu folgen und demgemäß 

den Kosten zur Anschaffung von Trauerkleidern für die 

Hinterbliebenen das Privilegium zu versagen, dasselbe da-

gegen dem Lohn der Krankenwärter zuzuerkennen. 

§ 10. 
B e g r ü n d u n g  d e s  v i e r t e n  L o c u s .  

(Vergleiche Punkt 7 der Loeationsordnung.) 

Während in dein Punkte 7 der Loeationsordnung vom 

„Dienstboten-Lohn" die Rede ist, bedient sich das Privatrecht 
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dieses Ausdrucks überhaupt nicht, bezeichnet vielmehr (ausweislich 

der Art. 4174 und 4206) mit dem Worte „Dienstlohn" sowohl 

die merces der römisch rechtlichen Dienstmiethe, als auch den 

Liedlohn des aus germanischem Rechte hervorgegangenen Gesinds-

Vertrages. Eine Feststellung dessen, ob das Privilegium des 

Dienstlohnes sich aus den Lohn des Gesindes beschränke (vergl. 

Art. 4192), oder auch auf den Lohn derjenigen erstrecke, die einen 

Dienstvertrag abgeschlossen haben, erscheint aber um so nothwen-

diger, als die Praxis in dieser Hinsicht schwankend ist und als 

die Erfahrung lehrt, daß so Mancher, welcher es nicht ohne 

Grund als persönliche Beleidigung zurückzuweisen pflegt, wenn er 

Dienstbote und der ihm gebührende Lohn — Dienstbotenlohn ge­

heißen wird, sich in seinein Berussstolze doch weniger empfindlich 

erweist, wenn es sich darum handelt, eine rückständige merces 

oder eine Gehaltsforderung im Konkurse zu liquidum; denn in 

einem solchen Falle pflegen Disponenten, Handlungsgehilfen, 

Handwerksgesellen etc. das in der Loeationsordnung für den 

„Dienstboten-Lohn" festgesetzte Privilegium unbedenklich in An­

spruch zu nehmen. 

Für die Unstatthastigkeit der Beschränkung des Privilegiums, 

auf den aus einem Gesindsvertrage entspringenden Dienstlohn 

spricht schon eine im Manuscript vorhandene Erklärung des Ri-

gaschen Raths, welche er im Jahre 1696 der Regierung in Stock­

holm zur Erläuterung und Begründung des dorthin zur Bestä-

ttgung gesandten Entwurfs der Rigischen Stadtrechte unterbreitet 

hat. Da nämlich in diesem Manuscript ausgesprochen ist, daß 
die ratio des Privilegium1? des Dienstbotenlohnes in der Be-

wandtniß zu suchen sei, daß die Dienstboten „ihre Arbeit zu des 

„Herrn Conversation, Nahrung und Beförderung, so allen Credi-

„toren zum Besten gereichen, verwenden und mit ihrem Herrn 

„mit jährlicher Anforderung des Lohnes so strikte nicht verfahren 

„können"; fo zeigt sich, daß wenigstens der Rigasche Rath circa 
23 Jahr vor Redaction des jetzt geltenden Rigischen Stadtrechts 
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auch den Lohn der Wirthschastsbeamten, Handlungsgehilsen und 

Handwerksgesellen dem eigentlichen Dienstbotenlohne gleichgestellt 

habe, inbent diese Dienstpflichtigen zur Conversation, Nahrung 

und Beförderung ihres Dienstherrn, der Natur der Sache nach, 

mehr beitragen, als das mit Verrichtung niederer häuslicher Dienste 

beschäftigte Dienstgesinde. 

Mit dieser Auffassung scheint die heutige Praxis, so schwan-

fend sie im Einzelnen sein mag, jedenfalls in sofern übereinzu-

stimmen, als sie bei Anerkennung des Privilegiums keinen Anstoß 

daran nimmt, daß die abzulehnenden Dienste in Folge eines ab-

geschlossenen Dienstvertrages geleistet wurden. Auf der anderen 

Seite versteht sich aber von selbst, daß das Privilegium neben 

dem Gesindslohne nicht auch jedem Dienstlohne überhaupt zu Gute 

kommen kann, denn sonst müßte dasselbe auch den gewöhnlichen 

Arbeitern aller Art, Tagelöhnern, Fabrikarbeitern, Hütern >c. zu­

gestanden werden, was entschieden nicht der Fall ist. 

Worin bestehen nun die Merkmale, die bei einem Dienst-

verhältniß zutreffen müssen, um dem Dienstpflichtigen einen ge-

gründeten Anspruch auf das Privilegium des Dienstlohnes zu 

sichern? Bei dem Schweigen, das die einheimischen Rechtsquellen 

dieser Frage gegenübrr beobachten, muß natürlich die gemeinrecht-

liche Konkurstheorie zu Rathe gezogen werden — und in dieser 

ist man, so viel Streit auch über andere Punkte obwaltet, wenig-

stens darin einig, daß zu jenen Merkmalen jedenfalls der Um-

stand gehöre, daß der Dienstpflichtige in Lohn unb Brod des 

Dienstherren stehe, b. h. seine gesammte Thätigkeit auf längere 

Zeit beut Dienstherren unterworfen habe unb feinen ganzen Le-

bensunterhalt vertragsmäßig aus bem eingegangenen Dienstver-

hältniß beziehe, gleichviel ob bie zu leistenben Dienste zu ben 
operae liberales ober illiberales gehören. Vergl. Schweppe 

Konkurs. § 68. Senfs. Archiv III 309. XII 257. X 329. unb 

Weiske's Rechtslexikon. 
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Hiemit steht im Einklänge, daß Schwartz in seinem Com-

mentar bemerkt: 

„Dienstbothen müssen in des debitoris Brod und Lohn 

„stehen; sonst könnte man endlich alle Handwerker, Mäkler ic. 

„dahin ziehen und das Privilegium soweit extendiren, daß 

„die mehresten debitores (soll wohl heißen creditores) 

„dabei zu leiden kämen." 

Außer dem eben angedeuteten Merkmale wird in der gemeinrecht-

lichen Konkurstheorie meistentheils auch gefordert, daß der Dienst-

Pflichtige dem Hauswesen des Dienstherrn angehöre — und da 

die Praxis gerade hinsichtlich der Notwendigkeit dieses Requisits 

besonders schwankend ist, so glaube ich über die Gründe, die das-

selbe (meiner Ansicht nach) rechtfertigen, nicht mit Stillschweigen 

hinweggehen können. 

Bei dem bekannten Einfluß, den der Sachsenspiegel auf das 

Hamburger Stadtrecht und dieses wieder auf das Rigische Stadt-

recht geübt hat, darf gewiß nicht unbeachtet bleiben, daß nach 

Buch I Art. 22 § 2 des Sachsenspiegels das „Ingesinde" hin-

sichtlich des ihm gebührenden Lohnes ein Vorzugsrecht zu ge-

nießen hat. So gewiß diese Bestimmung des Sachsenspiegels für 

die Livl. Städte recht eigentlich die Grundlage des daselbst gel-

tenden Privilegiums des Tienstlohnes bildet, eben so gewiß möchte 

auf der anderen Seite sein, daß mit dem Ausdruck „Ingesinde" 

doch nur Personen bezeichnet sind, die zu dem Hausstande des 

Dienstherrn gehören und der Hausordnung, den Befehlen und, 

nach älterem Rechte, dem Züchtigungsrechte des Dienstherrn unter-

worsen und demselben gegenüber zu besonderer Treue und zu 

einem bescheidenen, respectvollen Benehmen verpflichtet sind. Da 

dieses Verhältniß des Ingesindes zu dem Hausherrn mit einem 

rechtzeitigen Abfordern des fälligen Dienstlohnes um so schwerer 

zu vereinigen ist, als das Ingesinde in dem Hause des Dienst-

Herrn Kost und Wohnung zu genießen hat, also mit dem Noth-
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wendigsten versorgt ist, und da ein Abfordern des Dienstlohns 

ohne zwingende Veranlassung leicht als Mißtrauen gegen die 

Dienstherrschaft gebeutet werden kann, so liegt hierin gewiß nicht 

zum geringsten Theil die ratio zur Bevorzugung des Dienstlohnes 

im Konkurse und erklärt sich daraus auch, weshalb von so vielen 

Rechtslehrern nicht allein dem eigentlichen Hausgesinde, sondern 

auch dem Hauswesen eingegliederten Gewerbegehilfen, Gonver-

nanten und Hauslehrern ein Anrecht auf das Privilegium des 

Dienstlohnes eingeräumt wird, während es solchen Dienstpflicht 

tigen, die einen eigenen Hausstand gegründet haben oder doch 

dem Hauswesen des Gemeinschuldners nicht angehören, versagt 

bleibt. Dabei verkenne ich nicht, daß es ausnahmsweise auch 

Dienstverhältnisse geben kann, bei denen die oben bezeichnete ratio 

zutrifft, obfchon der Dienstpflichtige nicht Mitglied des Haus-

Wesens des Gemein schuldners ist; um aber das Privilegium des 

Dienstlohnes in feste Schranken zu schließen und es dadurch vor 

einer die Interessen der Konkursgläubiger beeinträchtigenden Ver­

allgemeinerung zu bewahren, möchte es immer geboten erscheinen, 

dies Privilegium nur solchen Dienstverhältnissen angedeihen zu 

lassen, rücksichtlich welcher die beiden oben hervorgehobenen Requi-

fite zutreffen. Aber auch bei dem Vorhandensein dieser beiden 

Requisite ist das Privilegium aus den nicht ausdrücklich creditirten 

Dienstlohn für das letzte Jahr vor Ausbruch des Konkurses be-

schränkt, indem die Praxis hierüber überall einig zn sein scheint, 

wie denn auch schon Schwartz bemerkt: 
„so wird es (i. e. das Privilegium) in praxi nur auf ein 

„Jahr zugestanden; wohl zu verstehen, wenn sie (i. e. die 

„Dienstpflichtigen) nicht schon vor erhobenem Konkurs ans 

„des debitoris Dienste gegangen und doch ihren Lohn 

„nicht gefordert haben, oder wenn sie ihren restirenden Lohn 

„ihrer Herrschaft auf Interessen gelassen haben. 
In Betreff des Privilegiums der Hausheuer und garen 

Kost sind drei Fälle zu unterscheiden: 
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1. Der Gemeinschuldner hat bei dem Gläubiger zur Miethe 

gewohnt und ist von ihm zugleich beköstigt worden; 

2. Der Gemeinschuldner ist von dem Gläubiger beköstigt worden, 

ohne von ihm ein Local gemiethet zu haben. 

3. Der Gemeinschuldner hat zwar von dem Gläubiger ein 

Local gemiethet, in demselben aber keinerlei invecta exil-

lata niedergelegt, sei es, weil er das Local überhaupt nicht 

bezogen, sei es, weil er ein von dem Vermiether mit den 

erforderlichen Gerätschaften versehenes Local gemiethet. 

Daß dem Gläubiger in allen drei Fällen das Privile-

gium zustehe, dürste nicht zweifelhaft sein, denn der im Punkt 7 

der Loeationsordnung vorfindliche, bedingende Satz: „es sei dann, 

„daß der Creditor, durch Ausstattung der bonorum illatorum, 

„oder sonst durch langes Stillschweigen, des Debitoris fidem 

„gefolget" — spricht nur von einer Bedingung, unter welcher der 

Creditor das Privilegium einbüßt, nämlich, wenn er den fälligen 

Miethzins oder die fällige Forderung für gereichte gare Kost bem 

Gemeinschuldner crebitüt hat. Daß solches aus der Ausstattung 

ber invecta et illata zu folgern fei, kann angesichts ber recht­

lichen Bedeutung concludenter Handlungen nicht auffallen. Zwei­

felhaft erscheint dagegen, welche Zeit des Stillschweigens als eine 

lange anzusehen sei? Hiebet leuchtet zwar ein, daß die Zeit des 

Schweigens kürzer feilt müsse als die Verjäherungsfrist, denn 

während aus dem Stillschweigen bloß auf ein Creditgeben und 

aus diesem nur das Wegfallen des Vorzugsrechts der Forderung 

gefolgert werden soll, würbe das Schweigen, wenn es während 

der ganzen Verjährungsfrist ohne Unterbrechung andauert, die 

Klagbarkeit der ganzen Forderung aufheben. Allein da das Zö-

gern des Fordentitgsberechtigten mit Anstellung der geborenen 

Klage an und für sich die Stundung der fälligen Zahlung noch 

nicht begründet, fo dürfte die Annahme gerechtfertigt fein, daß der 

Punkt 7 der Loeationsordnung dem Richter die Entscheidung 

darüber auheimstel le, wie lange das Schweigen des Dienst-
3 
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Pflichtigen, beziehungsweise des Vermiethers und Speisewirths 

kauern müsse, um in Anbetracht der Verhältnisse im concreten 

Falle zu der Folgerung zu berechtigen, daß aus dem Schweigen 

ein Creditgeben und daraus wieder der Wegsall des Privilegiums 

folge. Will man aber für die Dauer des Schweigens durchaus 

ein festes Maß bestimmen, so könnte man sich, wie Schwartz 

vorschlägt, aus die Frist eines Jahres, gerechnet vom Moment 

ber geborenen Klage, verständigen. 

§ 11. 

Begründung des fünften und sechsten L O C U S .  

(Vergleiche Punkt 8 der Loeationsordnung.) 

In dem Punkte 8 der Loeationsordnung ist nicht von ber 

im Art. 28 beS P.-Rts. erwähnten (nach ben Grundsätzen über 

Schenkungen unter Ehegatten zu beurteilenden) Morgengabe, 

sondern von bem gleichfalls Morgengabe genannten Voraus bie 

Rebe, welches ber unbeerbten Wittwe großer oder kleiner Gilde 

nach den Art. 1819—21 des P.-Rts. auch ohne ausdrückliche 

Bestellung aus der in Gütergemeinschaft begriffenen Masse ge-

bührt, wenn sie das ganze Vermögen binnen Jahr und Tag nach 

des Ehemannes Tobe ben Gläubigern abtritt. Während bie zuerst 

bezeichnete Morgengabe zu bem Sondergute der Frau gehört und 

daher, falls sie bei Ausbruch des Konkurses noch in natura vor­

handen, von der Wittwe vindicirt werden kann, beruht der An­

spruch der Wittwe auf jenes Voraus auf einem gesetzlichen Erb­

rechte (Art. 1819), dessen privilegirte Realist ruug eben in dem 

Punkte 8 der Locationsorbnung vorgesehen ist. Erwägt man, 

baß bie Ausspruchs-Gelber ber Kinber eistet Ehe gleichfalls ein 

erbrechtliches praeeipuum finb, welches ben in bie Einkindschaft 

aufgenommenen Kinbern erster Ehe vor ben in ber zweiten Ehe 

gebotenen Kinbern gebührt (Art. 2516—2518), unb daß ber 

bieses Präcipuum begründende Ausspruch ber Zeit nach not­

wendig früher erfolgen muß als ber Abschluß ber Ehe, aus 
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welcher die bonis cedirende Wittwe ihren Anspruch auf die 

Morgengabe ableitet, so ist es gewiß sehr begreiflich, daß im Kon-

kurse den Ausspruchsgeldern bei Concurrenz derselben mit der 

Morgengabe der Vorzug vor der letzteren eingeräumt wird. Sehr 

auffallend ist es dagegen, daß der Punkt 8 der Loeationsordnung 

dies Vorzugsrecht der Ausspruchsgelder nur in dem Falle gelten 

läßt, wenn dieselben einzig und allein mit der Morgengabe con-

curriren, denn je nachdem sie zugleich mit öffentlichen oder mit 

Privathypotheken concurriren, sollen sie nach Punkt 12 und 13 

der Loeationsordnung den für diese Forderungen bestimmten 

LOCUS in der Art theilen, daß das höhere Alter des betreffenden 

Anspruchs über den Vorzug entscheidet. 

Welche Motive dieser eventuellen Location in den Punkten 

7, 12 und 13 zu Grunde liegen mögen, ist wenigstens mir räth-

selhast, wie denn auch Schwartz 1. c. bemerkt, „daß es fast einem 

„Jeden contradictorisch und unbillig vorkommen müsse, daß die 

„Kinder mit ihrem Ausspruch einmahl der Wittwe vorgehen und 

„in einem anderen Falle wieder der Wittwe soweit nachgesetzt 

„werden sollen — und daß es schwer sei, eine gesunde rationem 

„legis auszufiudeu, wie die Ausspruchs-Gelder bald das Privi-

„legium publicae hypothecae, bald aber nur hypothecae pii-

„vatae haben können. 

Gleichwohl dürfte die Location der Ausspruchsgelder jetzt 

mit keinen Schwierigkeiten zu kämpfen haben, weil die Waisen-

gerichte jetzt aus Grund des Art. 2516 des P.-Nts. dem über-

lebendeil beerbten Ehegatten die Schließung einer neuen Ehe erst 

gestatteil,' nachdem er seine Kinder erster Ehe entweder förmlich 
abgetheilt (Art. 1828 —1833) oder ihnen, falls die Braut bezie-

hungsweife der Bräutigam zur Eingehung des Einkindschastsver-

träges bereit ist, das gesetzliche Präcipuum durch Ausstellung und 

gehörige Jngrossation einer Obligation und Pfandverschreibung 

sichergestellt hat. Eoncitniit eine solche im Konkurse bloß mit der 

Wittwe Morgengabe (wobei selbstverständlich auf eine Concurrenz 
3* 
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mit den in den Punkten 1, 5, 13—17 der Loeationsordnung 

ausgeführten Gläubigern nichts ankommt) so geht sie derselben 

nach Punkt 8 vor. Concurrirt sie dagegen außer mit der Mor-

gengabe auch mit einem oder mehreren der Gläubiger, über welche 

die Punkte 9—12 der Loeationsordnung handeln, so hängt der 

LOCUS der Ausspruchsgelder von den weiter unten zu entwickelnden 

Grundsätzen über die Rangordnung der publici hypothecarii 

ab, wobei sich von selbst ergiebt, daß der Punkt 13 der Loeations­

ordnung in Bezug auf den Locus der AuSspruchsgelder bedeu­

tungslos ist. 

§ 12 

B e g r ü n d u n g  d e s  s i e b e n t e n  L o c u s .  
(Vergleiche Punkt 9 der Loeationsordnung.) 

Ohngeachter der Klarheit, die den hier in Betracht kom­

menden Punkt 9 der Loeationsordnung auszeichnet, sind doch 

einige denselben bettessende Ansichten verlautbart worden, die ich 

nicht mit Stillschweigen übergehen kann. 

Zunächst wird behauptet, der Punkt 9 der Loeationsord­

nung sei durch den Art. 1407 des P.-Rts. abgeändert worden, 

indem der letztere das in dem ersteren geforderte Requisit aus-

drücklicher Verpfändung beseitigt und dem fraglichen Tarlehn 

ein stillschweigendes specielles Pfandrecht an dem bezüglichen 

Hause eingeräumt habe. Bei Vergleichuug der beiden Gesetz­

stellen kann aber von einer Abänderung der einen durch die 

andere schlechterdings nicht die Rede sein, denn während der 

Art. 1407 festsetzt, daß demjenigen, der zur Wiederherstellung oder 

Verbesserung und zur Unterhaltung eines Grundstücks Geld vor-

streckt, ein st i l lschweigendes speciel les Pfandrecht an 

diesem Grundstücke zustehe, falls das Geld wirklich zu dem ange-

gebeneit Zwecke verwendet worden — bestimmt der Punkt 9 der 

Loeationsordnung, daß demjenigen, der zur Verbesserung und 

Erhaltung eines Hauses Geld vorstreckt, die durch die Ziffer 9 
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fixirte privilegirte Stellung im Konkurse nur unter gewissen Be-

dingnngen zukomme — und wenn unter diesen Bedingungen auch 

die gehört,  daß der Darleiher sich in dem Hause ausdrückl ich 

ein Pfandrecht bestellen lassen müsse, so wird diese Bestimmung 

durch den Art. 1407 garnicht berührt, kann vielmehr sehr wohl 

neben ihm bestehen, indem ja ein gesetzliches jedoch nicht privile-

girtes Pfandrecht und ein privilegirtes Pfandrecht ganz verfchie-

dene Dinge sind und deshalb auch auf verschiedenen tatsächlichen 

Voraussetzungen beruhen. 
Sodann wird zuweilen behauptet: das im Punkte 9 aus­

gesprochene Privilegium komme auch demjenigen zu Gute, der zur 

Wiederherstellung oder Verbesserung eines Hauses Baumaterial 

vorgestreckt habe. Auch diese Behauptung ermangelt, meiner An-

ficht nach, der Begründung, denn der Umstand, daß der schon 

erwähnte Art. 1407 den aus dergleichen Vorstreckung von Bau-

Material hervorgegangenen Forderung ein stillschweiges oder ge­

setzliches Pfandrecht zuschreibt, beweist, wie schon oben bemerkt 
wurde, noch garnicht, daß diese Forderungen durch ein privilegirtes 

Pfandrecht geschützt werden. Ebendaher fehlt der Praxis jeder 

haltbare Grund, sich zu einer bei Privilegien ganz unstatthaften 

extensiven Interpretation verleiten zu lassen und durch Ausdeh-

nung des Privilegiums auf analoge Fälle den Realcredit noch 

mehr zu schädigen, als es durch die Loeationsordnung schon 

ohnehin geschieht. 

Endlich möchte der Fall in Betracht zu ziehen sein, wenn 

das Haus, zu dessen Wiederherstellung ?c. Geld dargeliehen worden, 

niedergebrannt oder eingestürzt ist, und die Rückforderung der 

dargeliehenen Summe dann im Konkurse erfolgt. Durch das 

gänzliche Niederbrennen oder Einstürzen des Hauses geht das sich 

auch auf den Grund und Boden erstreckende Pfandrecht natürlich 

nicht verloren. Anders ist es mit dem Vorzugsrecht; denn da 

dieses unläugbar in der dem fraglichen Darlehnsgeschäst eigen-

thümlichen in rem versio wurzelt, letztere aber den Konkurs­
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gläubiger« bei einem völlig zerstörten Bauwerk keinen Nutzen zu 

gewähren vermag, so muß auch das Vorzugsrecht umsomehr hin­

wegfallen, als Punkt 9 unter den Requisiten desselben auch das 

Vorhandensein des verpfändeten Hauses anführt. Hiermit in 

Übereinstimmung theilt Schwartz mit, daß das Rigasche Voigtei­

gericht in einem Urtheile vom 10. März 1694 „nur die Hälfte 

„eines zur Aufbauung des gemeinschuldnerischen Hauses vorge­

schossenen Kapitals nebst Zinsen hoc loco classificirt habe, weil 

„das licitirte Haus durante licitatione eingefallen und selbiges 

„also nur für die Hälfte des ersten Anboths im Meistboth weg-

„gegangen. 

Bei einem niedergebrannten aber gegen Feuersgefahr ver­

sicherten Hause würde die Assecuranzsumme nach Art. 1419 des 

P.-Rts. allerdings an die Stelle des Hauses treten, falls die 

Statuten der Assecuranzgesellschast nicht Abweichendes bestimmen; 

allein ob und in welchem Maße ein sogenanntes Bandarlehn 

innerhalb dieser Assecuranzsumme Vorzugsrechte zu genießen habe, 

würde, bei Zutreffen der sonstigen Requisite, auch davon abhängen, 

ob die Versicherung gegen Feuersgefahr vor oder nach Verwen-

fcuitg deS Darlehns zur Verbesserung des Hauses stattgefunden 

und ob die Versicherung den ganzen Werth des Hauses oder nur 

einen Theil desselben umfaßt habe, denn soweit die aus dem 

Darlehn bestrittenen Bauten und Reparaturen keinen Einfluß üben 

auf den Belauf der von der bezüglichen Assecuranzgesellschast zu 

leistenden Entschädigung, soweit fehlt auch dem Darleiher ein be­

gründeter Anspruch auf das die in rem versio voraussetzende 

Vorzugsrecht. 

Auf den Art. 1420 des P.-Rts. braucht Hier wohl nicht 

eingegangen zu werben, weil die Wiederherstellung eines vor Er­

öffnung des Konkurses ober währenb desselben niedergebrannten 

ober eingestürzten Hauses vor beendigter Äicitation kaum jemals 

erfolgen wird. 
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§ 13. 

Begründung des achten, neunten und zehnten L o c u s .  
(Vergleiche die Punkte lo und 11 der Loeationsordnung.) 

Tie oben tut § 6 aufgestellte Rangordnung der Konkurs-

gläubiger schließt sich in ben Nummern 1—7 der Reihenfolge an, 

welche in der stadtrechtlichen Loeationsordnung (nach Ansschei-

dtmg der über Vindicanten und Massengläubiger handelnden 

Punkte 2, 3, 4) in den Punkten 1, 5, 6, 7, 8 und 9 vorge­

zeichnet ist, wobei es keineswegs als Abweichung erscheint, baß 

aus beut Punkte 8 der Loeationsordnung in Anbetracht des In­

halts desselben im § 6 zwei Loci (Nr. 5 und 6) gebildet worden 

sind. Eilte wirkliche Abweichung von der stadtrechtlichen Loea­

tionsordnung liegt aber bann, daß ich int § 6, anstatt ans die 

Nr. 7 die Punkte 10 unb 11 der Loeationsordnung folgen 

zu lassen, unter Nr. 8 einen in ber Locationsorbmmg nicht ent­

haltenen Locus eingeschoben unb so denjenigen öffentlichen Hypo­
theken, welche vor Erwerbung des betreffenden Jmmobils durch 

den Geineinschuldtter auf dasselbe ingrossirt worden sind, den 

Vorzug eingeräumt habe vor dem Tarlehn zur Erkaufung eines 

Haufes und vor dem creditirten K ansschillingsrückstande, der durch 

Vorbehalt des Unterpfandes in dem veräußerten Immobil gesichert 

ist. Da der Vorzug dieser beiden in den Punkten 10 und 11 

der Loeationsordnung bedachten Forderungen ganz unzweifelhaft 

darauf beruht, daß das für sie bestellte Pfandrecht ein privilegirtes 

ist, die öffentlichen Hypotheken aber nicht zu den Privilegien 

Pfandrechten gehören, so bedarf die von mir gewagte Abweichung 
umsomehr einer eingehenden Begründung, als der Art. 1612 

des P.-Rts. die allgemeine Reget aufstellt, daß die ingroffirten 

den nicht ingrossirten, und die Privileg Uten den nicht Privilegium, 

also auch den ingrossirten Pfandrechten vorgehen. 

Wenn jedoch die Anmerkung zu dem Art. 1612 ausspricht, 

daß die näheren Bestintntuttgen über die in diesem Artikel aufge­
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stellten Regeln überhaupt und über die Privilegien Hypotheken 

insbesondere, desgleichen die Ausnahmen Von diesen Regeln, in 

der (noch erst zu emanirenden) Konkursordnung enthalten seien, 

so geht aus diesem Vorbehalte jedenfalls soviel hervor, daß der 

Art. 1612 die Möglichkeit nicht ausschließe, daß unter gewissen 

Voraussetzungen ingrossirte ältere, jedoch nicht privilegirte Pfand-

rechte ausnahmsweise Privilegien jüngeren Pfandrechten vorgehen. 

Daß nun die von mir oben im § 6 zu Gunsten der aus 

der Zeit des Vorbesitzers stammenden ingrossirten Hypotheken be-

hanptete Ausnahme rechtlich begründet sei, bedarf selbstverständlich 

des Nachweises, denn die Anmerkung zu dem Art. 1612 ist eben 

doch nur geeignet, die bloße Möglichkeit einer derartigen Aus-

nähme offen zu halten. In einein concreten Falle ist der ersor-

derliche Nachweis schon in der Nr. 49 der civilrechtlichen Ent-

scheidungen der Stadtgerichte Riga's von V. Zwingmann versucht 

worden. Das dort reserirte Urtheil des Rigaschen Raths unter-

sucht nämlich unter Anderem die Frage: ob ein nach Punkt 11 

der Loeationsordnung privilegirter Kaufschillingsrückstand einer 

von dem früheren Eigenthümer des Jmmobils bestellten öffent-

lichen Hypothek vorzugehen oder nachzustehen habe. Der letzteren 

den Vorzug vor dem Kausschillingsrückstande zuerkennend, be-

ruft das betreffende Konkursurtheil sich auf die in dieser Hinsicht 

seit unvordenklichen Zeiten geübte Praxis und führt zu deren 

Begründung an: 

1. Bei dem Verkauf mit öffentlichen Hypotheken belasteter 

Immobilien pflegten die durch solche Hypotheken besicherten 

Forderungen von dem Käufer als eigene Schuld über-

nommen zu werden. In einem solchen Falle gewönnen die 

übernommenen Forderungen den Charakter eines zum An-

kauf gegebenen hypothekarischen Darlehns und dadurch zu-

gleich das mit solchem Darlehn nach Punkt 10 der Loea­

tionsordnung verbundene Privilegium; 

2. Zu Folge des (auf Lex 15 Cod. VIII 14 und Lex 12 
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Cod. VIII, 26 beruhenden) Art. 1439 des P.-Rts. könne 

die Veräußerung einer verpfändeten Sache die Rechte der 

bestehenden Pfandgläubiger nicht benachtheiligen, woraus 

von selbst folge, daß die bereits ingrossirten Hypotheken bei 

dem Verkauf des Jmmobils durch einen creditirten und 

hypothekarisch besicherten Theil des Kaufschillings nicht ge-

fährdet werden. 

Keines dieser Argumente scheint mir zu beweisen, was es 

darthun soll. 
Das erste Argument läuft daraus hinaus, daß der Punkt 10 

der Loeationsordnung, obschon er nur festsetzt, daß das für ein 

zur Erkausnng eines Hauses contrahirte Darlehn bestellte Pfand-

recht ein privilegirtes sein solle, per analogiam auch Anwendung 

finden müsse auf den Fall, wenn eine ingrofsirte Obligation und 

Pfandverschreibung von dem Käufer des verpfändeten Jmmobils 

selbstschuldnerisch übernommen wird. Eine solche Gesetzesanwendung 

ist nach dem Punkte XXI der Einleitung in das Privatrecht unter der 

Voraussetzung statthaft, wenn die durch das bezügliche Gesetz 

entschiedene Rechtsfrage und die erst durch analoge Anwendung 

desselben Gesetzes zu entscheidende Rechtsfrage durch Gleichheit 

des Grundes, i. e. der ratio legis, innerlich verwandt sind. 

Will man nun auch, olmgeachtet einiger sich dagegen erhebender 

Bedenken, zugeben, daß dieselbe ratio, die dem Privilegium des 

Darlehus zur Erkaufung eines Hauses zu Grunde liegt, auch in 

dem Falle zutreffe, wenn eine auf dem Hause hypothekarisch 

lastende Obligation von dem Käufer selbstschuldnerisch und auf 

Abrechnung von dem stipulirten Kaufpreise übernommen wird, so 

erscheint doch eine analoge Anwendung des Punkt 10 der Loea­

tionsordnung auf diese Obligation aus dem Grunde unstatthaft, 

weil es sich dabei um analoge Ausdehnung eines Privilegium auf 

einen im Gesetz nicht bezeichneten Fall handelt, der Punkt XXII 
der Einleitung in das Privatrecht aber in Uebereinstimmnng mit 

der gemeinrechtlichen Doctrin die analoge Anwendung solcher 
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Gesetze, die ein Privilegium oder ein jus singulare zum Gegen­

stande haben, schlechterdings verbietet. Beiläufig mag noch 

bemerkt werden, daß das fragliche Argument, selbst wenn es stich-

haltig wäre, nur ein sehr beschränktes Interesse in Anspruch 

nehmen könnte. Indem es nämlich den Vorzug der aus dem 

Vorbesitz stammenden öffentlichen Hypotheken vor dem Kausschil-

lingsrückstande von dem zufälligen Umstände einer durch den 

Käufer erfolgten Uebernahme jener Obligation abhängig macht, 

enthält es zugleich das Zugeständniß, daß dieser Vorzug nicht be­

gründet sei, falls die Uebernahme der Obligation unterblieben ist 

— ein Zugeständniß, welches um so schwerer in's Gewicht fällt, 

als die Corroboration eines Kaufvertrages, in welchem auf die 

Uebernahme der bereits ingrossirten Hypotheken nicht Bedacht ge-

nommen worden ist, von der zuständigen Hypothekenbehörde dieses 

Umstandes wegen nicht abgelehnt werden darf. 

Das zweite Argument ist aus dem Art. 1439 des P.-Rts. 

hergenommen, welcher wörtlich verordnet: 

„Jede den Werth der verpfändeten Sache mindernde Be-

„stellung von Rechten an derselben ist, soweit sie die Sicher-

„heit der Pfandgläubiger verletzt, demselben gegenüber nur 

„dann wirksam, wenn er seine Einwilligung dazu er-

„cheilt hat." 

Hiernach wird die relative Unwirksamkeit der Bestellung von 

Rechten an einer verpfändeten Sache nicht von jeder denkbaren 

Verletzung der Sicherheit der Pfandgläubiger überhaupt, sondern 

einzig und allein davon abhängig gemacht, daß in der Be­

stellung von Rechten eine Verminderung des Werths der Sache 

liege und daß diese Verminderung des Werths wieder eine Ver­

letzung der Sicherheit der Pfandgläubiger in sich begreife. Nicht 

weniger gewiß scheint mir, daß unter dem Ausdruck „Werth der 

verpfändeten Sache", hier nur der Schätzungswerth derselben ver-

standen werden kann, denn sonst wäre nicht einzusehen, weshalb 
der Art. 1439 die Pfandgläubiger nur gegen diejenige Ver­
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letzung ihrer Sicherheit in Schutz nimmt, die durch eine Vermin-

derung des Werths des Pfandobjects herbeigeführt wird, anstatt 

einfach auszusprechen, daß jede, die Sicherheit der Pfandgläubiger 

verletzende, Bestellung von Rechten an der verpfändeten Sache den 

Pfandgläubigern gegenüber unwirksam sei. Da nun zwar die 

Bestellung von Dienstbarkeiten, Reallasten :c. wenigstens in der 

Regel den Schätzungswerth des belasteten Jmmobils vermindert, 

dies aber bei Bestellung von Pfandrechten schlechterdings nicht 

der Fall ist, indem ja bei der Schätzung des Werths eines Im-

mobils die daran haftenden Pfandrechte nicht in Betracht 

kommen, so zeigt sich, daß jedenfalls Pfandrechte nicht zu den-

jenigen Rechten gezählt werden können, deren Bestellung der 

Art. 1439 im Auge hat und als relativ unwirksam bezeichnet. 

Aber selbst wenn man diese Auslegung des Art 1439 nicht gelten 

lassen, vielmehr, wie in dein bei Zwingmann allegirten Urtheil 

geschehen, annehmen wollte, daß der Eigentümer nicht befugt sei, 

die Sicherheit seiner Pfandgläubiger durch Beschwerung der ver-
pfändeten Sache mit später bestellten, jedoch privilegirten Pfand­

rechten zu vermindern, so würde man doch zugestehen müssen, 

daß dieser Satz zu viel beweise, weil durch ihn das ganze Institut 

der privilegirten Pfandrechte beseitigt und zugleich bewiesen wäre, 

daß sogar die von dem Gemeinschuldner selbst bestellten öffent-

l ichen Hypotheken den gleichfal ls von ihm bestel l ten jüngeren 

privilegirten Hypotheken (vergl. z. B. Punkt 9—11 der Lo-

cationsordnung) im Konkurse vorgehen, was gewiß Niemand be-

haupten wird. 

Wenn ich dennoch festhalten zu müssen glaube an der von 

mir oben behaupteten Ausnahme, daß nämlich die in den 

Punkten 10 und 11 aufgeführten privilegirten Pfandrechte den 

aus dem Vorbesitz herrührenden öffentlichen Hypotheken gegenüber 

im Konkurse nachstehen, so stütze ich mich dabei auf folgende Gründe. 

Welches Rangverhältniß zwischen privilegirten Pfandrechten 

einer Seits und älteren, aus dem Vorbesitz stammenden Hypo­
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theken anderer Seits stattfinde, ist in der gemeinrechtlichen Theorie 

noch gegenwärtig Gegenstand einer Controverse; denn während 

von Schweppe, Thibant, Spangenberg, Seyffert, Wangerow und 

anderen behauptet wird, daß die jüngeren privilegirten Pfandrechte 

int Konkurse einen Vorzug auch vor solchen Pfandrechten haben, 

die von dein früheren Eigenthümer des Pfandobjects herrühren, 

wird die entgegengesetzte Ansicht von Wächter, Sintenis, Arndts, 

Winscheid:c. vertreten. 

Bei dem großen Gewicht der hüben und drüben von theo-

retischen Standpunkten angeführten Gri'tttde, ist es gewiß schwer 

sich für die eine oder die andere Ansicht zu entscheiden. Gleich-

wohl ist es eine allgemein anerkannte Thatsache, daß die Praxis 

in Deutschland sich schon längst zu Gunsten der Pfandrechte aus 

der Zeit des frühereit Besitzers entschieden und sich durch die aus 

dem römischen Rechte geschöpften Bedenken nmfoweniger beirren 

lassen, als auch von Seiten der Theorie hervorgehoben wurde, 

daß die Bevorzugung der aus dem Vorbesitz stammenden Pfand-

rechte dem practifchen Bedürfnisse entspreche — und als in 

Deutschland damals, als jene Praxis sich daselbst befestigte, bereits 

ein aus germanischen Rechtsanschauungen hervorgegangenes öffent-

liches Hypothekenwesen in's Leben getreten war, welches, von den 

Bahnen des römischen Pfandrechts abweichend, die materielle 

Existenz des Pfandrechts im Interesse des Realcredits mehr und 

mehr in die Form, d. i. in die Eintragung in die öffentlichen 

Hypothekenbücher, verlegte. 

Daß aber der solchergestalt in Deutschland frühzeitig zur 

verbindlichen Rechtsnorm erwachsene Gerichtsgebrauch auch in die 

Ostseeprovinzen eingedrungen und daselbst zu dem Brauch geführt 

habe, die Inhaber öffentlicher Hypotheken aus dem Vorbesitz als söge-

nannte Pfandrechtsseparatisten zu behandeln, geht nicht bloß daraus 

hervor, daß auch in den Ostseeprovinzett überall Grund- und 

Hypothekenbücher eingeführt wurden, sondern wird cutch durch ein 

positives Gesetz, nämlich durch die in den commissorialischen De-
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cisionen vom Jahre 1717 für Curland erlassene Locationsordnung 

bezeugt, welche die hypothecarii, qui hypothecas in bovis 

i m m o b i l i b u s  d e b i t o r i s  i n s c r i p t a s  h a b e n t ,  a n t e  q u a m  d o ­

minus eorum factus est, modo inscriptio judicialis 

fuerit, in der ersten, für die creditores privilegiati be­

stimmten Classe unter Ziffer 6 aufführt, während sie die öffent-

lichen, nicht aus dem Vorbesitz herrührenden Hypotheken in die 

zweite Classe, Ziffer 2, verweist und dabei die Bemerkung 

hinzufügt: 
si quis vero ex Ii i s pecuniam ad emtionem vel ex-

tructionem domus mutuo dederit, idque in obliga-

tione expressum, vel quod pecunia in id impensa 

sit, demonstrari potest, reliquis, etiam si tempore 

priores fuerint, praeferendi sunt. 

Solchergestalt dieselben privilegirten Pfandrechte, von welchen in 

den Punkten 9 und 10 der Locationsordnung der Rigifchen Stadtrechte 

die Rede ist, den öffentlichen, aus dem Vorbesitz stammenden 

Hypotheken nachsetzend, führen die Commifsorialischen Tecisionen 

den Kaufschillingsrückstand, für welchen der Verkäufer sich das 

dominium ad Solutionen! plenariam vorbehalten hat, gleich­

wohl in der ersten Classe Nr. 5, also vor den öffentlichen Hypo-

theken aus dem Vorbesitz auf; die kurländische Praxis hat aber 

hierin bloß einen redactionellen Fehler, bloß eine Versetzung der 

Ziffern 5 und 6 erblickt, die durch diese Ziffern bedingte Rang-

ordnung, wenn sie wirklich beabsichtigt worden wäre, als „offen-

bare Ungerechtigkeit" bezeichnet und daher den Vorzug der frag-

lichen öffentlichen Hypotheken vor dem Kanfschillingsrückstande seit 

jeher anerkannt. 

In der Locationsordnung des rigischen Stadtrechts ift nun 

zwar von einer Ausnahme-Stelluug der öffentlichen Hypotheken 

aus dem Vorbesitz mit keiner Sylbe die Rede; da aber das 

öffentliche Hypothekenwesen zur Zeit der Zusammenstellung des 

Rigischen Stadtrechts in Riga und in den anderen Städten Liv-
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lands bereits festen Fuß gefaßt hatte und den mit der Zusam-

menstellung der Stadtrechte beschäftigten Personen nicht wohl ent-

gehen konnte, daß das öffentliche Hypothekenwesen dann, wenn 

die in den Punkten 10 und 11 der Locationsordnung in Ansatz 

gebrachten privilegirten Pfandrechte sogar den öffentlichen Hypo-

theken aus dem Vorbesitz im Konkurse vorgehen, die Bedeutung 

eines Instituts zur Begründung und Förderung des Realcredits 

nahezu einbüßen müsse, so ist es nicht unwahrscheinlich, daß man 
bei Entwerfung der Locationsordnung nur die Concurrenz der 

von dem Gemeinschuldner selbst bestellten Pfandrechte ins Auge 

gefaßt und dabei als selbstverständlich vorausgesetzt habe, daß in 

Betreff der mit Pfandrechten aus dem Vorbesitz ausgerüsteten 

Gläubigern die bei Pfandseparatisten üblichen Grundsätze zur 

Anwendung kommen müssen. Aber wie dem auch sei, immer ist 

gewiß, daß das Rigische Stadtrecht seine practische Geltung nur 

dem Gerichtsgebrauch verdankt, daß der Rigasche Rath sich des-

halb auch immer das Recht gewahrt hat, dem Rigischen Stadtrecht 

derogirende Bestimmungen zu treffen, und daß derselbe, von dieser 

Befugniß Gebrauch machend, jedenfalls die Punkte 10 und 11 

der Locationsordnung mit der Beschränkung angewandt hat, daß 

die privilegirte Natur der daselbst in Ansatz gebrachten Pfand­

rechte den aus dem Vorbesitz herrührenden öffentlichen Hypotheken 
gegenüber unwirksam sei. Dies ergiebt sich wenigstens in An-

sehung des Privilegiums des Kaufschillingsrückstandes schon aus 

dem von Zwingmann 1. c. angeführten Urtheile des Rigaschen 

Raths, welches sich mit der größten Bestimmtheit aus „eine seit 

„unvordenklichen Zeiten dem Punkte 11 der Locationsordnung 

„gegebene Auslegung und darauf gegründete constante Praxis" 

beruft. Dazu kommt, daß sich aus dem schon erwähnten Com-

mentar des Bürgermeisters Schwach nachweisen läßt, daß schon 

dieser in die Auffassungen der Praxis gewiß gründlich eingeweihte 

Mann eben jene Beschränkung des Privilegiums des Kaufschil-

lingsrückstandes als sich durchaus von selbstverstehend angesehen. 



47 

Den Punkt 11 der Locationsordnung beleuchtend, äußert 

Schwartz: „man könnte bei dem ersten Anblick dieses Punktes 

aus den Gedanken fallen, als wenn er unnütz und überflüssig 

wäre. Um nun zu zeigen, daß dem nicht so sei, unterscheidet 

Schwartz zwischen den beiden Fällen: 
1. daß der Auftrag des Jmmobils auf den Namen des 

Käufers bereits geschehen und dabei zugleich dieses Unter-
pfand ratione residui declarit worden — oder 

2. daß überhaupt noch kein Auftrag des Jmmobils auf den 

Namen des Käufers erfolgt sei. 

In dem ersten Falle — fährt Schwartz fort — „finde dieser 

„Punkt 11 seine Anwendung und seinen Nutzen, weil der Vet-

„käufer in Folge des Privilegium für seinen Kaufschillingsriick-

„stand, einen Vorzug erlange vor allen publicis hypothecariis, 

„ d i e  m i t  i h m  a n  e i n e m  T a g e  d i e  H y p o t h e k  d e c l a -

„ritt haben, gesetzt, daß auch ältere Obligationiften, als er, 

„unter denselben vorhanden wären." 
Da nun die Inhaber derjenigen öffentlichen Hypotheken, 

deren Deklaration und Auftragung (vergl. Lib. III Cap. 35 

§ 1 des Stadtrechts) schon vor dem Verkauf des verhafteten 

Jmmobils an den Gemeinschuldner stattgefunden hat, unmöglich 

als solche öffentliche Hypothekarien bezeichnet werden können, die 

ihre Hypothek mit dem die Ausschreibung des Kailsschillingsrück-

standes nachsuchenden Verkäufer an einem und demselben 

offenbaren R e ch t s t a g e declarirt haben, so anerkennt Schwartz 

oder setzt doch stillschweigend als selbstverständlich voraus, daß die 
bereits vor dem Verkauf des Jmmobils vor Gericht declarirten 

und ingrofsirten Hypotheken von dem Privilegium überhaupt nickt 

berührt werden, welches dem Verkäufer ratione residui zusteht. 

Zu einem gleichen Ergebniß gelangt man, wenn man be-

achtet, daß Schwartz in Betreff des zweiten Falles bemerkt: der 

Punkt 11 der Locationsordnung finde auch in diesem Falle seinen 

Nutzen und seine Anwendung, indem der Verkäufer „durch diesen § 
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„(soll heißen Punkt) den Vorzug vor allen älteren hypothecaviis 

„privatis erlange, denen der debitor sein gegenwärtiges 

„und zukünftiges Vermögen verpfändet hätte." 

Unter der hier stattfindenden Voraussetzung, nämlich daß 

der zwischen dem Verkäufer und dem Gemeinschuldner geschlossene 

Kaufvertrag weder öffentlich aufgetragen noch zur Auftragung 

gemeldet worden sei, kann natürlich weder von einer Declaration 

des Kaufschillingsrückstandes behufs Aufschreibung desselben, noch 

auch von einer Concurrenz dieser Declaration mit der Declaration 

anderer Hypotheken die Rede sein. Eine Concurrenz zwischen 

dem Kauffchillingsrückstande einer Seits und Privathypotheken, 

so wie vor dem Verkauf des Jmmobils auf dasselbe ingrossirten 

Pfandrechten anderer Seits, ist dagegen allerdings möglich, und 

wenn Schwartz in solchem Concnrrenzsalle dem Kaufschillingsrück-

stände einen Vorzug beimißt nur vor den Privathypotheken, 

nicht auch vor den öffentlichen Hypotheken, so anerkennt er auch 

hier wieder, daß die privilegirte Natur des zur Sicherheit des 

Kaufschillingsrückstandes bestellten Pfandrechts den aus dem Vor-

besitz herrührenden öffentlichen Hypotheken gegenüber unwirksam sei. 

Mich demnächst auf die mit den obigen Ergebnissen über-

einstimmende Praxis des Dorpatschen Rechts zu berufen, halte ich 
für ziemlich irrelevant, weil mir die Praxis der andern kleinen 

Städte Livlands unbekannt ist. Ueberdies glaube ich trotzdem, 

daß ich mich über die Praxis in Riga in so erniüdender Aus-

führlichkeit verbreitet habe, dennoch die Ueberzeugung aussprechen 

zu dürfen, daß das Behauptete sich auch ohne Berufung auf die 

Praxis einfach aus Grundsätzen des Rechts in der nachfolgenden 

Weise darthun lasse. 

Das Privilegium pignonis, welches 

1. das Darlehn zur Verbesserung und Erhaltung eines Hauses, 

2. das Darlehn zur Erkausung eines Hauses und 

3. der vom Verkäufer ereditirte Kaufschillingsrückstand nach den 

Punkten 9, 10 und 11 der Locationsordnung zu genießen haben, 



49 

wurzelt bekanntlich bei jedem dieser drei Rechtsgeschäfte in einer 

und derselben ratio legis, nämlich in der in rem versio, welche 

in Folge dieser Rechtsgeschäste den Pfandgläubigem erwächst, sey 

es dadurch, daß der Verkaufswerch des verpfändeten Jmmobils 

erhöht oder doch gegen Verminderung geschützt wird, wie bei dem 

Darlehn zur Verbesserung oder Erhaltung des Jmmobils oder, 

sei es dadurch, daß das Pfandobject erst durch Hülse jener Rechts-

geschäfte angeschafft wird, wie bei dem Darlehn zur Erkaufung 
des Jmmobils und wie bei dem Kauffchillingsrückstande, den der 

Verkäufer dem Käufer des Jmmobils creditirt. Nicht welliger 

unzweifelhaft ist, daß der Verfasser der Punkte 9—11 der Loca­

tionsordnung sich der gemeinschaftlichen ratio der drei darin zum 

Ausdruck gelangten Privilegien klar bewußt gewesen, denn eben 

darum fordern die Punkte 9 und 10 die wirkliche Verwendung 

des dargeliehenen Geldes zur Verbesserung, beziehungsweise Er-

kaufullg des Hauses — und wenn ein Gleiches im Punkte 11 

nicht geschieht, so erklärt sich das einfach aus dem Umstände, daß 

sich bei dem creditirten Kauffchillingsrückstande die Anschaffung 

des Pfandobjects, i. e. des angekauften Hauses, von selbst versteht. 

Liegt nun aber so die in rem versio den fraglichen Pri­

vilegien als ratio legis zum Grunde, so ist auch klar, daß diese 

Privilegien sich nicht weiter erstrecken dürfen, als die in rem 

versio reicht, oder mit anderen Worten, daß die Privilegien 
wegen in rem versio nur denjenigen Pfandgläubigern gegenüber 

wirksam sind, denen die von den privilegirten Gläubigern darge-

liehenen oder creditirten Summen wirklich zu Gute gekommen 

sind, indem das Pfandobject durch dieselben entweder angeschafft, 

oder aber in seinem Schätzungswerte erhöht oder doch erhalten 
worden ist. Wer die Punkte 9, 10 und 11 der Locationsord­

nung unter Berücksichtigung dieser rechtlichen Bewandtniß prüft, 

wird sich sogleich überzeugen, daß das zur Verbesserung oder Er-
Haltung eines Jmmobils verwandte Darlehn allen Pfandgläu-

bigern, dieselben mögen ihr Pfandrecht von dem Gemeinschuldner 
4 
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selbst oder von einem Vorbesitzer desselben ableiten, zu Gute 

kommt, und daß das dem beregten Darlehn zugestandene Pfand-

Privilegium die Sicherheit keines anderen Pfandgläubigers beein-

trächtigen kann, wenn nur strenge darauf geachtet wird, daß jenem 

Pfandprivilegium einzig und allein unter den im Punkte 9 der 

Locationsordnung vorgeschriebenen Bedingungen Folge gegeben 

werde. Eben daher habe ich auch kein Bedenken getragen, dem 

Pfandprivilegium des Baudarlehns einen LOCUS einzuräumen, 

der dem LOCUS der aus dem Vorbesitz herrührenden öffentlichen 

Hypotheken übergeordnet ist. 

Ganz anders gestaltet sich die Sache in Betreff der Punkte 

10 und 11 der Locationsordnung. In beiden handelt es sich um 

Summen, deren Darleihung oder Creditiruug zum Zweck des 

Ankaufs eines Jmmobils erfolgt. Ruhen auf dem Immobil 

öffentliche Hypotheken, die auf dasselbe schon vor dessen Ankauf 

durch den Gemeinschuldner ingrossirt worden sind, so haben die 

dem letzteren zum Zweck des Ankaufs dargeliehenen oder credi-

tirten Summen für die Inhaber jener öffentlichen Hypotheken 

offenbar ganz und garnicht die Bedeutung oder Wirkung einer in 

rem versio, denn während das Pfandprivilegium der Punkte 

10 und 11 der Locationsordnung sich in Bezug auf die von dem 

Gemeinschuldner selbst bestellten Hypotheken darauf gründet, daß 

diesen Hypotheken ohne Ankauf des Jmmobils durch den Gemein-

schuldner ein Pfandrecht an eben diesem Immobil überhaupt nicht 

hätte zu Theil werden können, trifft dieser Grund bei den öffent-

lichen, aus dem Vorbesitz herrührenden Hypotheken nicht zu, da 

die zuletzt erwähnten Hypotheken das Immobil schon vor dessen 

Ankauf durch den Gemeinschuldner als jus in re aliena bela­

steten und daher weder die Möglichkeit ihres Entstehens, noch 

auch ihr Fortbestehen der Erwerbung des Jmmobils durch den 

Gemeinschuldner mittelbar oder unmittelbar verdanken. 

Solcher Sachbewandtniß wegen haben sogar diejenigen 

Rechtslehrer, die sonst für die Pfandprivilegien einen absoluten 
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Vorzug in Anspruch nehmen (wie z. B. Wangerow) ihren Geg-

nern doch darin rückhaltlos zugestimmt, daß das dem Kaufschillings-

rückstande und dem Darlehn zur Anschaffung des Jmmobils zu 

Gute kommende Pfandprivilegium den von einem früheren Eigen-

thümer des Jmmobils herrührenden Pfandrechten gegenüber wegen 

mangelnder ratio legis gänzlich unwirksam sei — und habe ich 

mich dieserhalb, wie in Anbetracht der dargelegten Praxis, zur 

Bevorzugung der aus dem Vorbesitz stammenden, öffentlichen Hy-

potheken bewogen gesehen. Vergl. Winscheid's Pandecten § 246 

und Arndt's Pandecten § 385 Band 1. 

Sollte der Fall eintreten, daß die Pfandprivilegien Punkt 

10 und 11 der Locationsordnung sich selbst aus der Zeit des 

Vorbesitzes herschreiben, so versteht sich von selbst, daß sie den von 

einem Vorbesitzer bestellten öffentlichen Hypotheken vorgehen oder 

ihnen nachstehen, je nachdem sie den letzteren gegenüber die 

Wirkung einer in rem versio gehabt haben oder nicht. 

Schließlich bedarf es wohl kaum der Bemerkung, daß von 

den durch eine ingrofsirte Obligation gesicherten Ausspmchsgeldern, 

wenn auch sie aus dem Vorbesitz stammen, dasselbe gelten muß, 

was hinsichtlich der von dem früheren Besitzer ausgestellten und 

ingrossirten Hypotheken überhaupt gilt. 

8 14. 

B e g r ü n d u n g  d e s  e i l f t e n  L o c u s .  
(Vergleiche Punkt 1 2  der Locationsordnung.) 

Ziemlich verbreitet ist in Livland die Ansicht, daß die ge-

schlichen oder stillschweigenden Hypotheken der Rangordnung nach 

den öffentlichen Hypotheken gleichgestellt seien, oder letzteren sogar 

vorzugehen haben. Diese Ansicht scheint vornehmlich abgeleitet 
zu werden aus dem in der Note e des Landtags pg. 141 ent­

haltenen Satze: 

„Hernach kommen die, welche sonst ein Pfandrecht in des 

„debitoris Eigenthumb haben, entweder durch eine Ver-
4* 
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„schreibung, die inprotocollirt worden, oder durch Besitz und 
„Jnnehabuug des Pfandes, oder auch sonsten durch Ver-
„fügung der Rechte (ex dispositione leguin)". 

Nach den Auseinandersetzungen, die sich hieri'lber in von 

Wahl's Konkursproceß (S. 198) finden, bin ich allerdings über-

zeugt, daß das Privatrecht die in der Note e hinsichtlich der ge­

setzlichen Hypotheken enthaltene Bestimmung beseitigt und die ge-

setzlichen Pfandrechte den richterlichen oder durch freiwillige Ueber-

einkunft oder Testament entstandenen, jedoch nicht ingrossirten Pfand-

rechten gleichgestellt habe. Dennoch begreife ich, daß von Wahl's 

Darlegung vom Standpunkte des Landrechts immerhin einige 

Angriffspunkte darbieten mag, indem von Wahl auf den Art. 

1612, dessen eigentliche Tragweite erst in der noch ausstehenden 

provinziellen Konkursordnung bestimmt werden soll, zuviel Ge-

wicht legen und den Art. 1569 des P.-Rts., der nur von „be-

stellten" nicht auch von gesetzlichen Hypotheken spricht, zu extensiv 

interpretiren dürste. Wodurch sich aber quo ad prioritatem 

eine Gleichstellung der gesetzlichen Pfandrechte mit den öffentlichen 

Hypotheken nachStadtrecht begründen lasse, ist mir seit jeher 

völlig unbegreiflich gewesen. 
Der Note e (1. c.) kann für die Location der Konkurs-

gläubiger nach Stadtrecht eine Bedeutung doch nur erst dann 

beigelegt worden, wenn sich aus der städtischen Locationsordnung 

nicht entnehmen ließe, welcher Locus den stillschweigenden Pfand­

rechten gebührt. Ebendeshalb ist vor Allem zu untersuchen, ob 

die städtische Locationsordnung den stillschweigenden Hypotheken 

einen festen Locus anweise und welchen namentlich. 

Obschon der Ausdruck „gesetzliches oder stillschweigendes 

Pfandrecht" soviel mir bekannt, im Rigischen Stadtrechte nirgends 

gebraucht ist, so sind die Grundsätze des gemeinen Rechts über 

die gesetzlichen Pfandrechte auch in den Livländifchen Städten 

schon vor Abfassung der rigischen Statuten recipirt worden (vergl. 

v. Bunge's Liv. und Estl. Privatrecht § 166) und werden daher 
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im Privatrechte folgende stillschweigende Pfandrechte als auch für 

die Livl. Städte geltend aufgeführt: 

1. das allg. stillsch. Pfandrecht der Krone, so wie der öffent-

lichen Casseil und Stener-Commissionen der Gemeinden 

wegen der fälligen persönlicheil und dinglichen Steuern und 

Abgaben (Art. 1394.); 

2. das allg. stillsch. Pfandrecht der Pupillen und Curanden 

in dem Vermögen der Vormünder und Curatoren wegen 

aller Forderungen aus der Vormundschaft und Curatel 
(Art. 1397); 

3. das allg. stillsch. Pfandrecht der Kinder in dein Vermögen 

ihrer Eltern wegen ihres in der Verwaltung der letzteren 

befindlichen Vermögens (Art. 1398); 

4. die stillsch. Generalhypothek des Ehemannes in dem Ver-

mögen desjenigen, der der Ehefrau einen Brautschatz zu 

geben versprochen, wegen dieses Brautschatzes (Art. 1399) 

5. die stillsch. Generalhypothek der Kirche im Gesannntver-

mögen ihres Erbzinsmannes wegen der aus dein Grunde 

einer Teterioration entspringenden Forderungen (Art. 1401); 

6. die stillsch. Specialhypothek des Vermiethers und Verpächters 

an den invectis et illatis des Miethers wegen der Forde-

rungen aus beut Mietverträge (Art. 1404); 

7. bie stillsch. 'Specialhypothek des Verkäufers und Erbpfand-

gebers an dem veräußerten Immobil wegen des Kauf- oder 

Pfandschillings-Rückstandes (Art. 1406); 

8. die stillsch. Specialhypothek desjenigen, der zur Wiederher­

stellung oder Verbesserung und Unterhaltung eines Jmmo­

bils Geld ic. dargeliehen, an dem betreffenden Immobil 

oder Schiffe (Art. 1407); 
9. die stillsch. Specialhypothek der Legatare oder Fideicom-

missare wegen des ihnen gebührenden Legats oder Fidei-

commisses an dem Erbtheil des Onerirten (Art. 1409) unb 
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10. die stillsch. Specialhypothek der Pupillen und Euranden an 

den mit ihrem Gelde erkauften Sachen (Art. 1408). 

Bei Vergleichung der vorstehend aufgeführten stillschwei-

genden Pfandrechte mit der Locationsordnung des rigischen Stadt-

rechts ergiebt sich, daß über das zwischen den öffentlichen Hypo-

theken und den meisten dieser Pfandrechte bestehende Rangver-

hältniß ein Zweifel nicht wohl obwalten kann, weil die Locations-

ordnung mittelst specieller Vorschriften bestimmt 

ad 1. daß die Forderungen der öffentlichen städtischen Cassen wegen 

der rückständigen Abgaben des Gemeinschuldners den öffent-

lichen Hypotheken (nach Punkt 1) vorgehen, eine Bestim-

mung, die, wie oben ausführlich erörtert wurde, auf die 

dem Staat und der Kirche gebührenden Steuer-Rückstände 

durch die Praxis ausgedehnt worden ist; 

ad 2 und 3. daß die Forderungen der Pupillen und Euranden 

gegen den Vormund oder Curator und die Forderungen 

der Kinder an die das Vermögen derselben verwaltenden 

Eltern (nach Punkt 12) mit den öffentlichen Hypotheken 

innerhalb desselben Locus concurriren; 

ad 6. daß der rückständige Miethzins (nach P. 7) den öffentlichen 

Hypotheken vorgeht; 

ad 7. daß der Kaufschillingsrückstand, wenn zur Sicherstellung 

desselben ein Pfandrecht in dem veräußerten Immobil vor­

behalten worden, entsprechend der obigen Auslegung des 

Punktes 11, den nicht aus dem Vorbesitz herrührenden öf-

sentlichen Hypotheken vorgeht, ihnen jedoch zu Folge des 

Punktes 16 nachsteht, falls zu Gunsten desselben ein Pfand-

recht weder bestellt noch vorgehalten worden ist, und 

ad 8. daß das Baudarlehn einen Vorzug vor den öffentlichen 

Hypotheken zu genießen hat, wenn es durch ausdrückliche 

Pfandbestellung gesichert worden, den öffentlichen Hypotheken 

dagegen zu Folge des Punktes 15 nachsteht, wenn eine aus-

drückliche Psandbestellung unterblieben ist. 
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Hiernach kann nur die Location derjenigen durch ein still-

schweigendes Pfandrecht geschützten Forderungen fraglich sein, die 

in der obigen Auszählung unter den Ziffern 4, 5, 9 und 10 ge­

nannt sind. Da dieselben jedoch weder in einem der Punkte 1—11 

der Locationsordnung, noch auch in dem über die öffentlichen Hy­

potheken handelnden Punkte 12 eine Stelle gefunden haben, und 

dieser letztere Punkt sie, nach dem Grundsatze exceptio afifirmat 

regulam, von dem den öffentlichen Hypotheken gebührenden Locus 

geradezu ausschließt, indem er unter den stillschweigenden Pfand-
rechten n u r die den Ausspruchsgeldem und den Forderungen der 

Pupillen zu Gute kommenden stillschweigenden Hypotheken den 

öffentlichen Hypotheken quo ad prioritatem gleichstellt, so ist jeden­

falls gewiß, daß die von Einigen behauptete regelmäßige Gleich-

stellung der stillschweigenden Hypotheken mit den öffentlichen 

Hypotheken durch die städtische Locationsordnrng selbst widerlegt 

wird. Welcher Locus aber den in der Locationsordnung selbst 

nicht speciell berücksichtigten Pfandrechten gebühre, darüber werde 
ich mich weiter unten bei Besprechung der Privathypotheken äußern. 

Wohl aber dürfte hier der Ort sein zur Prüfung der 

Frage: welches Rangverhältniß zwischen den öffentlichen General-

oder Mobiliarhypotheken (Art. 1608 des P.-Rts.) und den öf-

fentlichen Specialhypotheken stattfinde. 

Von Wahl behauptet in feinem Konkursprocesse S. 197: 

Unter den ingrosfirten oder öffentlichen Pfandrechten (zu denen 

doch auch die in das zuständige Personal-Hypothekenbuch einge­

tragenen gehören) entscheide über die Priorität das Alter der Ein­

tragung in die Hypothekenbücher (Art. 1612); ans dieser unbe-

dingten Lochung nach dem Alter der Jngroffation gehe somit 

hervor, daß z. B. auch eine früher eingetragene Generalhypothek 

selbst einer, wenngleich früher entstandenen, so doch später ingros-

sirten Specialhypothek vorgehe (Art. 1610). 

Es ist möglich, daß von Wahl bei dieser Aettßenmg nur 

auf ein Immobil ingrossirte, also nicht oder doch nicht aus­
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schließlich in das zuständige Personalhypothekenbuch eingetragene 

Generalhypotheken im Sinne habe. Allein da mir nicht selten 

die Ansicht begegnet ist, daß auch bloß ins Personal-Hypotheken-

buch eingetragene Generalhypotheken den später ingrossirten Im-

Mobiliarhypotheken im Konkurse vorgehen, so glaube ich diese 

Ansicht nm somehr bekämpfen zu müssen, als dieselbe im Falle 

ihrer Begründung practisch den sehr großen Uebelstand nach sich 

zöge, daß jeder, der auf ein Immobil gegen Bestellung einer auf 

dasselbe zu ingrofsirenden Hypothek ein Kapital darleihen will, 

sich erst Hypothekenextracte aus allen Personalhypothekenbüchern 

besorgen müßte, die in Livland und Curland bei städtischen wie 

bei landischen Corroborationsbehörden geführt werden, denn so-

lange ihm nicht solche Extracte vorliegen, vermag er das Maß 

der Sicherheit, welches ihm durch Jngrossation der zu seinen 

Gunsten bestellten Jmmobiliar-Hypothek gewährt wird, schlechter-

dings nicht zu beurtheilen, da es ja möglich ist, daß der Besteller 

der Jmmobiliarhypothek früher an irgend einem anderen Orte 

gewohnt habe und dort in das zuständige Personalhypothekenbuch 

Generalhypotheken auf seinen Namen eintragen lassen. Daß der 

in Frage gestellte Rechtssatz jedenfalls auf die Stadl Riga keine 

Anwendung finde und auch in dem Wahlschen Concursprocesse 

nur für das flache Land und die kleinen Städte Livlands be­

hauptet worden, versteht sich von selbst, weil in Riga das Institut 

der Personalhypothekenbücher überhaupt nicht existirt und der Art. 

1604 bestimmt, daß jede auf ein Immobil ingrossirte General-

Hypothek zu einer Specialhypothek werde. 

Was die anderen Rechtsgebiete Livlands betrifft, so kann ich 

zunächst nicht einräumen, daß der, auch von Wahl bezogene, 
den Vorzug der privilegirten vor den nicht privilegirten und der 

ingrossirten vor den nicht ingrossirten Hypotheken festsetzende Art. 

1612 des P.-Rts. zugleich die Bestimmung enthalte, daß das 

R a n g v e r h ä l t n i ß  d e r  i n g r o s s i r t e n  H y p o t h e k e n  u n t e r e i n a n d e r  u n -

bedingt und ausnahmslos durch das Alter der Jngrossation 
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entschieden werde; denn wenn dieser Artikel am Schluß bemerkt, 

daß „bei im Uebrigen gleicher Beschaffenheit der Pfandrechte das 
„ältere dem jüngeren vorgehe" —, so folgt daraus wohl, daß unter 

gleichartigen Pfandrechten, d. h. zweien oder mehr gleich privi-
legirten, zweien oder mehr stillschweigenden Pfandrechten ic. das 
Alter entscheide. Keineswegs folgt daraus aber, daß auch bei 

Concurrenz mehrerer ungleichartigen Pfandrechte, z. B. 
eines stillschweigenden Pfandrechts mit einem richterlichen oder 
einer ingrossirten General-- oder Mobiliarhypothek mit einer in-
grossirten Specialhypothek der Vorzug vom Alter abhänge. Ob 
und unter welchen Voraussetzungen bei Concurrenz ungleichartiger 
Pfandrechte das Alter von Einfluß sei, kann nur aus anderen 
Bestimmungen des Privatrechts und den örtlichen Locationsord-
nungen entnommen werden. 

Ueber das Verhältniß der öffentlichen General- oder Mobi-

liarhypotheken zu den öffentlichen Special- beziehungsweise Im-

Mobiliarhypotheken finden sich im Rigischen Stadtrecht keinerlei 
Bestimmungen, das Privatrecht dagegen enthält in den Art. 1567 

157], 1007 und 160!) Rechtssätze, welche über dieses Verhältniß 

hinreichendes Licht verbreiten dürsten. 
Nach Art. 1569 „kann eine an einem Immobil bestellte 

„ H y p o t h e k  d u r c h  E i n t r a g u n g  d e r s e l b e n  i n  d i e  d a z u  e i n g e -

„richteten Gerichtsbücher — Hypothekenbücher — zu einer 

„öffentlichen erhoben werden". Dieser Bestimmung zu Folge ist 

es, was die Requisite zur Begründung einer öffentlichen Hypothek 

betrifft, gleichgiltig, ob die bestellte Hypothek eine Special- oder 

Generalhypothek sei, denn eines Theils spricht der allegirte Artikel 

nur von Hypotheken, ohne zwischen General- und Spccial-Hypo-

theken zu unterscheiden, und anderen Theils erstreckt sich ja die 

Generalhypothek auf das ganze gegenwärtige und zukünftige Ver-

mögen des Bestellers (Art. 1379), also auch auf die Immobilien 
desselben. 

Wie aus den Art. 1569—1571 mit Evidenz hervorgeht, ist 
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dagegen zur Begründung einer öffentlichen Jmmobiliar-

Hypothek, dieselbe möge eine General- oder Special-Hypothek 

sein, nothwendig erforderlich: 

1. daß die über die bestellte General- oder Specialhypothek 

ausgefertigte Urkunde in das für Immobilien be-

stimmte Hypothekenbuch eingetragen sei — und 

2. daß die Eintragung in dein für Immobilien bestimmten 

Hypothekenbuch derjenigen Corroborationsbehörde erfolgt sei, 

in dessen Bezirk das verhaftete Immobil belegen ist. 

Dieser klaren, für das Hypothekenwesen und den Realcredit so 

wichtigen Bestimmungen wegen, begründet eine Generalhypothek, 

die, entsprechend dem Art. 1607 nur in das zuständige Personal-

hypothekenbuch eingetragen ist, keine öffentliche Hypothek an den 

Immobilien des Bestellers, hat vielmehr den auf diese Jmmo-

bitten ingrossirten Hypotheken gegenüber nur die Bedeutung einer 

Privathypothek, was auch mit dem Art. 1569 des P.-Rts. über­

einstimmt. Wenn aber der Satz, daß nur in das Personalhy-

pothekenbnch eingetragene Generalhypotheken überhaupt nicht ös-

fentliche Jmmobiliarhypotheken begründen, nach dem Obigen noch 

eines weiteren Nachweises bedürfte, so wäre ein solcher in dem 

Art. 1609 enthalten, welcher über die Entstehung öffentlicher 

Generalhypotheken handelnd, also lautet: 

„Besitzt oder erwirbt später ein Schuldner, auf dessen Ver-

„mögen eine Generalhypothek (durch Eintragung in das 

„Personalhypothekenbuch) ingrossirt ist, auch ein Immobil, 

„so darf der Gläubiger die Forderung auch auf dieses bei 

„ d e r  d e r  B e l e g e n h e i t  d e s  J m m o b i l s  n a c h  

„competenten Behörde ingrossiren lassen: Die Wirksamkeit 

„dieser letzteren Jngrossation beginnt aber — Dritten gegen­

über — erst mit dem Augenblicke, wo die Eintragung 

„vollzogen ist, und darf nicht auf die Zeit der ursprünglichen 

„Eintragung der General-Hypothek zurückgezogen werden". 
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Hiernach halte ich für erwiesen, daß die bloß in das Per-
sonalhypothekenbnch eingetragenen Generalhypotheken im Konkurse 

von dem, den öffentlichen Jmmobiliarhypotheken gebührenden 

Locus ausgeschlossen sind, wobei sich jedoch von selbst versteht, 
daß der öffentliche Charakter dieser Generalhypotheken quo ad prio­

ritatem wieder zur Geltung kommt, wenn und soweit es sich um 
Befriedigung der Konkursgläubiger ans der Mobiliarmasse handelt. 

§ 15. 

B e g r ü n d u n g  d e s  z w ö l f t e n  L o c u s .  
(Vergleiche Punkt 13 der städtischen Locationsordnung.) 

Den Privathypotheken gebührt dieser Locus zu Folge des 

Punkt 13 der Locationsordnung. Ein Gleiches findet Statt in 

Betreff der blos in das zuständige Personalhypothekenbuch eiuge-

tragenen General- oder Mobiliarhypotheken, da oben gezeigt 

wurde, daß diese da, wo die Masse, wie ja hier vorausgesetzt 

wird, nur in unbeweglichem Vermögen besteht, als bloße Privat-

Hypotheken in Betracht kommen. Derselben Voraussetzung wegen 

können hier nur solche richterliche Pfandrechte in Frage stehen, 

die durch richterliche Immission des Gläubigers in das Immobil 

des Gemeinschuldners entstanden sind, ohne daß eine Jngrossation 

derselben auf Grundlage des Art. 1576 des P.-Rts. stattgefunden 

hat, denn ist eine solche erfolgt, so kommen natürlich die für in-

grossirte Jmmobiliarhypotheken geltenden Grundsätze zur Anwen-

dung. Der richterlichen Pfandrechte und der stillschweigenden 

Hypotheken ist mm zwar in dem Punkte 13 der Locationsord­

nung mit keiner Sylbe gedacht. Allein da die richterlichen und 

stillschweigenden Pfandrechte, ebenso wie die Privathypotheken 

gemeinrechtlich zu den sogenannten einfachen oder simplen (d. h. 

weder durch ein Privilegium noch durch das Moment der Oeffent-

lichkeit qualificirten) Pfandrechten gehören, jede durch ein Pfand-

recht gesicherte Forderung aber, dem Begriffe der Sache nach, den 

chirographarischen Gläubigern und unter diesen auch den mit 
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einem Privilegium exigendi ausgerüsteten im Konkurse vorgehen 

— und die Punkte 14 — bis zum Schluß der Locationsordnung, 

von einer gleich zu besprechenden Ausnahme abgesehen, nur über 

chirographarische Gläubiger handeln; so können die richterlichen und 

stillschweigenden Hypotheken in der Regel nur eine Stelle zwischen 

den öffentlichen und chirographarischen Gläubigern finden, wie ihnen 

denn auch eine solche oben angewiesen worden ist. Von dieser 

Regel haben in Betreff der stillschweigenden Hypotheken Aus-

nahmen theils in melius, theils in pejus der betreffenden Gläu­

biger statt; in melius, im Interesse einiger in der Locations-

Ordnung ausdrücklich begünstigten Gläubiger, wie z. B. der Un-

mündigen unb Curanden in Anlaß deren Forderungen gegen ihre 

Vormünder unb Kuratoren; in pejus in Bezug auf diejenigen 

Gläubiger, die ein Darlehn zum Ankauf oder zur Reparatur 

e i n e s  H a u s e s  o h n e  B e d i n g  e i n e s  U n t e r p f a n d e s  

c o n t r a h i r t  o d e r  e i n e n  T h e i l  o d e r  d e n  g a n z e n  K a n f f c h i l l i n g  o h n e  

Vorbehalt eines Pfandrechts creditirt haben, indem sie 

von der Locationsordnung erst unter den Punkten 15 und 16 

aufgeführt, dennoch aber vom Privatrechte mit einer stitlschwei-

genden Hypothek ausgerüstet sind. Dieser Umstand kann mög-

licher Weise den Gedanken hervorrufen, daß alle stillschweigenden 

Pfandrechte, soweit den durch sie gesicherten Rechtsverhältnissen 

nicht durch eine ausdrückliche Bestimmung der Locationsordnung 

eine günstigere Stelle angewiesen worden ist, entsprechend den 

Punkten 15 und 16 der Locationsordnung zu placiren seien; allein 

in der Motivirung des nächsten Locus hoffe ich zu zeigen, daß 
einer derartigen Location der stillschweigenden Pfandrechte die er-

forderliche Begründung mangeln würde. 

§ 16. 

B e g r ü n d u n g  d e s  d r e i z e h n t e n  L o c u s .  
(Vergl. die Punkte 11, 15, 16 und 17 der Locationsordnung.) 

Im gemeinen Rechte werden die chirographarischen Glan-



61 

biger in zwei (Staffen eingeteilt, nämlich in solche, bie mit einem 

Privilegium exigendi ausgerüstet sind — unb solche, benen bie 

Gesetze keinerlei Vorzugsrecht beigelegt haben. Dieser Einthei-

lung entspricht bie Location ber chirographarischen Gläubiger im 

Konkurse, indem bie mit einem Privilegium exigendi ausge­

statteten zur IV., diejenigen aber, benen das Privilegium mangelt, 

zur V. Classe gehören. 

Dieselbe Eintheilung liegt den Bestimmungen der Loca-

tionsordnung vom Punkte 14 bis zum Schluß derselben zu Grunde, 

denn die Punkte 14 —17 räumen den darin namhaft gemachten 

Gläubigern einen Vorzug vor den im Schlußsatz aufgeführten, 

die ganze Rangordnung abschließenden Gläubigern ein — und 

wie die Gläubiger der IV. Classe nach gemeinem Rechte trotzdem, 

daß ihnen ein Privilegium exigendi zur Seite steht, unter ein­

ander bei Jnsufficienz der Masse pro rata zur Befriedigung 

gelangen, so sollen auch die Gläubiger, deren bie Locationsord­

nung in den Punkten 14—17 gedenkt, einander pro rata gleich 

werden, wenn sie coitcurrimt und nicht alle gezahlt werden können. 

Wird nun erwogen, daß es im Begriffe des Pfandrechts 

liegt, daß die durch ein Pfandrecht gesicherten Gläubiger bei 

Unzulänglichkeit der Maffe nicht pro rata, fondern nach der 

durch das Alter des Pfandrechts bedingten Ordnung zur Befrie-

digung zu gelangen berechtigt erscheinen, so liegt eben hierin der 

Grund, weshalb diejenigen stillschweigenden Pfandrechte, denen 

die Locationsordnung keinen bestimmten Locus angewiesen hat, 

in der Classe der simpeln Pfandgläubiger, also in der IV. Classe, 

wie oben geschehen, in Ansatz gebracht werden müssen, den in 
den Punkten 15 und 16 der Locationsordnung aufgeführten 

Gläubigern aber ohitgeachtct dessen nicht gleichgestellt weiten können, 

daß deren Forderungen durch ein stillschweigendes Pfandrecht ge-

schützt sind. Der Natur der Sache würde es gewiß mehr ent­

sprechen, diese Gläubiger aus der IV. Classe ganz auszuscheiden 

und sie den Gläubigern beizuzählen, deren im Locus 12 Erwäh­
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nung geschehen ist; da sie aber durch die städtische Loeationsord-

nung zwischen denen, deren deponirtes Gut von dem Depositario 

abhändig gemacht worden (Punkt 14) und denen, die ohne Be-

dingung einiger Rente Geld geliehen haben (Punkt 17), also 

zwischen Gläubigern in Ansatz gebracht worden sind, denen kein 

Pfandrecht, sondern nur ein Privilegium exigendi zusteht, so 

wird eben dadurch die ihnen angewiesene anomale Stellung ge-

rechtfertigt. Das Motiv zu dieser Anomalie ist vielleicht in dem 

Umstände zu suchen, daß die städtische Locationsordnung den hier 

fraglichen Gläubigern in den Punkten 9, 10 und 11 die Mittel 

an die Hand gegeben, durch welche sie ihren Forderungen einen 

im hohen Grade begünstigten Locus verschaffen können. Was 

endlich die Zusammenschmelzung der Punkte 14—17 inclusive zu 

einem Locus betrifft, so erscheint dieselbe deshalb geboten, weil 

diese Gläubiger nach der Locationsordnung pro rata zur Befrie­

digung gelangen sollen. 

Eine Begründung des 14. Locus dürfte überflüßig er­

scheinen. 
(Fortsetzung folgt.) 

V. Kupsser. 



II. 

Beitrag zur Quellenkunde des Hilcheuscheu 
Landrechtsentwurfes. 

Obgleich die Zeit der polnischen Herrschaft in Livland so-

Wohl wegen der fortwährenden Kriegsunruhen, als wegen der 

ohne alle Rücksicht aus die bestehenden Rechtszustände von der 

Regierung angeordneten Neuerungen wenig geeignet zur Ausbil-

dung fester Rechtszustände war, so beansprucht die sogenannte 

polnische Periode nichts desto weniger dadurch ein besonderes 

Interesse, daß in dieselbe vielfach Anfänge von Einrichtungen 

fallen, die sich bis auf die Gegenwart erhalten haben. Trotz 

dieses Interesses gehört die polnische Periode zu den bisher am 

wenigsten durchforschten Theileu der livländiscken Rechtsgeschichte, 

— eine Erscheinung, die sich leicht aus den sprachlichen und son-
stigen Schwierigkeiten erklärt, welche die Rechtsquellen dieser 

Periode dem provinziellen Forscher bieten mußten. Besonders 

reich an Schwierigkeiten, die bisher nicht haben beseitigt werden 

können, ist der Hilchensche Landrechtsentwurf, die einzige das ge-

sammte Recht um fassende Quelle aus dieser Periode. Der Inhalt dieses 

Entwurfs weicht znm großen Theile in höchst auffälliger Weife 
sowohl von der vorhergehenden, als von der nachfolgenden Rechts-

entWickelung ab, ohne daß man bisher in der Lage gewesen wäre 

die Frage bestimmt zu beantworten, was in demselben aus dem 

einheimischen Gewohnheitsrechte und was aus fremden Rechts­
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quellen entlehnt worden sei. Die Beantwortung dieser Frage ist 

aber für die rechtsgeschichtliche Verwerthnng des Hilchenschen Ent-
wnrfs um so unerläßlicher, als derselbe nicht die Bestätigung er-
langt hat und daher nur diejenigen Bestimmungen ein rechts­
historisches Interesse gewähren können, welche aus dem einhei­
mischen Gesetzes- oder Gewohnheitsrechte, nicht aber auch die-
jenigen, welche aus Rechtsquellen, die an sich in Livland keine 
Geltung gehabt haben, geschöpft worden sind. Von diesem 
Gesichtspunkte aus dürste eine nähere Untersuchung über die 
Quellen des Hilchenschen Landrechtsentwurfs gerechtfertigt sein. 

Ueber die Entstehung des Entwurfs haben sich im Wesent-

lichen folgende Nachrichten erhalten '): nachdem der König 
Sigismund III. in der zweiten Ordinatio Livoniae vom I. 1598 

der livländifchen Ritterschaft gestattet hatte aus den polnischen, 

litthauischen und den alten livländifchen Rechten ein Landrecht 

auszuarbeiten, erhielt die an: Schlüsse des Jahres 1598 vom 

Könige nach Livland abgesandte Kommission unter Anderem den 

Auftrag, Deputirte aus allen drei Nationen des livländifchen Adels, 

nämlich der polnischen, litthauischen und livländifchen, zusammen-

zuberufen und für die Abfassung eines Landrechts für Livland zu 

sorgen. Die nach Riga berufenen Deputirten übertrugen im Ein-

verständniß mit der Kommission am 8. März 1599 die Ausar­

beitung eines Entwurfs dem zur Zahl der Commiffarien gehörigen 

königlichen Secretären und wendenfchen Landgerichtsnotären David 

Hilchen und behielten sich die Revision desselben vor. Hilchen 
beendigte die ihm übertragene Arbeit bereits im Ansang August 

1599, also in der kurzen Zeit von fünf Monaten. Durch die 

von den Deputirten vorgenommene Revision scheint in dem Ent-

Wurfe nur wenig verbessert worden zu sein. Derselbe besteht aus 

drei Büchern, von denen das erste das öffentliche Recht in 22, 

>) Vgl. v. Bunge, Einleitung in die liv- esth- und curländische 
Rechtsgrschichte und Geschichte der Rechtsquellen, Reval 1849, § 73. 
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das zweite das Privat- und Criminalrecht 67 und das dritte 

die Gerichts- und Proceßordnung in 31 Titeln enthält. Die 

Zahl der Paragraphen, in welche die einzelnen Titel zerfallen, 

stimmt in den verschiedenen Abschriften des Entwurfs, der bisher 

noch nicht gedruckt ist, nicht immer überein. 

Was die Quellen dieses Entwurfes betrifft, so nahm man 

bisher tut Allgemeinen an, daß Hilchen außer dem einheimischen 

Gewohnheitsrechte insbesondere polnisches und litthauisches Recht 

benutzt habe. Dafür sprach nicht nur das staatsrechtliche Ver-

hältniß, in welchem Livland zu Litthauen und Polen stand, 

sondern auch der Umstand, daß in der zweiten Ordinatio Livo­

niae ausdrücklich auf diese Rechte hingewiesen war. Außerdem 

hat Hclmerfcn2) auf eine umfangreiche Benutzung des römischen 

Rechts, sowohl in Bezug auf das System als den Inhalt, auf-

merksam gemacht. Der specielle Nachweis darüber aber, welche 

polnischen und litthauischen Rechtsquellen Hilchen vorgelegen haben 

und in welchem Umfange er sie benutzt habe, ist bisher nicht er­

bracht worden. Die dem polnischen und litthauischen Rechte ange-

hörigen Bestandteile des Entwurfs müssen aber vor Allem aus-

geschieden werde», ehe sich feststellen läßt, was dem einheimischen 

Gewohnheitsrechte entlehnt und was etwa ans willkührliche Dispo-

sitionen, die der Verfasser neu in die Gesetzgebung eingeführt hat, 

zurückzuführen ist. Da es mir nicht möglich war augenblicklich 

eine Untersuchung nach allen bezeichneten Richtungen vorzunehmen, 

so habe ich meine Aufgabe dahin beschränkt, zunächst den Einfluß 

der Livland bis dahin fremd gebliebenen Rechte aus den Hil-

chenschen Entwurf nachzuweisen. Zu diesem BeHufe habe ich die 

Polnischen und die unter polnischem Einflüsse entstandenen Rechts-

quellen bis zum Anfange des 17. Zh. einer näheren Durchsicht 

und Vergleichung mit dem Hilchenschen Landrechtsentwuu unter­

2) Vgl. v. Helmersen, Abhandlungen aus dem livländifchen Adels-
rechte, Sief. II. Seite 3 fgg. 

5 
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zogen. Als Resultat hat sich dabei ergeben, daß der letztere zum 

größten Theile aus den polnischen Statuten und Constitutionen 

und dem jus terrestre nobilitatis Prussiae correctum vom 

Jahr 1598 entlehnt ist. Die Benutzung dieser Quellen ist eine 

ganz unverkennbare, indem Gedanke und Ausdruck des Originals, 

wenn gleich mit mannigfachen Abänderungen, die sich der Verfasser 

vorzunehmen erlaubt hat, sich in der Bearbeitung wiederfinden. 

Ja einzelne Theile des Entwurfs, wie namentlich die proeessua-

tischen Bestimmungen, bestehen häufig in wörtlichen Uebertra-

gungen des jus terrestre. Das Litthauische Statut scheint da-

gegen nur in einigen Fällen benutzt worden zu sein. — Zur 

Orientirung über die genannten drei Rechtsquellen möge folgende 

Uebersicht dienen. 

In Polen hatte Casimir der Große im Jahre 1347 auf 

einem Reichstage zu Wisliza aus den besonderen Rechtsgewohn-

heiten Groß- und Kleiirpolens ein allgemeines, das ganze Land 

bindendes Statut entwerfen lassen. Dasselbe enthält 151 Gesetze 

verschiedenen Inhalts, die ohne allen systematischen Zusammen-

hang aneinandergereiht find.3) Unter den Nachfolgern Casimir 

des Großen kamen noch mehrere derartige Gesetze auf den Reichs-

tagen zu Stande. Die wichtigsten wurden erlassen unter Vladis-

laus Jagello 1420, Casimir dem Jagellonen 1447, Johann 

Albert 1496, Alexander 1504 und 1505 und Sigismund 1. in 

den Jahren 1507 bis 1547. Dieselben sind bis zu dem letztge-

nannten Jahre alle in lateinischer Sprache verfaßt und führen 

die Bezeichnung Statuta. Seit dem Jahre 1550 unter Sigis­

mund August dagegen wurden sie in polnischer Sprache niederge-

schrieben und heißen seitdem Constitutiones. Die vollständigste 

Sammtung der polnischen Statuten und Constitutionen ist die 

in Warschau 1732—1782 in 8 Bänden erschienene, unter dem 

Namen der Volumina legum bekannte Sammlung. Für 

3) Bandtkie, jus Polonicum, Vratislaviae 1831. 
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unseren Zweck kommen nur die beiden ersten Bände in Betracht, 

von denen der erste4) sämmtliche Statuten in lateinischer Sprache 

und der zweite5) die Constitutionen unter Sigismund August 

und Sigismund III. enthält. Die Benutzung des zweiten Bandes 

wurde durch eine handschristliche, der Dörptschen Universitäts-

bibliothek gehörige lateinische Nebersetzung wesentlich erleichtert. 

In den preußischen Ordenslanden hatte das Magdeburg-

Breslauer systematische Schöffenrecht unter dein Namen des cul-

mischen Rechts die weiteste Verbreitung gefunden °). Seit der 

Mitte des 16. Jh. wurden mehrfache Revisionen dieses mimischen 

Rechts vorgenommen, von denen sich jedoch der Adel zurückzog, 

weil er bei der Revision die Berücksichtigung der besonderen 

Rechtsgewohnheiten, die sich in diesem Stande namentlich in Be-

ziehung auf das Erbrecht ausgebildet hatten, forderte, die Städte 

aber denselben die Aufnahme verweigerten. In Folge dessen er-

langte der Adel in dein mit Polen vereinigten Theile von Preußen, 

dein sog. Westpreußen, vom Könige von Polen im I. 1580 die 
Genehmigung zur Ausarbeitung eines besonderen Adels- oder 

Landrechts7). Die Berathungen über diesen Gegenstand, an 

welchen sich auch Abgesandte der Städte betheiligten, wurden mit 

vielen Unterbrechungen und ohne Erfolg bis zum Jahre 1598 

geführt. In diesem Jahre wurde endlich ein mit Zugrunde-

legung einer Schrift des Historikers Reinhold Heidenstein über 

Erbrecht und Proeeß in Preußen und mit Berücksichtigung einer 

Schrift des Nie. Niewieczinski über denselben Gegenstand aus-

gearbeiteter Entwurf von der preußischen Ritterschaft genehmigt 

4) Derselbe führt den Titel Leges, statuta, constitutiones, privi-
legia regui Poloniae etc., Varsaviae 1732. 

5) Derselbe fuhrt den Titel: Prawa, konstytncye y przywileie 
krolestwa Polskicgo etc., Varsaviae 1733. 

") Lab and, das Magdeburg-Breslauer systematische Schöffenrecht, 
Berlin, 1863. 

') Lengnich, Geschichte der Preußischen Lande Königlich-Polnischen 
Antheils, Danzig, 1722-1734. Bd. III. S. 357, 358. 

5* 
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und obgleich die Städte jede Gemeinschaft und Verantwortlichkeit 

hinsichtlich desselben abgelehnt hatten, dem polnischen Reichstage 

vom Jahre 1598 vorgelegt und von diesem durch eine besondere 

Reichs - Constitution bestätigt8). Bei der Bestätigung war der 

preußischen Ritterschaft das Recht zugestanden worden, in Zukunft 

Verbesserungen des Gesetzes mit königlicher Genehmigung vorzu-

nehmen. Dies gab Veranlassung dazu, daß der Titel des Gesetzes 

aus Antrag der preußischen Städte aus: jus terrarum Prussiae 

in jus terrestre nobilitatis Prussiae umgewandelt und dem­

nächst auf Antrag der Stände vom Könige ein preußischer Land-

tag für den Juli 1599 zu Thoru behufs Verbesserung des Gesetzes 

angeordnet wurde. Nachdem der Landtag einzelne Abänderungen 

vorgenommen hatte, wurde das Gesetz noch in demselben Jahre 
unter dem Titel: jus terrestre nobilitatis Prussiae correctum 

zu Thoru gedruckt °). Dasselbe ist kein vollständiges Gesetzbuch, 

sondern handelt nur von denjenigen Lehren, in denen das cul-

mische Recht abgeändert werden sollte. Es ist in lateinischer 

Sprache verfaßt und zerfällt in folgende 7 Abschnitte: Tit. I de 

successionibus, Tit. II de donationibus et testamentis, 

Tit. III de tutelis, Tit. IV de praescriptionibus, Tit. V 

de magistratibas et judiciis, Tit. VI de processu in causis 

civilibus, Tit. VII de finibus regundis. 

8) Vol. leg. Tom. II p. 1466, tit.: Prawa Pruekiego korrektura. 

8) Lengnich 1. c. S. 106, 184, 251, 255, 256, 260, 262, 271, 276, 
299, 300 und 302. Die Druckausgaben sind: 1) Jus terrestre nobilitatis 
Prussiae (anno 1598) correctum, Thoruni 1599, edit. 2da 1622, 4°. — 
2) Jus terrestre nobilitatis Prussiae correctum anno Domini 1598, 
Latine, Polonice et Germanice editum cura et studio Danielis Patter-
sonii, Gedani 1625, 1647, 1685, 1728 und Lublini 1739, alle 4°, die 
letzte Ausgabe jedoch ohne deutsche Übersetzung. — 3) Jus terrestre nobi­
litatis Prussiae correctum. Editio prioribus multo correctior auc-
tiorque, adjectis passim allegatis ex Herburto et constitutionibus 
ragni, Gedani 1736, 4°. — 4) Volumina legum, Tom. VI, pg. 
549-572. 
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Das Großherzogthnm Litthauen l0) hatte unter Sigismund I. 

im Jahre 1529 eine Codification des geltenden Rechts erhalten, 

welche als das litthauische «Statut bekannt ist. Eine zweite Bear-

beitung dieses Statuts wurde unter Sigismund August im Jahre 

1566 und eine dritte vervollständigte unter Sigismund III. im 

Jahre "1588 vollendet. Alle drei Bearbeitungen sind ursprünglich 

in weißrussischer Sprache versaßt, später aber in das Lateinische 

und Polnische übersetzt worden"). Im Drucke erschien zuerst die 

dritte Bearbeitung im Jahre 1588 in der Ursprache, seit 1614 aber 

mehrfach in polnischer Übersetzung"). Gegenwärtig liegen alle 

drei Bearbeitungen in der Ursprache gedruckt vor 

Tie Benutzung dieser Rechtsquelleu durch Hilchen für seinen 

Landrechtsentwurf ist in den einzelnen Büchern desselben in sehr 

verschiedenein Umfange erfolgt. Die relativ, selbständigste Bear-

beiwng hat das erste Buch, welches das öffentliche Recht darstellt, 

erfahren. Es scheint, daß der Verfasser demselben die Constitu-

tiones Livoniae vom Jahre 1582 zu Grunde gelegt,3), die 

Bestimmungen dieses Gesetzes aber, so weit sie Aufnahme fanden, 

theils durch willkührliche Emendationen, theils aus denOrdinationes 

10) Danilowicz, historischer Blick auf die Litthauische Gesetzgebung, 
in den Dorpater Jahrbüchern für Litteratur, Statistik und Kunst, 
Bd. II, Heft 4-6. 

") Eine russische Übersetzung erschien unter dem Titel: CTaTyn, 
Bejiutaro KHHJKecTBaJlHTOBCKaro, CaHKTneTcpÖyprt 1811 in zweiBänden. 

12) BpeiieHHHKT. IInnepaTopcKaro MocKOBCKaro oßujecTBa HCTOpiH 
H flpeBHocTeä pocciäcKnxT>, EH. 18, 19 H. 22. 

") Vgl. Hilchen Bch. I tit. 3 mit Const. Liv. § 1. 

„ „ „ 4 § 1— 4 „ „ » § 3. 

„ „ 6 n „ § 5. 

„ „ „ 7§5- 6 „ § 11. „ „ „ 7§8 „ „ § 17. 

„ „ „ 8§1 „ „ § 6. 
„ „ „ 12 § 7 „ § 18. 

„ „ 18 § 1 „ „ § 19. 

„ Bch . III tit. 1§1 „ „ § 7 lt. 8. 

„ „ „ §15 -17 „ § 7. 
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Livoniae von 1589 u. 1598,4) und den polnischen Statuten und Con-

ftitutionen ergänzt hat. Letzteres ist namentlich der Fall in den Titeln 

VII, von den Hauptmannschaften, und XII, von denen vom Adell. 

In dem zweiten, das Privat- und Criminalrecht betreffenden 

Buche, legt der Verfasser in der Regel jeder von ihm dargestellten 

Lehre eine der verschiedenen von ihm benutzten Rechtsquellen zu 

Grunde. Die bei dieser Gelegenheit vorgenommenen Abänderungen 

und Ergänzungen dürften, soweit sie nicht aus willkührlichen Emen-

dationen des Verfassers beruhen, aus dem gemeinen Rechte oder 

dem einheimischen Gewohnheitsrechte zu erklären sein. Vorzugs-

weise dem jus terrestre sind entlehnt die Titel VI, VIII und 

XI, von den Unmündigen und den Vormündern, Titel XXV, 

von Testamenten, und Titel LXVII, von gewaltsamer Entsetzung 

der Güter, — den polnischen Statuten und Constitutionen da­

gegen die Titel XXVIII, von Verjährungen, Titel XXXIII, 

vom Ehegeld, und mehrere der criminalrechtlichen Bestimmungen. 

Außerdem läßt sich in verschiedenen anderen Titeln die Benutzung 

einzelner polnischer Gesetze nachweisen. Dem gemeinen Rechte ist 

der Verfasser vorzugsweise im Obligationenrecht gefolgt und nur 

der Titel XVI, von Erbgütern, ist zum grötzten Thüle ans dem 

einheimischen Rechte geschöpft. Dieser Titel handelt jedoch nicht, 

wie die Überschrift besagt, von den Erbgütern im eigentlichen 

Sinne, sondern von den Lehngütern, die aus Erben übergehen, 

denen Hilchen im Titel XIII § 2 die Lebtagsgüter entgegenstellt. 

Aber auch in dieser Lehre ist der Einfluß des polnischen Rechts 

unverkennbar. So ist namentlich die Unterscheidung der Lehn-

güter in alte und neue (Titel XVI § 5) dem polnischen Rechte 

entlehnt. Alte Lehen sind nämlich solche, die bereits durch vier 

Oril. Liv. 1598. 
1598. 

.. 1589 § 9. 
„ „ 1589 § 7. 
„ » 1598. 

M) Vgl. Hilchen Bch. I tit. 4 § 6 mit 
n » » 5 § 1 >, 

» ,, n 7 § 14 „ 
rt n n 7 § 16 „ 
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Generationen vererbt sind, wogegen neue Lehen diejenigen ge-

nannt werden, bei denen dieses nicht der Fall ist. Der wesent-
liehe Unterschied zwischen beiden Arten voll Lehen bestand darin, 
daß die neuen Lehen nur auf die Descendenten des Erblassers, 
die alten aber auch auf die Collateralen vererbten15). — 

Aus einer bunten Mischung der verschiedenen Rechtsquellen ist 
der Titel XXVI des Entwurfs, vom Erbrechte, hervorgegangen. 

Gleichwohl konnte Helmersen zu der irrthümlichen Annahme 
veranlaßt werden, als sei Hilchen in diesem Titel vorzugsweise 

dem einheimischen Rechte gefolgt, da Hilchen meist solche Bestim­
mungen ans den fremden Rechten aufgenommen hat, die eine ge-

wisse Verwandtschaft mit dem livländischen Rechte aufweisen. In 
Polen und Preußen galt nämlich ebenso, wie in Livtand nach 
den Gnadenrechten der Grundsatz, daß den Töchtern nur, wenn 
sie nicht mit Brüdern coneurrirten, ein Erbrecht zustand, daß sie 
aber im entgegengesetzten Falle sich mit einer Aussteuer begnügen 
mußten, so wie ferner, daß in der aufsteigenden und Seitenlinie 
das zu vererbende Gut derjenigen Seite zufiel, von welcher es 
herstammte,7). Tie von Hilchen in dieser Beziehung formulirtm 
Bestimmungen sind den polnischen und preußischen Quellen ent-
lehnt, die er überdies durch einige neue, dem livländischen Rechte 
bis dahin fremde Grundsätze ergänzt. Wie schon Helmersen '*) 
nachgewiesen, hat er nämlich aus dem litthaitischen Rechte den 
Grundsatz aufgenommen, daß die Aussteuer der Töchter, in Er­
mangelung einer testamentarischen Bestimmung des Vaters in 

15) Lipski ti Lipe, i'racticae observationes etc., Dantisci 1648, 
Centnria I, observ. LXX1II Kr. 4, 8 & 9. Zalaszowski, Jus regni 
Poloniae, I'usuaniae 1702, Tom. II p. 333. 

16) Helmersen, Abhandlungen, zweite Lieferung, Seite 11 fg. 

") Vgl. (v. Bunge), Geschichte des liv-, est- und curländischen Privat-
rechts, St. Petersburg 1862 § 47 Pkt. 1 und 4 mit Zalaszowski 1. c. 
Tom. II pg. 344 fg. und Ostrowski, Civilrecht der pohlnischen Ration, 
Berlin 1797, Bd. 1 S. 152 fg. 

,fi) Abhandlungen 1. c. S. 9 fg. 
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dem vierten Theile des väterlichen Nachlasses bestehen 10) und der 

Nachlaß der Mutter den Brüdern und Schwestern zu gleichen 
Theilen zufallen solle20). Bei der Feststellung der Successious-
ordnung folgt Hilchen in Bezug auf das Erbrecht der Ascendenten 

nur in soweit dem preußischen und polnischen Rechte, nach 
welchem dieselben den Geschwistern und Geschwisterkindern nach-
stehen, als sie hinsichtlich des wohlerworbenen Gutes von den 
letzteren ausgeschlossen werden, wogegen in Beziehung auf das 
ererbte Gut die Eltern, wie solches in Livland bis dahin üblich 
war, vorgehen sollen21). 

Das dritte Buch des Landrechtsentwurfes, die Gerichtsord-
nnng und den Proceß betreffend, ist fast ganz fremden Mustern 
entlehnt. Namentlich folgt Hilchen in den Titeln I, II, IV—XI, 

die von der Gerichtsorganisation, und in den Titeln XXIX—XXXI, 

die von: Criminalproceß handeln, den polnischen Statuten und 
Constitutionen, in dem Titel III, von den Succamerariengerichten 

16) Diese Bestimmung hat Hilchen nicht, wie Helmersen meint, dem 
Cap. III Art. 17, sondern offenbar dem Cap V Art. 3 entlehnt, welcher in 
der Ursprache lautet: YcTaByein», ecuiu 6M OTeut aa miBOTa csoero 
BHftaju. OflHy FLESSY CBOIO 3a uywi., a BT» TOMT» yaiepT», a no coße 
aacTaBHBiiiM eiqe KOJKO /teuoKi», TorflM H TNB ÄCBKH sofljre onncy ajßo 
TECTAIIEHTTY ero uaforb 6MTH BMnpaBosaHfj, HKO ßY^CT-b HM-B omi-
caHO 3 r0T0BH3HH sacTasjieHoe, a r/je 6M cyMH oniicaHoe a HH 
HasaasoHoe 3 ROTOBH3HM HE 6Hso, a HC norb 6M 6pan> TBK-B BC-
j H K o e  c y M H  n o  H H X T .  Ä Ü T H ,  Ä K O  3 a  n e p r a o r o  M » o ,  T O T  A H  O T a q a -
babI>iiiH HeTBepTyio iacTb HIIEHI« csoero OTIHSHOTO, 
HiiHoro c Toro MMeata ueyTpaiaioHM a THIII cecTpam 
cBoHMII BHnpasy p oBHyro BCH«. äiaen jaTH mie HXI 
6 y Ä ETI»". Die Festsetzung des litthauischen Statuts über die Größe der 
Aussteuer der Schwester, die sich auch in den curländischen Statuten § 177 
wiederfindet, ist später durch die Praxis in Polen recipirt worden. Vgl. 
Ostrowski 1. c. S. 152 und 158, Hube, geschichtliche Darstellung der Erb-
folgerechte der Slaven, übersetzt von Zupanski, Posen 1336, S. 65. 

20) Litthauische? Statut Cap, III Art. 17 § 2: A BCTJIH 6H 6wjra 
yaiepHSHa, rorflM iiaiOTt 6paTbH 3i> cecTpaun poBuo noflejiHTH menui 
CO6OK>. Vgl. Vol. leg. Tom. I fol. 74, tit de eo etc. 

21) Jus terrestre nobilitatis Prussiae Tit. I § 13 et 14, Zalas­
zowski 1. c. Tom. II pg. 371, Ostrowski 1. c. Bd. I S. 160 fg. 
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und den Titeln XII—XXVIII, welche den Civilproceß betreffen, 

dagegen dem jus terrestre. Von der letztgenannten Quelle sind 

die Titel VI, de processu in causis civilibus, und VII, de fi-

nibus regundis, zum größten Theile in wörtlichen Uebersetzuugen 

in den Landrechtsentwnrs übergegangen. Die Abweichungen von 

der Quelle mögen zum Theil darauf zurückzuführen sein, daß 

Hilchen wahrscheinlich nicht der, frühestens kurz vor Beendigung 

seiner Arbeit zu Thoru gedruckte Text des jus terrestre, sondern 

der im Jahre 1598 aus dem polnischen Reichstage bestätigte Text 

vorgelegen hat. Ter von Hilchen auf Grund des jus terrestre 

geschilderte Civilproceß ist insofern von besonderem Interesse, als 

er sehr genau, insbesondere in dem vom gemeinen Rechte so sehr 

abweichenden Citations- und Contnmacialverfahren, mit dem im 

Jnstructorium des curländischen Processes geschilderten Verfahren 
übereinstimmt. Somit kann das jus terrestre nobilitatis 

Prussiae zugleich als eine Quelle des Jnstrnctoriums bezeichnet 

werden^). Uebrigeus ist der Proceß des jus terrestre seiner­

seits aus polnische Muster zurückzuführen. Für Polen hatte 

nämlich der König Alexander durch den Reichskanzler Johann 

Laski im Jahre 1505 eine Proceßordnung ausarbeiten lassen, die 

unter Sigismund I. tut Jahre 1523 verbessert wurde23). Diese 

Proceßordnung besteht vorzugsweise aus Bestimmungen über das 

Citations- und Contumacialversahren, die denen des jus terrestre 

ähnlich sind. 

Was das von Hilchen gewählte System betrifft, so hat er 
sich in dieser Beziehung ebenfalls polnischen Mustern angeschlossen, 
In Polen war es nämlich üblich, in den Schriften über das 

") Dieser polnisch-preußische Proceß ist dargestellt tooiben von Nix­
dorff , in der Schrift: Regni Poloniae terrarumque Prussiae regalis 
Processus judiciarii compendium, Gedani 1654. Eine zweite Bearbei­
tung erschien im Jahre 1685 in den opuscula juridico-practica des Verfassers. 

M) Vol. leg. Tom. I pg. 342, tit. Processus und pg. 403 tit-
Formula Processus. Vgl. Ostrowski 1. c. Bd. II S. 2. 
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polnische Recht die verschiedenen Materien in der Weise abzn-

handeln, daß zuerst das öffentliche Recht, sodann das Privat- und 

Criminalrecht und endlich der Proceß dargestellt wurden. Den 

Schluß bildeten gewöhnlich Zusammenstellungen der Rechte über 

das Militärwesen und der Sonderrechte der Provinzen. Dieses 

System war zuerst von Prilusius 24) aufgestellt worden, der sein 

Werk in folgende 6 Bücher eiutheilte: I. de personis regni, 

I L  d e  j u r e  a c  r e b u s  s e i l  f u n d i s  f i s c i  r e g i i ,  I I I .  d e  r e b u s  

ac fundis regni municipum (enthält das Privat- und Crimi-

nalrecht, IV. de judieiis et actionibus terrestribus, 

V. de provinciis und VI. de re militari. Die in diesem Sy-

stem gleichzeitig beobachtete Eiutheilung in personae, res und 

actiones ist unverkennbar dem Jnstitntionssystem Jnstinian's ent-

lehnt und so wenig glücklich diese Nachbildung mich erscheint, so 

schlössen sich doch die nächsten Nachfolger des Prilusius in der Dar-

stellung des polnischen Rechts seinem Systeme int Wesentlichen tut25). 

M) Statuta regni Poloniae, methodica dispositione, propter 
faciliorem omnium causarum ex jure antiquo et novo definitionem 
conscripta. Cracoviae (1548) fol. und Leges seu statuta ac privilegia 
regni Poloniae omnia hactenus magna ex parte vaga, confusa . . . . 
collecta. (Cracoviae, 1553) fol. Das erstere Werk besteht aus einem 
kurzen Auszuge des letzteren. 

2S) Nach Prilusius waren bis zu dem Zeitpunkte, wo Hilchen den 
Landrechtsentwurf bearbeitete, folgende Darstellungen des polnischen Rechts 
erschienen: von Herburt de Fulstin, der, nach der Eintheilung des Prilusius 
eine systematische Darstellung des polnischen Rechts und zwar im Jahre 
1557 in lateinischer und im Jahre 1570 in polnischer Sprache, seit dem 
Jahre 1563 aber außerdem eine Zusammenstellung der Statuten und Consti­
tutionen in alphabetischer Ordnung lieferte, und von Sarnicki in dem Werke :Sta» 
tutai metryka przywileiow koronnycli,Krakowie 1594,in 12 Büchern. Vgl. 
F. B. Bröcker, Beiträge zur Kenntniß des pohlnischen Rechts, Berlin 1797 
S. 7 und J. V. Bandtke, de studio juris Polonici, Vratislaviae 1806, 
pg. 10. Nach Danilowicz (in den Dorpater Jahrbuchern für Litteratur, 
Statistik und Kunst, Bd. II Heft 5 S. 387) hat Taszicki bereits im Jahre 
1532 die polnischen Gesetze nach der Jnstitutionenordnung Justinians 
dargelegt. 
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Offenbar stellt auch Hilchen in seinem Landrechtsentwurf 
die einzelnen Materien in derselben Reihenfolge dar, wie solche 

bei den polnischen Schriftstellern üblich war26). Jedenfalls muß 
es aber als ein Fortschritt in der Systematisirung bezeichnet 
werden, wenn er die Jnstitutioneneintheiluug in personae, res 

und actioDes, wie Helmersen dargethan hat27), aus die Darstel­

lung des Privatrechts beschränkt. 

Zum Schlnße lassen wir eine Tabelle folgen, in welcher 
den einzelnen Bestimmungen des Hilchenschen Landrechtsentwurss 
die vom Verfasser benutzten polnischen, preußischen und litthanischen 
Rechtsquellen, so weit wir sie haben auffinden können, gegen-

übergestellt sind. 

26) Am meisten stimmt das von Hilchen gewählte System mit der 
systematischen Anordnung übercin, welche Sczerbic in seinem Promptuariurn 
etatutorum omni um et constitutionum regni Poloniae, Brunsbergac 
1604, befolgt. Neber dieselbe spricht sich der Verfasser folgendermaßen aus: 
et primiim quitlem oeconomiam juris civilis sequutus, (uti et aliis 
factitatum animadverterara) in sex partes totum opus distribuendum 
putavi, quarum primam juri personarum deili, in qua ea omnia 
continentur, quaecunque ad munus principis, oflicia dignitariorum et 
officialium, denique ad personas aliorum quorumvis hominum per-
tinent. Secuudain rebus, cum publicis, tum privatis assignavi. Ad 
tertiam omnia contuli, quaecunque ad judiciorum normam pertinent. 
In quarto de delictis et criniinibus (von Hilchen in das zweite Buch 
verlegt). In quinta de hello et re militari. In ultima de ducatibus 
regni tractavi. Dieses Werk, welches Hilchen bekannt sein mußte, da er 
es mit einem Gedichte einleitet, enthält die, auch von Hilchen benutzten, in 
polnischer Sprache erschienenen Constitutionen in lateinischer Nebersetzung. 
Am Schluße findet sich ein in lateinischer Sprache angefertigter ausführlicher 
Auszug aus den Ordinationen Livoniae von 15S9 nnd 1598. 

2') Helmersen, Abhandlungen 1. c. Seite 6, Anm. 4. 
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Hilchen'S Landrechtsentwurf. 

Erstes Buch. 

Tit. 7. Von den Haupt-

Mannschaften. 

8 1. 

§ 3. 

§ 4. 

§ 9-

Tit. 12. Von denen vom 

Adell ic. 

§ 1 und 2. 

§ 3 

§ 9-

Tit. 13. Von Privile­

gien, Revision u. Kö-

nig Alexander Statut 

§ 5. 

Tit. 17. Von Zollen. 

§ 7. 

Zweites Buch. 

Tit. 2. Von dem Recht, 

so die Eltern an ihre 

Kinder haben. 

§ 3. 

Tit. 6. Bon den Unmün­

digen u. derselben Vor­

mündern. 

Polnische Statuten und 
Constitutionen. 

Vol. 1 fol. 77, tit. de 

causis vgl. fol. 250, 

tit. Quatuor. 

V.2f. 619, o dwoign. 

V. 1 f. 153, merca-

tores. 

V. 2 f. 1272, 0 sla-

chectwie. 

V. 2 f. 971, Plebe-

joi-um nobililatio. 

V. 1 f. 248, Confir-

matio. 

Vgl.dazu V.l f. 298, 

de modo bonorum. 

V. 1 f. 518, Statui-

mus. 

Jus terrestre no- Litthauische? 
bilitatis Prussiae. Statut. 

V. 1 f. 32, de filiis 

u. fol. 73, de pue-

ria. 

IV, 37 § 1. 
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Hilchen'S LcndrechtSentwurf. 

§ 1. 
§ 2. 
§ 3. 

§ 6. 

Tit. 8. Von Erziehung 

der Unmündigen. 

§ M 
§ 2 .1  

Tit. 9. Von der Vor­

münder Verwaltung. 

8 1. 

8 2. 

§ 3. 

§ 4. 

8 s. 
Tit.lO. Von guten Freun­

den, I tenern u. Tage­

löhnern. 

8 2. 

Tit. 25. Von Testament. 

§ 6 und 7. 

§ 8 und 9. 

§ 10. 

Tit. 26. Von Erbneh-

mung. Der erste Grad 

erbzunehmen. 

8 2. 

5 3 
8 4. 

8 S. 

Der ander Grad in der 

Erbschaft. 

Polnische Statuten und Jus terrestre no- Litthauisches 
Constitutionen. fcilitatis Prussiae. Statut. 

Tit. III 8 1. 

- 8 2. 

- 8 4. 

- 8 10. 

- 8 5. 

- 8 6, 7 u. 

16. 

- 8 8. 

— § 12. 

- 8 13. 

- 8 14. 

V. 1 f. 273, de eo 

U. f. 274, de ser-

vitore. 

V. 1 f. 45, de iilia-

bua. 

Tit. II § 5. 

- 8 3. 

- 8 4. 

Tit. 1 § 1, 4 

U. 5. 

- 8 6. 

V, 3 § 2. 

III, 17 § 2. 
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., . Polnische Statuten und Jus terrestre no- Litthauisches 
Laiidrechtseiitwurf. Constitutioueu. bilitatis Prussiao. Statut. 

§ 1. Tit. I § 14. 

§ 2. - § 13. 

Der dritte ©rabt der feit» 

lings Verwandten. 

§ 3. - § 15. 

8 4 und 5. - 8 16-

Tit. 28. Von Verjäh» 

runge. 
§ 1. V. 1 f. 19, de prae- III, 45 § 1. 

script. 

§ 2. — S3U.4. 

§ 6. V. 1 f. 40, de divi-

sione. 

§ 7. V. 1 f. 21, in ven-

ditione. 

§ 8. V. 1 f. 76, de ven-

ditore. 

§ 9 .  V .  1  f .  4 1 ,  d e  v i d u i s .  

(vgl. f. 20, quam 

habitura). 

§ 10. V. 1 f. 20, virgo 

seu orphana. 

§ 12. V. 1 f. 21, de prae-

script. 

§ 13. V. 1 f. 41, de illis. 

§ 14. V. 1 f. 553, de re-

petitione. 

Z 16. V. 1 f. 46, de vio-

lationibus. 

§ 17. V. 1 f. 257, de in-

script. 

§ 18. V. 1 f. 560, de cau-

tione. 

8 19. Praxis, vgl. Janu-

szowski, Statuta, 

Prawa y Consti-
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^ ... . . Polnische Statuten und Jus terrestre no- LittbauischcS 
H'lch°n'S SanbredjMenhiHirf. Constitutionen. bilitatis Prussiae. Statut. 

tucie koronae, 

Krak. 1600 pag. 

552 § 17. 

Tit. 33. Von Ehegeld. 

§ 1. V. 2 f. J213, na do-

brach. 

§ 2 und 3. V. 1 f. 74, de eo qui 

filios. 

§ 4 .  V . l  f . 4 8 ,  d e  t r e u g i s .  

§ 5. V. 1 f. 326, de cri-

nili (?). 

Tit. 39. Von der Credi-

toren Privilegien. 

§ 1—3. V. 2 f. 1219, o waz-

nosci zapisow. 

Tit. 44. Von Injurien. 

§ 2 und 3. V. 1 f. 34, de im-

properationibus. 

Tit. 45. Von thätlichen 

Injurien. 
§ 6. V. 2 f. 1214, o ra-

nach. 

Tit. 48. De publicis 

delictis. 
§ 2. V. 1 f. 550, Crimen 

laesae Maj. 

§ 3. V. 2 f. 1207, de cri-

mine laes. Maj. 

Tit. 50. Von Kempffcn 

und Entsagung. 

§ 7. V. 2 f. 1213, o od-

powiedzi. 

Tit. 53. Von Privat» 

gefängnissen. 

§ 1—4. V. 2 f. 1213, o poi-

maniu u. f. 1470, 

o slugach. 
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Hilchen's LandrechtSentwurf. 

Tit. 54. Von freyem Ge­

leidt. 

§ 1-3. 

Tit. 58. Von gewaltsa­

mer Wegführung der 

Jungfrawen. 

§ 1. 

Tit.63. In welchen Uebel-

thaten Jemandt, ehe 

er überwunden, könne 

gesangen werden. 

§ un. 

Tit. 67. Von gewalt­

samer Entsetzung der 

Güter. 

8 1. 

Drittes Buch. 

Tit. 1. Von den Land­

gerichten. 

8 3. 

8 4. 

8 6. 

8 7. 

8 14. 

8 22. 

8 23 il. 24. 

8 25. 

8 27. 

§ 28. 

Polnische Statuten und 
Constitutionen. 

V. 2 f. 1209, o nie-

daw. gleita. 

V. 1 f. 504, ad sub-

movendam. 

Jus terrestre no- Litthauische? 
bilitatis Prussiae. Statut. 

V. 1 f. 93, caeterum 

promittimus. 

Tit. VI § 43. 

V. 2 f. 598, Aby we 

wazem. 

V. 1 f. 293, de digni-

tatibus. 

V. 1 f. 390, Judices. 

V. 1 f. 506, judices 

terrestres. 

V. 1 f. 572, quod si. 

V. 1 f. 7, de judiciis. 

V.lf.8,quismodus. 

V. 1 f. 403, debebit 

autem 

Tit. V § 31. 

— § 27. 
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Hilchen's Landrechtsentwurf. 

Tit. 2. Von Schloßge­

richten. 

§ 2. 

§ 4. 

Tit. 3. Von Succame-

rariengerichten. 

§ 1-17. 

§ 18. 
8 19. 

8 20. 

8 21-23. 

§ 24 -26.. 

§ 28 u. 29. 

8 31 u. 32. 

Tit. 4. Von Commissa-

rien der Grentze halber. 

8 1 n. 2. 

8 3-14. 

Tit. 6. VomObergerichtc 

oder Tribunal. 

§2-6, 8 u. 9,11-15. 

Tit. 7. Von gerichts­

eingeschriebenen Sott-

tracten, Bekändnissen 

und Acten. 

§ 2. 

Polnische Statuten und Jus terrestre no- Litthauische? 
Constitution ». bilitatis Prussiae. Statut. 

V. 1 f. 329, de im-

posaeas. 

V. 2 f. 1217, de im-

possess. 

V. 1 f. 3, de fluvii. 

V. 1 f. 76, de limi-

tibus. 

V. 1 f. 76, de ven-

ditore. 

V. 1 f. 275, de gra-

nicierum u. V. 2 

f. 1210, o ltommia-

syach. 
V.2 f. 1210, o korn-

misayacli. 

V. 2 f. 962, konaty-

tucya. 

Tit. VII § 1— 

19. 

- § 20. 

§21«. 22. 

§23 u. 24. 

§ 25U.26. 

V. 1 f. 534, de libris. 
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Hilchcn'S LandrechtSentwurf. 

§ 4. 

§ s. 
§ 7. 

8 8. 

8 9. 

Tit. 8. Von Gerichts­

ordnung »e. 

§ 1 tt. 2. 

8 6. 

8 7-9. 

8 10. 

Tit. 10. Von Procura-

toren. 

8 3. 

Tit. 11. Von den Ge­

richtsboten. 

8 3. 

Tit. 12. Von Ladunge 

ins Gericht. 

§ 1-3. 

Tit. 13. Von Citationen. 

8 1-4. 

Tit. 14. Von Termino. 

§ 1. 
Tit. 16. Von Ueberge-

bunge oder Niederle-

gung der Citation. 

§ 1-7. 

Polnische Statinen und 
Constitutionen. 

V. 1 f. 416, judices 

diligenter. 

V. 1 f. 250, de libro. 

V. 1 f. 389, judices. 

V. 1 f. 257, de in-

scriptionibus. 

V. 1. f. 377, de po-

testate. 

Jus terrestre no- Litthauische? 
bilitatis Prussiae. Statut. 

V. 2 f. 966, Bespie-

czenstwo. 

V. 1 f. 328, de in-

honorato. 

Tit. V 8 32-

34. 

- § 41. 

V. 1 f. 377, de po-

testate. 

V. 2 f. 973 Woznycli 

bespieczeustwo. 

Tit. VI § 1—4. 

— 8 5-8. 

— 8 9. 

— § 10-16. 
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r i ,  ,  ,  P o l n i s c h e  ( S t a t u t e n  u n d  
H'lchcn's LandrechtSentwurf. Konstitutionen. 

§ H-14. 
§ 18 U. 19. 

Tit. 17. Von Caution 

oder Versicherung?. 

§ 1-4. 

Tit. 18. Von den schlich­

ten Exceptionibus. 

§ 1-3. 

Tit. 19. Von Befri-

[hinge. 

§ 1 it. 2. 

Tit. 20. Von zerstörli-

chen Einreden. 

8 3 u. 4. 

Tit. 21. Waß dem Klä­

ger freisteht ic. 

8 un. 

Tit. 23. Von Beweisun-

gen und Zeugen. 

§ 1,2, 4-19. 

Tit. 24. VonAppellation. 

§ 1 u. 2. 

Tit. 25. Von Gerichts-

kosten. 

§ 1—5. 

Tit. 26. Von Cantzeley-

gebür ic. 

§ 1 u. 2. 

Tit. 27. Von Execution 

der Urtheile. 

§ 1—11. 

Jus terrestre no- Litthauisches 
bilitatis Prussiae. Statut. 

Tit. VI §17—20. 

— §22u.23. 

— § 24- 27. 

— §28 lt. 29. 

— §30-32. 

— §33u.34. 

— 8 35. 

— § 36-44. 

— §45-47. 

— §49 it. 50. 

Tit. V § 36 U. 
37. 

Tit. VI 8 51— 

58. 

Tit. 28. Von Verjäh­

rung der Recht-

sertigunge. 
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Hilchea's LandrechtSentivurf. 

§ 1-3. 

Tit. 29. Von Proceß in 

peinlichen Sachen. 

§ 1 U. 2. 

Polnische Statuten und 
Constitutionen. 

§ 3 lt. 4. 

§ 6. 

Tit. 30. Von Erforschung 

begangener Uebelthat. 

8 2-7. 

8 8. 

§ 9-11. 

Tit. 31. Von Verletzung 

der hohen Majestät. 

8 1-13. 

Jus terrestre no- Litthauisches 
bilitatis Prussiae. Statut. 

Tit. VI §59 U. 

60. 

V. 1 f. 522, Statuti. 

(vgl, f. 396, de 

eadem captiva-

lione u. Const. 

Liv. von 1582 § 

18). 

V. 2 f. 1214, o me-

zoboycach. 

V. 1 f. 50, de causis 

crimin. 

V. 2 f. 1214, o me-

zoboycach. 

V. 2 f. 1217, o po-

mocnikach. 

V. 2 f. 1214, o me-

zoboycach. 

V. 2 f. 1207, de 

crimine laesae 

Majestatis. 



III. 

Eine Entscheidung dcs Senats 
ü b e r  d e n Z w a u g s c o u r s  d e r C r e d i t b i l l e t e .  

In einer vor den Revalschen Stadtbehorden erster und 

zweiter Instanz verhandelten Civilsache ist vor Kurzem eine Ent­

scheidung des Tirigirenden Senats erfolgt, welche die Tragweite 

des Zwangscourses der Creditbillete betrifft und die bisher übliche 

Auffassung desselben nicht unwesentlich zu modisiciren geeignet 

erscheint. In einem Lieferungscontract, dessen Erfüllungsort 

Reval bildete, war Zahlung in klingender Münze, in russischen 

Rubeln, stipnlirt worden. Das zahlungspflichtige Handlungshaus 

und mit ihm die beiden ersten Gerichtsinstanzen hielten den Gläu­

biger, welcher seinerseits auch nur Zahlung in Creditscheinen, aber 

nach deren ausländischem Conrswerthe verlangte, für verpflichtet, 

Zahlung nach dem Nominalwerthe dieser Papiere, welche im 

russischen Reiche den Silberrubeln völlig gleich stünden, anzu-

nehmen. Der Dirigirende Senat resolvirte jedoch unter dem 

29. Mai 1873 sub M 1753 folgendermaßen: 

„Der Dirigirende Senat hat sich die auf eine Geldfor-
„derung gerichtete Appellationsklagesache des Capitains G. wider 
„das Handlungshaus K. vortragen lassen und hierauf verfügt: 
„Der Capitain des Kauffahrteischiffs SB., Namens G. (russischer 
„llnterthan), schloß mit dem revalschen Handlungshause K. in 
„der Stadt Cadiz einen Vertrag wegen Transportes einer Quan­
tität Salz aus Cadiz nach Reval für eine gewisse Geldsumme, 
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„Welche in russischer Münze und zwar nach dem Wortlaut des 

„Vertrages in klingender Münze (BBOIIKOIO MoneToio) gezahlt 

„werden sollte. Als G. nach Reval kam und erfuhr, daß das 

„Handlungshaus K. die Absicht habe, die Zahlung in Credit-

„billeten zu leisten, stellte er die weitere Ausschiffung der Waare 

„ein. In Folge dessen wandte sich das Handlungshaus K. an 

„das Revalsche See- und Frachtgericht mit einer Klage, in welcher 

„dasselbe unter Anderem zugab, die Zahlung an G. in klin-

„genbet Münze stipulirt zu haben, aber der Voraussetzung Raum 

„giebt, daß nach den Staatsgesetzen G. zur Annahme von Credit-

„scheinen zum Nominalconrse statt klingender Minze verpflichtet 

„sei. Das Gericht wurde um eine Entscheidung darüber ersucht, 

„in welcher Geldart die Zahlung zu leisten sei. Das Revalsche 

„See- und Frachtgericht, ebenso der Revalsche Rath, an welchen, 

„die Sache durch G's. Appellation gediehen war, erkannten dahin 

„daß G. nicht das Recht habe, die Annahme von Creditbilleten 

„zum Nominalconrse zu verweigern. Dieses Urtheil der untern 

„Instanzen erweist sich als im Widerspruch mit dem Art. 3209 

„des Provineialgesetzbnchs Bd. III stehend, nach welchem ein 

„Vertrag, der auf gesetzlicher Basis abgeschlossen ist, den Contra-

„henten die Verpflichtung auferlegt, denselben auf das Genaueste 

„zu erfüllen. Kraft dieses Gesetzes muß das Handlungshaus K. 

„die von ihm übernommene und nicht angestrittene Verpflichtung 

„nach dem Wortlaut des Vertrages erfüllen und die schuldige 

„Zahlung an G. in klingender Münze, nicht aber in anderen 

„Geldsorten leisten. Hiernach verfügt der Dirigirende Senat: 

„das Urtheil des Revalschen Raths in dieser Sache aufzuheben 

„und hierüber dem genannten Rath zur erforderlichen Erfüllung 

„und Eröffnung an die Parteien Befehl zu ertheilen". 

Es dürfte diese Entscheidung, wenn sie auch die wichtigste 

Frage, nämlich nach welchemCourse die stipulirte Zahlung 

in Creditscheine umzurechnen wäre, falls nun Metallrubel nicht 

zu beschaffen wären oder Beklagter es auf die Exemtion an­
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kommen ließe, nicht direct trifft, doch für alle die Fälle von Wich-
tigkeit sein, wo, wie in älterer Zeit nicht selten, Rückzahlung 
von Darlehen, Obligationen n. s. w. in klingender Münze ver-

brieft worden ist. Auch diejenigen Beamten, welchen das Gesetz 
oder Statut ihren Gehalt in Rubeln mit den: Zusatz »in klin-

gender Münze" oder „in Metall" fixirt, würden durch ein der-
artiges Urtheil tangirt werden. 

C. Erdmann. 



rv. 
Dr. Friedrich Georg von Bunge, Geschichte 

des Gerichtswesens und Gerichtsverfahrens 
in Liv-, Est- und Kurland, Beuel 1874. 

Friedrich Georg von Bunge ist das seltene Glück zu Theil 

geworden, auf eine höchst segensreiche wissenschaftliche Thätigkeit 
zurückblicken zu können. (St hat daS Dunkel aufgehellt, welches 

die unter vielfach fremdartigen Einflüssen ausgebildeten baltischen 
Rechtszustände umgab und hat denselben die sichere Grundlage 
historischer Berechtigung wiedergewonnen. Aber nicht blos den 
Begründer unserer Rechtsgeschichte nennen wir ihn, wir dan-
fett ihm auch die Fortbildung unseres Rechtslebens. Ihm war 
es vergönnt die Codification des baltischen Privatrechts und damit 
eine Aufgabe zu vollenden, deren Lösung in drei Jahrhunderten 
vergeblich erstrebt worden war. Selbst am Abend .seines Lebens wirkte 
er noch in gedeihlicher Weise fort, indem er seine reichen Sammlungen 

liv-, est-und curländifcherUrkunden derWissenschast zugänglich machte. 
Hatte man sich schon seit einer Reihe von Jahren ein den Gedanken 
gewöhnt ihm nicht mehr ans dem Gebiete selbständiger rechtshisto-
rischer Forschungen zu begegnen, so war die Ueberraschung um so 
freudiger, als er vor einem Jahre wiederum schriftstellerisch thätig 
hervortrat und noch weitere Veröffentlichungen inAussicht stellte. In-
dem er sich die „Geschichte des Gerichtswesens und Gerichtsverfah-
rens" zum Vorwurf wählte, betrat er ein Gebiet, das feinen bisheri-
gen Publicationen ferner gelegen hatte, dessen Wahl aber um so 

7 
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verdienstlicher erscheint, als die Sicherstellung der provinziellen In-
ftitutionen auf dem Gebiete der Procefse zu den Zeitfragen gehört. 

Ueber die BeHandlungsweise seines Gegenstandes giebt der 
Herr Verfasser in der Vorrede einige Andeutungen. Aus den er­

sten Abschnitt, welcher das Gerichtswesen und Gerichtsverfahren 
während der bischöflichen und der Ordensherrschaft umfaßt, er-
klärt er sein Hauptaugenmerk gerichtet zu haben. Daß dabei die 
neueren Forschungen der Germanisten nicht unbeachtet geblieben 

seien, werde der Sachkundige leicht erkennen, wenn auch nur sel-
ten auf dieselben in Citaten ausdrücklich verwiesen worden sei. 
Weiter erklärt der Herr Verfasser, daß die einheimischen Quellen, 
so weit sie bis jetzt bekannt und zugänglich sind, in ihrem ganzen 
Umfange verwerthet worden seien. Die Fortentwickelung seit der 

Zeit nach dem Untergange der bischöflichen und der Ordensherr-
schüft habe nur für Estland genauer verfolgt und nachgewiesen 
werden können, weil dem Verfasser nur für diese Provinz ein 

reicheres Ouelleumaterial zu Gebote stand. 

Es sei Referenten gestattet hier sogleich zu erklären, daß sich 
in der vorliegenden neuen Arbeit des Herrn Verfassers alle jene 

Vorzüge wiederfinden, durch welche sich seine früheren Schriften 
ausgezeichnet haben: umfassende Ouellenkenntniß, klare Anordnung 
und vorsichtig erwogenes Urtheil. So bedeutend aber auch die 
gegenwärtige Leistung erscheint, so leidet sie nichts desto weniger 
an Mängeln, die nicht blos, wie der Herr Verfasser behauptet, 
auf Unzugänglichkeit der Quellen beruhen. Eine nähere Kenntniß-
nähme der neuesten germanistischen Literatur, die ungeachtet der 
gegentheiligen Versicherung des Herrn Verfassers sich vermissen 
läßt, hätte ihn vor manchen Fehlgriffen bewahrt. Auch kann nicht 
zugegeben werden, daß die einheimischen Quellen in ihrem gan-
zen Umfange verwerthet worden, wobei Referent jedoch von 
vorne herein bekennt, daß der Anspruch an vollständige 
Verwerthnng der Quellen nach seiner Ansicht an eine Wissenschaft-
liche Leistung schon aus dem Grunde kaum gestellt werden darf, 
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weil das Urtheil über den Werth und die Bedeutung einer Quelle 

von verschiedenen Standpunkten aus nothwendig sehr verschieden 

ausfallen muß. Es ist daher auch sehr natürlich, daß Referent 

eine Berücksichtigung einzelner Quellen vermißt hat, wie er aus 

Grund anderer Quellen zu Resultaten gelangt ist, die von denen 

des Herrn Verfassers abweichen. Wenn sich daher Referent ge-

nöthigt sieht, gegen Anschauungen und Ausführungen des Herrn 

Verfassers Widerspruch zu erheben, so sollen damit selbstverständlich 

die großen Verdienste desselben in keiner Weise geschmälert werden. 

Das Gewicht, welches der Herr Verfasser auf den ersten 

Abschnitt seines Werkes legt und das äußerlich schon daran erkenn­

bar ist, daß derselbe die Hälfte der ganzen Schrift umfaßt, legt 

dem Referenten die Pflicht auf diesen Abschnitt vorzugsweise zum 

Gegenstande der Besprechung zu wählen. Das Gerichtswesen und 

Gerichtsverfahren während der ersten Periode livländischer Geschichte 

ist vom Herrn Verfasser in seinem ganzen Umfange bearbeitet 

worden. Die Darstellung umfaßt die weltliche Gerichtsbarkeit 

in Land und Stadt, die geistliche Gerichtsbarkeit, so wie den 

ordentlichen und außerordentlichen Civilproceß nebst dem Criminal-

proceß. — Nur für einzelne Theile lagen hier Vorarbeiten vor, wah-

rend andere Theile, wie namentlich die städtische und geistliche 

Gerichtsbarkeit, eine erste Darstellung erheischten und wer die Aus-

führungen des Herrn Verfassers über den Criminalproceß mit der 

Arbeit von Helmersen über diesen Gegenstand vergleicht, wird 

bekennen müssen, daß die ersteren einer Neuschöpfung gleichkommen. 

Leider hat der Herr Verfasser, was zunächst das Gerichtswesen 

dieser Periode betrifft, nicht eine gewisse Ungleichmäßigkeit in der 

Behandlung seines Gegenstandes vermieden, die weder durch den 

Zustand der Quellen, noch durch die verschiedene Bedeutung der 

Institutionen bedingt war. Eine ausführlichere Behandlung 

haben nämlich nur die Manngerichte und zum Theil auch die 

städtischen Gerichte erfahren, denn was über die Zusammensetzung 

der Gerichte (§ 4), über die Zeit der Gerichtshegung (§ 5) und 
7* 
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über die Form der Gerichte (§ 6) gesagt ist, bezieht sich fast 

ausschließlich auf die genannten Gerichte. Hinsichtlich der städti-

schert Gerichte bleiben freilich manche wichtige Fragen unerörtert, 

wie z. B. über die Urtheilssinder ') in denselben, über die Theil-

nähme des landesherrlichen Droste2), den der Herr Verfasser gar 

nicht erwähnt ic. Die übrigen weltlichen Gerichte werden da-

gegen nur kurz berührt (§§ 2 und 3). Zu diesen letzteren ge-

hören insbesondere auch die landesherrlichen Vögte, von denen 

wir nicht viel mehr erfahren, als daß sie im Gegensätze zu den 

Manngerichten jeder in feiitem Bezirke zunächst die Gerichtsbar-

keit in Polizei- und Strafsachen gehabt hätten (§§ 2 und 3 

Anm. 12). Nur in Betreff der Strafsachen Ritterbürtiger, 

deren ordentliches Forum das Manngericht bildete, soll nach der 

Ansicht des Herrn Verfassers insofern eine Abweichung bestanden 

haben, als in solchen Fällen dem landesherrlichen Vogt der Vorsitz 

im Manngerichte übertragen worden sei (§11 Arn». 30).—Der Ansicht 

des Referenten nach ist nicht nur die Competenz der landesherrlichen 

Vögte, sondern auch ihre Stellung im Organismus der Gerichts-

Verfassung durchaus anders zu bestimmen. Es handelt sich um 

den Gegensatz der landesherrlichen zu den ständischen Richtern 3). 

Dieser Gegensatz aber ist von so hervorragender Bedeutung, daß 

er den Ausgangspunkt und die Grundlage der Geschichte der 

Gerichtsverfassung hätte bilden müssen, weil es nur auf diesem 

Wege möglich erscheint, eine richtige Einsicht in das im Laufe 

') lieber die Urtheilssinder in den Städten Deutschlands vgl. vor-
zugsweise G L. v. Maurer, Geschichte der Städteverfassung in Teutschland, 
Bd. III, 1870, S. 538 unv 537. 

*) Vgl Urk -Buck M 1097, 1230,1234,1298 Pt. 3, 1515 Pt. 3, 2694. 
3) Zu diesen letzteren gehörten unzweifelhaft auch die Manngerichte, 

wenn gleich sie insofern den Charakter gemeiner Gerichte annahmen, als 
ihre Competenz nicht auf Lehnssachen beschränkt blieb und für gewisse Fälle 
auch auf andere Personen, als Ritterbürtige, ausgedehnt wurde. Vgl. 
Fabri p. 92: Item de manriehter schal sick van nemarides wider, 
denn allene van stifftes geswaren gebruken laten, so with also 
syne herlicheit unde geboth sick strecket. Idt schollen ock alle 
buten lüde in eren gerechten saken des manrichters gewalt hebben 
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der Zeit ausgebildete Verhältniß der Vögte zu den übrigen Ge-

richten des Landes, so wie in die ihnen vorbehaltene richterliche 

Thätigkeit zu gewinnen. — Da der Herr Verfasser es unterlassen 

hat in dieser Beziehung eine nähere Untersuchung anzustellen, so 

können wir es nicht umgehen ausführlicher auf den Gegenstand 

einzugehen. Schon der Umstand, daß in den geistlichen 

Territorien Deutschland» regelmäßig Vögten die Justizverwaltung 

übertragen war, so wie, daß dieselben die ersten und zugleich 

einzigen richterlichen Beamten sind, deren im Beginn der liv-

ländischcn Geschichte Erwähnung geschieht, hätte es gerechtfertigt 

erscheinen lassen die Tarstellung mit ihnen zu beginnen. Nach 

einem Berichte Heinrichs von Lettland (Cap. X § 15), welcher 

in das Jahr 1207 zu verlegen ist4), sollen die Treydenschen Lie-

ven ihren Priester Alobrand aufgefordert haben unter ihnen, wie 

im geistlichen Rechte, so auch in bürgerlichen Händeln das Rich-
teramt zu übernehmen. Dieser habe das ihm übertragene Amt 

getreulich verwaltet und Diebstahl und Raub beschränkt. Später 

sei das Amt sothaner Vogtei allgemein in Livland, Lettland und 

Estland geworden und Laien übertragen, die es jedoch vielfach 

zu Gelderpressungen mißbraucht hätten. In der That wird die 

Allgemeinheit dieser Einrichtung dadurch bestätigt, daß der Vögte 

bald darauf sowohl für die bischöflichen uud Ordenslande, als 

auch für das dänische Estland Erwähnung geschieht5). Nach An­

gabe der Quellen hatten die Vögte die Aufgabe unter den unter-' 

worfenen Landeseingeborenen durch Handhabung des Richter-

amtes Ruhe und Ordnung herzustellen, ihre Beziehungen zu der 

neu begründeten Herrschaft zu regeln und sie zum Kriegsdienste 

tlio gebrnken in vorliöringe der tiiehenissen, in anwisinge tbom 
mandage de alTspröke, van dem landeslicren unde rade geschehen, 
in uthrichlinge unde andern saken, de se in den stifften tho vörderende 
hebben, wo dat ein stifftisch recht vormag. 

4) Vgl. Pal.st, Heinrichs von Lettland livländische Chronik, Reval 
1867, S. 77 Anm. 3. 

5) Heinrich von Lettland c. XI § 4, XII, 6, XIV, 10, XVI, 3, 6 u. 7 
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heranzuziehen Aus den Verträgen, welche die Oeseler in den 

Jahren 1241 u. 1255, die Euren im Jahre 1267 und die Sem-

gallen im Jahre 1272 mit den Ordensmeistern und Erzbischöfen 

abschlössen und durch die sie sich der Gerichtsbarkeit der Vögte 

unterwarfen, erfahren wir Näheres über die Art und Weise der 

Ausübung der Gerichtsbarkeit. Ihrer richterlichen Function we-

gen werden sie zuweilen einfach als Richter bezeichnet7). Außer 

für die Eingeborenen wurden vorübergehend auch für die zeit-

weilig in Livland sich aufhaltenden Pilger Vögte bestellt *). Die 

dargestellten Einrichtungen waren offenbar nur dazu bestimmt dem 

augenblicklichen Bedürfnisse Rechnung zu tragen und konnten da-

her, als die Verfassungsverhältnisse in Livland eine festere Ge-

statt annahmen, insbesondere aber in Folge der späteren Aus-

bildung der Standesverhältnisse, die ja auch in Deutschland 

von dem größten Einflüsse auf die Gestaltung der Gerichts­

barkeit waren, von keinem langen Bestände sein. Nach Aus-

bildung der Unfreiheit der Eingeborenen und in Folge der 

Uebertragung der Gerichtsbarkeit über dieselben an die Grund-

Herren, hörte die Competenz der Vögte über die Eingeborenen, 

wenigstens soweit sie Hintersassen der Vasallen waren, auf. Die 

Stadtbewohner und Ritterbürtigen erlangten schon früh ständi-

sche Gerichtsbarkeit. Somit blieb die unmittelbare Competenz 

der Vögte aul die Untersassen der Stiftsgüter und überhaupt alle 

Personen beschränkt, die nicht einer besonderen Gerichtsbarkeit un-

terworfen waren, liebet diese hatten sie aber nicht bloß Crimi-

nal-, sondern nach ausdrücklicher Angabe der Quellen auch Civil-

XVII, 4-6, XVIII, 2u.3, X XIII,7, XXV, 5, XXVI, 5-7, Reimchronik 
Verö 5259 fg., Urk.-B. M 54 v. I. 1222, Jti 169 v. I. 1241, M 285 V. 
I. 1255, M 405 v. I. 1267, M 430 v. I. 1272. 

") Vgl. die Quellen in der vorigen Anm.u.Urk.-B. J$250 v. 1. 1253. 
1) Urk.-B. vif 251 v.J. 1253, M 291 v. I. 1256, M 440 v. I. 1275, 

M 453 V. I. 1277. 
8) Heinrich von Lettland c. XXVIII § 5, Reimchronik V. 9349. 

U.-B. M 62, 63. 
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jurisdietion9). Außerdem war ihnen die Verwaltung bischöflicher 
Schlösser und Burgen übertragen und in dieser Eigenschaft fin-
den sie besonders häufig in Mändischeu Urkunden Erwähnung. 
Das vom Referenten für die Stifter gewonnene Resultat 

läßt sich auch für die Ordenslande hinsichtlich der Ordenscom-
thure und Ordensvögte nachweisen. Nach der Verfassung des 
deutschen Ordens waren die Comthure und Vögte die obersten 
Verwaltungsbeamten für den ihnen zugetheilten, im Umfange 
ihres Schlosses belegenen Landbezirk. In Beziehung auf diesen 

stand ihnen die militärische, finanzielle, polizeiliche und richter-
liehe Obergewalt zu l0}. Sehr ausgedehnt waren namentlich die 

gerichtlich-polizeilichen Befugnisse derselben1In dieser Hinsicht 
lagen ihnen und zwar ohne Rücksicht auf die Standesverschieden-
heiten insbesondere die ersten Sicherungsmaßregeln gegenüber den 
eines Verbrechens verdächtigen Personen, so wie die vorläufige 
Feststellung des Tatbestandes und die Vollstreckung der Criminal-
urtheile obl3). So läßt der Vogt von Wenden den Johann 
von Rosen zu Mojan wegen der von seinem Sohne gegen ihn 
ausgeübten Mißhandlung verhören und trifft Anordnungen we-
gen Ergreifung des letzteren13). In einem anderen Falle 
trifft der Ordensmeister selbst Bestimnrnngen wegen Ergreifung 

des Friedrich Wrangel, weil er sich eines Todschlages schuldig 
gemacht hatte Diesen weitgehenden polizeilichen Befugnissen,5) 

v) U.-B. M 1248 (Bd. III Sp. 523). lieber die ähnliche Stellung 
der Vögte in der Mark Brandenburg vgl. Kuhns Geschichte ber Gerichts­
verfassung und des Prrccsses in der Mark Brandenburg, 1865, Bd. I S. 139. 

10) I. Voigt, Geschichte Preußens, Bd. VI, S 558. 
") Daselbst S. 554. 
") Privilegium Hermann's von Brügzenei v. I. 1538. 
») U.-B. Nr. 1289. 

U -B. Nr. 2490. 
") Dieselben konnten leicht von den Comthuren unb Vögten miß. 

braucht werden. Auf einen solchen Mißbrauch dürsten die MißHelligkeiten 
zu beziehen sein, die zwischen der harrrisch -wierischen Ritterschaft und dem 
Comthur von Reval wegen Jnhastirung des Andreas Decken und seiner 
Cöhne entstanden und durch das Privilegium des Ordensmeisters Hermann 
von Brüggenei vom Jahre 1538 erledigt wurden. 
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gegenüber war ihre richterliche Thätigkeit allerdings viel enger 

abgegrenzt. Sie erscheint nämlich ans solche Personen beschränkt, 
welche feinem ständischen Richter unterworfen waren. Dahin ge-
hörten die Diener und Untergebenen des Ordens16), so wie die 

Fremden'7), sofern sie nicht besondere Privilegien erworben 
hatten18). Das vom Referenten gewonnene Ergebniß wird in 

schlagender Weise durch die auch von dem Herrn Verfasser ange-
führte Thatsache bestätigt, daß der Ordenscomthur die Criminal-
gerichtsbarkeit in Pernau ausgeübt habe10). Nur hat der 
Herr Verfasser den Grund dieser Anordnung nicht anzugeben ver-
mocht. Letzterer bestand aber darin, daß der Stadt Pernau aus-
schließlich die Civiljucisdiction eingeräumt worden war. Es ist 
daher ganz consequent, daß die Criminaljurisdiction dem Ordens-
comthur vorbehalten bleibt20). — Als landesherrliche Richter ver-
traten die Vögte nicht nur ihren Landesherrn in dem obersten 
Gerichte seiner Räthe21), sondern sie übten auch, was der Herr 

Verfasser ganz übersieht, ein gewisses Aufsichtsrecht über die stän­
dischen Gerichte aus und zwar läßt sich ein solches in den Or­
denslanden hinsichtlich der Manngerichte und in den Stiftern hin-
sichtlich der Hals- und Handgerichte über die Eingeborenen nach-
weifen. In den preußischen Ordenslanden nahmen nämlich die 
Ordenscomthure und Vögte vermöge eines solchen Auffichtsrechts 
den Vorsitz in den in ihrem Bezirk befindlichen Gerichten ein22) 
und hierauf ist daher auch die in liv ländischen Urkunden vielfach 
erwähnte Nachricht, daß die bezüglichen Beamten den Vorsitz in 

16) U.-B. Nr. 2589, 2667, 2670 und 2677. 
") U.-B. Nr. 2060. 
16) Vgl. v. Bunge, Geschichte des Gerichtswesens, S. 6 Anm. 15 und 

S. 32 Anm. 134. 
») Daselbst S. 6 Anm. 12. 
20) U.-B. Nr. 665, 713a und 3112a. 
ai) v. Bunge a. a. O. S. 16 Anm. 55 und S. 20 Anm. 72 74. 
") I. Voigt, Geschichte Preußens, Bd. VI, S. 621 fg. 
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den Manngerichten geführt hätten23), zu beziehen. Mit der Ver-

Handlung von Criminalsachen gegen Ritterbürtige hat somit dieser 

Vorsitz nichts zu schaffen, wie der Herr Verfasser inthümlich be­

hauptet 2^), da die Competenz der Manngerichte auch unter dem 

Vorsitz eines Comthurs oder Vogts sich nur auf Civilfachen bezog 

und kein Criminalfall bekannt ist, der vor dem Manngerichte 

verhandelt worden wäre. Wie die Ordenscointhure und Ordens-

Vögte in den Manngerichten, so nehmen in den Stiftern die 

Stiftsvögte in den Hals- und Handgerichten der Grundherren 

über ihre Hintersassen den Vorsitz ein. Für die Auffassung, daß 

solches behufs Ausübung des Aufsichtsrechts geschehen, spricht der 

in der Einigung des Erzbischoss Michael über die Ausantwortung 

der Bauern vom Jahre 1494 gewählte Ausdruck, indem es da-

selbst heißt: hyr ys by tho weten, dat men nenen buren synen 

hals affgewinnen kan, linder uns beseten, dar sy denn de vaget 

by, an unde aver. Der Herr Verfasser2^) folgert aus dieser 

Stelle, daß die Vögte in den Stiftern die Criminaljurisdiction 

über die Hintersassen der Vasallen ausgeübt hätten und ist daher 

der Meinung, daß nur die harrisch-wierischen Vasallen die pein-

liche26), die übrigen dagegen ausschließlich die Civil- und Polizei-

Jurisdiction gehabt hätten. Dabei muß er freilich zugestehen'̂ ), 

daß seine Ansicht im Widerspruche zu den Angaben sämmtlicher 

livländischen Rechtsbücher steht2*), meint aber den letztern die Be-

Weiskraft absprechen zu müssen20), weil die Ritterschaft in Livland 

23) Vgl. das Sachregister zu der v. Bunge-Tollschen Brieflade unter 
dem Worte Mannrichter. 

24) v, Bunge a. a. O. S. 31 Anm. 130. 
") v. Bunge a. a. O. S, 6. 
") Waldemar-Erichsches Lehnrecht Art. 1, Privil. deS O.-M. SBol» 

ter von Plettenberg v. 27. März 1525, Russow Chronik Blatt 18. 
") v. Bunge, Geschichtl. Entwickelung der Standesverhältnisse, S. 33 

Anm. 99. 
2B) Aeltestes R.-R. Art. 3, mittl. R.-R. Cap. 2, umgearb. R.-R. 

B. I Cap. 2 und wiek-öselscheS Lehnrecht B. V Cap. 1. 
20) v. Bunge, Geschichtl. EntWickel, d. Standesverh., S. 33 Anm. 99. 
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in dem Privilegium Sigismund Augusts von 1561 dem Könige 

von Polen die Bitte unterlegt: ut suis curiis capitalis 
civil isque judicii Privilegium, quemadmodum nobiles Estho-
niae ducatus olim a regibus Daniae consecuti sunt et in lianc 

usque diem obtinent, annectatur concedaturque. Diese Bitte 

deute darauf hin, daß die Vasallen außer Harrien und Wier-

land bis dahin die peinliche Gerichtsbarkeit nicht gehabt' hätten, 
weil sonst die Bitte überflüssig gewesen wäre. Offenbar beweist 
aber die angeführte Stelle nach der Auffassung des Herrn Ver-
fassers zu viel, da in ihr nicht nur von der peinlichen, sondern 
auch von der bürgerlichen Gerichtsbarkeit die Rede ist, die sie 

doch nach der Ansicht desselben bereits besessen haben. Nach der 
Anschauung des Referenten werden dagegen nicht nur die Angaben 
der livländischen Rechtsbücher, die auch durch sonstige Urkunden 
bestätigt werden30), aufrecht erhalten, sondern es erhält die Stelle 
in dem Privilegium Sigismund Augusts eine offenbar unge-
zwungenere Interpretation, sobald sie aus die Bitte der livlän-
bischen Ritterschaft bezogen wird, ihr die Gerichtsbarkeit über die 
Hintersassen in ber Weise zuzugestehen, wie sie bis bahin in Est­
land von den Grundherren, d. h. ohne Hinzuziehung eines landes­
herrlichen Beamten, ausgeübt worden3'). 

Da Referent der Anschauung des Herrn Verfassers über die 
Verhandlung der Criminalsachen Adeliger nicht hat beipflichten 
können, so glaubt er seine Ansicht über den bezüglichen Gegen­

30) U.-B. M 490. 
31) In demselben Jahre, in welchem die livl. Ritterschaft die? Pri­

vilegium zugestanden erhielt (vgl. Antwort der livl. Ritterschaft an den 
Herzog Carl vom "28. Mai 1601 Punkt 11) verlor freilich die estländifche 
dasselbe, indem der König Erich XIV von Schweden derselben in dem Pri­
vilegium vom 2. August 1561 zur Pflicht machte: «daß unser Statthalter 
sowohl in selben (d. h. in den Hals- u. Handgerichten der Grundherren), 
alß andern Gerichten, wie von Alters gebräuchlich, präsidire. Diese 
Bestimmung ward später für Gustav Adolf die Handhabe den Vorsitz in 
den Hals- u. Handgerichten der Grundherren bleibend den Mannrichtern zu 
übertragen. 
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stand an dieser Stelle begründen zu müssen. Es ist von dem Herrn 

Verfasser trefflich ausgeführt worden, daß sich in der ersten Zeit 

der Colonisirung Livlands eine über Leben und Tod der kriege-

tischen Einwanderer, welche sich als Vasallen auf ihren Schlössern 

niederließen, erkennende Strafgewalt bei dem Mangel geord-

neter Zustände und dem Vorherrschen des Fehderechtes nicht aus-

bilden konnte32). Gleichwohl finden sich schon früh Nachweise 

darüber, daß eine solche wenigstens erstrebt wurde. Nach dem 

Bericht in Huitfeld's dänischer Chronik33) vereinbarten sich im 

Jahre 1306 die vornehmsten Vasallen Estlands dahin, daß für 

einen heimlichen Mord, Mordbrand und Raub die Parteien vor 

dem Richter, d. h. dem königlichen Hauptmann oder Vogt34), er­

scheinen sollten und daß, wenn sie dort nicht überwiesen wurden, 

der Richter die Sache vor den Landesrath zu verweisen habe35). 

Ferner findet sich in dem Cap. Iii des mittleren Ritterrechts die 

Bestimmung, daß „dat overste gerichte" in peinlichen Sachen 

das Urtheil fällen solle, womit nach Cap. 158 1. c. das unter 

dem Vorsitz des Bischofs und seiner Mannen gebildete höchste Ge-

richt bezeichnet wird36). Jedenfalls dürfte man jedoch nicht fehl 

greifen, wenn man annimmt, daß derartige Festsetzungen, so lange 

das Fehderecht in ungestörter Uebung blieb, von keinem Bestände 

waren. Erst als in den Stiftern seit der zweiten Hälfte des 

15. Jahrhunderts die Stifsräthe nach dem Muster des harrisch-

wierischen Rathes organisirt wurden und durch das Gebot des 

Landfriedens die Selbsthülfe abgeschafft wurde, konnte von einer 

  ) v. Bunge, Geschichte des Gerichtswesens § 54. 
83) Regesten zum U-B. M 713. 
34) U.-B. M 299a. u. W. E. L.-R. c. 42 § 8 (ed. Paucker). 
35) Das daselbst geschilderte Verfahren findet seine Erklärung in dem 

Institut der Naevninger (Ernannten, Geschworenen) deS dänischen ProcesseS. 
Vgl. 51. Maurer, das Beweisverfahren nach deutschen Rechten, in der kritischen 
Ueberschau, Bd. V, 1857, ©. 348 und Stein, Geschichte des dänischen Ci-
vilprocesseS, 1841, § 7. 

  ) v. Bunge, Geschichte deS Gerichtswesens, S. 21 Anm 79. 
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festeren Gestaltung ter Criminaljustiz über Ritterbürtige die Rede 

sein. Nach dieser Zeit finden wir, in Uebereinstimmung mit dem 
in Deutschland ausgebildeten Rechte37), den Grundsatz in mehr-
fachen Privilegien ausdrücklich anerkannt, daß Ritterbürtige ihren 

Gerichtsstand in Criminalsachen vor dem höchsten Gerichte des 
Landes, also vor dem Landesrathe, resp. dem Stistsrathe, 

haben sollen: 
Privilegium des Erzbischoss Jasper Linde vom Jahre 1523: 

Tom andern bevolett ssich de achtbar ridderschop boschwe-

rett, alsso datt sse nicht na ehren gewonliken rechten, so alsse datt 

von oldinges geholden, mitt boklagen und beanttworden vor einen 

achtbarn gesswornen sittenden rade orer H. F. G. und des 

s t i f t e s  t o  B i g e  b e s c h u l d i g e t t ,  a n g e s p r o k e n  u n d  v o r o r -

delth werden, so sse doch klarliken in eren rechten bofinden: 

welk man mith der unbillicheit kegen ssinen heren be­

funden werth, sol getogen werden mith rechte vor de twolff 

richter des rades des stifftes sampt dem werdigen capitell, de 

ssolen nach klage und antworth einem idern parte recht don. 

Privilegium des Erzbischoss Blankenseldt v. I. 1524: mith 

den, datt de achtbar ridderschop unbodrangett und unbosche-

digt ssin, willen Wy Unss in aller gebhör jegen sse holden 

und nemande darinne schaden, sunder mith rechte einen idern 

vor Uns und de twelfe Unsers achtbarn rades richters 

s t r a f f e n  o d e r  s t r a f f e n  l a t e n .  

Privilegium des Bischofs Kieve'lvonOesel v.J. 1524: Tom 

soesten, dat de A. E. ridderschop unbedrowet, unbeschätt sien 

will, willen Wy Uns in aller geboer tegen se holden und ne-

manden drowen noch schatten, sundern mit rechte einen jedem 

") F. Walter, deutsche Rechtsgeschichte, § 445 u. 622; Stölzel, die 
Entwickelung des gelehrten Richterthums in deutschen Territorien, Stuttgart, 
1872, S. 247 u. 248. Ueber den Gerichtsstand der Ritterl'ürtigen in der 
Mark Brandenburg vgl. Kuhns a. a. £)., Bd. I, S. 19. 
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vor und dorch die theene Unsers achtbaren rades lichtere 

straffen und straffen lathen, darmit iderman recht 

geschehe. 

Privilegium Hermanns von Brüggenei für Estland v. I. 

1538: Demnach wir in solcher nachgeschriebenen Gestalt und 

Meynung von nu an in Krafft und Macht dieses unsers Be­

fehls unsern lewen, andächtigen, obgemeldten Herrn Compthuren 

zu Bevell und allen sienen Nachkomlingen, so diese sachen 

dergestalt in Harrien gewandt, und dem Voigt zu Wesenberg 

und allen sienen Nachkomlingen, so sich die Sachen in Wier­

landt begeben würde, befehlen, dass se alsdann mit Rath, Hiilff, 

Beystandt und Vulborth derstilvigen sämbtlichen Eäthe und ge­

meiner Kitterschafft in Harrien und Wierlandt den Frevelern 

und Verächtern, Ufflehnern des Rechtens und Billigkeit wolge-

gründete rechtliche Sententz und Affspröcke nach Inhalt und 

vermögen ihrer darüber gegebenen Privilegien hinferner anzu­

tasten, zu greiffende, ohne Gnad zu straffende. 

Cautio Badziviliana vom 4. März 1562, der Stifftsritter-

schaft von Riga ertheilt: si jus aliquod, qualecunque id sit, ad-

versus illos vel aliquem illorum sese (sc. rex) habere puta-

verit, ut id legitimo et ordinario modo coram reverendo capi-

tulo et duodecim consiliariis arcliidiöoeseos secundum usi-

tatam consuetudinem proponatur prosequaturque. 

Bestätigung der Privilegien der estl. Ritterschaft durch Gustav 

Adolf vom 24. November 1617: Da auch bei Unß einer oder 

mehr Unsere Unterthanen von Adell angeben würde, also daß er 

das hohe crimen laesae majestatis begangen oder in anderen 

Wegen sich wieder adelige Gebühr verhalten haben sollte, der oder 

dieselben sollen Unserm verordneten oberen Richtern 

oder Verwaltern des Schlosses zu Revell sampt den Land-Rhäten 

fürgestellt, die Sache auch nach Befindungk geur-

theilet werden. 

Das von dem Referenten aus den Privilegien der Ritter­
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schalten gewonnene Resultat wird durch mehrere Fälle bestätigt, 

die bei dem harrisch-wierischen Rathe verhandelt worden sind38). 

Aus denselben ist zugleich zu ersehen, daß bei wichtigeren Verhand< 

lungen zwölf Ritterbürtige von dem Landesrathe hinzugezogen 

wurden, wodurch die Oeffentlichkeit der Verhandlung gewahrt 

wurde 39j. Von besonderem Interesse ist der Fall der Anna Zoyge 

wegen Giftmordes^). Das Urtheil in dieser Sache wird von 

dem harrisch-wierischen Rathe gefällt, nachdem die von zwei ver-

schiebenen Richtern nebst ihren Beisitzern veranstalteten 'Zeugen-

Vernehmungen vorhergegangen sind. Keiner der beiden Richter 

ist jedoch, wie man hat annehmen wollen4'), der ordentliche 

Mannrichter, sondern es ist der eine ein von dem Vogt von 

Wesenberg und der andere ein „vom obersten Gerichte", also von 

dem Landesrathe und zwar nach ausdrücklicher Angabe nur „zu 

dieser Sache" verordneter Richter. Es handelt sich somit um De-

legationen behufs der Zeugenvernehmung. Nach den Ausfüh-

rungen des Referenten (Seite 95) war aber sowohl der Vogt zu 

Wesenberg, vermöge der ihm zustehenden polizeilichen Oberhoheit, 

als der harrisch^wierische Rath, als richtende Behörde, zur Ver-

anstaltung derartiger Zeugenvernehmungen competent. — Die von 

dem Referenten oben angeführten Privilegien bilden zugleich die 

früher mehrfach vergeblich42) gesuchte rechtliche Grundlage für den 

noch gegenwärtig dem Adel in Liv-, Est- und Curland in Cri-

minalsachen zustehenden privilegirten Gerichtsstand vor den höchsten 

Gerichten des Landes. In Est- und Curland hat der Adel dieses 

38) Brieflade Jtä 652, 748, 749, 822 u. 1200. 
3S) Brieflade J\S 652. Sogar in der ersten Zeit der schwedischen Herr-

schaft war die Hinzuziehung Adeliger zu einer Criminalverhantlung noch 
praktisch, vgl. Monumcnla Livoniae antiquae, Bd. III S.325. Vgl. auch 
Stölzel a. a. O. S. 350. 

40) Brieflade M 1190 -1200. 
") Paucker in v. Bunges Archiv, Bd. VI, S. 153 fg. 
42) v. Bock, zur Geschichte des Criminalprocesses in Livland, Dorpat 

1845, S. 10 u 11. 



103 

Privilegium ununterbrochen genossen, wogegen es in Livland nach 

einer Unterbrechung während der polnischen und schwedischen Herr-

schast unter der russischen Regierung durch den Gerichtsgebrauch 

wiederhergestellt wurde. 

Nachdem Referent bei Betrachtung der landesherrlichen 

Vögte und ihres Verhältnisses zu den übrigen Gerichten des 

Landes seine Bedenken hinsichtlich der Darstellung der Gerichts-

Verfassung von Seiten des Herrn Verfassers verlautbart hat, glaubt 

er noch zwei Punkte: die Eintheilung der Gerichte (§ 5) und die 

Grundsätze über die Zuständigkeit des Richters (§ 11), berühren 

zu müssen. 
Der Herr Verfasser bestreitet die Ansicht des Referenten, 

nach welcher die Manntage nicht zu den ungebotenen Gerichten 

zu zählen seien"). Historisch ist aber der Begriff der ungebo-

tenen Gerichte von dem echten Dinge des Grafen abzuleiten, 

welcher von allen freien gerichtsfähigen Leuten des Gaues besucht 

werden und nach der Vorschrift Carl deS Großen dreimal jährlich 

stattfinden mußte. Für diese Gerichte fixirten sich allmählig be-

stimmte Tage und erst durch diese Firirung erklärt sich die Unter-

scheidung der ungebotenen (d. h. nicht durch besondere Ladung 

angesagten) und der gebotenen Gerichte41). Zu den elfteren gehören 

namentlich diejenigen Gerichte, welche sich aus der Zersplitterung 

der Grafengerichte bildeten"), wie namentlich die Landgerichte und 

die städtischen Gerichte46), obschon in denselben die Theilnähme 

der Gerichtseingesessenen nach Einführung der Schöffenverfassung 

43) O. Schmidt, das Verfahren vor dem Manngericht?, Dorpat, 1865, 
S. 14 und v. Bunge, Geschichte des Gerichtswesens, S. 12 Anm. 40. 

") Zöpfl, deutsche Rechtsgeschichte, Bd. II, S. 230 u. Bd. III, S. 324; 
Sohm, die fränkische Reichs- u. Gerichtsverfassung, 1871, S. 360 u. 401; 
Stölzel a a. O, S. 367 

") &. L. Maurer, Geschichte des altgermanischen und namentlich altbairi-
schen öffentlich-mündlichen Gerichtsverfahrens, 1824, § 122. 

4B) G. L. v. Maurer, Geschichte der Städteverfassung in Deutschland, 
Bd. III, 1870, S. 593. 
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im Laufe der Zeit sich sehr verringerte, zum Theil ganz aufhörte. 
Die Lehns- oder Mannengerichte können demnach zu den unge-
Metten Gerichten in diesem Sinne nicht gezählt werden, da sie in 
keinem Zusammenhang zu den Grafengerichten stehen und nur 
von einer besonderen Classe der Bevölkerung nach vorgängigem 
Aufgebot besucht wurden47). In einem weiteren Sinne werden 
jedoch von einzelne« Schriftstellern alle Gerichte, die zu bestimmten 
Zeiten gehegt werden, zu den ungebotenen gerechnet4S) und nur 
in solchem Sinne könnte der Begriff der ungebotenen Gerichte 
auch auf die Manntage in Livland angewandt worden. Referent 
vermag jedoch nicht in dieser, von aller historischen EntWickelung 
absehenden, gleichwohl von dem Herrn Verfasser getheilten An-
schauung einen Fortschritt zu erblicken, zumal wenn sie zu solchen 
Conseqnenzen führt, daß gegenüber den Manntagen, die vom 
Landesherrn und dessen Rath anberaumt werden, einfache Local-
termine, die der Mannrichter feststellt, z. B. behufs Execution 
eines Urtheils, als gebotene Gerichte aufgefaßt werden sollen49). 

Eine der am wenigsten gelungenen Partieen des ganzen 

Buches ist die Darstellung von der Zuständigkeit des Richters (§11). 
Der Herr Verfasser schildert die Zuständigkeitsgründe der 

damaligen Zeit fast in der Weise, wie sie in den Lehrbüchern 
des modernen Civilproceßrechts abgehandelt zu werden pflegen. 
Die Eigentümlichkeiten der mittelalterlichen Anschauung bleiben 

ganz unberücksichtigt'̂ ). Zunächst übersieht der Herr Verfasser, 

*") G. L. Maurer, Geschichte des altgermanischen tc. § J22; Homeyer, 
der Richtstrig Lanvrechts, 1857, S. 427. Die Nothwenvigkeit eines vorgänzigen 
Aufgebotes der Manntage in Livland giebt v. Bunge zu a. a. O., S. 12 Anm. 40. 

4A) Homeyer a a. O., S. 427; Grimm, deutsche Rechtsalterthümer, 
1828, S. 828. 

4B) v Bunge a. a. O., 3. 13 u. 14. 
B0) Vgl. überhaupt Ttobbe, die Grundsätze der deutschen Nechtsquellen 

des Mittelalters über den Gerichtsstand, in Becker und Muthers Jahrbuch 
des gemeinen deutschen Rechts, Bv I., S. 427 fg. und Kuhns a. a. O., 
5. 341 fg. 
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daß der Lehnsbesitz zu Erbrecht neben dem forum domicilii einen 
allgemeinen Gerichtsstand in Livland bildet, da bei dem durch 
die Belegenheit des Jmmobils begründeten Gerichtsstande alle 

Klagen angestellt werden können3'). Ob dieser Gerichtsstand sich 
aus der Gerichtsbarkeit des Lehnsherrn über seine Vasallen ent-

wickelt hat32) oder aus dem altdeutschen Rechte abzuleiten ist53), 
will Referent hier unentschieden lassen. Sodann trägt der Herr 
Verfasser den Eigenthümlichkeiten des deutschen Criminalprocesses 
keine Rechnung. Im Criminalversahren wurde aber der Gerichts-

stand nach den Grundsätzen des sächsischen Rechts verschieden be-
stimmt, je nachdem die Verhandlung auf Grund einer handhaften 
oder einer übernächtigen That erfolgte. Im ersteren Falle war 
der Verbrecher in foro delicti commissi, in letzterem dagegen in 

foro domicilii anzuklagen. Außer diesen beiden Gerichtsständen 
gab es noch einen besonderen für den Verfesteten, der vor dem-
jenigen Richter begründet war, welcher die Verfestung ausge-
sprechen hatte. Dieses Gerichtsstandes geschieht in den einheimischen 
Rechtsquellen ausdrücklich Erwähnung31) und wird seine Anwen-
duug in der Praxis durch das bekannte Urtheil des revalschen 
Rathes wider Johann Uexküll von Riesenberg dargethan^). Der 

Herr Verfasser erwähnt hinsichtlich des Criminalprocesses nur das 
forum delicti commissi und zwar unter dem civilprocessualischen 

Gesichtspunkte eines außerordentlichen Gerichtsstandes56), eine 
Auffassung, die wol kaum Vertheidiger finden wird. 

»i) Vgl. die Citate in v. Bungts Geschichte des Gerichtswesens, S. 33 

Anm. 140. 
M) Zöpfl a. a. O., B. III., S. 344 Anm. 10 und Platner, über die 

historische Entwickelung des Systems und des Charakters deS deutschen Rechtes, 
Marburg 1852, Bd. Ii, S. 279. 

M) Svhm a a. O., S. 301. 
M) M R. R. Cap. 203 und 208, lübisches Recht für Reval v I. 

1257 Cap. 73 und Ergänzungen zum Codex von 1282 Cap. 179. 
M) Russow, Chronik, B lalt 24 b. 
16) v. Bunge a. a. O., S. 32 Anm. 138. 
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Den zweiten Haupttheil des ersten Abschnittes bildet die 

Schilderung des Verfahrens sowohl in bürgerlichen als peinlichen 

Sachen. So sehr Referent im Allgemeinen mit dieser Schil-

derung übereinstimmt und einzelne Partien, wie namentlich die 

Darstellung des Versahrens in Besitz- und Grenzstreitigkelten, als 

besonders gelungen hervorheben muß, so bedauert er doch, daß 

der Herr Verfasser seine Forschungen wesentlich durch einen Ge-

sichtspuukt beeinträchtigt hat, den er an die Spitze seiner Dar-

stellung setzt. Er sagt nämlich S. 1: „im Verlaufe der vierte-

halb Jahrhunderte (vom Anfang des dreizehnten bis zum Jahre 

1561), welche dieser Zeitraum umfaßt, gingen zwar im Gerichts-

Wesen überhaupt und im Verfahren insbesondere einige Verän-

derungen vor; dieselben waren jedoch keineswegs von dein Um-

fange und so durchgreifend, wie seit dem 15. Jh. durch den Ein-

fluß des römischen Rechtes im deutschen Mutterlande. Vielmehr 

erhielt sich im alten Livland der altdeutsche Proceß bis zum 

Schlüsse dieses Zeitraums im Wesentlichen unverändert". Diese 

Ansicht müssen wir als unzutreffend bestreiten. Im Gegentheile 

lassen sich die Veränderungen, denen der altdeutsche Proceß in 

Deutschland insbesondere durch die Aufnahme römisch-canonischer 

Rechtsgrundsätze ausgesetzt war, ebenfalls im livländischen Pro-

cesse nachweisen. Dies vorausgesetzt, kann es nicht gebilligt 

werden, daß der Herr Verfasser die Nachrichten über den Proceß 

der älteren und der späteren Zeit zu einem Gesammtbilde verei-

nigt. Der Proceß, wie ihn Fabri schildert, ist ein wesentlich an-

derer als derjenige, welcher in den Rechtsbüchern vorliegt und 

bedurfte es daher auch einer gesonderten Darstellung beider Pro-
ceßsormen. 

Was den Einfluß des römischen Rechtes betrifft, so wird 
die Reception desselben in Deutschland gegenwärtig allgemein in 

eine viel spätere Zeit verlegt, als bisher, weil als das Entschei-

dende bei der Bestimmung des Zeitpunktes der Reception der 

Umstand angesehen wird, daß die Urtheile der weltlichen Gerichte 
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nach römischen Rechtssätzen erfolgen oder mit andern Worten, daß 

die weltlichen Gerichte mit gelehrten Juristen besetzt wurden57). 

Dieser Zeitpunkt, der in den Reichsgerichten früher, als in den 

Territorialgerichten und namentlich den Untergerichten eintrat38), 

trifft in den letzteren mit der Zeit der Reception des römischen 

Rechts in Livland zusammen und zwar fällt er erst in die 

Periode der polnischen und schwedischen Herrschaft. Jedoch fanden 
bereits vor der vollendeten Reception der fremden Rechte seit dem 

15. Jahrhundert einzelne Grundsätze derselben im Gebiete des 

Proceßrechtes in den weltlichen Gerichten Deutschlands Eingang 

und übten einen mehr oder weniger modificirenden Einfluß auf 

die Gestaltung des altdeutschen Processes aus30). Derselbe er­

folgte aber meist in der Form eines Gewohnheitsrechtes °"), ohne 

deutliches Bewußtsein über den Ursprung der neu sich bildenden 

Rechtsnonn. Denselben Entwickelungsgang finden wir im alten 

Livland. wieder. Der von Fabri zu Anfange des 16. Jh. in 

Übereinstimmung mit den Urkunden aus dieser Zeit geschilderte 

Proceß unterscheidet sich wesentlich von dem der Rechtsbücher. 

Wenn gleich Fabri die neueren Rechtssätze überall auf einhei­

misches Gewohnheitsrecht zurückführt, so geben sie sich doch ihrem 

Inhalte nach als Grundsätze des römisch-canonischen Rechtes zu 

erkennen. Wir wollen hier kein besonderes Gewicht daraus legen, 

daß Fabri die Ausdrücke Exceptio'.:, Replik, Appellation IC. ge­

läufig sind, wohl aber darauf, daß der Proceß, wie er ihn schil-

dert, nicht mehr durch eine gewisse Reihenfolge von Urtheilen 

fortschreitet. Zwar bilden die Urtheilsfragen der Parteien dar­

über, in wiefern die rechte Form und die rechte Zeit bei der Ge-

") Stobbe, Geschichte der deutschen Rechtsquellen, II., S- 136 fg.; 
Franklin, Beiträge zur Geschichte der Neception des römischen Rechts in 
Deutschland, 1863, S. 27 und 107; Stölzel a. a. O., Ä. 22. 

58) Stölzel a. a. O., S. 23; Stobbe a. a. O., II.. S. 103 fg. 
8U) Zöpfl a. a. O., S. 367; Stölzel a. a. O., S. 23 und 24. 
°") Stobbe a. a. O., 1, 5. 631. 

8* 
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richtssitzuug beobachtet sei, noch die herkömmliche Einleitung des 
Verfahrens '̂), auch wird der Richter angewiesen in Fällen, in 
welchen er in Beziehung auf die Leitung der Verhandlung (in 
richtes vörderinge),i2) einen Zweifel hegt, ein Urtheil zu fragen, 
das Verfahren selbst aber wird durch die bestimmte Aufeinander-
folge gewisser Parteihandlungen gebildet. Die für den altdeutschen 
Proceß während der ganzen Dauer seines Bestandes charakteri-
stischen Grundsätze, daß der Beweis ein Recht der Partei sei, wo-
bei freilich ein Ueberbieten durch bevorzugte Beweismittel vor-
kommen konnte63), sind bereits vollständig durch die Grundsätze 
des römisch-canonischen Rechts über die Beweislast und die Zuläs-
sigkeit des Gegenbeweises verdrängt. Ferner fällt das für den 
altdeutschen Proceß charakteristische Beweisurtheil6*), in welchem 
über das Beweisrecht der Parteien erkannt wurde, als über-
flüssig weg, seitdem es den Parteien in Uebereinstimmung mit 
dem röm.-canonischen Rechte überlassen bleibt Beweis und. Gegen-
beweis zu führen. Endlich wird die Appellation nur noch gegen 
das Endurtheil (sententia definitiva) zugelassen65), wogegen nach 
altdeutschem Rechte jedes im Laufe der Verhandlung gefundene 
Urtheil gescholten werden konnte6Ö). Der Herr Verfasser giebt 
nun zwar zu, daß das in dem Ritterrechte geschilderte Proceßver-

61) Ueber diese einleitenden Fragen vgl. Zöpsl, Rechtsgeschichte, Bd. III, 
S. 328 Anm. 54 a. 

«) Fabri p. 7. Nur tiefe stand dem Richter zu. Vgl. Planck, die 
Lehre vom Beweisurtheil, 1848, Seite 31 Der citirte Ausspruch FabriS 
läßt sich daher nicht mit der Bestimmung im c. 110 des m. N. R. zusam-
menstellen, welche letztere sich aus die Proceßleitung bezieht. S. dagegen 
v. Bunge a. a. O, S 39 Anm. 165. 

63.) Planck, die Lehre von dem Beweisurtheil, 1848, S. 64 und La-
band, die vermögensrechtlichen Klagen, 1869, S. 43. Hierauf sind die von 
Bunge S. 83 Anm. 416 «litten Stellen zu beziehen. 

M) Planck a. a. O., S. 42 fg. und S. 66; Kühus a. a. O, II, 
S. 452; Wetzel Civilproceß, § 71 S. 909. 

») Brieflade M 1470. 
60) Planck a. a. O., S. 32. 
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fafiren seit der 2. Hälfte des 15. Jh. Aendernngen erfahren habe, 

beschränkt dieselben jedoch auf die Grundsätze über den Beweis 

und meint dieselben aus dem Einfluß ableiten zu können, den 

der stadtrechtliche Proceß auf den landrechtlichen ausgeübt habe. 

Da die Stadtrechte nämlich bereits seit dem 13. Jh. von dem 

Urkunden- und Zeugenbeweise einen sehr umfassenden Gebrauch 

gemalt und überhaupt mehr Gewicht darauf gelegt haben, daß 

der Richter durch den Beweis von der Wahrheit der von den 

Parteien behaupteten Thatsachen überzeugt werde, als auf die 

bloße eidliche Versicherung der Partei, so glaubt der Herr Ver-

fasser, daß diese Anschauung sich nach und nach auch im Land« 

recht geltend gemacht und manche Aendernngen der älteren Grund-

sätze über den Beweis zu Folge gehabt habe (§ 27). E3 ist nun 

freilich richtig, daß das rein formale Beweisfystem des Sachsen­

spiegels, bei dem es sich fast nur darum handelte, welche Partei 

zum Schwören kommt, den Städten nicht genügen konnte und 

daher einem mehr materiellen Beweissystem Platz machen mußte, 

in welchem die Anwendung des Eides beschränkt, dagegen aber 

der Zeugen- und Urkundenbeweis in einer größeren Anzahl von 

Fällen zugelassen wurde67), obschon hierin nicht sowohl eine fort 

geschrittene Umbildung der Grundsätze des Sachsenspiegels, als 

vielmehr ein Zurückgehen auf ältere Grundsätze des deutschen 

Rechtes zu sehen ist, nach denen die Zeugen und Urkunden, ins-

besondere die Nachbarzengen und erwählten Zeugen sUrkundsPer-

sonen, Wissende), eine größere Bedeutung hatten6R). So groß 

aber auch der Einfluß war, den die Beweismittel auf die Ge­

staltung des Procefses ausübten, so blieb derselbe doch in den 

Stadtrechten auf die Grundsätze über das Beweisverfahren be-

schränkt. Es genügt daher die von dem Herrn Verfasser gege­

") Planck a.a.O., @.62 u. 172; Stobbe, zur Geschichte des deutschen 
Vertragsrechtes, 1855, ©.71; K. Maurer, das Beweisverfahren nach beut» 
schen Rechten, in ber kritischen Ueberschau, Bb. VI, S. 185 fg., 234 fg. 

68) Stobbe a. a. O., S. 72; K. Maurer a. a. O-, S. 366. 
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bene Erklärung für die späteren Umgestaltungen des landrecht-

lichen Processes um so weniger, als dieselben keineswegs auf daS 

Beweisversahren beschränkt sind und als ein modisicirender Ein-

fluß der Stadtrechte auf das Landrecht in Livland anderweitig 

nicht nachweisbar ist. 

Außer dem Angeführten giebt die Tarstellung des Herrn Verfassers 

nach der Ansicht des Referenten noch zu nachstehenden Bedenken Anlaß. 

Der Herr Verfasser unterscheidet sachlich zwischen den beiden 

Arten von Mitschwörenden, die gewöhnlich auch in der Bezeichnung 

als Zeugen und Eideshelfer unterschieden werden, braucht aber für beide 

den Ausdruck Eideshelfer (§ 21). Ist gegen eine solche Termino-

logie nur einzuwenden, daß sie leicht zu Mißverständnissen führen 

kann, so ist dagegen der Grund, aus welchem er sich zu derselben 

veranlaßt sieht, durchaus verwerflich. Der Herr Verfasser unter­

scheidet nämlich von den Eideshelfern, im Sinne mitschwörender 

Zeugen, die Zeugen im engeren Sinne, welche das Eigentümliche 

haben sollen, daß sie in der Regel nicht besonders beeidigt, 

sondern nach Landrecht nur „bei ihrer Seelen Seligkeit" und bei 

dem, dem Landesherrn geleisteten Huldigungseide zur Aussage der 

Wahrheit ermahnt worden seien60). Es bestand aber weder eine 

derartige allgemeine Regel, noch handelt es sich um eine beson-

dere Eigenthümlichkeit des livländischen Processes. Der Herr 

Verfasser übersieht, daß nach sächsischem Lehnrechte den Vasallen 

das Vorrecht zustand ihre Zeugenaussagen bei den Hülben zu 

machen, bie sie ihrem Herrn geleistet70). Dieses Vorrecht übten 

die Lehnsmannen auch in Livland aus, wogegen andere Personen 

ben Zeugeneid leisten mußten 7'). Die in dieser Weise auf ihren 

Lehnseid befragten Zeugen können aber ebenso wenig als unbeei-

digte Zeugen gelten, wie etwa gegenwärtig Beamte, die auf ihren 

Amtseid befragt werben. 

«") v. Bunge a. a. O., S. 88 Anm. 439 u. S. 90 Anm. 450. 
TO) Homeyer, des Sachsenspiegels zweiter Theil, Bd. II, 1944, @.609. 
") Brieflade M 288, 636, 751, 938. 
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WaS die Verwendung der Eideshelfer im Proceß betrifft, 

so stimmt der Herr Verfasser der Ansicht bei, daß die im Sach­

senspiegel und ebenso in den Nitterrechten erwähnten Gehilsen in 

Zivilsachen regelmäßig Zeugen seien und nur ausnahmsweise sich 

Eideshelfer nachweisen ließen72). Als solche Ausnahmen läßt er 

drei gelten, nämlich in Besitz- und Grenzstreitigkeiten, wenn 

Forderungen nach todter Hand, d. h. an einen Nachlaß geltend 

gemacht werden, welche der Erbe nicht zu kennen Vorgiebt und — 

wie es scheine — auch bei der Vindicatio» fahrender Habe. Von 

diesen drei Fällen läßt sich jedoch nur in dem ersten aus unseren 

Quellen der bestimmte Beweis für die Zulässigkeit von Eideshelfern 

erbringen73). Tie für die beiden letzten Fälle angeführten Gründe 

sind dagegen nach Ansicht des Referenten nicht genügend um 

eine Ausnahme von der allgemeinen Regel zu statmren. Der Herr 

Verfasser giebt als Motive für seine Ansicht an, 1) daß in den 

betreffenden Stellen des livl. Ritterrechts von den Mitschwörenden 

nicht, wie sonst immer, Kcnntniß der Thatsachen verlangt werde, 

2) daß die Zahl der Mitschwörenden ans drei festgesetzt sei, 

während die Zahl der als Zeugen geltenden Gehilfen nur zwei 

betragen und, 3) daß es — namentlich in Beziehung auf die 

Forderungen nach todter Hand — schwierig wäre durch Zeugen nicht 

nur die Richtigkeit der Forderung an sich, sondern auch die noch 

nicht erfolgte Bezahlung derselben zu erweisen74). Diese Beweis­

führung verliert aber ihre Bedeutung, wenn man in Erwägung 

zieht, daß durchaus nicht in allen Stellen des livl. Ritterrechts, 

in denen auch nach der Ansicht des Herrn Verfassers Zeugen 

gemeint sein sollen, eine Rücksichtnahme auf die Kenntniß der 

zu beweisenden Thatsachen vorliegtT5), ferner, daß im altdeutschen 

") v. Bunge a. a. O, S. 57. 
") Vgl. O. Schmidt, das Verfahren ver dem Manngerichte, ©.56 u. 57. 
") v. Bunge a. a. O., S. 58 Anm. 289 u. 290 u. S. 80 Anm. 407. 
«) Vgl. m. R. R. c. 147, 153, 190, 196 § 4. 
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Rechte die Aussage dreier Zeugen gefordert wurde76) und, daß 

auch noch Fabri die Zahl der Zeugen auf zwei oder drei fest-
stellt77), so wie endlich, daß die Beweisführung durch Zeugen bei 
Forderungen nach todter Hand keine größeren Schwierigkeiten bietet, 
als solche auch in vielen anderen Streitsachen vorliegen können. 
Nach dem Recht des Sachsenspiegels konnte allerdings von einer 
besonderen Schwierigkeit der Herbeischaffung von Zeugen in diesem 
Falle die Rede sein, da nach demselben 72 Mitschwörende gefor­
dert werden. Aber die Schwierigkeit war keine geringere 72 Eides­

helfer zu stellen und daher mangelt es bisher noch an einer 
genügenden Erklärung dieser Stelle 7*). 

In Beziehung auf das Verfahren beim Urtheilsschelten 

erklärt der Herr Verfasser den Wortlaut des c. 129 des m. R. R.: 
„we ein ordel findet unde wert em beschulden, he moth dar-

mede theen beth an de bisschop unde an syne manne unde en 

moth dar nicht afflaten ane des richters verlöff unde ane des 

sakeweldigen" für corrumpirt, denn, daß der Urtheilfinder das 

gescholtene Urtheil an den Bischof ziehen solle, wäre geradezu 

Unsinn79). Diese Stelle ist jedoch dem Buch II Art. 12 § 14 

des Sachsenspiegels entlehnt und lautet nach einer von Homeyer 

angeführten Variante^) ganz übereinstimmend: „sve ein ordel 
vint, wirt id bescholden, he mut darmede tien unde nicht af-

laten ane des richters urlof und ane des, dem it ordel vunden 

is". Der Sinn dieser Stelle ist nicht zweifelhaft. Im Fall ein 

Urtheil gescholten wurde, mußte der Richter nach sächsischem 

Rechte zwei Boten an den Oberrichter, an welchen die Sache 

gelangte, absenden81) und diesen war derjenige, welcher das 

») Zöpfl Rechtsgeschichte, III, S. 337 Anm. 114. 
") Fabri pg. 107. 

Lab and a. a. £>., S. 33 Anm. 1. 
">) v. Bunge a. a. O , S. 116 Anm. 555. 
80) Homeyer, des Sachsenspiegels erster Theil, 1861, S. 240 Anm. 73. 
81) Sachsenspiegel II, 12 § 4. 
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gescholtene Urtheil gefunden hatte, verpflichtet sich anzuschließen, 

um dasselbe vor dem Oberrichter zu vertheidigen2S). 

Die Darstellung des Criminalprocesses giebt dem Referenten 

vorzugsweise zu folgender Bemerkung Anlaß. Der Herr Ver-

fasser schildert zunächst nach den Rechtsbüchern den auf Grund­

sätzen des deutschen Rechts beruhenden Anklageproceß und erörtert 

darauf die Gründe, die ihn zu der Annahme veranlassen, daß 

der Jnqnisitionsproceß schon im Sause dieser Periode in den 

weltlichen Gerichten namentlich der Städte Eingang gefunden 

habe. Der Uebergang zu dieser Proceßform sei durch die Beltim-

mnngen der Stadtrechte vermittelt worden, nach welchen der Richter 

in gewissen Criminalsällen amtlich einzuschreiten verpflichtet ge-

Wesen sei, wenn keine Klage erhoben wordenSolche seit dem 

14. Jahrhundert besonders in Stadtrechten erwähnte Bestimmungen 

über Klagen von amtswegen hatten jedoch nur den Sinn, daß 

der Richter in gewissen Criminalsällen, falls kein Privatan-

(läget auftrat, ermächtigt sein sollte einen Ankläger ex officio 

zu bestellen84). Das Verfahren in diesen Sachen blieb 

daher ein accusatorisches. Ob der reine Jnqnisitionsproceß in 

der Tl'at in Livland schon in der Periode der bischöflichen und 

Ordensherrschaft Eingang gefunden habe, läßt sich nach den 

vorhandenen Ouellen nicht entscheiden. Jedenfalls ging aber in 

Livland, ebenso wie in Deutschland, der Einbürgerung des Jnqui-

sitionsprocesses eine Entwickelungsphase voraus, die von dem 

Herrn Verfasser übersehen wird. Ter Anklageproceß erhielt sich 

nämlich in Deutschland bis ins 16. Jh. als die regelmäßige 

Proceßform. Als solche wird er noch in der Carolina geschildert. 

Es war aber nicht mehr der ursprüngliche altdeutsche Criminal-

62) Homcyer, deS Sachsenspiegels zweiter Theil, Bd. II, 1844, ©.625. 
") v. Bunge a. a. SD., S. 162 u. 163. 
") Zachariae, Handbuch deS deutschen Strafprocesses, 1861, Bd. I, 

S. 138 u 139; ©. L. v. Maurer, Geschichte der Städteverfassung in Deutsch-
land, Bd. III, 1870, S. 623; Frensdorfs, die Stadt- und Gerichtsverfassung 
Lübecks, 1861, S. 140. 
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proceß, sondern ein durch die Aufnahme des materiellen Be-

Weissystems des römisch-canonischen Rechts schon wesentlich ver-
ändertet Proceß. Mit der italienischen Beweistheorie fanden auch 
inquisitorische Elemente Eingang, wie z. B. die Folter, ohne daß 
die Verbindung derselben mit dem Anklageproceß Anstoß erregtes. 
Dieser Entwicklungsgang ging zweifelsohne auch in Livland vor 
Einbürgerung des reinen Jnquisitionsprocesses vor sich. Dafür 

spricht, daß der Sieg, den das römisch-canonische Beweissystem 
am Ende der Ordensperiode über die altdeutschen Grundsätze im 
Civilproceß errungen hatte, nicht ohne Einfluß auf den Criminal-
proceß bleiben konnte und daß der römisch-canonische, jedoch schon 
vielfach durch inquisitorische Elemente versetzte Anklageproceß noch 
in der Zeit der polnischen und sogar in der ersten Zeit der 
schwedischen Herrschaft nach Ausweis der Acten die Regel bildet. 
Unterstützt wird diese Annahme endlich noch durch den Umstand, 
daß die Inhaltsangabe zu der von Fabri projectirten Darstellung 
ves Criminalprocesses in dem von ihm leider nicht ausgeführten 
sechsten Buche lautet: im soesten bocke und lesten volget nu 
de proces des anklägers. 

In dem zweiten Abschnitte, welcher die Veränderungen in 
dem Gerichtswesen und dem Gerichtsverfahren bis zur Unter­
werfung der Ostseeprovinzen unter den russischen Scepter umfaßt, 
beschränkt der Herr Verfasser seine Darstellung vorzugsweise auf 
die Angabe der Hauptveränderungen im Gerichtswesen, so wie 

auf eine Uebetsicht über die Hauptgrundsätze des Verfahrens, so 
weit sich diese aus den einheimischen Quellen ergeben. So sehr 
auch die Kürze der Darstellung bedauert werden muß, so ist doch 
billig in Berücksichtigung zu ziehen, daß dem Herrn Verfasser durch 
die Entfernung feines Wohnsitzes von den baltischen Provinzen 
die Möglichkeit für Archivstudien entzogen war, durch welche 
allein, bei dem Mangel an gedrucktem Quellenmaterial, das Dunkel 

#8) Zacharias a. a. O., S. 136 u. 137. 
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aufgehellt werden kann, welches in dem Gerichtswesen dieser 

Periode herrscht. Dieses Moment kann dagegen für die Darstel« 

lung des gerichtlichen Verfahrens nicht in gleichem Maße geltend 

gemacht werden. Die einheimischen Quellen der damaligen Zeit 

enthalten verhältnißmäßig wenige und lückenhafte Bestimmungen 

über den Proceß, erkennen aber überall das gemeine Recht als 

subsidiäres Recht an. Es ist daher nicht möglich ein anschau--

liches Bild von dem Proceßversahren der damaligen Zeit zu 

gewinnen ohne eine eingehende Berücksichtigung des gleichzeitig 

geltenden gemeinen Rechts, so wie der Rechte derjenigen Länder, 

von denen die in den Ostseeprovinzen geltenden Sonderbestim-

münzen herrühren, wie namentlich der in dem damaligen polnischen 

Preußen und Schweden bestehenden Rechte. Nur auf diesem 

Wege wäre es möglich gewesen eine tiefere Einsicht in das Wesen 

der Sache zu gewinnen und manche Jrrthümer und Controversen, 

die bis auf den heurigen Tag bestehen, zu beseitigen, resp. zu 

erledigen, überhaupt eine Dogmengeschichte des Civilprocesses 

herzustellen. Eine solche mußte aber vor allem für diese Periode 

erstrebt werden, da in ihr sich vorzugsweise die Grundlagen des 

noch gegenwärtig geltenden Rechts ausgebildet haben. Für eine 

derartige Darstellung, so große Schwierigkeiten sie auch dem 

Forscher bietet, lag immerhin ein zugängliches Ouellenmaterial in 

reicherem Maße vor, als vom Herrn Verfasser benutzt worden ist. 

Derselbe sucht freilich die von ihm gewählte Behandlungsweise 

damit zu rechtfertigen, daß die meisten der angeführten Rechts-

quellen noch heutzutage praktische Gültigkeit hätten und daher 

eine ganz gedrängte Uebersicht der wichtigsten Bestimmungen 

genügten (S. 230 und 260). Da aber die praktische Gültigkeit 

der Quellen aucb eine nähere Bekanntschaft mit denselben voraus-

setzen läßt und ein bloßer Auszug aus den letzteren sich nur 

darauf beschränken kann das Allerbekannteste zu wiederholen, so 

glauben wir nicht, daß der Herr Verfasser mit der von ihm ins-

besondere für den Civilproceß gewählte BeHandlungsweise einem 



116 

Bedürfnisse entgegenkommt. Referent unterläßt es auf eine nähere 

Besprechung dieser Übersichten einzugehen, obschon er mehrfach 

mit den von dem Herrn Verfasser ausgesprochenen Ansichten nicht 

übereinstimmen kann. 

Im Uebrigen glaubt Referent dem Bisherigen nur noch 

wenige Bemerkungen hinzufügen zu müssen. Der Adel in Estland 

verlor nicht, wie der Herr Verfasser anführt^), die peinliche 

Gerichtsbarkeit über seine Bauern durch den Gnadenbrief Gustav 

Adolf's vom 2. November 1617, da dieser vielmehr die Hals-

und Handgerichte bestätigte, und ebensowenig durch die späteren 

königlichen Resolutionen von 1630 und 1634. Die vom Könige Gustav 

Adolf im Jahre 1626 mit der estländischen Ritterschaft eingelei­

teten Verhandlungen wegen Reform der Justiz hatten in Beziehung 

auf die Hals- und Handgerichte der Grnudherren nur die Folge, 

daß der Vorsitz in denselben, der bis dahin dem Gouverneuren 

oder dessen Beamten zugestanden hatte, dem betreffenden Mann-

richtet übertragen wurde. Daraus erklärte es sich, daß die Hals-

und Handgerichte um die Mitte des 17. Jahrhunderts in dem 

estländischen Ritter- und Landrecht noch als bestehend erwähnt 

werden"'). Erst später ging die Verhandlung von Criminalsachen 

der Bauern ganz an die Manngerichte über. 

Die undatirte Burggerichtsordnung für Livland, auf die sich 

der Herr Verfasser mehrfach zum Beweise der Praxis bezieht 
und die er in das Jahr 1670 verlegt^), ist das Concept einer 

solchen Oldnung, welche der damalige General-Gouverneur am 

2. August 1697 der schwedischen Regierung zur Bestätigung 

vorstellte, um dadurch dem gesunkenen Zustande dieser Behörde 

aufzuhelfen. Da aber der Regierung die bei dieser Gelegenheit 

geforderten Geldmittel fehlten, so erfolgte die Bestätigung des 

ee) v. Bunge a. a. O., S. 169 Anm. 21. 
et) Estl. Ritter, u. Landrecht I, 2, 4, V, 10, 4 u. 44, 2. 
•8) v. Bunge a. a. O-, S. 234 Anm 303. 
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Projectes nicht, vielmehr wurde das Burggericht durch den 

königlichen Brief vom 10. Januar 1699 aufgehoben. Die Burg-

gerichtsordnung kann demnach nicht als Beweis für die Praxis 

verwendet werden. 

Von größter Bedeutung für die Gestaltung des Processes 

in den Gerichten Liv- und Estlands war die Unterscheidung 

zwischen dem schriftlichen und mündlichen Verfahren, von denen 

das erstere in der Regel bei den Obergerichten, das letztere da-

gegen bei den Untergerichten galt. Der schriftliche Proceß bestand 

darin, daß die Parteien oder deren Stellvertreter in den für die 

Verhandlung der Sache bestimmten Terminen Schriftsätze über-

reichen mußten, wogegen ihnen dort, wo das mündliche Verfahren 

galt, gestattet war ihre Anträge zu Protokoll zu geben. Die 

Folge davon war, daß im schriftlichen Proceß nach Ueberreichnng 

einer Satzschrift dem Gegentheile behufs Beantwortung derselben 

jedesmal Dilation gewährt werden mußte, während eine münd-

liehe Verhandlung in dem dafür anberaumten Termine so lange 

fortgehen konnte, bis ein besonderer Grund für die Aussetzung 

desselben eintrat. Der Herr Verfasser giebt eine solche Unter­

scheidung nur zu in Bezug auf das Verfahren beim Revaler Rath 

und dessen Untergerichten M), so wie auf das beim Hofgerichte 

und den Landgerichten in Livland °°), behauptet dagegen, daß nach 

estländifchem Landrecht nur das schriftliche Verfahren zulässig 
gewesen sei91) und daß den Landgerichten in Livland der 

schriftliche Proceß durch die Proceßstadga vom 4. Juli 169502) 

gestattet worden sei und sehr bald die Regel gebildet habe9'). 

Diese Ansicht ist aber unbegründet. Zunächst geht aus den 

8") v. Bunge a. a. O., S. *219. 
°°) Daselbst, S. 238 u. S. 246. 
"') Daselbst, S. 181. 
ua) £er § 4 daselbst lautet nämlich: die Parten sollen in der ersten 

Instanz, sie mögen mündlich oder schriftlich verhandeln, — Alles, waS zur 
Erläuterung der Sache dient, beibringen. 

v3) v. Bunge a. a. £>., S. 239. 
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Quellen hervor, daß auch den Manngerichten in Estland der 

mündliche Proceß vorgeschrieben war 04J und sodann hat in den 

Landgerichten Livlands der schriftliche Proceß erst während der 

russischen Herrschaft Eingang gefunden^). Ueberhaupt aber konnte 

die Proceßstadga, welche ein für das ganze Reich erlassenes Gesetz 

war, die für Livland durch ein Specialgesetz festgestellte Ordnung 

nicht abändern, — vorausgesetzt, daß der § 4 daselbst überhaupt 

dahin zu verstehen ist, daß er eine neue Anordnung enthalten 

sollte. Diese Scheidung zwischen dem mündlichen und schriftlichen 

Proceß in den Landesgerichten Liv- und Estlands ist, wie sogleich 

nachgewiesen werden wird, von großem Einfluß auf die Gestaltung 

des Criminalprocesses gewesen, auf den wir zum Schlüsse noch 

eingehen wollen. 

In Beziehung auf den Criminalproceß unterscheidet der 

Herr Verfasser in dieser Periode als verschiedene Formen desselben 

den Privatanklage-, den Staatsanklage- oder fiscalischen Proceß 

und den Jnquisitionsproceßoti) und sucht demnächst für Liv- und 

Estland die Regeln festzustellen, nach welchen die eine oder andere 

Form zur Anwendung gekommen sei. Dabei gelangt er zu dem 

höchst complicirten Resultate, daß in Estland gegen Adelige 

sowohl der Privat- als der Staatsanklageproceß, bei Amtsvergehen 

und Uebertretungen königlicher Anordnungen und Stadgen aber, 

worunter Uebertretungen gewisser administrativer und polizeilicher 

Vorschriften zu verstehen sind, itur der Staatsanktageproceß zu­

lässig gewesen sei97), daß dagegen in Livland gegen Adelige, mit 

Ausnahme gewisser Verbrechen, in denen die Urtheile vom Land-

gerichte ohne hofgerichtliche Leuteration vollstreckt werden konnten, 

sowohl der Staats- als der Privatanklageproceß, bei Vergehen 

Jnterimsordnung der Manngerichte vom 9. Mai 1633 § 1, 3 u. 9. 
v5) Vgl. Zeitschrift der Rechtswissenschaft, herausgegeben von der 

juristischen Facultät der Universität Torpat, Bd. I, S. 31 fg. u. S. 37 fg. 
#6j v. Bunge a. a. O., S. 207—218. 
01) v. Bunge a a. O, S. 207 Anm. 189 u. S. 215 fg. 
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der Diener und Hausgenossen gegen ihre adelige Herrschaft nur 

der Privatanklageproceß und endlich, bei Amtsvergehen und 

Übertretungen königlicher Verordnungen und Stadgen jede der 

drei Proceßformen gestattet gewesen sei98). In allen anderen 

Fällen habe der Untersnchnngsproceß die Regel gebildet. Dieses 

Resultat muß um so auffälliger erscheinen, als sich kaum ein 

genügender Grund für die Nothwendigkeit einer derartigen Ver-

theilung des Anklage- und des Untersnchungsprocesses wird nach-

weisen lassen, zumal einer Vertheilung, die in Liv- und Estland 

unter dem Einflüsse derselben Regierung und fast gleichzeitig in 

ganz verschiedener Weise ausfällt. Der Herr Verfasser gelangt 

zu dem angeführten Resultate, indem er auf die in den Gesetzen, 

welche das betreffende Criminalverfahren regeln, vorkommenden 

Ausdrücken Gewicht legt. Darnach sollen die Ausdrücke „an-

klagen", vom Fiscalen gebraucht, den Staatsanklageproceß (§ 73?, 

die Ausdrücke „Klage, Antwort und Beweis", der von den 

„Parten" zu erbringen ist, den Privatanklageproceß, die Ausdrücke 

inquiriren, Inquisition oder mit der Tortur verfahren, den 

Untersnchnngsproceß bezeichnen ic. Tie UnHaltbarkeit dieser Be-

Weisführung kann aber leicht dargethan werden. I. C. Schwartz90) 

hat nach Durchsicht einer großen Zahl von Criminalacten, die 

bei den Landgerichten Livlands zur Zeit der schwedischen Herrschaft 

in verschiedenen Sachen — freilich mit Ausnahme von Criminal-

fachen gegen Personen adeligen Standes — geführt worden, das 

Resultat gewonnen, daß die Praxis keineswegs, wie nach der 

Auffassung des Herrn Verfassers vorausgesetzt werden müßte, 

zwischen den drei erwähnten Fo rmen des Criminalprocesses genau 

unterscheidet, daß vielmehr ein U ebergehen aus einer Form in die 

°") v. Bunge a. a. SO., § 89. 
I. C. Schwartz, zur Geschichte des livländischen Criminalprocesses 

während der Periode der schwedischen Herrschaft, in der Zeitschrift für Rechts-
Wissenschast, herausgegeben von der Dorpater Juristenfacultät, Bd. II, S. 29 
fg. u. S. 99 fg. 
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andere ganz an der Tagesordnung war. Processe, die accusatorisch 

begonnen haben, werden inquisitorisch fortgeführt und umgekehrt. 

Die Stellung des Fiseals im Processe ist keineswegs immer die 

eines öffentlichen Anklägers, sehr häusig beschränkt er sich auf 

eine bloße Denuntiatio«, worauf die Sache im Unterfuchungs-

processe fortgeführt wird. Das von Schwartz gewonnene Resultat 

läßt sich in Beziehung auf das Criminalverfahren gegen Adelige 

dahin ergänzen, daß dasselbe, wenigstens bei den Landgerichten, 

kein ausschließlich accnsatorisches gewesen sein kann, denn das 

livländische Hofgericht bedient sich für dasselbe der „Ausdrücke" 

„inquisitiones", „untersuchen" ,0°). Da dies mit Beziehung aus 

die Landgerichts-Ordinanz (§ 25) geschieht, so geht daraus hervor, 

daß das Hofgericht den Ausdruck: Klage, Antwort und Beweis, 

der von den Parten zu erbringen ist, nicht auf die ausschließliche 

Zulässigkeit des Anklageprocesses gegen Adelige bezogen hat. Für 

Estland erwähnt der Herr Verfasser selbst Fälle, in denen von 

einer Inquisition in Sachen Adeliger die Rede ist101). Dahin 

gehört auch der bekannte, gegen Christofs Kursell beim estländischen 

Oberlandgerichte im 1597 Jahre verhandelte Criminalfall, welcher 

accusatorisch eingeleitet, darauf aber vom Oberlandgerichte inqui-

sitorisch gegen den Angeklagten zu Ende geführt wird,02). — 

i°°) Constitution des tibi. Hofgerichts vom 30. April 1704: Machen 
allen und jeden hiermit kund, welchergestalt I. K. M. an biejj König­
liche Hoffgericdt allergnäbigst refcribiret, baß obgleich ber 14. Punkt ber Ge-
lichts-Proceß-Orbinance de anno 1614 beutlich in sich halte, baß bie delicta, 
so von Ebelleuten begangen werben, vom Härabs- ober Lagmanß-Gerichte 
zwar untersuchet, aber nicht abgeurtheilet werben mögen, sonbern bie i n-
quisitionea ans Königliche Hoffgericht geschicket unb baselbst bas Urtheil 
darüber gesprochen werden solle, damit auch bie Livlänbische Landes-Orbnung 
übereinstimme; so haben I. K. M. jebennoch bereits anno 1699 den 7. August 
zu so viel prompter Abministrirung der Justice in dergleichen Fällen in be-
meldtem 14. Punct eine solche Veränberung zu machen geruht, daß bie de­
licta ber vom Adell, eben sowohl alß anberet, nicht allein beyin Untergericht 
untersuchet, sonbern auch abgeurtheilt werben sollen ic. 

101) v. Bunge a. a- O., S. 206 Anm. 136—188. 
102) Monumenta Livoniae antiquaa, Bd. III, S. 325 fg. 
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Das nptbTov weddoz der Auffassung des Herrn Verfassers ist 
die Voraussetzung, daß damals schon, ebenso wie gegenwärtig, 
die verschiedenen Formen des Privat- und öffentlichen Anklage-
processes, so wie des Untersnchnngsprocesses von der Gesetzgebung 
und Praxis in ihrer Verschiedenheit erkannt und consequent 
durchgeführt worden seien. Referent hat bereits oben ausgeführt, 
wie die Grundsätze des Untersuchungsverfahrens zunächst 
in den weltlichen Gerichten in der Weise Eingang fanden, 
daß der accnsatorische Proeeß mit inquisitorischen Elementen 
versetzt wurde. Im Laufe der Zeit gewannen die inquisitorischen 
Befugnisse des Richters immer mehr an Umfang, wogegen die 
Thätigkeit der Parteien zurücktrat. Als der Proeeß bereits voll-

ständig inquisitorisch verlief, sah man darin noch keineswegs eine 
pnncipielle Umgestaltung des Verfahrens, da der Verletzte oder 
der Denunciant, welcher die Verhandlung der Sache in Anregung 

gebracht hatte, immerhin noch als „Ankläger" angesehen werden 
konnte. Ob dieser „Ankläger" eine Privatperson oder ein öffent-
licher Beamte, der Fiscal, war, erschien für die Art der weiteren 
Verhandlung gleichgültig. Die im einzelnen Falle gewählte Proeeß-
form hing ganz von zufälligen Umständen ob, je nachdem der Kläger 
oder der Fiscal sich die Durchführung seiner Klage im Laufe der 
Verhandlung mehr oder weniger angelegen sein ließ oder der 

Richter sich veranlaßt sah mehr oder weniger selbständig einzu-
greifen. Es versteht sich von selbst, daß so lange der Gesetzgeber 
auf einem Standpunkte steht, auf welchem er höchstens dem Rftmeit 
nach, nicht aber der Sache nach die verschiedenen Formen des 
Criminalprocesses unterscheidet, die von ihm gebrauchten Ausdrücke, 
wie anklagen, inquiriren, ex officio verfahren ic., nicht auf die 
Absicht desselben bezogen werden können, zwischen den verschiedenen 
processualischen Formen unterscheiden zu wollen. Daß dies aber 
in der That die Stellung war, welche die schwedische Gesetzgebung 
znr Zeit der Herrschaft über Liv- und Estland einnahm, geht 
unzweifelhaft aus den Kriegsartiteln vom Jahre 1683 hervor, die 

y 
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ja auch vielfach auf den livlcmdischen Proceß eingewirkt haben. 

Daselbst heißt es in den „Reguln, den gerichtlichen Proceß, die 

Untersuchung und das Urtheil betreffend", § 1: „gleichwie in denen 

Criminalsachen, welche bei dem Kriegswesen mehrentheils vorfallen, 

auf zweierlei Weise procediret und gehandelt wird, entweder 

mittelst des Klägers oder dessen Anklage, welchem die Sache 

angeht, oder auch durch gerichtliche Nachfrage und Untersuchung 

desjenigen, dem die Verwaltung der Justitz anvertrauet ist und 

welchem amptswegen oblieget nach den Gesetzeil und gerichtlichen 

Statuten alle Mißhandlungen zu erforschen, zu richten und die 

S t r a f f e  d a r n a c h  e r g e h e n  z u  l a s s e n ;  a l s o  i s t  z u  w i s s e n  i c .  § 2 1 :  
Was nun gesagter Maßen von denen Sachen bereits gemeldet 

worden, welche von gewissen Klägern oder denenjenigen, welchen 

die Sache angehet, für dem Richter und dem Gerichte angegeben 

werden, dasselbe muß und kann auch in solchen Fürsallenheiten 

verstanden werden, wenn der Richter ampteshalber und auf 

vorhero ergangene sichere Gründe oder auch wahrscheinlichen 

Präsumtionen und Muthmassungen (wann die Sache so beschaffen) 

einen Mißthäter entweder greiffen oder sonst für Gerichte angeben 

läfset, so daß bei dergleichen Inquisition und Untersuchung und, 

wenn ein Vvm Richter verordneter Ankläger die Sache führet, 

selbige Methode und Ordnung, sowohl im Reden, Antworten, 

Führung des Beweises, Leistung des Eides, als was sonst von 

dergleichen mehr berührt ist, gebrauchet und beobachtet werden 

könne." Die Stelle gewährt jedenfalls ein anschauliches Bild der 

damals herrschenden Begriffsverwirrung in Betreff der verfchie-

denen Formen des Criminalverfahrens. — Obgleich Referent der 

Ansicht ist, daß sowohl von der Gesetzgebung als der Praxis die 

verschiedenen Formen des Criminalprocesses als ganz gleichberech-

tigte angesehen wurden, so will er deshalb keineswegs in Abrede 

nehmen, daß der noch gegenwärtig in Liv- und Estland sortbe-

stehende Grundsatz, nach welchem insbesondere Criminalsachen der 

Adeligen auf bvn Wege des Anklageprocesses, die anderer Personen 
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dagegen auf dem des Untersnchungsprocesses verhandelt werden 

sollen, aus der Praxis der schwedischen Zeit herzuleiten ist. Der 
Grund für eine solche Unterscheidung war aber ein ganz äußer-
licher. Wie oben ausgeführt worden, war bei dem Hosgerichte in 
Livland und dem Oberlandgerichte in Estland nur der schriftliche 
Proceß zulässig, nach welchem die Parteien in den für die 
Verhandlung der Sache anb.'räumten Terminen Satzschriften 
übergeben oder, wie es in den Constitutionen des livl. Hofgerichts 

heißt, mit „fertigen Sachen" erscheinen mußten. Dieser Grundsatz 
fand auch auf den Criminalproceß Anwendung 103). Dadurch 
war aber das mündliche Verhör und damit auch die Ausführung 
eines Jnqnisitionsprocesses bei diesen Instanzen ausgeschlossen, 
wogegen bei den Land- und Manngerichten, wo das mündliche 

Verhör zulässig war, der Jnqnisitionsproceß, begünstigt durch die 
Zeitrichtung, immer mehr auf Kosten des Privatanklage- und des 

fiscalischen Processes um sich griff. Da bei dem Hofgerichte und 
dem Oberlandgerichte vorzugsweise Criminalsachen Adeliger in 
erster Instanz zur Verhandlung kamen, so hat sich in Folge dessen 
der Grundsatz der ausschließlichen Zulässigkeit des Anklageprocesses 
gegen dieselben in der Praxis ausgebildet. 

In dem dritten und letzten Abschnitt der Darstellung des 
Herrn Verfassers, welcher die Veränderungen in dem Gerichts-
Wesen und dem Gerichtsverfahren während der russischen Regierung 
betrifft, sind, da dieselben an die Gegenwart heranreichen und 
daher in der Darstellung des geltenden Rechtes nähere Berück-
sichtigung finden müssen, nur kurze Nachrichten über die Haupt-
Veränderungen zusammengestellt. ZA 

103) Constitution des livl Hofgerichts vom 6. Deccmber 1673: damit 
fiscalifcher Oberanwaldt allewege mit fertigen Sachen erscheinen und die 
Probation bei der Handt haben möge, so wir et ihme indulgiret und der-
stattet nach ergangener Citation ante terminum ein Zeugen-Verhör, wor 
es vonnöthen, formaliter et jurato gerichtlich aufnehmen zu lassen. 

9* 



Das Manilgcricht 
zur Zeit König Gustav Adolphs. 

Nach einem glücklichen Feldzuge war am 22. Januar 1626 

früh Morgens König Gustav Adolph mit einem Diener allein in 

Reval eingetroffen und hatte am 24. Januar den Landräthen 

eine Audienz ertheilt. Bei dieser Gelegenheit spricht der König 

die Hoffnung aus, daß Ehstland nach den letzten Siegen vor 

jedem feindlichen Einfall gesichert, die Ritterschaft aber auch darauf 

bedacht sein werde, wie dies Land seine eignen Lasten trage. Er 

bedauert — weil der Adel zu Felde — keinen besondern Landtag 

ausschreiben zu können, um wegen Unterhaltung der Kirchen und 

deren Diener und Administrirung der Justiz, worin in den Kriegs-

jähren große Unordnung eingerissen, zu berathen und hält den 

Landräthen, als Aeltesten und Vätern der Landschaft, etzliche 

Puncte mündlich vor um sich Raths zu erholen und zu bearbeiten, 

damit alles mit der Zeit wieder in einen guten Stand gesetzt 

werden möchte. 

Aus den in Folge dessen stattgehabten sehr umfangreichen 

und höchst interessanten Verhandlungen') nicht allein mit dem 

') Diese Verhandlungen betrafen: den Hulvigungseid, das Kirchen-
regiment, wie es vor Alters gewesen und wie jetzt Atirdjen uno Prediger 
unterhalten werden, die Errichtung einer Schule uno Universität, das Justiz-
Wesen und namentlich das Institut der Mannrichter, den Gehalt der (Äarni-
sonen durch Einführung des kleinen Zolls, Geldbewilligungen uno die Lei-
stung des Robdienste?. 
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Könige während seiner Anwesenheit in Reval, sondern auch mit 

den später nach Ehstland verordneten Königlichen Commissarien 

und sodann in Stockholm durch die Delegirten der Ritterschaft 

mit König Gustav Adolph und den Reichsräthen soll hier nur 

das auf das Justizwesen und das Mannrichteramt Bezügliche 

hervorgehoben werden. 

In Betreff dieses Gegenstandes übergab der König nach-

stehende Proposition den Landräthen am 24. Januar 1626 : 

„Die hohe Noth und väterliche Vorsorge I. K. M. erfor-

„dert, daß die Justiz im Lande gehandhabt werde, und was etwan 

»dawider von Abnsen in diesen zwingen Zeiten eingerissen, möge 

«geändert und remediret werden; zwar soviel benehmen I. M., daß 

„die Landgerichte allhie geheget worden durch den Mannrichter 

„und zween seiner Assessoren, und kann vielleicht anfangs seine 

„Motive« und guten Affect gehabt haben; nachdem aber die Zeit, 

.so alle gute Satzungen ändere und gemeinlich zum ärgsten ihre 

«Wirkung allhier nicht unterlassen, als scheint es, daß auch durch 

«den Mannrichter itzigem Gebrauch nach die Gerechtigkeit und die 

„Gerichte nicht der Gebühr administriret, sondern nur zum Schein 

„gebrauchet werden; damit aber alte gute Gewohnheiten unterhalten 

„und die Fauten abgeschafft werden könnten, finden I. K. M. gut, 

„daß die Mannrichter verbleiben und die Provinz Ehstland in fünf 

„Mannrichterschasten getheilet werde, in Harrien, Wierlandt, Allen* 

„tacken, die Wiek und Jerwen; daß einem jeden Mannrichter sechs 

,gewisse Personen zugeordnet werden, die ihnen adsistiren in allen 

„Gerichten; daß vor ihm kommen alle so criminalia als civilia, die 

„zu gerichtlicher Cognition und Urtheil in dem districtu gehören, 

„und bleibe einem Jeden in gebührenden Sachen seine freie 

„Appellation zum Gubernatoren und Landräthen; alle Urtheile 

„schriftlichen versaßet und ad acta geführet werden, die acta auch 

„jährlich auf eine bestimmte Zeit unter des Mannrichters und der 

„Assessoren Hand dem Gubernatori und Landräthen überliefert 

*imt> von ihm ordentlicher Weife revidiret; — daß auf alle 
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„criminalia die Resolution des Gubernatons und Landräthe ge­

kommen und in Abwesen I. K. M. exequiret werden, zum Leben 

»und Tod; — Niemand aber Macht haben möge Urtheil zu 
«exequiren, viel weniger zu Proclamiren ohne vorgedachtes Gu-
„bematoris und Landräthe Resolution; daß keine Sache unter-

^schlagen und verhehlt werde, bei Vermeidung höchster Strafe, 
»und, da es geschieht, daß dann der Gubernator solches negen 
„Jeden gebührender Maßen suche und die Sache in das Recht 
«bringen lasse, daß auch kein Aufrührer oder Missethäter von 
„einigen unter waßerlei Prätext vertheidigt, sondern vielmehr 
„ergriffen, und wo er auch gefunden und betreten; — und der 
„einen öffentlichen Mißthäter vertheidigt und dieser darüber ent-
„wischet, daß jener dafür stehe und antworte; — daß der Mann-
„lichter mit seinen Assessoren jährlich auf gewisse Termine oder 
„angesetzten Gerichtsorten comparire und Gericht sitze, damit ein 
„jeder wissen mag, wann er seine Sache wird vorbringen sollen; 
„daß ihm auch deswegen und zu Ergetzimg seiner Mühe und 
„Säumnis von jedem besetzten Haken, er gehöre auch zu wem 
„er will, ein gewisser Deputat gemacht werde. Dieses ist nun die 
„Meinung I. iL M., wie man nach itziger Gelegenheit das 
„Justizwesen zu Lande in etwas redressiren könne; zweifeln nicht, 
„es werden die Herrn Landräthe daraus erkennen die Solgfäl-
„tigkeit, so I. K. M. vor Wohlfahrt des Landes tragen, und ihre 
„Bedenkniß hierüber umständlich einliefern". 

Auf diese Proposition haben die Herrn Landräthe 
resolviret: 

„Daß E. K. M. das Justizwesen zu redressiren und die 
„A&usen, so in diesen schwierigen Zeiten eingerissen, abzuschaffen 
„für gut gnädigst erachten unb befinden, daß der Mannrichter 
„verbleibe unb biese Provinz Ehstland in fünf Mannrichterfchaften 
„getheilet werbe, so können wir E. K. M. nnterthänigst nicht 
„verhalten, baß Allentacken nur ein geringer Ort Laubes, brin 
„nur ein einig Kirchspiel, und jederweil zu Wierlandt gerechnet 
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„sei; daß ferner itlichem Mannr'lchter sechs Assessore adjungiret 
„und für ihm alle Sachen, sowohl civilia als criminalia gezogen 
„werden sollten, — hiemit würde erstlich denen von Adel das 

„Hals- und Handgericht, welches sie in ihren Höfen vermöge 
„ihrer adelichen Freiheit und E. K. M. gnädigst gegebener Eon-
„sirmation haben, benommen, darnach auch die justitia merklich 
„retardiret und aufgehalten, indem der Mannrichter nur die cog-
„nitionem in c-riminalibus und allezeit die Resolution des Gnber-

„natoris und Landräthe, welche nicht allezeit zugegen sein können, 
„erwarten müßte. Sollten sie aber hiezu verschrieben werden 

„und, so oft sich ein solcher casus zutrüge, auf ihren Kosten 
„herein in die Stadt sich begeben, können E. K. M. gnädigst 
„erachten, daß es mit vieler Ungelegenheit, die das Vermögen 
„nicht und wegen ihrer großen Mühe und Unlust keinen Heller 
„zu heben haben, geschehen würde; als bitten wir E. K. M. in 
„Untertänigkeit, die wollten die Ordnung, so allhier im Lande 
„gehalten, drin des Mannrichters Amt beschrieben, welches wir 
„hiebe: sub C.2) unterthänigst übergeben, gnädigst übersehen, — 
„so zweifeln wir nicht E. K. M. sich solches in Gnaden werden 
„belieben und gefallen lassen; so Mißbräuche und Unordnungen 
„bei dem unordentlichen Wesen und langwierigen Kriegen, wie 
„wir wohl bekennen und gestehen müssen, eingerissen, müßte man 
„tiefelbige abschaffen, alles reformirm und zum vorigen löblichen 
„Stande bringen, alldieweil die Mißbräuche den rechten Brauch 
„nicht sollen noch können aufheben". — 

Der König repliciret darauf: 
„Daß das Hals- und Handgericht, so der Ritterschaft über 

„die Ihrigen vergönnet, durch die Dilatation des Mannrichter-
«?) 

„lichen Amtes sollte aufgeschoben sein, solches können I. M. nicht 
„begreifen, denn 1) müßten ohne das die Junkern einen Präsi-
„deuten vorn Schloß holen lassen und ist ihnen das Halsgericht 

*) Die Abschrift dieser Beilage findet sich leider nicht im Protocoll. 
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»nicht dermaßen so absolute anbettauet, daß nicht wegen I. K. M. 

»einer auch dabei zu sein berechtigt sein sollte; — 2) müßten sie 

«doch andere Richtern erwählen und wäre wohl so gut, daß 

»ordentliche Richter mit Bewilligung I. K. M. eines für alles 

»erwählet würden, als daß ein gemeiner Edelmann allemal neue 

„Richter suchen und erwählen soll. — 3) Sonsten sein auch 

«I. K. M. nicht gemeinet, daß dem Edelmann in etwas an der 

»Apprehension, Jncarceration und Exemtion soll entzogen werden, 

„aber daß die Cognition und sententiae Diction geschehen möge 

»auf Art und Weise, daß dieselbe Gott Wohlgefallen und der 

»heiligen Justiz gemäß sein möge. — Zum 4) hätten die Land-

»räthe Exempel an der Dänischen Ritterschaft, aus welchem Ort 

»auch der Ehstnischen Ritterschaft angezogenes Recht hergeflossen, 
»die zwar dieApprehension und Jncarceration in maleficiis der Ritter­

schaft zugelassen, aber die juris cognitio für das allgemeine Landge-

»richte in einer jeden Provinz geschehen müßte. — Daß aber die 

»Justiz dadurch retardiret werden sollte, ist nicht zu erweisen, denn 

»der Edelmann so leicht den Mannrichter mit seinen Assessoren, 

»als jemandes der andern Edelleute fordern und verschreiben 

»kann. — Und wann dem Mannrichter beschwerlich wäre über 

»alle Fälle, so in criminalibus könnten und möchten vorfallen, zu 

»recognosciren, so könnten auf solchen Fall I. M. Wohl nach-

»geben, daß die Exemtion der Urtheil von den Junkern gestraks 

»nach des Mannrichters Spruch geschähe; — was sonsten aber 

»die Aufsicht und heilsame Ordnung, so in der ersten Proposition 

»enthalten, anlanget, da vermeinten I. M., daß die Landräthe 

»nichts zu widersprechen haben, daß I. K. M. erster Gelegenheit 

»eine Anordnung versaßen lassen, wornach der Mannrichter sich 

»in einem sowohl, als auch der Gubernator und Landräthe in 

»ihrem Amte zu richten haben werden; sonsten wollen .I. K. M. 

„daß der Gubernator und Landräthe die Kommission auf sich 

»nehmen mit der Ritterschaft zu handeln, was sie ihren Mann-

»ttchtem zum Unterhalt zu legen oder daß sie ihm überredeten 
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„fccts Recht — wie bis dato geschehen — umsonst zu verwalten. 
»Was im übrigen des Mannrichters Amt gewesen, solches lassen 

»I. M, soweit es rechtmäßig ist, ihn gefallen, mag auch soweit 
»verbleiben, solange es nützet; es schadet aber nichts, daß 
„die criminalia auch für selbigen Richter gezogen werden, 

»sondern ist heilsam, daß auch dies Land sein bestelltes Gericht 
„haben möge." 

Hierauf haben die Landräthe vorgestellt: 

»Wir bitten E. K. M. in aller Unterthänigkeit uns bei 

„unfern alten Rechten und Gerichten, dabei diese Lande so lange 

»Zeit regieret, unsere Voreltern geschützt, uns auch allergnädigst 

„zu erhalten: denn die mutatio und Veränderung gefährlich und 

„dann der modus, wie in derselbigen Proposition enthalten, dieser 

»Oerter nicht wohl wird zu praetisireu sein, alldieweil man bei 

»so geringer Anzahl der Ritterschaft, da der Mehren Theil noch 

„jugendlich und in Kön. Bestallung sich gebrauchen lasse, schwerlich 

»so viele qualisieirte Personen, als 30 Assessoren, 5 Mannrichter, 

„12 Landräthe finden würden, die zu solchen Osficien nützlich 
»jederzeit können gezogen und gebrauchet werden. — Ueberdieß 

»ist der armen Landschaft unmöglich die Mittel zu schaffen und 

»an die Hand zu bringen, davon so viele Richter und Assessors 

»ihren gebührlichen Unterhalt haben könnten; denn wenn die 

»Mtiimrichtec mit ihren Assessoren besoldet und mit jährlich Ein-

„fünften versehen werden sollten, würden die Landräthe, denen 

»die große Last der Regierung aufm Halse liegt und so oft auf 

»Befehl des Herrn Gnbernatoris auf ihre Unkosten in die Stadt 

»sich begeben müßten, nicht geringer oder deterioris conditionis 

»sein und also eine ziemliche Summe Geldes hierzu erfordert 

»werden. — Damit aber I. M. nicht Ursach haben einige 

„Neuerung und so alte Verfassung zu contradnciren, als erbieten 

»und verpflichten wir uns, daß wir nicht allein die Gerichts-
»und Dingeltage zweimal im Jahr nach dem Alten, wenn anders 

»des Landes Gelegenheit zugiebt und der Adel nicht zu Felde 
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.ist, halten, sondern auch die cognitionem in criminalibus auf 

«uns mit Zuziehung des Mannrichters und etzlichen von Adel 

„nehmen und auf Befehl des Herrn Gubernatorn das Gericht in 

„den Höfen von wegen I. M. hegen wollen, doch also, das; nicht 

«weniger als zween von den Landräthen jederzeit darzu deputiret 

„werden, so können E. M. versichert sein, daß es von geschwo-

„reuen Richtern geschähe; — daß auch kein UeMthat verhehlen 

„oder unterschlagen werde, daraus wollen wir ebenmäßige gefähr-

„Itche Aufsicht haben und so jemand hierin betreten würde, den-

„selben andern zum Exempel zur gebührlichen Strafe zu ziehen 

„nicht unterlassen. — Das Exempel der Dänischen Ritterschaft, 

„welches E. M. gnädigst anziehen, kann allhie nicht präjudiciren, 

„sintemaln nicht fremd, daß Unterthanen, einer Herrschaft unter-
„worfen, unterschiedlicher Privilegien genießen und auch unter-

Jchtebtiche Rechte sich gebrauchen, wie solches notorium und be-

„kanntlich ist. — Und kann sich E. Erb. Ritt.- und Landschaft 

r hiermit wohl contentiren, daß sie die apprehensionem, incarce-

„rationem und executionem in ihren Hofen behalten, wenn die 

„juris cognitio durch zween von den Landräthen nebst dem Mann-

„richtet und etzlichen besessenen von Adel auf ihr Begehren und 

„Befehlig des Herrn Gubernatoris, ohne welchen sie kein Blut-

»gericht zu hegen vermögen, geschehen möchte." 

Am 22. Februar Hat darauf der König, da er schon reise-

fertig, mündlich sich erkläret und hochbetheuert: daß er nicht an-

ders als gute Ordnung darunter suchten und könnte er gar wohl 

nachgeben, daß die Ritterschaft bei ihren uralten Rechten und 

Gerichten verbleiben, wenn nur alles recht und ordentlich zuginge, 

wollten auch wann maus begehrete das Sachsenrecht, deren sich 

die Ritterschaft mehrentheils gebrauchten, in specie confirmiren, 

und daß sich die Landräthe erkläreten das Halsgericht auf An-

Ordnung des Herrn Gubernatoris in den Höfen zu hegen, ließen 

sich I. K. M. gefallen. 
Als am 14. Mai 1626 von dem Gouverneuren Johann 
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de la Gardie an die Ritterschaft das Allverlangen gestellt wurde, 

alle schweren Verbrechen ohne Verzug zu Schloß anzuzeigen, da-
mit sie untersucht und die Uebelthäter bestraft werden könnten, 
antwortet die Ritterschaft solches sei bisher immer geschehen und 
werde man in Zukunft auch danach leben. 

Die von dem Könige im folgenden Jahr, a. 1027, nach 

Reval gesandten Commissarien bringen — nachdem sie wegen des 

Huldigungseides, wegen des Kirchenregiments und der Schulen 

und wegen Abgaben und Kontributionen weitläufig verhandelt, 

zuletzt d. 27. November auch diese Angelegenheit zur Sprache 

und verlangen eine Reform der Manngerichte in Grundlage der 

Propositionen des Königs; die Ritterschaft dagegen beruft sich auf 

die dem Könige übergebene, vor undenklichen Jahren beschriebene, 

im Druck publicirte gewisse Ordnung und Gerichtsproceß dieser 

Lande, darnach nicht allein im Ober-, sondern auch im Unterge-

richt vor dem Mannrichter, die Richter sowohl als die Parten sich 

zu richten haben; sie bittet daher bei ihren alten Rechten erhalten 

zu werden. Wenn in letzter Zeit die Gerichte nicht immer gehegt 

worden, so sei solches ohne ihr Verschulden geschehen, weil sich 

die Ritterschaft während der Kriege zu Felde habe befinden müssen, 

und könne daher solches ihr nicht zugerechnet werden. — In 

ihrem Schreiben v. 2. Tecember 1627 verlangen darauf die 

Commissarien den gerühmten, aber niemalen zum Vorschein ge-

brachten mannrichterlichen Proceß. — Die Verhandlungen werden 

indessen plötzlich abgebrochen, weil die Ritterschaft wegen der 

drohenden Kriegsgefahr in aller Eile die Stadt verlassen mußte. 

Den im Jahre 1629 ins Reich gesandten Deputirten — 

Landräthen Georg Maydell zu Bredenhagen und Johann Dellwig 

zu Toal, Ritterschafthauptmann Arendt Metstacken zu Palms, 
Mannrichter Otto Wilhelm Taube zu Riesenberg und Lieutenant 

Christoph Kursell zu Parriell nebst Secretairen Hermannus 

Witten — wird von der Ritterschaft eine Instruction d. d. 5. Jan. 

1629 mitgegeben, laut welcher dieselben, falls man auf die Re-
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formatton der Mannrichterfchaft dringen sollte, I. M. bitten 

sollten, sie bei dem Alten zu erhalten vermöge der von I. M. 

selbst gethanm Versicherung; «die Abusen und Mißbrauche, die 

«bei dieser Kriegszeit und unordentlichen Wesen, da gemeiniglich 

„alle Gesetze und Ordnung unter die Bank liegen, nicht Haben 

«können verhütet werden, können und müssen durch gebührliche 

«Mittel — daß dennoch den privilegiis zuwider nicht vorge­

kommen werde — abgestellet werden und der rechte Brauch 

«dennoch bleiben und Hätten die lieben Alten den Gerichtsproceß 

«dermaßen kurz und ordentlich versaßet und in Druck publiciret, 

«daß ein Jtlicher auch ohne einige Manutuction und Anführung 

«seine Sache dennoch gebührlich anfangen und fortstellen könne, 

«und wäre auch des Mannrichters Amt, so in Bekreuzigung, 

„Verhörung der Zengniß und Exeqnirung der Nrtheil mehrentheil 

„besteht, darin so ordentlich versaßet, daß I. K. M. veröffentlich, 

„da sie geruhen wollte dieselbe durchzusehen, damit würden gnä-

«feigst zufrieden fein, in maßen die Herrn Abgesandten sie auch 

«ferner dabei zu manuteniren und zu erhalten unterthänigst 

«bitten werden." 

Bei der den Deputirten von dem Könige am 24. März 

1629 ertheilten Audienz äußert sich dieser folgendermaßen über 

das Gerichtswesen: «Die Criminalgerichte würden auch von un­

erfahrenen Leuten und die man zuerst an der Hand haben 

«könnte, gehegt, vom Schloß bisweilen ein Schloßvoigt, der sich 

«wenig auf solche Sachen verstünde, geschickt, dazu würden etzliche 

«von Adel, mit denen man sich am liebsten belustigen und zechen 

«möchte, verschrieben und des Abends söffe man sich voll und 
«würde des Morgens daraus einem Menschen Leib und Leben 

«abgesprochen; käme alles daher, man hätte keine gewisse und ge­

schworene Richter und die etwas vor ihre Mühe und Ver-

«säumniß hätten; die Landräthe, die das Gericht umsonst hegten, 

„hätten Undank zu Lohn und müßten ostermalen Ihre unnütze 

«Worte hören und möchte der Teufel dergestalt Ihr Landrath 
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„sein." — Die Herrn Abgesandten antworteten: „Man hätte vor 
„Alters allewegen auf Johannis Baptistae und purificationis 

„Mariae die Dingel oder Gerichtstage gehalten; man hätte bis-

„hero wegen deS Kriegswesens, weiln der Adel zu Felde, der 

„alten Ordnung nach nicht dazu kommen können; mit dem Blut-

„gericht würde eS nach dem Alten gehalten, daß allwege einer 

„vom Schloß dazu deputiret würdea) und, da es der Sachen 

„Wichtigkeit erfordern, würden etzliche von den Landräthen auch 

„dazu verordnet. — I. M. sagten hinwieder: wollte man mit 

„den Gerichten warten, bis es Friede würde, so würde man 

„langsam dazu kommen und hätte Livland nimmer beständigen 

„Frieden gehabt, so hätte auch in etzlichen Jahren der Krieg 

„nichts gehindert, daß die Landgerichte nicht haben gehegt werden 

„können, und bleibe man allezeit bei der Unordnung; die Rechte, 

„die man hätte, wären gut, man sollte dabei bleiben, man sollte 

„auch recht thuit. 
Am 10. April 1629 verhandeln die Reichsräthe mit den 

Deputirten, wobei auch dieses Gegenstandes erwähnt wird. Die 

Deputirten wiederholen das bereits früher von ihnen Angebrachte 

und überreichen den Reichsräthen den „Gerichtsproceß aus dem 

„Sachsen in Hochteutscher Sprache transseriret mit einer kurzen 

„schriftlichen Erklärung." Tie Reichsräthe versprechen diesen 

Gerichtsproceß I. K. M. zu Präsentiren. 
In einem am 12. (2.) April übecgebenen Proinemoria führen 

die Deputirten folgendes an: „I. K. M. wolle sich in der alten 

„Gerichtsproceß ersehen, wie die Jurisdiction verfasset, so werden 

„verhoffentlich I. K. M. befinden, daß die Alten auch nach Gesetz 
„und Ordnung gelebet; ist nun etwas durch den Krieg in abusum 

„gerathen, das können I. K. M. durch ihre Königliche Autorität 

s) cf. Priv. Sigismund! v. 10. April 1694, Herzog Carls v. 3. Sept. 
1600 (cf. Ewers pag. 88 und 96) und Priv. Gustavi Adolplii vom 22. 
Nov. 1617. 
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„wieder ersetzen und zum kräftigen Brauch bringen lassen; sollten 

„ober I. K. M. Vorschlag nach mit Bestallung der Gerichte eine 

„neue Ordnung eingegangen und aufgerichtet werden, so würde 

„matt bei diesen wehrenden Kriegsbeschwerden weder das neue 

„noch das alte halten; es ist auch dem Lande nicht zuträglich, 

„daß sie die Mannrichter mit salariis versehen sollten: so ist 

„auch das Land so weitläufig nicht, daß die Mannrichter 

„den Sachen nicht genug thun könnten, und würde die 

„justitia dadurch vielmehr protrahiret und die Unkosten ver-

„mehret werden." 

Es erfolgt hierauf am 24. April folgende Kön. Resolution: 

„Wollen auch im Uebrigen die eingebrachte Gerichts- und 

„Proeeßordnung durchsehen und wie Sie (die Maj.) mentalen 

„gemeinet E. E. Ritter- und Landschaft von ihren Rechten und 

„Gerechtigkeiten zu dringen, dahero der unncthigen Protestation 

„sich nicht zu versehen, also in diesem und andern dasjenige vor-

„nehmen, was dero Gewissen und obliegendes Königliches Amt 

„erfordert und Sie ihren getreuen Untertanen heilsam und er­

sprießlich zu fein befinden würden." 4J. 

4) Da diese Resolution in Betreff der aufzuerlegenden Licenten un­
günstig lautete, so erbitten sich die Deputirten, nachdem sie dem König noch­
mals eine desfallsige Supplique vorgestellt, eine zweite Audienz. Diese fin­
det am 25. April statt, bei welcher Gelegenheit der König, welcher damals 
zur Ausführung seiner großen Pläne der Geldmittel dringend bedurfte, fei­
nem Unmuth über die wiederholten Protestationen der Devutirten den freie­
ren Lauf läßt. Nachdem die Deputirten, die Landräthe Maydell unv Dell­
wig, zu I. 9Jf. in die Kammer geführt, haben sie — zufolge des von ihnen 
abgestatteten Berichts — „alloa bleich und roth, ja ziternd vor I. M. ste­
chen müssen, indem I. M. solch eine scharfe und heftige Rede gehalten, uns 
„auch solche Werk, Laster und Untugend unserer Landsleute vorgeworfen, 
„daß lein Hund (wie man sagt) ein Stück Brods von uns hätte nehmen 
„mögen, und haben I. M. wohl nachgegeben, daß die Siefländer gute Sol­
daten wären, aber solche grobe, tölpifche, unvernünftige Leute dabei, als 
„unter der Sonnen möchten gefunden werden; — Ihr seid wie bie Thallerle, 
„die pochten auch auf ihre Freiheiten und setzten es auf Schlagen und Schnau-
„ben, und wollten keine Roth ansehen, aber Ich habe sie gedemüthigt, daß 
„ich sie um den Finger winden möchte; ebenso muß ich es mit Euch ma« 
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Als im folgenden Jahre 1630 abermals Deputirte ins Reich 

gesandt wurden, ward denselben nachstehende Instruction, die Ge-

richte betreffend, mitgegeben: „Weiln die K. M. dahin ziehen, 

„daß die Mannrichter im Lande, wie auch ihre Assessores beeidigt 

„und vor ihnen die criminalia sowohl als civilia gezogen und 

„hernach von ihnen die Civilsachen per appellationcm an den 

„Steil. Herrn Gubernatoren und Landräthe devolviret werden, als 

„lässet E. E. Ritter- und Landschaft Ihr gefallen; daß I. M. 

„Willen hierin geschehe, sonderlich weil den privilegiis hiemit 

„nicht präjudiciret wird, jedoch weiln bei so geringer Anzahl der 

„dazu qualisicirten Leute soviel Assessores, wie die K. M. eben­

mäßig vorgeschlagen, nicht wohl beigebracht werden können, daß 

„es bei drei Assessores verbleibe und dieselben ihr salariuin von 

„der bewilligten Zulag haben mögen." 

„d)eit, es wird sonst eh nicht gut." — Als darauf die Deputirten nochmals 
dem Könige Vorstellungen machten uno ihn baten, er möchte der großen 
Beschwer, bamit das arme Land überhäufst, gnädigst abhelfen „ocer I. M. 
„würden bald ein wüstes Land UND viel arme Leute vor die Thür kriegen, 

gaben uns I. it. M. viel Teufel, wir sollten das Maul halten; wir 
„wären in dem ©rate der Reichsräthe nicht, daß wir Ihm einreden ober 
„etwas zu Gemüth führen dürften. — Antwort: wir wären dennoch I. M. 
„geschworene und getreue Unterthaneii, auch unserem Vaterlande mit Eide 
„verbunden, wir müßten solchen Verderb I W. klagend vortragen; thäten 
n'virs nicht, so wären wir B^tcüger I. M und auch unserer selber" —- ic. — 
©egal Schluß der Audientz sucht der König in gnädigen Worten die De-
yutirten von der Nothwenoigkeit der getroffenen Maßregeln zu überzeugen. 
„Wir beklagten uns wohl sehr unserer Annuth und Unvermögenheit, Er 
„müßte es auch selber bekennen, wüßte auch wohl ten stalum unsers Lan-
„des, nichts desto minder könnte Er es nicht andern, Er schonte ja seinen eigenen 
„tön. Leib nicht, hätte uns wohl gemeinet, hätte auch unsere Grenzen er­
weitert, daß man gleich wohl nun mehr, als zuvor, sicher in unserer Ar-
»muth leben könnte. Weiter gesprochen: Er wollte von Gott wünschen, 
„daß alle unsere Mitbrüder vor ihm und unter seinen Augen stunden, als 
„würden sie des großen Beschwers halber Leid tragen. Darauf haben I. 
„K. M. einen Eid gethait, fo wahr er gedächte ein Kind Gottes zu werden, 
„wollte er uns nicht mehr auflegen, als wir ertragen könnten und wo Er 
„Unser, seiner Unterthanen, Verderb suchte, sollte Gott geben, daß der Dritte 
„ihm den Tod thäte" ic. 
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Die letztere Bitte ist nicht enthalten in der von den Depn-

litten dem Könige übergebenen »Einlage." Dort erklären sie nur, 

daß die Ritterschaft sich des Königs Meinung, daß die Mann-

richter beständig verbleiben und nebst den Assessoren beeidigt wer-

den, gefallen lasse und es dem Willen des Königs überlasse, ob 

er Civil- und Criminalsachen vor den Mannrichter gezogen ha-

ben oder in criminalibus einen gewissen Präsidenten aus den 

Landräthen oder sonsten bestellen wolle und danken, daß der Kö-

nig versprochen die Ritterschaft bei ihren Rechten und Gerechtig 

feiten erhalten zu wollen. 

Nachdem der König hierauf mündlich geantwortet und so-

dann auch eine Verhandlung mit dem Königl. Seeretairen Philip 

Satler stattgefunden hatte, erfolgte nachstehende Königl. Resolu-

tion am 8. Juni 1630, also unmittelbar bevor König Gustav 

Adolph mit seinem Kriegsheer nach Deutschland aufbrach, —: »Die 

„Gerichte betreffend lassen I. K. M. Ihr ganz gnädigst gefallen, 

«daß E. E. Ritter- und Landschaft nicht allein hinfüro statis 
„temporibus als Johannis Baptistae und Purificationis Mariae 

«die justitia fortstellen und einem jeden Rechtens verhelfen, son-

„derit auch gewisse beständige Mannrichter und Assessores, welche 

„mit Eide verbunden sein sollen, anordnen wollen, mit dieser Er-

„klärmtg, daß besagtes Untergericht sowohl in criminalibus als ci-

„vilibus decidiren, in criminalibus aber, so Leib und Leben 

„betrifft, kein Urtheil, ehe und zuvor solches dem Kön. Herrn Gou-

„»erneuten und Landräthen überschicket und von ihm approbiret 

„worden, exequiret und in civilibus der Appellation an das Ober-

rgericht daselbsten Ihr freier Lauf gelassen werden; und seindt 

„3. K. M. gnädigst genteinet zu desto beständiger Fortsetzung die-
„ses heilsamen Werks und daß die in wehrendem Krieg einge-

„ttsfeuen Unordnungen soviel richtiger abgestellet, dabei HtitfitHro 

„auch I. M. Interesse in Acht genommen werde, ein Landfiscal 

„ztt constituiren und solchen auf ihre Kosten zu unterhalten. Es 

„versehen Sich aber I. K. M., E. E. Ritten und Landschaft werde, 
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»tirie Sie desfalls an Ihren Rechten und Gerechtigkeiten nit 

„verkürzet werden, als wegen nachlässiger Administrirung der Ju­

stiz I. M. zu keiner antern Verfassung Ursach geben, sondern 

Jowol in diesem, als auch in Anrichtung der Posten Ihrem Ver-

«sprechen nach die Nothdurst sortstellen, Gestalt I. K. M. an 

»dero verordneten Gouverneur daselbsten Befehl erlassen wollen 

»hierauf eine sonderliche Aussicht zu führen." 
Die Anstellung eines Fiscalen betreffend hatten die Depu-

tirten bei der mündlichen Verhandlung mit dem König, als er sei-

nen Willen in dieser Beziehung ihnen eröffnet hatte, erklärt: daß 

die Ritter- und Landschaft solches sich gefallen ließe, indem sie 

nicht gemeinet wäre, I. M. in Ihrem Interesse und Autorität 

einzugreifen und die Bestrafung der Maleficanten billig sei, — 

sie bitten aber, daß die Ritterschaft nicht mit der Unterhaltung 

desselben beschweret werde. 

Am 31. Juli 1631 wird dem König berichtet: »Mit Be-

»stelwng der Gerichte haben wir E. K. M. gnedigsten Willen 

»uns ganz unterthäniglich accomodiret und beeidigte Mammch-

„ter und Assessoren zur unparteiischen Justitien verordnet, ist 

»auch die Ordiuanz •"•) vom Herrn Königl. Guberuatorn publici-

„ret und soll Jedermann in criminalibus dero zu geleben er-

»mahnet, wieder die Uebertreter aber mit gebührender Straf ver-

»fahren werden, wie dann in criminalibus gleichergestalt das 

»Untergericht nachm Alten allewege tanquam prima instantia 

»gehalten und von dannen dem appellireudeu Theil die Provoca-

»tion an das Obergericht E. K. M. Guberuatorn als Präsi­

denten und die Landräthe verstattet, auch jedermauu schleunig 

»unparteiisch Recht nach uusenn besten Vermögen administriret 

»und mitgetheilet werden soll, mit unterthänigster Danksagung, 

»dajj E. K. M. uns Allergnädigst bei dem statu dieses Fürsten-

»thums zu erhalten versprechen, wollen auch unser» Theils, so 

®) Sie findet sich nicht im Protvcoll. 

10 
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„viel an uns ist, nimmermehr Ursache und Anlaß geben, daß 
„dem zuwider drin etwas sollte innoviret werden; und was dann 
„in der Persection in einem und dem andern mangeln möchte, 
„das wird die tägliche sürsallende Uebung allezeit nachweisen und 
„mit der Zeit auch, wie in allen Policeyen üblich, zu besserer 
„Persection können gebracht werden." 

Mit klarem Blicke die Ursachen der mangelhaften Justiz-

pflege erkennend hatte König Gustav Adolph eine Reform, welche 

an das Bestehenre anknüpfte, ins Leben gerufen und zugleich, da 

von dem Könige nur die Grundzüge dieser Reform — die Be­

setzung des Manngerichts mit beeidigten Mannrichtern und Asses-

soren und die erweiterte Competenz desselben — festgestellt wurden, 

der freien EntWickelung nach Maßgabe des Bedürfnisses und der 

Verhältnisse Raum gelassen. — Es scheint, daß die Ritterschaft, 

so sehr sie auch Anfangs sich gegen eine Veränderung der beste--

henden Gewohnheiten gesträubt hatte, sich bald mit der dem Be-

dürsnisse und einer geordneten Justizpflege entsprechenden Reor-

ganisation des Manngerich^s ausgesöhnt hat, denn, wie wir finden 

werden, hat sie sich sogleich die Organisation dieses Instituts 

angelegen sein lassen. — Wie aus dem obenerwähnten Bericht 

an den König vorn 31. Juli 1G31 hervorgeht, war bereits da» 

mal» eine Ordinanz für das reformir.e Manngericht erlassen, 

welche aber bald nicht genügt haben mag, denn am 22. März 

1648 wurde eine neue Gerichtsordnung für dasselbe publicirt, der 

bereits im Jahre 1633 die am 9. Mai pubücirte Jeterims-Ord-

nung folgte. Dieselbe sowie deren Ergänzung vom 28. März 

1664 sind bis in die neuesten Zeiten geltendes Recht und die 

Quelle der bezüglichen Bestimmungen des Provincial-GesetzbucheZ 
gewesen. 

Es mögen hier noch aus den Protocollen einige daS Mann­

gericht betreffende Notizen, welche für die damalige Zeit charak-

teristisch sind und daher von Interesse sein möchten, folgen. Eine 

m Princip nicht angestrittene und überdem auf ältere Satzungen 
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begründete Bestimmung gab, wahrscheinlich in Folge der größern 

Thätigkeit der Manngerichte, zu Conflicten Veranlassung. Jedes 

Urtheil der Manngerichte in Criminalsachen mußte nämlich, bevor 

es executirt werden durfte, von dem Gouverneuren und etlichen 

Landräthen durchgesehen und bestätigt werden. Nun waren aber 

die Landräthe nicht zu jeder Zeit zur Stelle und kam es daher 

vor, daß der Gouverneur allein ohne Hinzuziehung von Land-

räthen die Manngerichts-Urtheile bestätigte oder auch ans Burg-

gericht verwies und sie executiren ließ. Ueber diesen Eingriff in 

Die Rechte des Landes beschwert sich die Ritterschaft durch ihre 

nach König Gustav Adolphs Tode a. 1634 ins Reich gesandten 

Delegirten, worauf in der Kön. Resolution vom 20. August die 

bestehende Ordnung abermals bestätigt wird mit den Worten: 

„3. K. M. lassen es bei der Resolution a. 1630 gnädigst be­

ruhen, nämlich daß in criminalibus, so Leib, Ehr und Red-

„lichfeit angehet, das Urtheil nit exequiret werde, es sei denn 

«zuvor von dem Gouverneur und den Landräthen «nebenst an-

„deren, bie derGouverneurdazu nehmen wird", 

«des Mannrichters Urtheil übersehen unb approbiret." — Auf 

wieberholte Protestationen unb Snpplicationen ber Delegirten ^1 

wub in dem Bei-Abscheib vom 5. September 1634 jener Zusatz: 

„nebenst andern ic." gestrichen und soll es bei der Kön. Reso-

lution vom Jahre 1630 sein Bewenden haben. 

In den den Deputirten mitgegebenen Werbungspunkten 

beschwert sich die Ritterschaft auch darüber, daß der Gouverneur 
es den Landräthen nicht gestatten wolle Mandatschreiben an den 
Mannrichter in Justizsachen abgehen zu lassen, indem er solches 
einzig und allein sich vorbehalten wolle, „denn vermöge aller alten 

") In der letzten den Reichsräthe» übergebenen Bittschrift erklären die 
Delegirten die Resolution nicht annehmen zu dürfen, viel weniger mit zu 
bringen und der Ritter- und Landschaft offeriren zu können, „tiX'il es nit 
allein unfrei Gerichtsordnung und uralten Gewohnheit zuwider, be>ondern 
wir auch unsrer Vollmacht zufolge solches zu thun nit vermögen." 

10* 
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„Statuten, auch der glorwürdigen regierenden Königen und Poten-

„taten confirmirten Privilegien sei expreßlichen zu beweisen, daß 

„in keinen Landsachen der Herr Gouverneur ohn Zuziehung 

„einiger Landräthe etwas commendiren oder verabscheiden können." 

Die Resolution der Königl. Regierung vom 20. August lautet 

hierauf: „Wenn etzliche Briese an den Mannrichter gehen in 

solchen Sachen, welche mit Recht müssen entschieden werden, so 

soll damit also procediret werden, daß wann keine Landtage 

gehalten werden, so unterschreibt der Gouverneur allein die Briese, 

gleichwie seine antecessores gethan haben, wann aber Landtage 

gehalten werden, alsdann sollen solche Briefe beide vom Herrn 

Gouverneuren und dem Landrath unterschrieben werden. — Die 

Delegirten können sich bei dieser Resolution nicht beruhigen und 

bitten „daß der Gouverneur diejenigen Landräthe, welche zur 

Stelle sein werden, ihm adjungiren möge", — werden aber in 

dem ersten Bei-Abscheid vom 3. September 1634 mit dieser Bitte 

abgewiesen, denn „gleichwie die Landräthe ihnen nit anmaßen 

können mit dem Köuige zugleich Briefe zu unterschreiben, da er 

zugegen und zur Stelle auf dem Schloß wäre, als muß solches 

auch von dem Guberuatore, welcher des Königs Stelle vertritt, 

nit weniger observiret und in Acht genommen werden.* — 

Schließlich wird indeß diese Angelegenheit auf abermalige Prote-

station der Delegirten, welche erklärten durch viele Briese nach-

weifen zu können, daß dieselben von dem Gouverneuren nebst 

den Landräthen versiegelt seien, — in dem zweiten Vei>Abscheid 

v. 5. Sept. 1634 dahin geordnet, daß zwischen den Dingel- und 

Gerichtstagen der Gouverneur alle Briese und Handlungen, wel­

che zu Lande geschehen, allein unterschreibt; in den Gerichtstagen 

unterschreibt der Gouverneur und werden die Briese von ihm 

und den Ländräthen zugleich versiegelt. 

Die Vorschrift, daß der Mannrichter nur auf ein specielles 
Mandat in Grenz- und zwistigen Landsachen verfahren durfte, 
sowie die erforderliche Bestätigung der Criminal - llrtheile durch 
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den Gouverneuren und die Landräthe muß in der Praxis manche 

Uebelstände, namentlich eine Verzögerung in der Erledigung der 

Sachen zur Folge gehabt haben, denn im I. 1640 findet der 

Gouverneur Philip Scheiding auf Anhalten der Herrn Landräthe 

es für ersprießlich und zu Abhelf der Beschwer nützlich, „daß 

„der Mannrichter zu Lande auf der Adel Begehren ohne fchrift-

glichen Befehl des Herrn Gouverneuren eines Jeden Klage hören 

„und darinnen, was Rechtens ist, verabscheiden soll* — desgle­

ichen gießt er zu „daß in criminalibus der Mannrichter sowohl 

in Zauber-, als andern Halssachen, da die Beklagten gutwillig 

..bekennen oder ans offener That befunden werden, definitive ver-

«abfcheiden und ohn Hersendung der Acten zur Revidirung bie 

„Exemtion ergehen lassen soll, bamit bie Conbemnirten nicht in 

„langwieriger Gefängniß befefperiren, sonderlich die Zauberer, 

„wie geschehen, sich umbringen oder verlaufen, auch große Unko-

,steil verhütet werden; in Sachen aber, da kein freiwilliges Be-

„kenntniß geschehen [ober sonsten disputirlich, soll des Mannrich-

„ters Spruch zur Revision ans Kön. Lanbgericht gesandt werden.* 

Für beide Fälle wird aber vom Gouverneuren die Bestätigung 

dieses Verfahrens durch I. K. May. ausdrücklich vorbehalten. — 

Als nun im 1.1640 Delegirte ins Reich gesandt wurden, wur-

den dieselben unter andern: auch dahin infirukt diese Bestätigung 

zu erwirken. Ihre dessallsigen Bemühungen sind indessen er-

folglos, denn die Kön. Resolution vom 19. Septbr. 1640 lautet 

dahin: „I. K. M. haben nicht ohne Verdruß vernehmen müssen, 

„was vor Briese die Landräthe, nachdem fie diese indulgentia 

„erhalten, mit dem Gubernatoren gewechselt haben, da dieselben 

,gegen gewöhnlicher Billigkeit und gebührlichen Respect I. K. May. 

«in dero Regalien und Hoheiten fallen, welche denen Heermei-

„stein hiebevor allezeit zugestanden und nachgehends von Köni-

»gen, I. K. M. Vorvätern, bis auf I. K. M. continuiret wor-

„den. welche die Landräthe jedoch nicht weniger zu conserviren 

.schuldig sind, als I. K. M. sie bei ihrem Recht und Privile-
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rgleit zu erhalten, wollen derohalben das, was auf solche Art 

„ohne deroselben Consens von dem Gubernatoren bewilliget, hie-

„mit cassiret und aufgehoben haben." — Bei der mündlichen 

Verhandlung mit den Reichsräthen hatte der Cauzler den Dele-

girten hart zugeredet und unter anderem gesagt: «man sehe wohl, 

„was auf der Landräthe unbilliges Begehren erfolgen würde, 

«nämlich daß sie allein im Lande gebieten und verbieten wollten 

«und der Gouverneur sollte als ein Ziefer dasitzen." 

Den Verhältnissen mußte aber schließlich doch von der Staats-

Negierung selbst Rechnung getragen werden, denn aus der Er-

gänzung der ManngerichtS-Ordnung v. 28. März 1664 ersehen wir, 

daß mit deren Genehmigung es zugelassen wird, daß die Parten zu 

Besparung großer Reisen und Kosten nicht mehr die obrigkeitlichen 

Briefe um Erhaltung der Citationen, wie bisher gebräuchlich, 

nöthig haben, sondern die Manngerichte von ihnen selbst die Macht 

und Gewalt haben solche Citationen auf der Parten Ansuchen 

auszugeben. Auch in Criminalsachen ist dem Mannrichter die 

Anzeige zu machen; sein Urtheil muß aber nach wie vor dem 

Gouverneuren und den Landräthen ad revidendum zugesandt 

werden. 

Schließlich noch die Notiz, daß auf dem Landtage v. 1645 

auf Ansuchen der Landschaft die Herrn Landräthe es sich billig 

gefallen lassen, daß einem jeglichen Mannrichter ein guter nütz-

licher Concipist, damit derselbe die Protokolle verfertige, an die 

Hand gegeben werde; derselbe kann von den übrigen Laoengeldern 

mit ein billiges, wie es der Landschaft felbsten gefallen wird, 

contentiret werden. — Aus der vom Notairen des Districts Wier-

land und Jerwen am 21. Juli 1651 ausgestellten Quittung geht 

hervor, daß sein Gehalt 50 Rth. betrug. 

F. v. Samson. 

WVvOTVVVV'.'vv 
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Sind die Rcallasten und das Niihcrrccht des 
Proviiicialgcsehliuchs dingliche oder 

persönliche Rechte? 

§ i. 

Die Entscheidung der Frage ob die in der Überschrift 
genannten Rechtsinstitute zu den dinglichen oder persönlichen 
Rechten gezählt werden müssen, gehört noch gegenwärtig zu den 
lebhaftesten Controversen der Jurisprudenz. Wenn auch die 
Ausführungen G e r b e r' s ') eine Zeit lang als maßgebend, 
wenigstens in der akademischen Lehre, angesehen wurden, so hat 
sich doch bald von mehreren cmnpetenten SeitenWiderspruch 
gegen dieselben erhoben, und noch der jüngste Bearbeiter der Lehre 
von den Reallasten3) stellt eine von der Gerber'schen total ver­
schiedene Ansicht über die Natur dieses Rechtsinstituts auf. 

Da nun die beiden Rechtsverhältnisse jedenfalls eine eigen« 

thümliche Mischung solcher Eigenschaften, welche man bisher nur 
bei dinglichen Rechten gefunden hat, mit wesentlichen Kennzeichen 
rein obligatorischer Institute enthalten, da ferner die größere 

') Jabrbücher für Tcgwatil Srd. II, S. 35 ff. und Dd. VI, S. 265 ff. 
a )  V g l .  b e s .  U n g e r ,  O e s t e r r .  P r i v a t r e c h t  B s .  I ,  S .  5 5 3  f f .  v o n  

Meibom in den Jahrbüchern für deutsches Recht von Better und Muther, 
Bv. IV S. 44 ff. 

3 )  L .  M a n n ,  U n t e r s u c h u n g e n  ü b e r  d e n  B e g r i f f  d e r  N e a l l a s t e n  i m  
gemeinen Recht. 1869. 
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oder geringere Betonung der einen oder andern Seite in den 

einzelnen Particularrechten eine verschiedene ist, so erscheint der 
Versuch als nicht ungeeignet, die ganze Frage nicht vom Stand-
punkt des allgemeinen Rechts, sondern nach den Fixirungen und 
Specialbestimmungen des einzelnen Particularrechts zu behandeln. 

An und für sich läßt es sich ja sehr wohl denken, daß die eine 
dieser particulären Gesetzgebungen durch eine gering scheinende 
Nüancirung dem von Alters überkommenen Rechtsstoff einen 
anderen theoretischen Charakter beigelegt hat, als die andere, daß 

die eine die Reallast zu einem dinglichen Recht, die andere zu 

einem obligatorischen gemacht hat, ohne sich scheinbar von dem 
gemeinsamen Boden zu entfernen4). Da die älteren provin-
ciellen Rechtsquellen keine allgemeinen Grundsätze über die Natur 
der hier in Frage kommenden Institute enthalten, so handelt es 
sich hier namentlich um die im dritten Bande des Provincial-
rechts ausgesprochenen Bestimmungen, aus welchen allein Rück-
schlüsse auf die Hingehörigkeit der ersteren gezogen werden können. 

Allem zuvor wäre aber hier zu betonen, daß eine vom 
Gesetzbuch selbst etwa angeordnete Classification an sich die Frage 
nicht entscheidet. Kein Gesetzgeber vermag logische Zweifel 
durch einfache Befehle zu beseitigen. Die Wege unseres Denkens 
vermögen nicht wie die unseres Handelns durch beliebige äußere 
Vorschriften geregelt zu werden, sie folgen längst weit älteren 
Gesetzen, als denen der localen Autorität. Mag daher auch irgend 
eine beliebige Gesetzgebung etwa die Servitut für ein persönliches 
und die Verpflichtung zur Rückzahlung eines Darlehns für ein 
dingliches Recht erklären, so wird doch unser sichtendes Auge 
ebenso genöthigt sein, die einzelnen Eigenthümlichkeiten der Parti-
cularrechtlichen Servitut in casu zu prüfen, als wenn keine gesetz­

4) ES läßt sich z. B. sehr wohl daS Moment deS FruchtbezugeS aus 
der Sache selbst an die Spitze stellen und das der eigenen Leistungsverbind-
lichkeit deS EigenthümerS wenn auch festhalten, so doch in ähnlicher Weise, 
wie bei der servitas oneris ferendi, als Nebenleistung betonen. 
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liche Classification vorhergegangen wäre, und sich gegen den 
Wortlaut der Legislative erklären müssen, wenn es findet, daß 
Servitut und Darlehen auch hier dieselben geblieben sind, wie im 
gemeinen Recht. Definitionen und Classificationen bin-
den daher nur, wenn die Einzelbestimmungen des be-

treffenden Rechtsinstituts zu denselben passen. Wenn 
daher das Provincialgesetzbuch das Näherrecht direct „dingliches 
Recht" nennt®) und auch die Reallasten wenigstens im Sachen-

recht abhandelt, so werden wir trotzdem genöthigt sein, aus den 
Detailbestimmungen über diese Rechtsverhältnisse deren Definition 
abzuleiten und die nominelle Classification des Gesetzbuchs wird 
uns nur zu desto vorsichtigerer Abwägung des Für und Wid:r 
zwingen. Nur sind wir allerdings in die Lage gesetzt, für den 

Fall, daß wir anderer Meinung sein sollten, als das Gesetzbuch, 

unsererseits den Gegenbeweis führen zu müssen. 
Ehe auf die Prüfung der aufgeworfenen Frage selbst ein-

gegangen wird, soll hier noch kurz dem Vorwurf begegnet werden, 
als ob dieselbe einen für daS Rechtsleben gleichgültigen Gegen-
stand betreffe und zu bloßen theoretischen Speculationen führe, 
ohne der Praxis einen Nutzen zu bereiten. Theoretische Wahr-
heiten haben immer reale Folgen, wenn auch nicht heute, so doch 
morgen. Und gerade die hier vorliegende Controverse enthält in 
ihren unmittelbaren Consequenzen die wichtigsten Entscheidungen 
für die Praxis. Ich brauche nur daran zu erinnern, daß die 
Kompetenzfrage, also der Gerichtsstand der Reallast und des 
Näberrechts, insoweit ein Rittergut dadurch betroffen wird, nach 
livländischern Landrecht zu wechseln hat, je nachdem ein dingliches 
oder ein persönliches Recht in demselben gesehen wird6), daß die 
Locirung rückständiger Reallasten im Concurse von dieser Vorfrage 

zum Theil abhängig erscheint u. a. m. 

») Art. 1614. 
®) Prov.-Recht, Bd. I, Art. 314 p. 5 und A. 372 p. 1. 
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Nach Vorausschickung dieser einleitenden Prämissen wäre 
getrennt zuerst die Entscheidung über die Hingehörigkeit der 

Reallast und sodann die über die Hingehörigkeit des Näherrechts 
zu fällen. Beiden Erörterungen hätte aber zuerst eine Einigung 
darüber vorauszugehen, was nach Provincialrecht unter dinglichem 
und was unter persönlichem Recht zu verstehen ist. Gerade weil 
die Begriffsdefinition insbesondere des dinglichen Rechts nicht überall 
in gleicher Weise aufgefaßt wird und sich namentlich in neuester 
Zeit eine Strömung geltend macht, welche den Charakter desselben 
in anderer Weise zeichnen will, als bisher7), muß diese, Alles 
entscheidende Vorfrage, zuerst in's Reine gebracht werden. Nur 

wenn dingliches und persönliches Recht auch bei uns wirkliche, 
jedes Dritte ausschließende Gegensätze bilden, läßt sich die ganze 
Frage so stellen, wie in der Überschrift geschehen, da sonst sehr 
wohl in Reallast und Näherrecht Rechtsinstitute gesehen werden 
könnten, welche keiner der genannten beiden Kategorien an-

gehörten8). 
Nach der Lehre des römischen Rechts versteht man nun unter 

dinglichem Recht jedes unmittelbar auf Benutzung oder 
Verwerthung einer Sache gerichtete Recht, ohne Da-
zwischentreten einer andern Person. Das Eigenthums recht, 
die Servitut, das Pfandrecht vermag ich geltend zu machen, ohne daß 
ein Dritter, etwa der Eigenthümer der dienenden Sache zu irgend 

einer Leistung verpflichtet erscheint — ich hole mir mein Recht an 
der Sache selbst und wenn auch Gesetz und Gewohnheiten Dritten 
zum Schutz ihrer eigenen Rechtssphäre häufig Controllbefugnisse 
einräumen, so ist doch damit die Unmittelbarkeit meines Verkehrs 

') Vgl. hikrüber Gerber, Privatrecht § 75 und § 180 Not. 4 und 
besonders von Ziebarth: die Nealexccution und die Obligation mit be-
sonderer Rücksicht auf die Mietbe. 1866. 

») Wie die? wenigstens für die Neallast Unger versucht, indem er 
neben persönlichen und dinglichen Rechten in § 63 seine? österr. Privatrechts 
die Reallasten als gleichberechtigte dritte Classe hinstellt. 
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mit der Sache nicht geschädigt. Eine correcte Rechenprobe als 
Erkennungsmittel für ein wahres dingliches Recht liegt in der 
Beantwortung der Frage, ob auch im Fall der Dereliction der 
dienenden Sache durch deren Eigentümer die Ausübung des 

Rechts fortzudauern vermag, wie dies bei Servituten, Emphyteuse, 

Pfandrecht, möglich ist. 
Dagegen enthält das obligatorische Recht, mag es auch noch 

so sehr mittelbar oder seinem Creditwerthe nach sich auf Gegen-
stände beziehen, doch unmittelbar nur einen Anspruch auf die 
Leistung einer Person. Der Begriff „Leisten", das noth-
wendige Kennzeichen jeder Obligation, setzt selbstverständlich eine 
Willensanstrengung und daher eine Persönlichkeit voraus. Hierin 
liegt der coutradictorifche Gegensatz beider Kategorien — ein 

dingliches Recht kann nie, ein persönliches muß stets unmittelbar 
in einer Leistung bestehen. Daß nebenbei bei Sachenrechten auch 
Personalleistungen oder bei obligatorischen Rechten die mannig-
fachsten Beziehungen zu Sachen stattfinden, altetut jenen princi-
piellen Gegensatz in keiner Weise. 

Dieser allgemein herrschenden Auffassung vom Wesen des 
dinglichen und Forderungsrechts hat sich in neuerer Zeit, ver-
anladt durch moderne Particulargesetzgebungen, eine andere gegen-
überzustellen begonnen, welche weniger auf den unmittelbaren 
Gegenstand des Rechts als auf diejenige Größe Gewicht legt, 
welche in jedem Rechtsverhältnis} die coustante ist0"). Jedes 
Recht, welches constant mit einer bestimmten Sache zusammen-
hängt, mag es auch eigentlich in einem Anspruch auf Leistung 
einer Person bestehen, welche letztere jedoch eine ipso jure wech­
selnde ist, dürfte darnach als ein dingliches, jedes an bestimmte 
Personen geknüpfte und nur durch Cession oder anderweitige 

e )  G e r b e r ,  D e u t s c h e s  P n v a t r e c k t  §  1 8 0  N o t .  1 .  v .  Z i e b a r t h :  
die N e a l e x c c u t i o n  u n d  d i e  O b l i g a t i o n .  1 H 6 6 .  V g l .  d a g e g e n  a u c h  U n g e r  
a. a. O., S. 515 ff. 
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Willensäußerung übertragbare Recht wäre ein obligatorisches. ES 
wird hier namentlich der absolute, gegen Jeden, in einen be-

stimmten Zustand eintretenden, geltendzumachende Charakter jener 
erstgenannten Rechtsverhältnisse betont, wie er ja auch bei den 

dinglichen Rechten des römischen Rechts regelmäßig vorkam, sich 
aber nicht bloß auf diese beschränkte l0). Als äußeres Kennzeichen 
dieser absoluten Rechte erscheint dann meist die Corroboration. 

Vielleicht ist diese letztere die maßgebende Rechtseintheilung 

der Zukunft. Jedenfalls würde ein Wagen der einzelnen Rechte 

nach ihrem Creditwerth mehr zu ihr hinüberleiten, als zu der 

bisher geltenden. Im bestehenden Recht ist dieselbe aber hoch-

stens im Keime vorhanden und die Annahme, daß eine positive 

Gesetzgebung ihr huldige, hätte nicht bie Präsumtion für sich. 

Der dritte Band des baltischen Gesetzbuchs enthält für das 

dingliche Recht keine allgemeine Definition, doch vermögen wir 

mittelbar aus mehren Stellen zu schließen, daß er sich von der 

bisher gangbaren Auffassung nicht entfernt hat und unter ding­

lichen Rechten nur diejenigen versteht, welche Sachen zu ihrem 

unmittelbaren Gegenstande haben. So theilt Art. 536 die ding­

lichen Rechte in diejenigen ein, «welche bewegliche und welche im-

bewegliche Sachen zu ihrem Gegenstände haben./ während nach 

Art. 537 die auf die Erlangung einer Sache gerichteten, also bloß 

mittelbar auf eine solche bezüglichen, zu den Forderungsrechten ge-

zählt werden. Aller Zweifel schwindet jeboch, wenn man bie 

klare Definition des Forbernngsrechts in Art. 2907 in's 

Auge faßt, wornach jebe Verpflichtung zu einer Leistung von 

Vermögenswerth zur Existenz einer Obligation genügt, einerlei, 

ob biefelbe aus Vertrag, Delict ober einem gesetzlich normirten 

Zustanbe ihre Entstehung nimmt. Aus der Gestaltung der Zu-

standsobligation geht ferner die Möglichkeit eines Wechsels der 

10) ES braucht hier nur an die sog. actiones in rem scriptas er­
innert zu werden. 
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verpflichteten Person ohne besondere Uebertragung hervor, so daß 
wir die gemeinrechtliche Unterscheidung der Kategorien der Un-
tersuchung unserer Frage vollständig zu Grunde zu legen ver-
mögen. 

2. 

Haben wir so den Boden für Unterscheidung des dinglichen 

und des Forderungsrechts gewonnen, so wäre jetzt die Frage im 

Einzelnen und zwar zuerst bei der Reallast zu prüfen. 

Die Definition lautet nach Art. 1297: 

„Reallast ist die auf einem Grundstücke ruhende dauernde 
„Verpflichtung zur ewig wiederkehrenden Entrichtung bestimmter 
»Leistungen in Geld, Naturalien oder Diensten" 
und Art. 1298 bezeichnet ausdrücklich den jedesmaligen Erwer-

ber des betreffenden Grundstücks als den Verpflichteten. Da 

das Grundstück an sich nicht „Leistungen zu entrichten" vermag, 

so unterliegt es wohl keinem Zweifel, daß hier nach der so eben 

erörterten und in Axt. 2907 anerkannten Definition ein einfaches 

Forderungsrecht vorliegt, welches nur durch den eigenthüm-

lichen Modus der Bestimmung des Schuldners etwas Besonde-

res enthält. Wenn in Art. 1300, 1303 ff. auch das betreffende 

Grundstück selbst als „verpflichtet" oder r.pflichtig" bezeichnet wird, 
so kann dieser Ausdruck wegen der Willensunfähigkeit dieser res 

nur ebenso als ein bildlicher verstanden werden, wie der Aus-

druck „berechtigtes Grundstück" oder ? Grundstück als berechtigtes 

Subject"1') für das Versehensein mit Realrechten, einen derarti­

gen beschreibenden oder bildlichen Charakter hat. 

Für diese Classisicirung der Reallast sprechen ferner folgende 
Erwägungen: 

1) Es ist durchaus nicht erforderlich, daß gerade der Ei-

genthümer der sog. verpflichteten Sache Schuldner der Reallast 

") Vgl. z. B. Art. 1300 u. 1301. 
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ist. Es genügen auch entferntere Beziehungen zu derselben. So 

gilt nach Art. 1301 die Concursmasse als Realbelasteter, so ist 

der bloße Grundzinsmann nach Art. 1374 ff. der Verpflichtete, 

ja der bloße Pächter eines Grundstücks ist nach Bauerrecht der 

regelmäßige Debitor 12). Von einer Verpflichtung der Sache ver-

mag daher durchaus nicht die Rede zu sein, wo nicht einmal de-

ren Repräsentant, der dominus, sondern ein rechtlich in gar kei-

ner unmittelbaren Beziehung zur Sache stehender als Leistender 

angesehen wird. 

2 )  Auch braucht die Leistung durchaus nicht aus den Früch-

ten oder sonstigen Mitteln der Sache zu erfolgen, wie schon dar« 

aus hervorgeht, daß dieselbe auch in Geld festgesetzt sein kann l3). 

Nur in Bezug auf die Grundzinsen sollen, wenn Naturalien ge-

liefert werden sollen, dieselben aus den Früchten der Sache ge-

leistet werden. 

3) Von einem dinglichen Recht an der Sache kann um so 
weniger die Rede fein, weil nach Art. 3324 der Eigenthümer 

dieser letzteren selbst als Realberechtigter erscheint, somit die Ab-
snrdität hier eintreten müßte, daß der Eigenthümer an seiner ei-
genen Sache ein dingliches Recht erworben hätte. 

4) Während alle übrigen dinglichen Rechte im Princip durch 

Ersitzung erworben werden können und selbst bei der Servitut 

erst durch ein positives Verbot dieser Erwerbsmodus abgeschafft 

worden, ist ebenso wie bei allen Forderungsrechten ein Erwerb 

der Reallastberechtigung durch Ersitzung ausgeschlossen "). 

Hiernach ließe sich daS Wesen der provinzialrechtlichen Real­

last dahin bestimmen, daß eS sich bei ihr um ein an die Sache 

geknüpftes, aber nicht auf die Sache gerichtetes Recht handelt, 

daß den unmittelbaren Gegenstand derselben stets eine persönliche 

") Livl. Bauerverordnung v. I. 1860 IV, § 9, 15 u. auch Estl 
Bauerverordnung v. I. 1856 § 214. 

") Art. 1293. 
") Art. 13U9. 
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Willensanstrengung, nie die Benutzung einer Sache bildet, daß dahex 
einer Definition gegenüber, welche zum Begriff eines Forderungs-
rechts bloß die Existenz einer Leistung, nicht aber das Constant-
sein der verpflichteten Person verlangt, wohl kein Zweifel sein 
kann, die Neallast dem Obligationenrecht einzuverleiben. Aus dem 
Recht der Reallast ein dingliches, aus den einzelnen Theilforde-
rungen ein persönliches Recht zu schaffen, wie dies einzelne Ger-
manisten lf>) wollen, würde schon um deßwillen eine Monstrosität 
enthalten, weil in casu dieses dingliche Recht bloß aus einer un-
endlichen Summirung von Personalforderungen bestehen, weil 
seine Ausübung niemals die Sache selbst, sondern bloß derselben 
total fern stehende Personalleistungen zum Gegenstande haben 
würde. Wohl wird der Credit- und Verkausswerth der Sache durch 
die an dieselbe geknüpfte Obligation wesentlich beeinflußt, allein 
das volle Eigenthumsrecht an ihr wird durch die Existenz von 
auf ihr ruhenden Reallasten nicht im Mindesten geschmälert. 
Wenn die Zukunft daher unter dinglichem Recht jedes Recht ver­
stehen wollte, welches den Werth der betreffenden Sache bedingt, 
gewissermaßen an dem Werthe haftet, so würde die Reallast un-
zweifelhaft diesen dinglichen Rechten beigezählt werden müssen. 
So lange unter dinglichem Recht bloß das Recht zu verstehen ist, 
welches unmittelbar an der Sache selbst hängt, wird die Real-
last ein Recht auf die Willensbethätigung einer Person, also ein 
Forderungsrecht bleiben müssen. 

Es erscheint demnach, als ob unsere Provinzialgesetzgebung 
sich der Gerber'schen Anschauung, als bilde die Reallast eine in 
unendlichen, die Obligation nie erschöpfenden, Theilraten fällig 
werdende Forderung, deren verpflichtetes Subject durch den Be-
sitz oder die Detention eines Grundstücks bestimmt werde, ange-
schlössen habe. Allein gegen diese Annahme ließe sich doch ein 

1S) Wächter, Erörterungen Heft 1 Jtö VI, Walter, deutsche? Pri­
vatrecht § 146 ff., Unger, österr. Privatrecht V 560 ff. 
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gewichtiger Einwand erheben, welcher wenigstens eine Beschrän-

kung dieser Definition erforderlich macht. 

Dieser Einwand liegt nicht etwa in der im Privatrecht we­

nigstens angedeuteten,fi) Möglichkeit, an der Reallast eine quasi 

possessio ausüben zu können. Denn auch Gerber giebt zu 17), 

daß die saetische Aehnlichkeit der Reallast mit den dinglichen Rech-

ten an fremder Sache das Gewohnheitsrecht verleitet habe, einen 

besitzähnlichen Zustand an derselben anzuerkennen und wenn auch 

ein wahrer Besitz, also eine dauernde Ausübung an Real­

lasten ebenso wenig denkbar erscheint, als an anderen Forderung?-

rechten, da auch sie in ihren Theilqnoten durch die jedesmalige 

Ausübung sofort erlöschen, also keine Dauer der Ausübung ^u-

lassen, so bildet doch die innerliche Wiederholung dieser epheme-

ren Ausübungsfälle etwas Aehnliches, wie die sich wiederholende 

Benutzung einer Sache und veranlaßt das Recht zu der Präsum­

tion, daß eine seit Menschen-Gedenken in Anspruch genommene 

Reallast eine rechtskräftig erworbene sei. 

Einen wirklichen Gegensatz gegen die Gerber'sche Anschauung 

bildet aber der Art. 1306. Die römische Zustandsobligation, 

welcher Gerber die Reallast beizählt, läßt zwar auch mit dem 

bloßen Besitz der Sache, also ipso jure die Forderung entstehen, 

verlangt aber, daß die einmal entstandene Forderung auch an der 

Person, welche sie nun gerade im Besitz der Sache getroffen 

habe, weiter hafte. Die einmal fällig gewordene Teilforderung 

würde also trotz etwaiger Dereliktion und Veräußerung der Sache 

immer nur von demjenigen zu entrichten sein, der zur Zeit der 

Fälligkeit derselben in der fraglichen Beziehung zur Sache stand 

und fein Nachfolger im Besitz hätte sich nur um diejenigen Lei? 

ftungen zu bekümmern, welche seine Besitzzeit treffen. 

Dieser Anschauung sind auch fast alle Schriftsteller über die 

-») Art. 624 u. 655. 
» )  G e r b e r ,  d e u t s c h e s  P r i v a t r e c h t  8  1 7 0  N o t e  8 .  
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Reallastm) und selbst diejenigen, welche, wie z. B.Unger10), die 
Dinglichkeit der Reallast im Ganzen vertreten, wollen von einer 

Hastung des Reallastschuldners für die Rückstände seines Vor-
gängers nichts wissen^). Nur die wenigen Anhänger der längst 

fallen gelassenen sog. Personificationstheorie, welche aus dem 
Grundstück eine juristische Person machen wollen, dissentiren in 
dieser Beziehung. 

Auch die modernen Particularrechte wollen von dieser Has-

hing des Nachfolgers nichts wissen^). Bloß das sächsische Civil-
gefetzbuch22) nimmt eine solche an, wobei jedoch der Fall der 
Zwangsversteigerung eine Ausnahme bilden soll. Demselben 

schließt sich nun der Art. 1306 der baltischen Codifieation an, 
wenn er sagt: 

„Für die Rückstände des Vorgängers haftet das Grund-

„stück, daher müssen sie von jedem Nachfolger im Besitz entrichtet 
„werden". 

Wenn nun auch damit noch nicht ausgesprochen ist, daß der 
Vorgänger durch die Veräußerung von jeder Hastung befreit wird, 
so ist doch eine abnorme Haftung für bereits exigibel gewordene 
Personalleistungen eingeführt. 

Daß die beiden Ouellenstellen, 1. 7. pr. Dig. de public, 

et vectigalibus (39, 4) und 1. 36 Dig. de jure fisci (49, 4) bloß 

ein singuläres Privilegium des römischen Fiscus betreffen, welches 

zudem durch die C. 2. Cod. de fund. rei priv. (XI, 65) und 

'«) Glück, Commentar II, S. 537. Kori, System deS Concurspro-
c e f f c s  I I ,  S .  2 6 4  N o t e  1 2 1 .  W ä c h t e r ,  E r ö r t e r u n g e n  I  M  V I .  G e r b e r ,  
§ 170 Note 3. Walter a. a. O. § 156 M V. Beseler a. a. O. III 
§ 190 M VII, lit. b. Unger a. a. O. § 63 Note 33 u. A. m. 

10) 1. c. I, S. 563 Not. 33. 
20) Natürlich gestaltet sich die Frage anders, wenn, wie bei vielen 

öffentlichen Reallasten, zugleich ein Pfandrecht an der Sache besteht, welches 
dann auch für die Rückstände ausgebeutet werden kann. 

«) Bayer. Landr. II, 10 § 4. Bad. Landrecht § 710. Allg. preuss. 
Landrecht II, 7. 493. 

") Sachs. (Zivilgesetzbuch § 510. 

11 
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1. 7. Cod. de cens. (XI, 57) aufgehoben worden ist, darüber ist 

die Theorie längst einig23). Mag nun aber auch eine irrige 

Ouelleninterpretation oder mag eine Ausdehnung des Falles, wo 

die Reallast zugleich durch ein Pfandrecht geschützt ist, auf alle 

Reallasten überhaupt, den Anlaß zu diesem Artikel gegeben 

haben, jedenfalls zwingt uns der klare Ausspruch desselben, die 

Gerber'sche Distnition der Reallast für das Provincialrecht nicht 

unwesentlich zu modificiren, indem nach dem letzteren der Eintritt 

in den Besitz des betreffenden Grundstücks den detentor nicht 

bloß zum Schuldner hinsichtlich der noch fällig werdenden Theil-

raten, sondern anch der bereits fällig gewordenen macht. Wir 

können dabei hier die Frage ganz bei Seite lassen, ob Dereliction 

und Veräußerung des Grundstücks den Vorgänger wirklich von 

jeder Leistungspflicht befreien (eine Ansicht, der wir uns nicht 

anschließen können), oder ob bloß zwei Schuldner statt eines für 

den Berechtigten gewonnen werden. — Das Resultat dieser 

Untersuchung wäre somit, daß die Reallast des Pro-

vincialrechts ein Forderungsrecht bildet, welches in 

unzähligen die Obligation nie erschöpfenden Theilobliga-

tionen'fällig wird, dessen verpflichtetes Subject durch die 

Detention eines bestimmten Grundstücks gegeben wird 

und nicht bloß für die zu seiner Besitzzeit fäll ig wer-

denden, sondern auch für die rückständigen Leistungen 

feines Vorgängers zu haften hat^). 

Darnach wären die allgemeinen Grundsätze über Forde-

ruugsrechte aus die Reallast auszudehnen. Nach dieser Definition 

wäre auch die Frage nach der Locimng rückständiger, nicht 

pfandrechtlich geschützter und nicht besonders privilegirter Real­

M )  R e n a u d ,  B e i t r a g  z u r  T h e o r i e  d e r  R e a l l a s t e n .  5 0  N o t . .  1 3 0 .  
Glück: Commentar XIX, S. 248. 

I 
M) Hierauf kommt auch Koch hinsichtlich des preufs. Landrechts I, 

23 § 1, Not 1 heraus. Vgl. auch Archiv für Rechtswissenschaft, Bd. XXII, 
S. 78 und Erkenntniß des preuß. Obertribunals vom 3. Juli 1856. 
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lasten im Concurse dahin zu beantworten, daß sie einfach unter 

die chirographarischen Forderungen zu verweisen sind, — sowie 
die practifch noch wichtigere Frage, wo der Gerichtsstand für die 

Klage aus der Reattast zu finden sei, dahin zu beantworten, daß 
sowohl die Klage auf Anerkennung der Reallast im Ganzen, als 
auf Entrichtung der einzelnen fälligen Leistungen da stets bei den 
Gerichten erster Instanz stattzufinden habe, wo nur wegen der 

Dinglichkeit des Rechts die zweite Instanz einzutreten hätte2S), 

§ 3. 

Das Näherrecht oder das Recht gewisser vom Gesetz 
ausersehenec Personen, bestimmte Grundstücke, mit welchen sie in 
irgend einer rechtlichen Beziehung stehen, im Falle einer entgeld-

lichen Veräußerung an Dritte gegen Zahlung des Preises an sich 
ziehen zu dürfen, läßt sich sowohl als ein dingliches wie als ein 
persönliches Recht construiren. Es läßt sich einerseits so denken, 
daß der Retmhent mit dem Eintreten der betreffenden Veräuße-
rung unmittelbar die Sache für sich erwirbt, und sie einfach zu 
vindiciren befugt ist. In diesem Falle wäre der Zwischenkäufer 
niemals Eigenthümer der Sache geworden und der Retmet würde 

sich als ein Eigenthumsrecht, welches unter einer doppelten Sus-
pensivbedingung entsteht, der der bezüglichen Veräußerung und der 
Kaufpreiszahlung, darstellen. Andererseits ließe sich denken, daß 
der Retmhent bloß einen Anspruch gegen den Zwischenerwerber, 
gerichtet auf Zwangseession der von demselben erworbenen Rechte 
erhält, also vom Gesetz ähnlich wie der Expropriant mit der 
Besugniß ausgestattet wird, den Käufer auch wider dessen Willen 
zu einem Weiterverkauf gegen einen fixirten Preis zu nöthigen. 

An sich braucht daher das Näherrecht nicht nothwendig ein 
dingliches oder ein persönliches Recht zu sein und Gerber geht 

") Also namentlich nach livländischem Landrecht gemäß Provincialr. 
I, Art. 372, p. 1 und nach estländischem Stadtrecht nach Prov R. I, 1024, 
p. 19, sowie eventuell auch nach «irländischem Recht, nach Art. 1460 p. 1. 

11* 
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wohl zu weit, wenn er die Unmöglichkeit, aus dem Näherrecht 

ein dingliches Recht zu construiren, betont26). Wenn er fragt, 

welches dingliche Recht möglicherweise dem Retract zu Grunde 

liegen könne, so wäre eben zu antworten: das Eigenthums-

recht. Ob in casu dem Näherrecht dieser dingliche oder jener 

persönliche Character verliehen worden, läßt sich regelmäßig nur 

aus den demselben im Particulargesetz mitgegebenen Detailbe-

stimmungen feststellen. Ich hebe bei dieser Gelegenheit nochmals 

hervor, daß es an sich nicht genügt, um das Näherrecht zu einem 

dinglichen Recht zu machen, wenn es einfach im Gesetzbuch als 

ein solches bezeichnet wird27), um so weniger als der in der be-

treffenden Gesetzesstelle zugleich angeführte Beweisgrunb für bie 

Dinglichkeit ebenso bei persönlichen, wie bei binglichen Rechten 

vorkommt2^). Aus ber sonst im Gesetz ausgeführten Definition, 

wie sie ber Art. 1613 giebt: 

„Das Näherrecht besteht in ber Befugniß, ein von einem 

„Dritten veräußertes Immobil bcibitrch zu erwerben, baß man, 

„vermöge eines Vorzugsrechts vor bem Erwerber, biegen ver­

drängt unb in besten Recht eintritt" 

läßt sich kein Kriterium für bie Classification bes Instituts 

entnehmen, da hier nicht ausgedrückt ist, in welcher Weise die 

gewollte „Verdrängung" vor sich geht, ob durch unmittelbares 

Ansichziehen der Sache oder durch Forderung gegenüber dem 

Zwischenerwerber. Die älteren provincialrechtlichen Quellen, 

welchen das Näherrecht schon seit ältester Zeit bekannt ist, be­

schäftigen sich ausschließlich mit den Arten, der Entstehung und 

Erlöschung desselben, ohne in dessen Wesen näher einzugehen. 

So finb wir auch hier auf bie jüngste Codification beschränkt. 

28) System des deutschen Privatrechts § 175, S. 464 Not. 3. 
") Art. 1614. 
28) Nämlich, daß es „nicht bloß gegen die ersten, sondern auch gegen 

die folgenden Erwerber des dem Näherrecht unterworfenen Immobil? ans-
geübt werden kann," die alte Verwechslung von absoluten ».dinglichen Rechten. 
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Zum Glück giebt uns aber diese, wenn sie auch eine un-

mittelbare Entscheidung der Frage versagt hat, deutliche Hinweise 

auf die Art und Weise, wie sie das Näherrecht construirt sehen 

will. Dahingehört: 
1) daß der dritte Käufer des dem Retract. unterworfenen 

Gutes stets als wirklicher Erwerber desselben bezeichnet wird2°) 
. . .  0< LtU 

und nirgends von einer Nichtigkeit der Veräußerung an ihn die 

Rede ist. 

2) Es braucht weder eine Tradition noch eine Corroboration 

des Veräußerungsvertrages stattgefunden zu haben, um die Re-

tractsklage gegen den Dritten anstellen zu dürfen3"). Da in 

diesem Falle der Dritte nicht im Stande ist, die Sache selbst 

dem Retrahenten herauszugeben, die er ja noch garnicht hat, fo 

kann die gegen ihn gerichtete Klage auch nur auf persönliche Lei-

stungen des Erwerbers gerichtet sein, d. h. aus Cession der durch 

den Contract erworbenen Klage auf Corroboration und Tradi-

tion. Eine wahre Vindikation des Grundstücks könnte nur 

gegen den Veräußerer angestellt werden, wovon das Gesetzbuch 

Nichts weiß. 

3) Entscheidend ist aber namentlich der Art. 1635. Nach 

demselben ist der Netrahent verpflichtet, die Legalität aller von 

dem Zwifchenerwerber dritten Personen bestellten dinglichen Rechte 

an dem Gut, wie Servituten und Hypotheken, regelmäßig anzu-

erkennen, ihn somit als wahren Eigenthümer des letzteren anzu-

sehen. Da nun eadern res nicht in dominio duorum in solidnm 

zu sein vermag, so ist der Retmhent noch nicht Eigenthümer und 

seine Klage nicht die Vindikation. 

4) Auch wird die Verpflichtung des Zwischenerwerbers im 

Fall noch nicht erfolgter Tradition des Guts direct als aus bloße 

Cession seiner Ansprüche gerichtet bezeichnet3'), und der Retra-

") Art. 1618. 1621. 1622. 1630. 1632 ff. 
30) Art 1621 u. 1622. 1635. 1636. 
31) Art. 1636. 



158 

hent gezwungen, erst nach erfolgter Abtretung noch gegen den 
Veräußerer die so cedirte Klage geltend zu machen32). 

Hiernach dürfte es wohl noch weniger als bei der Reallast 
einem Zweifel unterliegen, daß die Retractsklage bloß auf per-

sönliche Leistungen, d. h. auf Tradition, resp. Cession der Con-

tractsansprüche gerichtet ist. Den dinglichen Rechten verwandt 

ist sie nur gleichfalls durch ihre absolute Natur, welche sich gegen 
Jeden zu kehren vermag, der in die Lage des ersten Zwischen-
erWerbers eintritt. Nur ist es auch hier immer die erste Veräu-

ßerung, welche das Näherrecht hervorrief, deren Preis der Netra-
hent zahlen muß 33) und deren Kenntniß die Retractsklage zur 
actio nata macht34). 

Auch hier macht die Wandelbarkeit der Person des 
Schuldners bei Constanz der Sache noch kein dingliches Recht 
aus dem persönlichen. Dieselben Consequenzen für die Praxis, 
welche oben bei der Reallast gezogen wurden, wie namentlich die 

den Gerichtsstand der Klage betreffende, wären daher auch 

hier am Platz35). 

32) Art. 1637. 
3») Art. 1628. 
34) Art. 1649 ff. 
3») Von den neueren Particularrechten hat das Allg. preufs. Land-

recht ein „dingliches Vorkaufsrecht", bei welchem der Berechtigte bloß mit 
dem Veräußerer in unmittelbarer Beziehung u. zurVindication befugt erscheint, 
sowie ein eigentbümliches «dingliches Rückforderungsrecht« construirt, über 
welches letztere jedoch die genaueren Bestimmungen fehlen. Vgl. Thl. I 
Tit. XX § 568 ff, 632 ff. u. 651 ff. Auch nach österreichischem Recht 
(Art. 1G67 ff.) wird nur ein Vorkaufsrecht, das nach erfolgter Eintragung 
in die Grundbücher gegen Dritte verfolgbar wird, genannt. Daß auch bier 
die irrige Terminologie: dingliches Recht für absolutes Recht vorkommt, 
darüber vgl. auch v. Kirchstetten Kommentar zum Allg. bürg. Gesetz-
buch Oesterreichs, Leipzig und Wien. 1868 ad § 1061 ff. Amn. 3. Die 
meisten übrigen Particularrechte kennen das Näherrecht nicht mehr. 

C. Erdmann. 



vn. 
lieber das Verhältniß des ältesten liv-

ländischeii Ritterrechts zum Waldemar-
Erich'schen Lehnrecht. 

Bisher bestand darüber Zweifel, für welches Gebiet das 

älteste livländische Ritterrecht bestimmt gewesen sei. Dagegen 
galt es als ausgemacht, daß es jünger als das Waldemar-

Erich'sche Lehnrecht sei und daß sich die vielfach wörtliche 
Uebereinstimmung der beiden Rechtsbücher daraus erklären lasse, 
daß der Verfasser des ältesten livländischen Ritterrechts das Wal-
demar-Erichsche Recht seiner Arbeit zu Grunde gelegt habe. Die 
nachfolgenden Ausführungen haben zum Zweck, den Nachweis zu 
liefern, daß sich das Gebiet, für welches das älteste livländische 
Ritterrecht bestimmt gewesen ist, mit Sicherheit angeben läßt und 
daß die bisherige Annahme über das Verhältniß desselben zum 
Waldemar-Erich'schen Lehnrecht eine unrichtige ist. 

Unbezweifelt stand bisher soviel fest, daß das älteste livl. 
Ritterrecht für eines der Stifter bestimmt gewesen sein müsse 
weil in demselben immer nur vom Bischof als Lehnsherrn die 
Rede ist. Seinem Inhalt nach ist es sowohl in das mittlere *), 

0 Nach dem Titel der Druckausgabe v. 1537 und dem Zeugniß im 
Anhang zu Bart. Grefenthals Chronik, welche jedoch jünger ist, als 
v. Bunge annimmt, vgl. Balt. Monatsschrift 1874, Heft 11. 
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als das systematische2) Ritterrecht übergegangen und da die beiden 

letztern im Erzstist gegolten haben, so hat es in demselben eben-

falls Anwendung gefunden. 

Jetzt läßt sich mit Bestimmtheit behaupten, daß das älteste 

IM. Ritterrecht in seinen bisher bekannt gewordenen Redactionen 

für das Stift Dorpat abgefaßt sein muß. 

Außer der im Mittlern und systematischen Ritterrecht ent* 

halteneit Bearbeitung, der M. Brandis'schen hochdeutschen Re-

cension des ältesten livl. Ritterrechts, liegt nämlich eine von Professor 

C. Schirren im schwedischen Reichsarchiv zu Stockholm aufge-

fundene niederdeutsche Handschrift desselben Rechtsbuches vor, 

welche nach Angabe des Entdeckers aus der Mitte des 16. saec. 

— wahrscheinlich aus den Jahren 1536—1540 — stammt und 

enthalten ist in einem Bande Dörptscher stistischer Urkunden und 
Privilegien, dem sogenannten Codex Dorpatensis Oxenstjern. 

N a c h  e i n e r  p r i v a t e n  M i t t h e i l u n g  d e s  P r o f e s s o r  C .  S c h i r r e n  

zeichnet sich diese Handschrift durch große Deutlichkeit der 

Schrift aus. 
Von derselben habe ich eine durch den jüngst verstorbenen 

schwedischen Reichsarchivaren H. v. Nordstroem besorgte und 

von ihm revidirte Abschrift erhalten. 

Diese erste bisher aufgefundene niederdeutsche Redaction 
des ältesten livländischen Ritterrechts3) hat die Aufschrift: dat 
Ridder Becht von olders Im Stift Dorpt gebrucklick. Hier 

liegt ein unverdächtiges bestimmtes Zeugniß für das Geltungs-
gebiet des Rechtsbuches vor. Unterstützt wird dieses Zeugniß 
durch manches Andere. 

Zunächst durch einige Judicien. Daß Moritz Brandis, 

2) Nach D. Fabris bekanntem Citat aus dem „drüdden Boke des 
landlöpigen stiftischen Rechts". 

3) Im mittleren Ritterrecht, Ausgabe v. 1537, ist zwar das älteste 
livl. R-"R. auch in niederdeutscher Sprache enthalten, aber mit andern 
Rechtsquellen in Verbindung gebracht. 
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von dem die, bis vor der Schirren'schen Entdeckung, erste 

Handschrift des ältesten livl. Ritterrechts herrührt, aus Deutsch-

land birect in das ehemalige Stift Dorpat gekommen war und 

dort sich Jahre lang ausgehalten hatte, ehe er nach Reval über-

fiebelte, läßt es natürlich erscheinen, baß ihm von allen ben 

Rechten bes heutigen Livlands das von olders im Stift Dorpt 

gebrucklicke am nächsten lag, und in ber That stimmt fem hoch-

beutscher Text mit ber Stockholmer Hanbschrift besser, als mit 

den in ben übrigen Rechtsbüchern enthaltenen Texten bes ältesten 

livlänbischen Ritterrechts ober gar bem verwanbten Walbemar-

Erich'schen imb Wiek-Oeselschen Rechte überein. Freilich giebt es 

zwischen ihnen auch Abweichungen. Das von olders im Stift 

Dorpt gebrucklicke Bidder-Recht erwähnt niemals ber See. 

Der bezügliche Artikel 39 bes Brandis'schen Ritterrechts: „ist er 

aber über See, so hat er Jahr imb Tag" fehlt in ber Stock­

holmer Hanbschrift. Währenb bas Auslassen derselben Stelle im 

Wiek-Oeselschen Rechte wegen mangelhafter Beschaffenheit ber 

Hanbschrift zu keinem Schluß berechtigt, so bürste bieselbe Weg-

lassung in ber Stockholmer Hanbschrift einen Schein von Wahr-

scheinlichkeit bafür gewähren, baß bieselbe in bem einzigen livlän­

bischen Binnenstift b. h. bem Dörptschen gegolten hat. 

Dann giebt es eine Art negativen Beweis. Das älteste 

Ritterrecht, wie es in ber Stockholmer Hanbschrift unb in ber 

Branbis'schen Recension vorliegt, kann seinem Inhalte nach nicht 

gut für bas Stift Riga verfaßt sein. Denn daselbst war schon 

durch den Bischof Nicolaus das Erbrecht der Töchter am Lehngut 

früher als irgendwo sonst in Livland unb zwar etwa 100 Jahre 

früher eingeführt werben, als Harrien-Wierlanb vom König 

Christoph II. 1329 sein Privileg ob venerationem b. Mariae 

virginis erhielt. Das älteste livl. Ritterrecht kennt aber noch 

kein anberes Erbrecht ber Töchter, als die Leibzucht4) am Erbe 

4 )  A .  M .  v .  R i c h t e r ,  G e s c h i c h t e  d e r  O s t s e e p r o v i n z e n ,  B d .  I ,  © .  2 9 5 .  
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(ed. Paucker 1845: 19, 33, 42, 69), die eben kein volles Anrecht 

am Gut gewährt. Daß man sich dieses Unterschiedes vollkommen 

bewußt war, dafür sprechen mehrfache urkundliche Zeugnisse, wie 

vom Jahre 12&5 LUB. 498 a, dann auch 944 a, 322, 2461 ic. 

Eine fernere, wenngleich geringfügige Verschiedenheit zwischen 

dem im Erzstiste geltenden und dem ältesten livländischen Ritter 

rechte findet sich im LUB. 2873. 

Nach Inhalt dieser Urkunde belehnt am 15. Sept. 1361 

Erzbischos Fromhold seinen Voigt Bartholomäus v. Tiesenhausen 
in der Weise, daß er ihn und zwar „prout moris est1 ' ,  nachdem 

derselbe ihm und seiner Kirche den Treueid geleistet hat, — durch 
Kuß und Ring investirts). 

In der Stockholmer Handschrift heißt es dagegen (ähnlich 
bei Brandis) „wen se den kommen tho dem Bischope eren 

hern ehr gut tho entpfangen, So is en de Bischop plichtich 

ehr gut tho Lenende mit hande und mit munde und 

wen de Bischop de man verlenet hefft, so sole de man 

sweren den Bischop und synem Stiffte getrev und holt tho 

syn. (f. auch LUB. 15, v. I. 1209). Im Jahre 1449 belehnte 

denn auch Erzbifchof Sylvester erst mit Hand und Mund und 

dann wurde ihm der Treueid geleistet. 

Ebenso wie für das Erzstift läßt sich der Beweis führen, 

daß das ält. livl. Ritterrecht nicht etwa für die Bisthümer Cur-

land oder Oefel abgefaßt sein kann. Denn das letztgenannte 

Stift besaß ein eigenes Rechtsbuch aus dem Anfange des 14. 

Jahrhunderts und auf das Stift Curland konnte sich keineswegs 

die Stelle des ältesten livl. Ritterrechts: sint de Christendom 
hir belegen ist bi der heydenschop der Lettower und Karelen 

beziehen, ein Moment, das auch gegen die Geltung des ältesten 

®) In gleicher Weise durch den Erzbischos Fromhold vollzogene Be-
lehnungen finden sich aus den Jahren 1350 und 1359 und in dem LUB. 
899, 993-999. 
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livl. Ritter-Rechts im Erzstift hervorgehoben werden muß, falls 

das älteste livl. Ritterrecht für keine gedankenlose Bearbeitung des 

Waldemar-Erich'fchen Rechts anzusehen ist. Ein Anklang an die eben 

erwähnte Stelle kommt übrigens öfters in livländischenUrkunden vor. 

So heißt es in der Einigung des Rigaschen Domccipitels, derRigaschen 

Vasallen und des deutschen Ordens vom 23. April 1316: da sie 

belegen sind „in medio perversarum nationum, videlicet Lethui-

norum infidelium et schismaticorum Euthenorum" etc. AeHlt-5 

liches war zu naheliegend, um nicht gelegentlich auch für Harrien-

Wierland, das Stift Dorpat, die Ordenslande oder Oefel gesagt 

zu werden (LUB. 680 v. I. 1321, v. I. 1285 LUB. 503, vom 

I. 1290 LUB. 2257, v. I. 1346 LUB. 2824, 2881, 611 v. 

I. 13006), LUB. 608 v. I. 1304). 

Ein Citat des ältesten livl. R.*R. aus der Ordenszeit ist 

bis jetzt nicht aufgefunden worden. Es kann daher auf diesem 

Wege kein Beweis über das Geltungsgebiet des ältesten livl. 

R.-R. erbracht werden. Zwar findet sich im LUB. 2916 d. d. 

27. August 1382 eine Stelle, die an die Ausdrucksweise des 

alt. livl. R.-R. erinnert. Johann von Tiesenhausen urkundet 

über die Ausgleichung eines Erbschaftsstreites mit seinem Vetter 

Bartholomäus v. Tiesenhausen und über Theilung von Gütern 

in den Stiften Riga, Oesel, Dorpät und im übrigen damaligen 

Deutschland mit den Worten: . . . und delen wolden, so 

schal mallick bliwen bi dem lote und bi dem sulven dele, 

der malck to voron to koren heffc. In der Stockholmer Hand-

schuft heißt es aber hinsichtlich der Erbtheilungen: so sollen se 
gelick delen und 1 o 11 e n n den wat m a 1 c k e m got gifft, 

dat sy synn. (Im Waldemar-Erich'schen Recht erscheint die 
Stelle corrumpirt: so delen und lathen dann, wat godt malckem, 

e) Hier allein wird der Karelen und zwar in Beziehung auf Harrien-
Wierland erwähnt. 
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gyfft, dar In). Leider bezieht sich die angeführte Urkunde nicht 

auf ein bestimmtes Territorium. — 
Was das Verhältniß des ält. livl. Ritterrechts zum 

Waldemar-Erich'schen Recht betrifft, so ist zunächst hervor-

zuHeben, daß zwischen der niederdeutschen Stockholmer Handschrift 

und dem Waldemar-Erich'schen Recht in den meisten Stellen 

gleichen Inhalts eine fast wörtliche Übereinstimmung vorkommt. 

Letztere schließt absolut die Annahme aus, daß das älteste livl. 

R.«R. und das Waldemar-Erich'sche Recht jedes für sich, etwa 

nach einer lateinischen Recension eine? dieser Rechtsbücher gear­

beitet worden sei. Ein Zusammenhang der deutschen 

Texte ist dagegen unzweifelhaft. 

Wie hat man sich aber dieses Verhältniß zu denken? Ist 
das Waldemar-Erich'sche Recht in der That, wie bisher ange-
nommen worden, die Quelle, aus der mittel- oder unmittelbar 

das älteste livl. R.-R. geflossen und sind die Gründe, welche 
dafür angeführt werden, hinreichend? Oder sind beide Rechts-
bücher aus einem dritten abzuleiten? 

v. Bunge7) hält das Waldemar-Erich'sche Recht für das 
ursprünglichere Rechtsbuch. Er vermuthet ein lateinisches Ori-
ginal desselben und verweist zur Begründung seiner Ansicht über 
das Alter der beiden Rechtsbücher auf I . C. Schwartz's^) 
weitere Ausführungen. 

Dieselben gründen sich wesentlich: 
1) auf die Auslassung gewisser Stellen des ältesten livl. 

R. R. im Waldemar-Erich'schen Recht, insbesondere auf das Fehlen 

der Feuerprobe im Waldemar-Erich'schen Recht (Art. 62 d. ält. 

livl. R.-R., ed. Paucker 1845). Dieselbe sei erst mit dem 

Sachsenspiegel später °) in Livland eingedrungen. 

') Einleitung in die liv-ehst-curl. RechtSgeschlchte, S. 95 ff.. 
") In den n. n. Miscell. St. 5 u. 6. 
") Aehnlich v. Helmersen, AdelSr. S. 77. 
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Dagegen spricht aber, daß der dänische Hauptmann Eylart 

zuReval im Jahre 1275 erklärt: es hätten nach den Gesetzen 

des Landes durch Eisentragen — „secundum leges terrae sci-

licet ferrum portando" — die Mönche von Dünamünde in 

dem Streit zwischen ihnen und der Wittwe des auf dem Eise 

umgebrachten Odward Lode ein Stück Land erworben. Diese 

Entscheidung bestätigte der Harrisch-Wierische Rath im Jahre 1298, 

LUB. 569 a, desgleichen König Erich V., von welchen: das 

Waldemar-Erich'sche Recht herrührt, LUB. 574 a 10). — Das 

ift deutlich genug und beweist, daß das älteste livländische Recht 

ein Institut eingeführt hat, welches eben in Harrien-Wierland 

galt. Aus dem Fehlen der Feuerprobe im Waldemar-Erich'schen 

Recht kann also nicht ein höheres Alter desselben gefolgert werden. 

Schw artz beruft sich ferner aus das vollständige Fehlen der 

Art. 31, 32, 33 des ältesten livl. Ritterrechts, welche dem Bischof 

bei Verkauf und Verpfändung gewisse Vorrechte gestatten, sowie 

darauf, daß die dem Bischof in Art. 10, 15, 21 und 29 einge­

räumten Vorzüge im Waldemar-Erich'schen Rechte weggelassen 

sind. Seiner Ansicht nach hätte der König von Dänemark, falls 

man annehmen wollte, daß das älteste livländische Ritterrecht dem 

Waldemar-Erich'schen zu Grunde gelegt sei, auf solche Prärogative 

nicht wohl verzichtet. In der erwähnten Stockholmer Handschrift 

des ältesten livländischen Rechts kommen aber die im Art. 10 

(„ohne den Bischof, der da näher ist zu kaufen"), Art. 15, 21 

(„mit des Bischofs Vollwort"), Art. 29 („mit Vollwort und 

Gnaden des Bischofs") eingeräumten Vorzüge garnicht vor 1 ')• 

Es sind also zwischen dem ältesten livländ. R.-R. und dem 
Waldemar-Erich'schen Recht in Betreff der eben erwähnten Stellen 

,0) LUB. Reg. 713 im Jahre 1306 ordnen die ehstländischen 33a-
sallen des Königs an, daß der Ehste sich gegenüber einer beschworenen An-
klage nur durch Eisentragen freimachen könne. LUB. 439 Beispiele aus 
dem Jahre 1*275—1285 ic. 

" )  v .  H e l m e r s e n  A d e l s r .  b a u t  a u f  d i e s e  C l a u s e l n  e i n e  E n t w i c k e l u n g .  
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keine Verschiedenheiten vorhanden und könnten die Folgerungen, 

die Schwartz zieht, nur für den Vergleich mit der auS dem 

Niederdeutschen ins Hochdeutsche übertragenen Brandis'schen Hand-

schrist gelten. 

Uebrigens fehlen auch in dem Waldemar-Erich'schen Rechte, 

dem Wiek-Oeselschen Recht, dem mittlem und umgearbeiteten 

Ritterrecht ebenfalls die beregten, dem Bischöfe gewährten Vorzüge. 

Schwartz erblickt, wie angegeben, in dem Fehlender Art. 32 

und 33 des ältesten livl. Ritterrechtes im Waldemar-Erich'schen 

Recht ein Anzeichen für das höhere Alter des letztern. Allein die 

zuletzt erwähnten beiden Artikel enthalten so altes livländisches 

Recht, daß aus ihrer Aufnahme Nichts über das Altersverhältniß 

der beiden Rechtsbücher hervorgeht. 
Es giebt nämlich aus dem Jahre 1392 ein Weisthum 

(LUB. 1309), welches unter dem Vorsitz des 80 Jahre alten 

Ritters Bartholomäus von Tiesenhausen, Vasallen der rigischen, 

dörptschen und oeselschen Diöcese gesunden und welches in einer Ver-

fammlung der erzstistischen Vasallen dahin verkündet wurde: Seit 60 

Jahren und mehr, überhaupt seit Menschengedenken habe der 

Vasall sein Lehn, wenn er in Roth gewesen, in der ganzen 

Provinz Livland verpfänden'̂ ) dürfen, ohne die Erlaubniß des 

Lehnsherrn oder irgend Jemandes einzuholen. Hat die Verpfän-

dung aber an einen nicht im Stift Ansässigen geschehen sollen, 

so habe der Herr das Vorrecht13). 

Der bezügliche Artikel 26 der Stockh. Handschrist (Art. 32 

des ältesten Brandis'schen Ritterrechts) lautet im Wesentlichen 

gleich den Stellen im Capitel 65 des Mittlern und Buch I 

Cap. 29 des neuesten Ritterrechtes: „item ein Man, de Erwen 

hefft, de mach syn guth vthsetten denn Stichts man, wem he 

wil.w, und Art. 27 der Stockh. Handschrist: „Item ein Man oder 

") Siehe auch Brieflade 461. 
13) Brieflade 53. 
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Fro, de da nene Erwen hebben, de mögen nen Guth verkopen 

eder versetten ahne des hern volborth et sy dan, dat se mögen 

bewisen rechte schult und bethugen de up den billigen". In 

dem Weisthum ist allerdings nicht die Rede von den Erben u) 

jedoch um deren Recht handelte es sich dort nicht. Dagegen wir 

in demselben von der Roth, die zur Verpfändung treibt, gehandelt 

und bestimmt, daß im Fall der Noth die Verpfändung ohne Ein-

willigung des Herrn oder irgend Jemandes, also auch der Erben, 

geschehen könnte. Das stimmt völlig damit überein, was über 

Verpfändungen in der Stockholmer Handschrift Art. 9, 27, 34, 

35 (vgl. das Brandis'sche älteste R.-R. 10 § 3, 26, 32, 33, 34) 

und im mittler» und neuesten Ritterrecht angeordnet wurde. 

Art. 31 des ältesten livländischen Ritterrechts, welcher von 

dem Allgebot eines zu verkaufenden Lehngutes an beit Lehnsherrn 

handelt und sich im Waldemar-Erich'schen Recht nicht findet, 

konnte für den König von Dänemark nicht dasselbe Interesse 

haben, wie für die inmitten ihrer Vasallen lebenden Lehnsherrn. 

Auch wäre ein solches Angebot bei der Entfernung des Königs 

schwer durchführbar gewesen. Des in diesem Artitel dem Lan-

desHerrn eingeräumten Verkaufs rechtes bedurfte es zudem tu 

Harrien-Wierland aus dem Grunde nicht, weil Livland, welches 

zum deutschen Reiche gehörte, als Ausland Ehstland gegenüberstand 

und Verkäufe au Auswärtige nicht gestattet waren 13). 

2) Ein zweiter Grund, weshalb Schwartz das Waldemar-

Erich'sche Recht für älter, als das älteste livl. R.-R. hält, 

M) Nach der Urkunde des Bischofs Nicolaus zu Riga vom I. 1239, 
SUB. 162, hatte der erblose Wickert von Meneden sein Lehn ohne Genehmi-
gung deS Bischofs nicht veräußern (d. h. nicht verschenken) dürfen. T ies bestä­
tigt wiederum durchaus die Geltung deS bezüglichen Rechtssatzes der Stockh. 
Handschrift (Art. 26 des Brandis'schen R.-R.). Das. Nähere darüber stehe 
weiter unten. 

") Vergl. Sachsensp.III, 81 §2: Dienstmannen dürfen aus desHerrn 
Gewalt heraus nichts vererben. Siehe auch Brieflade 53 d. d. Roop 1356. 
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besteht betritt16), baß seiner Meinung nach ber Verfasser bes 

Mittlern Ritterrechts bas Walbemar-Erich'sche Recht als bas 

Original angesehen, weil er bei den Art. 10, 15, 21, 26 

unb 29 nicht bas älteste livl. Ritterrecht, sondern bas Waldemar-

Erich'sche benutzt habe. Diese Schlußfolgerung ist aber insofern 

unrichtig, als nicht nur, wie bereits nachgewiesen, die Art. 10, 

15, 21, 29, — sondern auch der Art. 26 sich ganz so, wie im 

Waldemar-Erich'schen Recht, in der Stockholmer Handschrift des 

ältesten Ritterrechts wiederfinden. In der Brandis'schen Recension 

des ältesten livl. Rechts fehlen nämlich in Art. 26 bei der 

Festsetzung darüber, daß Mann und Frau kein Gut verkaufen 

oder versetzen dürfen ohne des Herrn Vollwort, nach Mann und 

Frau die Worte „welche keine Erben haben". Die Uebereinstim-

mung der anerkannt livländischen Rechtsbücher, des mittlem unb 

neuesten Ritterrechts, in ben besprochenen wichtigen Stellen mit 

ber Stockholmer Hanbschrift spricht auss Neue bafür, baß in 

biefer ein zuverlässiger Text eines echt livlänbischen Rechtsbuches 

vorliege. 

3) Als fernem Grunb für feine Ansicht von bem höhern 

Alter bes Walbemar-Erich'schen Rechts macht Schwartz geltenb, 

baß dasselbe weniger Absätze enthalte unb überhaupt kürzer sei. 

Was bie geringere Zahl ber Absätze im Waldemar-Erich'schen 

Recht anbetrifft, so weicht bie Schwartz vorgelegene Hanbschrift,7) 

beffel&en nicht bedeutend ab vou der Stockh. Handschrift des ältesten 

livl. Ritterrechts — welche nach meiner Abschrift 49 Absätze enthält "9 

— wenn man in Betracht zieht, daß sich biefer Vergleich boch 

nur auf benjenigen Theil bes Inhalts beziehen kann, welcher 

beiben Rechtsbüchern gemeinsam ist. 

,e) v. Bunge, Einleitung Seite 114, stimmt hierin nicht mit Schwartz 
überein. 

Dieselbe zählt 38 Absätze. 
1S) C. Schirren zählt 55 Absätze. 
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Aus dieser geringeren Gliederung des Waldemar-Erich'schen 

Rechts dürste daher auch nicht auf sein höheres Alter geschlossen 

werden. 

Daß endlich das älteste livl. R.-R. umfangreicher, wie das 

Waldemar-Erich'sche Recht ist, kommt mit Ausnahme der hier 

schon erwähnten geringfügigen Zusätze daher, daß dasselbe straf-

rechtliche Bestimmungen und ein Dorfrecht enthält, welches in 

keinem nothtoeubtgen Zusammenhange mit dem Ganzen stehend10), 

den Schluß des Rechtsbuches bildet (das ausführliche Verzeichniß 

des Heergewäte — in Art. 68 — fehlt in der Stockholmer Handschrift). 

Die strafrechtlichen Bestimmungen erinnern an den Sachsen-

tytegel20) und sind allem Anschein nach so alt, als das Waldemar-

Erich'sche Recht nur immer sein kann. Daß letzteres sie nicht 

enthält, mag daher rühren, daß die Harrisch-Wierländischen 

Vasallen bereits im Jahre 1304 strafrechtliche Bestimmungen 

festgestellt hatten21)» Jedenfalls spricht unter solchen Umständen 

der größere Umfang des ältesten livl. Ritterrechts nicht für 
sein geringeres Alter. 

4) Endlich vertheidigt Schwartz das höhere Alter des 

Waldemar-Erichschen Rechts aus dem Grunde, weil dieses Recht 

nach Angabe der Vorrede auf dem Wege der Gesetzgebung durch 

") v. Bunge, Einleitung, Seite 105, verweist auf die Aehnlichkeit 
desselben mit Verordnungen de? Bischofs Wilhelm v. Modena. 

20) v. Bunge, 1. c. Seite 105, Ssp. Buch 2, Art. 13 und 17, 
Buch 3, Art. 41. 

21) LUB. Reg. 713. In dem Bündniß des deutschen Orden?, der 
Bischöfe vou Oesel, Dorpat, ihrer Eapitel und Vasallen vom Jahre 1304 
(LUB. 1608) wird erwähnt, daß nach alter Gewohnheit zwischen dem 
Narva- und Dünafluß gegenseitig Rechtshülse geleistet werden soll, doch allein 
mit der uSnahme, daß derjenige, welcher einen Todtschlag begangen und 
in ein anderes Gebiet entkommen war, dort Frieden haben sollte. Diese 
Vereinbarung beweist die Geltung des im Waldemar-Erich'schen Rechte seh-
lenden Artikels 56 des ältesten livl. R-R. über Todtschläger — auch in 
Ehstland, woran ja überhaupt nicht gut gezweifelt werden kann; vgl. auch 
LUB. Reg. 723 vom Jahre 1307. 

12 
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den König Erich V. zu Stande gekommen sei. Dem Gesetzgeber 

habe es übel angestanden eine Abschrift eines fremden Rechtsbuches 

seiner Gesetzgebung zu Grunde zu legen. Dieser Einwand wird schon 

von v. Bunge dadurch beseitigt, daß er einen gesetzgeberischen Act 

des Königs Erich Y. überhaupt nicht zugiebt, sondern der Mei-

nung ist,  daß das Rechtsbuch nur auf seine Veranlassung 

niedergeschrieben worden. Offenbar schließt sich aber die Schwartz'sche 

Ansicht über die Entstehung des Waldemar-Erich'schen Rechts 

näher dem Ausdruck der Vorrede an. 

Daß die Vorrede keine zuverlässige Auskunft über das zu 

geben vermag, was circa 100 Jahre vor ihr, zu Zeiten des 

Königs Waldemar geschehen ist, muß natürlich zugegeben werden. 

Aber wenn sie erzählt, daß König Erich, der nun ist, das Rechts-

buch, das schon seit alten Zeiten im ganzen Livland gegolten, 

habe aufschreiben lassen, weil es bis dahin unbeschrieben gewesen, und 

dasselbe mit Vollwort seines Raths bestätigt habe, so muß 

man diese Nachricht, die ein gleichzeitiges Ereigniß betrifft, gelten 

lassen, so lange man auf die Vorrede überhaupt Gewicht legt. 

Nach dieser ist es aber unzweifelhaft anzunehmen, daß vom 

König Erich V. ein gesetzgeberischer Act vollzogen worden 

und warum der Gesetzgeber nicht etwa ein fremdes Recht aus 

der livländischen Nachbarschaft seiner Gesetzgebung hätte zu Grunde 

legen können, vermögen wir nicht einzusehen. Die Vorrede, welche 

sich selbst durchaus nicht für etwas Officielles ansgiebt, hebt 

wenigstens selbst diese Verwandtschast mit früher schon existirenden 

livländischen Rechten hervor. Daß dieselben nicht bereits aufge-
schrieben gewesen, wird in der Vorrede in keiner Weise angedeutet. 

Im Gegentheil wird die Wahrscheinlichkeit, daß solches geschehen, 

schon dadurch erhöht, daß das Waldemar-Erich'sche Recht andere 

beschriebene Rechte, wie die Ähnlichkeit mit dem Hildesheim'schen 

und dem Sächsischen Lehnrecht beweist, benutzt hat. 
Entspricht es nicht gerade der mittelalterlichen Art Rechte 

zu verleihen, falls sie im eigenen Land unbeschrieben sind, daß 
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der Gesetzgeber das ähnliche Recht des Nachbars in seinem Lande 
einführt 22), statt selbst theoretisch zu codificiren? Bei solcher 
Entstehungsart des Gesetzbuches ist es aber natürlich, daß es 

äußerlich als Rechtsbuch erscheint. 

In ähnlicher Weise war schon früher die Beobachtung der 
„Spiriwalia", wie sie in Dorpat galten, für das Reval'sche 
Bisthum (tamquam in mandato) angeordnet worden. LUB 
J& 337 v. I. 1259. 

Erkennt endlich doch v. B u n g e, was er soeben in Betreff 
des Königs Erich V. in Zweifel gezogen hatte, für den Bischof 
Hertingh von der Wiek an. Dieser soll mit dem Waldemar-Erich-
sdjen Rechte in gleicher Weise verfahren sein, wie wir solches von 
dem König Erid) V. in Beziehung auf das älteste livl. R.-R. 

annehmen. 

Nach allem diesem scheinen die von S ch w a r tz und 
v. Bunge für das höhere Alter und die Originalität des Waldemar-

Erid)'schen Rechts aufgeführten Gründe nicht stichhaltig zu sein. 
Es haben sich im Gegentheil bisher schon Anzeichen ergeben, 

welche das höhere Alter des ältesten livländischen R.-R.'s ver-
muthen lassen. 

Durch zwei Umstände dürsten diese Vermuthungen zur 
höchsten Wahrscheinlichkeit gesteigert werden: 

1) Es hat bereits v. Bunge auf die auffallende Aehn-
lichkeit zwischen dem Waldemar- Erich'schen Recht und dem 
Hildesheim'schen Dienstmannenrecht aufmerksam gemacht. Letzteres 
ist vielfach gedruckt und in drei verschiedenen Ausgaben vorhanden: 
bei Gruben23), Bruns24) und Kraut. Die mittlere Ausgabe ist 

") Vielleicht steht LUB. 713 mit Verleihung des Waldemar-Erich'schen 
Recht« im Zusammenhang. 

M) Darnach bei Zepernik: Miscellaneen zum Lehnrecht. Band IV, 
1794, S. 490—493. 

") Bei Fürth, Ministerialen, 1836, wieder abgedruckt. 
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durch arge Fehler entstellt, die anderen beiden gleichen sich im 

Wesentlichen. 

Welcher Schluß muß sich nun aufdrängen, wenn das älteste 

livl. R.-R. mehr als das W.-E. Recht mit dem kurzen Hildes-

heim'schen Recht übereinstimmt? Daß dieses durchaus der Fall 

ist,  geht aus folgender Vergleichung hervor: 

Hildesheim'sches Recht: 
Wen en bischop gekoren un 

ghestedeghet. 

wedderspreke de bischop 

dat hovelen deme denst-

manne, dat were deme denst-

manne nagher to beholdende 

mit senim ede. 

Dat högeste wedde wedder den 

bischop umb geld (recht), dat is en 

nye Hildensimisch pund peninge. 

2) Es finden sich im ältesten livl. R.-R. und im W.-E. Recht 

Stellen, die im sächsischen Lehnrecht vorkommen. Die Zahl dieser 

Stellen ist aber eine größere im ält. livl. R.R. als im W.-E. Recht. 

Aeltestes Ritterrecht: 
Artikel L 

(fehlt im W.-E. Recht.) 
Artikel V. 

(fehlt im W.-E. Recht) 

Artikel 47. 

(Artikel 48 des W.-E. Rechts 

lautet aus 2 Pfund.) 

Sächsisches Lehnrecht 

Art. 3: 

die man sal sime 

herren bi pflicht 

hulde dun unde swe-

ren, dat he ime so 

trüwe unde also holt 

si, alse durch recht, 

die man sime herren 

so l e ,  de  w i l e  da t  

he sin man wesen 

wille unde sin gut 

hebben wille. 

W.-E. R. ed. Pau-

cker 6 § 4: 

So soll ok de man 

hulden u. schweren 

dem Koning sinem 

herren trew und 

holth tho wesen, 

alse eyn man 

von Rechte sy-

nem herrn wesen 

soll. 

W.-E. R. fehlt. 

Stockh. Handschrift: 

So sol de man 

sweren den Bischop 

und synem Stiffte 

getrw vnd holt tho 

syn, als ein man tho 

rechte synem herrn 

scha l ,  de  w i l e  he  

syn  man  i  s .  
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Sächsisches Lehnrecht 
Art. 22, § 2: 

Sus sal die man 

spreken ,  a l so  he  

sines gudes sint mit 

gewaldenen henden: 

here  ik  s inne  an  

jüksogedanesgu­

des, als ik mit 

rechte an jük ge­

bracht hebbe, und 

b iede  jük  mine  

manscap  dar  um-

me  enewerve ,  an -

derwerve ,  dr idde -

werve ,  unde  s e t t e  

des  juwe  man  to  

ge tüge .  

§ 3. Of die herre 

we igere t  mi t  un­

rechte, dat he ine 

to manne untva, di 

man sal behalden 

dat gut, dar he sine 

manscap umme ge-

baden hewet 

und ne darf nimmer 

des gudes mer ge-

sinnen, die wile he's 

levende vakünde he-

vet die man ne 

darf nicht ander-

werve bieden sine 

R. (fehlt.) Stockh. Handschrift: 

Wenn einer syn 

gudt willens is tho 

empfangende van sy­

nem herrn, dem Li-

schope ,  So  spreke  

a ldes :  her  j ck  syn-

ne  an  jw  sodanen  

g u d e s  a l s  i c h  

myth  ( recht )  ahn  

jw  gebracht  heb­

b e  u n d  b e d e j w  

m y n e M a n s c h o p  

e ine  wer f f ,  ander  

w e r f f ,  d r w d d e  

wer f f  vnd  se t t e  

ju  dusse  manne  

tho tuge .  Weiger t  

denn ehm de Bischop 

tho  unrechte ,  so  

zynne he aver em jar 

wederumb synn gudt. 

So ehn mach he sick 

nit versumen, wo he 

twe  des  S t i ch t s  

m a n  h e b b e  t h o  

tuge, de dat hordenn 

vnd Segenn, dat he 

syn gudt gesunnen, 

alse van rechte 

scholde. 
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Sachs. Lehnrecht: 
manscap, it ne si, 

dat ime sin ge-

tüch sterve. 

Ich weiß mir diesen engeren Zusammenhang des ält. livl. 

R.-R. mit dem Hildesheim'schen Recht und dem Sächsischen Lehn-
recht nicht anders zu erklären, als daß das älteste livländische 
Ritterrecht z u e r st die übereinstimmenden Stellen den verwandten 
Rechtsbüchem entnahm und das W.-E. Recht neben andern Aus-
lassungen einige von diesen Stellen überging, als es mit Zu-
grundelegung des ältesten livl. R.-R. zusammengestellt wurde. 
Die Annahme, daß das W.-E. Recht erst die entlehnten Stellen 

aus dem Hildesheim'schen Recht und dem sächsischen Lehnrecht 
aufgenommen, der Verfasser des ältesten livl. R.-R. das W.-E. 
Recht beinah wörtlich abgeschrieben und dann von Neuem das 

Hildesheim'sche Recht und das sächsische Lehnrecht benutzt habe, 
wäre doch schon zu complicirt, um wahrscheinlich zu sein. 

Endlich widerspricht der Behauptung vom höhern Alter 

des ältesten l iv l .  R.-R. die al lgemeine Lage der Dinge nicht: 

Einwanderer aus dem Stift Dorpat setzen sich in Wierland fest 

und werden nicht vertrieben^); die dänische Regierung, die im 

eignen Lande das Lehnrecht nicht begünstigt, gestattet in Ehstland 

erst 1252 ihren „homines" die Vererbung der Lehne (vergl. livl. 

Urkundenbuch 337), während aus Beispielen mit Sicherheit 

gefolgert werden kann, daß die Erblichkeit der Lehen in den 

livländischen Stiftern schon von Anfang an herrschte, in denen, 

wie z. B. im Stift Dorpat, schon im Jahre 1224 vielfache 

Belehnungen stattgefunden hatten. (Heinrich d. Lette XXVIII, 8). 

In geistlichen Dingen giebt dieses Stift ein Muster für das 

Bisthum Reval. Sodann führt, wie schon erwähnt, die Bor-

") C. Schirren, Kritik d. Lib. census to. Brevern, S. 85. 
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rede zum W.-E. Recht ausdrücklich an, daß die Rechtssätze des-

selben gleichmäßig26) in den Stiftern Riga, Oesel, Dorpat und 

der Brüder-Lande gegolten hätten. Ist diese Angabe genau — 

und dafür spricht schon die Uebereinstimmung der Rechtsbücher, — 

so hat in den letztgenannten Landesthei len es wenigstens ein 

geschriebenes Recht früher gegeben, denn sonst wäre bei den 49 

concise gefaßten Capiteln des W.-E. Rechts es dem Präfator 

desselben nicht möglich gewesen von einer zu seiner Zeit 

existirenden Uebereinstimmung der Rechte zu sprechen. 

Die hervorragende Stellung der Harrisch-Wierischen Vasallen, 

die durch verhältnißmäßig frühe Zeugnisse beglaubigt ist, führt 

nur zu leicht zu dem Schluß, daß auch in ihrem Kreise das erste 

livl. Lehnrecht entstanden sein müsse. Allein diesem Schluß sollte 

durch die vorhergehende Erörterung entgegengetreten werden. 

Derselbe beruht auf der unzulässigen Voraussetzung, daß die 

Ausbildung einer fest geschlossenen Vasallenschaft in den Stif-
lern nicht in demselben Maaße stattgefunden habe, wie in 

Hamen und Wierland. Unzulässig und von keinem Gewicht 

dürste diese Voraussetzung deshalb sein, weil eben aus dem 

Schweigen der Quellen bei größter Lückenhaftigkeit der Tradition 

nur ganz unsichere Schlüsse gezogen werden körnten27). 

2e) v. Bung e, Einl. S. 100, führt als Veranlassung dieser Gleich-
heit die Nachbarschaft LivlandS und das gleiche Gewohnheitsrecht an, welche? 
die Eingewanderten als Norddeutsche gemeinsam hatten. Nun gab es aber 
in Lehnfachen damals in Norddeutschland kein gemeinsames Gewohnheit?-
recht. Lehnrechte wie Dienstmannenrechte waren ihrer Zahl und Verschieden-
heit nach Legion. Auch würde ein gemeinsames norddeutsches Lehnrecht 
von dem livl. abgewichen sein. Weiß doch der neueste Rechtsstatistiker 
für das deutsche eheliche Güterrecht, R. Schröder, die in unseren 
(Land) Rechtsbüchern vorkommenden bezügl. Bestimmungen irgendeinem der 
hunderte von Rechten in Deutschland nicht anzuschließen, und erklärt die-
selben für einen Mischmasch, aus welchem er für die Charakteristrung 
deutscher StammeSrechte nichts zu gewinnen vermöge. (Siehe Borrede zum 
3. Bande.) 

") C. Schirren, zur Kritik i t . .  — Für die Existenz der dörptschen 
Vasallenschaft im Jahr 1248 vgl. livl. U.-B. 200 o», und für die Einigung der­
selben im Jahr 1304 vgl. livl. U.-B.; siehe indeß LUB. 439 v. 3. April 1274. 
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Das Resultat wäre also dieses: nach unserer heutigen 

Kenntniß erscheint es als das wahrscheinliche, daß das älteste 

livländische Ritterrecht für das Stift Dorpat ursprünglich bestimmt 

gewesen ist und daß die Uebereinstimmung desselben mit dem 

Waldemar-Erich'schen Recht derart zu erklären ist, daß das älteste 

livländische Ritterrecht die hauptsächlichste Quelle des Waldemar-

Erich'schen Rechts gebildet hat. Dieses Resultat dürfte auch 

nicht verrückt werden, wenn das Wiek-Oesel'sche Recht nachträglich 

in den Kreis der Vergleichung gezogen wird. 

Charakteristisch für das letztere ist die nähere Verwandtschast, 

die es im Gegensatz zum Brandis'schen ältesten Ritterrecht mit 

der Stockholmer Handschrift hat. Diese Verwandtschaft besteht 

hauptsächlich in folgenden Auslassungen: 
bei M 65 (ed. Paucker) fehlt in beiden „ob da heerweide ist, 

ist dakeins, man soll mit demselben keins machen 

n ff 98 desgl. „ob er will" (d. H. antworten) 

„ „ 99 „ist er aber über See so hat er Jahr und Tag" 

„ , 27 fehlen Lehnbriefe als Beweise 

„ „ 73 kommen zwei statt des einen Zeugen vor (im 

mittleren Ritterrecht ebenfalls 2 Zeugen) 

„ „ 66 findet Uebereinstimmung statt im Gegensatz zu 

diesem augenscheinlich verdorbenen Artikel des 

Brandis'schen Ritterrechts (ebensowenig wie das 

Wiek-Oeselche, das mittlere und neueste Ritterrecht). 

Die wesentlichste Uebereinstimmung findet sich aber bei 101, 

woselbst nur eine 2 malige 6 wöchentliche Frist vorkommt (siehe 
indeß bei Paucker, Nachtrag S. 227, wo eine andere 

Handschrist des Wiek-Oesel'schen Rechts die 3 malige Frist hat) und 

bei 106. In der Stockholmer Handschrift steht hier 2 Mal 14 

Nacht, im Wiek-Oesel'schen Recht bei 14 Tag und aber 14 Tag 

(statt 3 Mal 14 Nacht). In der von Paucker nachträglich 

verglichenen, soeben erwähnten andern Handschrift des Wiek-

Oesel'schen Ritterrechts, Seite 227, kommen indeß 3 Mal 14 Tage vor. 
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In den angeführten Stellen ist jedes Mal bemerkt, wenn 

die Stockholmer Handschrift und das Wiek-Oesel's^e Recht — bei 

ihrem Gegensatz zum Brandis'schen ältesten Ritterrecht — mit 

einem der andern Rechtsbücher übereinstimmen. Die Ueberein-

stimmung zwischen der Stockholmer Handschrift und dem Wiek-

Oesel'schen Recht im Gegensatz zum ältesten livl. Ritterrecht 

besteht, wie schon vorhin angedeutet, vornehmlich darin, daß sie 

einige Stellen des letztern gemeinsam ausgelassen haben. In 

Auslassungen dürfte indeß bei den mangelhaften, nicht einmal 

in der Originalsprache vorhandenen Texten des Wiek^Oesel'schen 

Rechts, keine sichere Stütze für die Vergleichung gefunden werden. 

Was sonst das Wiek-Ocsel'sche Recht und die Stockh. Handschrift 

allein gemeinsam haben, sind die angeführten 2 Fristen nach dem 

Mctnmcige. Aber auch hier vermag mit keiner Bestimmtheit 

erkannt zu werden, ob nicht an diesen Stellen nur eine zufällige 

Aehnlichkeit stattfindet, da eine andere Handschrist des Wiek-

Oesel'schen Rechts, wie angegeben, hier 3 Fristen hat. Die Artikel 

des Hildesh. und sächs. Lehnrechts, welche in der Stockholmer 

Handschrift vorkommen, finden sich übrigens auch im Wiek-

Oesel'schen Recht — Wenn Kürze eines Rechtsbuchs das Haupt-

sächliche Kriterium für sein höheres Alter wäre, so müßte das Wiek-

Oesel'sche Recht das älteste unter den verwandten Rechtsbüchern 

und deshalb auch älter als das W.-E. Recht sein. Jedenfalls 

steht es ihm im Alter ganz nahe, da es vom Bischof Herting 

(1310—1322) bestätigt ist. — Einen Altersvorzug zwischen dem 

ältesten livländischen Ritterrecht und dem Wiek-Oesel'schen Recht 

klar darzulegen, scheint jedoch wegen des vielfach als Mangel-

hast erwähnten Materials unmöglich zu sein. 

N. Scheeler. 

• • ~~^VXAAA/VI/WWV. 



lieber 

das Faustpfand im Konkurse 
nach 

p r o v i n z i e l l e m  R e c h t e .  

E i n l e i t u n g .  

Von der Praxis in Kurland wird — vornehmlich aus 

Grund der cornmissorialischen Decisionen vom Jahre 1717 ad 

desid. Art. 24 in fine — als feststehend betrachtet, daß der 

Faustpfandgläubiger ein im guten Glauben empfangenes Faust­

pfand an die Konkursmasse seines Schuldners nicht eher auszu­

liefern verbunden sei, als bis er für feine durch das Faustpfand 

besicherte Forderung an Kapital, Zinsen und Kosten befriedigt 

worden. 

Die Praxis in den Livl. Städten und namentlich in Riga 

stimmt hiermit — soviel mir bekannt ist — im Ganzen über-

ein, wiewohl es an Erkenntnissen nicht fehlen mag, die den 

Faustpfandgläubiger anweisen, das Faustpfand zur Konkursmasse 

einzuliefern unb seine Befriedigung, gleich anderen Pfand-

gläubigem, im Konkurse zu suchen. Daß auch die ältere Praxis 

des Livl. Hofgerichts dem Faustpfandgläubiger günstig gewesen, 

ergiebt sich aus Samson von Himmelstiem's Institutionen des 

Livl. Prozesses, woselbst im § 1355 unter Berufung auf 

mehrere Konwrsurtheile des Livl. Hofgerichts ausgesprochen ist, 
1 
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daß, „der auf ein in Gewahrsam abgegebenes Faust- oder Kasten-

Pfand gethane Vorschuß" in die erste Klasse der Gläubiger gehöre, 
in welche von Samson auch Separatisten, z. B. „die Miterben 
hinsichtlich deren in des Gemeinschuldners unbeweglichem Ver-
mögen einstehende Erbtheile" aufgenommen. 

Dagegen vertritt von Wahl in seinem „Konkursprozefse 

nach Livl. Landrechte" (Zeitschrift für Rechtswissenschaft, Jahr-

gang 4 Heft 2) die Ansicht, daß der Faustpfandgläubiger das 

Faustpfand zur Konkursmasse einzuliefern und seine Befriedigung 

in der dritten Klasse unter Konkurrenz mit den Privathypotheken 

zu suchen habe, mithin in jedem Falle erst nach Befriedigung 

der durch eine iugrossirte oder öffentliche Hypothek gesicherten 

Gläubiger zum Zuge kommen könne. Zur Begründung dieser 

Ansicht beruft sich von Wahl auf die neuere Doctrin des ge-

meinen Rechtes und auf die Note e Pag. 141 des Landtages, 

welche letztere auch diejenigen, die ein Pfandrecht „durch Besitz 

und Annehabung des Pfandes haben", im Konkurse den In-

habern nicht ingrossirter oder Privathypotheken gleichstelle, lieber-

dies — meint er — lasse sich gegen die Verpflichtung des 

Faustpfandgläubigers zur Auslieferung des Pfandobjects an die 

Konkursmasse höchstens nur die Anmerkung zum Art. 1491 deS 

Privatrechts 

„lieber die besonderen Rechte des Fanstpfandgläubigers im 

„Gläubigerkonkurse siehe den KonkurSproceß" 

anführen; es fei jedoch mit derselben nichts bewiesen, da sie die 

Deutung zulasse, daß unter „den besonderen .Rechten" des Faust­

pfandgläubigers im Konkurse nur die Bevorzugung desselben vor 

anderen (privilegirten chirographarischen und nicht privilegirten 

chirogravharischen) Gläubigern des Cridars, nicht aber eine 

privilegitte Stellung anderen Pfandgläubigern gegenüber ge-

meint sei. 

Gegen diese Deutung drängt sich sogleich der Einwand 

auf, daß, wenn jene Anmerkung wirklich nur eine Bevorzugung 
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des Faustpfandglänbigers vor anderen mit keinerlei Pfandrecht 

ausgerüsteten Gläubigern im Sinne hätte, unerklärlich wäre, 

weshalb die dem Faustpfandgläubiger im Konkurse zustehenden 

Rechte als besondere bezeichnet werden; denn der Vorzug einer 

durch ein Pfandrecht gesicherten Forderung vor einer Forderung, 

die weder zu den absolut privilegirten gehört, noch auch durch 

ein Pfandrecht geschützt wird, ist durchaus selbstverständlich und 

kann unmöglich als etwas Besonderes, von der bestehenden 

allgemeinen Regel Abweichendes, bezeichnet werden. Diesem 

Einwände kann jedoch nur eine negative Bedeutung zugeschrieben 

werden, und will ich daher in dem Nachfolgenden den Versuch 

macheu, aus der Geschichte des Pfandrechts, aus den positiven 

Bestimmungen des codificirten Privatrechts und aus der Natur 

des Konkursprocesses nachzuweisen, worin „die besonderen Rechte 

des Faustpfandglänbigers" bestehen, die das Privatrecht in der 

Anmerkung zum Art. 1491 vor Augen hat. 

§ 1. 

Dem deutschen Privatrechte war, wie aus dessen Geschichte 

hervorgeht, in älterer Zeit ein Pfandrecht ohne Uebertragnng des 

Besitzes der verpfändeten Sache auf den Pfandgläubiger über-

Haupt nicht bekannt, denn während die Satzung an Immobilien 

durch gerichtliche Auflassung begründet wurde und den Pfand-

gläubiger in den Besitz und Genuß des verpfändeten Immobil? 

setzte, war bei der Satzung an beweglicher Habe zwar nicht eine 

gerichtliche Auflassung, wohl aber die körperliche Uebergabe der 

Sache an den Gläubiger schlechterdings nothwendig zur Be-

gründung eines Pfandrechts. Die Satzung an Immobilien ging 

später in die sogenannte neuere Satzung über. Nach dieser ver-

blieb der Verpfänder zwar im Besitze und Genüsse des dem 

Pfandgläubiger aufgelassenen Grundstückes, der letztere erlangte 

aber vermöge der gerichtlichen Auflassung an dem Grundstücke 

ein dingliches Recht — Gewere — und war berechtigt, das 
V 
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Grundstück zur Realisirung seines Forderungsrechtes zu ver-

kaufen. Aus der neueren Satzung entwickelte sich unschwer das 
Fundament des jetzt üblichen Grund- und Hypothekenwesens, 
denn es lag nahe, an Stelle der gerichtlichen Auflassung öffent-

liche Grund- und Hypothekenbücher einzuführen und den Rechtssatz 
aufzustellen, daß jeder Eigenthum oder ein anderes dingliches 
Recht an Immobilien begründende Erwerbstitel in diese öffent-

lichen Bücher unter gerichtlicher Autorität eingetragen sein müsse, 
um dritten Personen gegenüber wirksam zu sein. 

Während so durch das Institut der Jugrossation für die 
Inhaber von Pfandrechten an Immobilien ein Ersatz für den 
Besitz des Psandobjects geschaffen war, vermochte dieses Institut 
den Inhabern von Pfandrechten an beweglicher Habe einen 
gleichen Ersatz nicht darzubieten. Die Natur des beweglichen 
Gutes machte es rein unmöglich, jeden Erwerb eines dinglichen 
Rechts an einer beweglichen Sache davon abhängig zu setzen, 
daß das den Erwerb begründende Rechtsgeschäft in einem öffent-
lichen Buche beurkundet sei. 

Wie in Deutschland, so ist nun zwar auch in den Ostsee-
Provinzen der alte Grundsatz, wonach ein Pfandrecht an be-
weglicher Habe nur durch Besitzübertragung entstehen konnte, 
durch den Einfluß des recipirten römischen Rechts längst durch-
Krochen worden. Zahlreiche Artikel des provinziellen Privatrechts 
anerkennen, daß an beweglicher Habe auch ohne Besitzüber-
tragung Pfandrechte in der Eigenschaft von General- und 
SpezialHypotheken bestehen können. Gleichwohl ist Jedermann 
bekannt, daß zwischen dem pignus und der hypotheca des 
römischen Rechts einerseits und zwischen dem Faustpfands und 
der Hypothek des provinziellen Rechts andererseits in Bezug 

auf die Wirkungen sehr erhebliche Verschiedenheiten stattfinden. 
Wenn ich nun überzeugt bin, daß diese Verschiedenheiten Haupt-
sächlich in der dem römischen Rechte fremden, in dem 
provinziellen Land- und Stadtrechte jedoch geltenden Regel: 
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„Hand muß Hand wahren" wurzeln, und daß von Wahl dem 

Faustpfandglänbiger die oberwähnte, meiner Ansicht nach unbe-

gründete Stellung im Konkurse angewiesen, weil er den großen 

Einfluß, den diese Regel auf die Gestaltung des provinziellen 

Pfandrechts ausgeübt bat, nicht genugsam gewürdiget, so werde 

ich hiedurch veranlaßt, vor Allem auf eine Erörterung über den 

Art. 923 des Privatrechts einzugehen, in welchem jene Regel 

ausgesprochen ist. 

§ 2. 

Der Art. 923 lautet: „Die Eigenthumsklage fällt ganz 

„weg, wenn der Eigentümer eine bewegliche Sache einem 

„Anderen anvertraut, z. B. geliehen, in Verwahrung ge­

geben versetzt oder auf andere Weise freiwillig weg-

„gegeben, und dieser Andere den Besitz wieder auf einen 

„Dritten übertragen hat. In diesem Falle kann sich der 

„Eigenthümer nur an den ersten Empfänger d. i. nur an 

„denjenigen halten, dem er die Sache anvertraut, nicht 

„aber an den dritten redlichen Besitzer der Sache." 

Nach dem klaren Wortverstande dieser Gesetzstelle hängt 

das Wegfallen der eine bewegliche Sache betreffenden Eigen-

thumsklage von dem Zusammentreffen der drei Erfordernisse 

ab, daß 

1. Der Eigenthümer der beweglichen Sache dieselbe einem 

Anderen freiwillig anvertraut, daß dieser 

2. Den Besitz der Sache auf einen Dritten überträgt — 

und daß 

3. Der Dritte, auf den der Besitz der Sache übertragen wird, 

sich in gutem Glauben befindet. 
Trifft eines der drei Erfordernisse in einem concreten Falle 

nicht zu, so kann auch von dem Wegfall der Eigenthumsklage 

nicht die Rede sein. Hiernach versteht sich von selbst, daß der 
Eigenthümer die Eigenthumsklage gegen jeden Besitzer geltend 
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machen kann, wenn er die bewegliche Sache nicht freiwillig weg-

gegeben, sondern sie ihm gestohlen oder geraubt worden ist oder 

er dieselbe verloren hat. 

Wie aber, wenn die bewegliche Sache nicht dem Eigen-

thümer, sondern dem ersten Empfänger verloren gegangen oder 

gestohlen oder geraubt worden ist? Auch in diesem Falle dürfte 

der Eigenthümer, wenigstens nach dem Wortverstande des Art. 

923 zur wirksamen Geltendmachung der Vindicatio» berechtigt 

bleiben, denn es fehlt an einem der drei Requisite, welche den 

Wegsall der Eigenthumsklage bedingen, nämlich an dem Requisit, 

daß der erste Empfänger den Besitz der Sache auf einen Dritten 

übertragen habe, worunter doch nur eine freiwillige lieber-

tragung verstanden werden kann. Diese Ansicht wird durch den 

Schlußsatz des Art.  923, wonach der Eigenthümer sich nur an 

den ersten Empfänger, nicht aber an den dritten redlichen 

Besitzer halten kann, keineswegs widerlegt. Da nämlich der 

Schlußsatz mit den Worten „in diesem Falle" eingeleitet ist, so 

hat das, was er bestimmt, nur dann Geltnng, wenn den drei 

vorher angegebenen Requisiten Genüge geschehen ist, was eben 

nicht behauptet werden kann, wenn der erste Empfänger die be-

wegliche Sache auf einen Anderen nicht freiwillig übertragen, 

sondern den Besitz derselben unfreiwillig verloren hat. Ich weiß 

wohl, daß diese Auffassung des Art. 923 mit den, der Regel 

„Hand muß Hand wahren" zu Grunde liegenden und von dem-

selben als Beleg citirten Quellen nicht übereinstimmt (Nergl. 

z. B. Pilt. Stat. Thl. II. Tit. 5, § 2). Da aber der Art. 923 

als Ausnahmebestimmung und Rechtssingularität nicht extensiv 

interpretirt werden darf und die Praxis überdies gewiß keinen 

Grund hat, der Regel „Hand muß Hand wahren" namentlich 

da, wo es nur auf Kosten der Sicherheit des Rechtsverkehrs 

geschehen kann, mehr Boden einzuräumen, als im positiven 

Siechte deutlich vorgeschrieben ist, so glaube ich, daß den ab-
weichenden Bestimmungen der Quellen schon dieserhalb keine 
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weitere Berücksichtigung gebührt. Hiebei versteht sich übrigens 

von selbst, daß ein Recht des Eigenthümers zur Vindicatio» 

einer dem ersten Empfänger gestohlenen oder geraubten oder ihm 

abhanden gekommenen beweglichen Sache dann nicht begründet 

erscheint, wenn die Sache in den Besitz Jemandes gelangt ist, 

der an derselben schon vor Anstellung der Vindicationsklage nach 

Maßgabe der darüber bestehenden Rechtsgrundsätze Eigenthum 

erworben hat. 

§ 3. 

Wenn Jemand gemäß Art. 923 den Besitz einer ihm vom 

Eigenthümer anvertrauten beweglichen Sache auf einen Andern 

überträgt, so kann das geschehen: 

a. entweder so, daß er sie dem Dritten auf Grund eines 

Rechtsgeschäfts tradirt, welches, wie die Miethe, das 

Commodat, das Depositum, die Verpfändung zc. je., weder 

auf Übertragung des Eigenthums gerichtet, noch auch zu 

solcher Uebertraguug gesetzlich geeignet ist — oder 

b. so, daß er in Folge eines Rechtsgeschäfts zur Tradition 

schreitet, welches, .wie der Verkauf, die Schenkung, der 

Tausch ic. K\ auf Uebertraguug des Eigenthums gerichtet 

und gesetzlich dazu augethan ist. 

In beiden Fällen greift offenbar die Regel: „Hand muß 

Hand wahren" Platz, denn die Anwendung derselben hängt, außer 

der bona fides desjenigen, auf den der Besitz übertragen wird, 

einfach von der freiwilligen Uebertraguug ab, ohne daß darauf 

etwas ankommt, ob er durch die Tradition der beweglichen Sache 

zum Eigenthümer oder nur znm Detentor der Sache gemacht 

werden soll. Hiebei kann ich nicht unberücksichtigt lassen, daß 

Professor Erdmann in seinem Aufsatze über die Vindikation be-

weglicher Sachen (Zeitschrift für Rechtswissenschaft Heft 3. 
Jahrgang 4. (Seite 311) die Frage: 
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„ob das Eigenthum des Klägers im Falle des Art. 923 

„erlösche, oder ob nur die Eigenthumsklage zeitweilig sistirt 

„werde?" 

aufgeworfen und unter Bezugnahme auf die Art. 828, 865 und 

4205 ganz allgemein dahin beantwortet hat, daß der Eigen­

thümer in dem Falle des Art. 923 seines Eigentumsrechtes 

verlustig gehe. Damit scheint behauptet zu sein, daß der Eigen-

thümer sein Eigenthum an der beweglichen Sache in beiden oben 

sub a und b aufgeführten Fällen, also auch unter der Voraus-

setznng einbüße, wenn die Tradition des ersten Empfängers weder 

aus Uebertragung des Eigenthums gerichtet war, noch auch auf 

einem Rechtsgrunde beruhte, der nach dem Art. 803 znm Eigen­

thumserwerbe geschickt ist. Hiernach würde z. B. der Eigen-

thümer, der einem Anderen ein Buch geliehen, seines Eigen-

thumsrechtes an dem Buche schon dadurch verlustig gehen, daß 

der Eommodatar das Buch einem Dritten als Faustpfand in 

Versatz giebt. Wer in diesem Falle ernsthaft einen Eigenthums-

Verlust annimmt, wird nothwendig zu der Konsequenz gedrängt, 

daß das Buch durch die Tradition an den Faustpfandgläubiger 

entweder in das Eigenthum des letzteren übergegangen oder aber 

herrenlos geworden sei. Da nun aber in dem gewählten 

Beispiele von einer Dereliktion schon wegen mangelnden animus 

derelinquendi (Art. 867) und von einem durch Tradition ver-

mittelten Eigenthumserwerbe schon wegen mangelnden Rechts-

grundes (Art. 803) schlechterdings nicht die Rede sein kann, so 

ist klar, daß die von Seiten des Commodatars vollzogene 

Tradition des Buches an den Faustpfandgläubiger den Eigen-

thümer seines Eigenthumsrechtes keineswegs beraubt, vielmehr 

für den Eigenthümer nur die Folge hat, daß sein Vindications-

recht während der Besitzzeit des gutgläubigen Faustpfand-

glänbigers diesem letzteren gegenüber wirkungslos ist. Was so 

eben für das gewählte Beispiel nachgewiesen worden, hat ans 

gleichem Grunde in allen Fällen Geltung, wo der erste 
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Empfänger mit Übertragung des Besitzes der ihm anvertrauten 

Sache auf den Dritten keinerlei Veräußerung verbindet, wie denn 

auch gewiß Niemand behaupten wird, daß der Eigenthümer in 

dem obigen Beispiele das Eigenthumsrecht an dem verliehenen 

Buche durch einen neuen Erwerbsact wiedererlangt habe, 

wenn der Commodatar das Buch von dem Faustpfandgläubiger 

einlöst und der Eigenthümer sich das Buch dann wieder ver-

möge der ihm ans dem Commodat zustehenden Vertragsklage von 

dem ersten Empfänger restituiren läßt. Dieses Ergebniß steht 

übrigens durchaus nicht in Widerspruch mit den Artikeln des 

Privatrechts, auf welche Erdmann sich berufen hat. 

Ausgehend von dem Art. 828, dem zu Folge die Ersitzung 

in allen Fällen, wo schon aus anderen Gründen eine Klage auf 

Herausgabe einer beweglichen Sache gegen jeden dritten Besitzer 

nicht zuläsiig ist, von selbst wegfallen soll — argumentirt 

Erdmann: Da die Ersitzung hiernach in allen von der Regel 

„Hand muß Hand wahren" beherrschten Fällen wegfalle, dieses 

aber deshalb geschehe, weil dem dritten Besitzer schon aus anderen 

Gründen dasjenige geboten werde, was ihm die Ersitzung erst 

nach Ablauf einer bestimmten Zeit zu gewähren vermöge, nämlich 

das Eigenthum, so folge ans dem Art. 828, daß der Eigen­

thümer in den, der Regel „Hand muß Hand wahren" unter-

liegenden Fällen, seines Eigenthumsrechtes verlustig gehe. Es 

ist jedoch diese Folgerung in Bezug auf alle diejenigen Fälle 

unberecktigt, in denen der erste Empfänger mit der Tradition 

der ihm anvertrauten beweglichen Sache keine Veräußerung der 

letzteren verbunden hat, also wenn er mit der beweglichen Sache 

einem Dritten ein Faustpfand bestellt, oder sie ihm leiht, ver-

miethet, zur Verwahrung übergiebt :c. ?c. Da nämlich in diesen 

Fällen der Besitz des Dritten nicht auf einem an sich zur Ver-

schaffung des Eigenthums wohlgeeigneten Rechtstitel beruht und 

der Dritte hier überdies nicht Besitzer im eigenen Namen, 

fondern bloß Stellvertreter fremden Besitzes ist, ein im fremden 
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Namen ausgeübter und eines Justus titulus entbehrender Besitz 

aber nach den Art. 831 und 828 niemals zur Ersitzung sühren 

kann, so fällt die Ersitzung in den bezeichneten Fällen garnicht 

wegen der Regel „Hand muß Hand wahren," sondern einfach 

deshalb weg, weil der betreffende dritte Besitzer sich überhaupt 

nicht in statu usucapionis befindet, wie das ganz unzweideutig 

ausgesprochen ist in dem allegirten Art. 831: 

„Verpfändete, geliehene, in Verwahrung oder zur Nutz-

„oder Fruchtnießung gegebene Sachen können ebensowenig 

„von den Gläubigern, Entlehnern, Verwahrern, Frucht-

„und Nutznießern, als von ihren Erben ersessen werden, 

„weil sie nicht Besitzer im eigenen Namen, sondern Stell-

„Vertreter fremden Besitzes sind." 

Diese Bestimmung findet selbstverständlich auch An-
Wendung, wenn die vom Eigenthümer verpfändete, geliehene zc. 

Sache von dem ersten Empfänger weiter verpfändet, weiter ge-

liehen, weiter in Nutz- oder Fruchtnießung gegeben wird, denn 

der dritte Besitzer ist doch auch unter dieser Voraussetzung 

Besitzer im fremden Namen und befindet sich deshalb nicht in 
statu usucapionis. 

Würde nun hiernach in den fraglichen Fällen von einer 

Ersitzung auf Seiten des Besitzers auch dann nicht die Siebe 

sein können, wenn die Regel: „Hand muß Hand wahren" über­

haupt garnicht existirte, so kann auch der Umstand, daß die Er-

fitzung in denselben Fällen wegfällt, unmöglich als Beweis dafür 

angeführt werden, daß der Dritte schon durch den auf ihn über-

tragenen Besitz auch das Eigenthum an der trabirten Sache 

erwerbe: ans ber Unmöglichkeit einer Ersitzung in ben beregten 

Fällen folgt vielmehr umgekehrt, baß bem Eigenthümer sein 

Eigentumsrecht an ber freiwillig weggegebenen Sache ohn-

geachtet dessen verbleibt, daß diese von dem ersten Empfänger 

zwar nicht veräußert, aber doch einem Dritten trabirt worden ist. 
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Eine Ausnahme hievon wird auch durch den Art. 865 

nicht begründet, wie ich im nächsten Paragraph zu zeigen Ge-

legenheit haben werde. Gleich hier aber glaube ich bemerken zu 

müssen, daß der dritte von Erdmann angezogene Artikel, nämlich 

Art. 4205, die Sache garnicht trifft und wohl nur in Folge eines 

Schreib- oder Druckfehlers Platz gefunden hat. Vermutlich hat 

Erdmann den Art. 3839 im Sinne gehabt, von welchem gleich-

falls weiter unten die Siebe sein soll. 

§ 4. 

Bisher habe ich nur solche ber Regel: „Hand muß Hand 

wahren" unterliegenden Fälle vor Augen gehabt, in denen der 

erste Empfänger die ihm anvertraute bewegliche Sache einem 

Dritten tradirt, ohne sie an ihn zu veräußern. Ganz anders 

verhält sich die Sache, wenn ber erste Empfänger mit ber 

Trabitiou eine Veräußerung verbinbet, bei welcher sich ber er-

werbenbe Dritte in bona fide befindet. In Fällen bieser Art 

stimme ich Erbmann ganz bei. Ihm haben an ber bezeichneten 

Stelle seines oberwähnten Aufsatzes wahrscheinlich nur Fälle 

bieser Art vorgeschwebt unb bas von mir im Hinblick auf Fälle 

anberer Art Dargelegte hat er vielleicht als ganz selbstverstänblich 

angesehen. Mir aber erscheint wieder aus der Natur der Sache 

von selbst zu folgen, daß ber gutgläubige Dritte, bem ber erste 

Empfänger die anvertraute bewegliche Sache mittelst eines zur 

Uebertraguug des Eigenthums geschickten Rechtsgeschäfts veräußert 

und tradirt hat, an der fraglichen Sache gleich mit dem Moment 

ber Trabition volles Eigenthum erwerbe unb daß in demselben 

Momente bas Eigenthum desjenigen erlösche, ber bem ersten 

Empfänger bie Sache anvertraut hat. Dies ergiebt sich aus ber 

Erwägung, baß überhaupt Niemand denkbar ist, ber die Sache 

bem neuen Erwerber mit Erfolg abforbern könnte. Der bisherige 

Eigenthümer vermag bies nicht, weil ber neue Erwerber sich burch 

Berufung auf bie Ziegel: „Hand muß Hand wahren" gegen die 
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Vindicatio» zu schützen vermag und ein persönliches Vertrags-

Verhältnis  ̂ aus welchem gegen den neuen Erwerber auf Aus-

antwortung der Sache wirksam geklagt werden könnte, nicht vor-

Händen ist. Ebenso erfolglos wäre eine Klage des Veräußerers, 

indem derselben die Einrede der rechtsförmlich stattgehabten 

Veräußerung entgegensteht, wie jeder Zweifelnde aus dem 

Art. 3839 entnehmen kann, welcher bestimmt, daß eine Aus-

nähme von der (die Veräußerung fremder Sachen betreffenden) 

Negel von den Fällen gebildet werde, in welchen der Grundsatz 

Hand muß Hand wahren" zur Anwendung komme: hier bleibe 

der Kaufcontract über eine fremde Sache auch dann gült ig, 

wenn der Verkauf ohne Wissen und Willen des Eigentümers 

erfolgt sei und könne der Eigenthümer sich bloß an den Ver-

käufer halten. 

Daß in dieser Bestimmung ein Kaufgeschäft gemeint sei, 

in Folge dessen die veräußerte bewegliche Sache dem Käufer 

bereits zum Zweck der Eigenthumsübertragung tradirt worden, 

leuchtet von selbst ein, weil von einer Anwendung des Grund-

fOtzes „Hand muß Hand wahren" vor vollzogener Tradition nach 

Art. 923 nicht die Rede sein kann. Nicht weniger gewiß dürfte 

sein, daß das, was in dem Art. 3839 hinsichtlich des Verkaufs 

fremder beweglicher Sachen vorgeschrieben ist, auch für die anderen 

Formen der Veräußerung (Tausch, Schenkung ?c.) gelten muß, 

weil die ratio des eben erwähnten Artikels bei allen Formen der 

Veräußerung fremder beweglicher Sachen zutrifft. Einen weiteren 

Anhalt für die behauptete Folge der Veräußerung der in Rede 

stehenden Sachen bietet endlich der Art. 865 dar, dessen Be­

leuchtung oben vorbehalten wurde. 

In den Artikeln 862—866 über den Beweis der Ersitzung 

handelnd, stellt das Privatrecht in dem Art. 863 die allgemeine 

Negel auf, daß dem Ersitzenden — im Falle eines Streites 

darüber — icr Beweis des Nechtsgrundes obliege, auf welchem 

der Besitzerwerb beruhe. Darauf wird in dem Art. 864 für daS 
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estländische Landrecht die Ausnahme constatirt, daß derjenige, 

wider den die Ersitzung läuft, zu beweisen habe, daß der Besitzer 

mit gutem Glauben und Titel die Sache nicht erlangt habe. 

Wird nun der Art.  865: 

„Das Estländische Stadtrecht fordert bei beweglichen Sachen 

„von dem Erwerbenden keinen Beweis des Nechtsgrundes. 

„Wer einen solchen nachweisen kann, erwirbt sofort das 

„Eigenthum an der Sache, ohne daß es einer Ersitzung 

bedarf" 

seiner Bedeutung nach geprüft, so stellt sich der erste Satz bloß 

als eine die Nertheilung der Beweislast betreffende, processualische 

Ausnahme-Vestimmung dar, durch welche die Notwendigkeit 

eines Nechtsgrundes bei der Ersitzung beweglicher Sachen keines-

wegs in Abrede genommen, sondern nur ausgesprochen wird, daß 

nach estländischem Stadtrechte der Besitz einer beweglichen Sache, 

gerade so wie nach estländischem Landrechte der Besitz überhaupt, 

die Präsumtion für sich habe, auf einem zur Ersitzung geeigneten 

Nechtsgruude (Art. 830) zu beruhen. Hiebei bleibt natürlich 

demjenigen, gegen den die Ersitzung behauptet wird, ebenso wie 

nach estländische» Landrechte, offen, seinerseits die Zurückweisung 

der Ersitzuugseiurede durch den Nachweis herbeizuführen, daß der 

Besitzer mit gutem Glauben und Titel die Sache nicht er-

langt habe. 

Was den zweiten Satz des Art. 865 anbelangt, so können 

die Fälle, die sich demselben dem Wortverstande nach snbsummiren 

lassen, sehr verschiedener Art sein. Es lassen sich zunächst Fälle 
denken, in denen der Besitz des Erwerbers auf einer Leräuße-

ruug beruht, zu welcher Jemand ungeachtet dessen geschritten, daß 

ihm die veräußerte bewegliche Sache von dem Eigenthümer bloß 

geliehen, als Kastenpfand übergeben oder in anderer Weise an-

vertraut war. Sodann lassen sich wieder Fälle denken, in denen 

der Besitz des Erwerbers auf einem Nechtstitel beruht, in dessen 

Entstehungsgeschichte der Thatumstaud, daß die fragliche bewegliche 
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Sache von dem Eigenthümer einem Anderen anvertraut worden 

und daß dieser das ihm geschenkte Vertrauen gebrochen, gar keine 

Nolle spielt, z. B. wenn die bewegliche Sache dem Eigenthümer 

gestohlen wurde und der Dieb sie einem Dritten verkaufte. 

Da in Fällen der elfteren Art die Negel „Hand muß Hand 

wahren" zur Anwendung kommt und den Eigenthümer, wie für 

die Gegenwart, so für die Zukunft der Möglichkeit einer wirk-

samen Geltendmachung des Eigenthumsrechts an der juiwillig 

weggegebenen beweglichen Sache beraubt, so ist es ganz consequent, 

daß der Art. 865 in Fällen dieser Art den Nachweis des dem 

Besitz zu Grunde liegenden Rechtstitels dem Nachweise des er-

worbenen Eigenthums gleichachtet. Ebenso gewiß dürfte sein, 

daß der zweite Satz des Art. 865 insofern, als sich ihm Fälle 

der in Rede stehenden Art subsummiren lassen, garnicht etwas 

dem estländischen Stadtrechte Eigentümliches bestimmt, denn die 

ofterwähnte Regel hat nach dem Privatrecht für alle provinziellen 

Nechtsgebiete Geltung und ist in den estländischen Städten 

nicht von anderen rechtlichen Wirkungen begleitet, als in den 

sonstigen Rechtsgebieten. Insofern aber als die Fassung jenes 

zweiten Satzes des Art. 865 eine so allgemein gehaltene ist, daß 

ihm auch der Regel „Hand muß Hand wahren" nicht unter-

liegende Fälle subsummirt werden müssen, liegt, wie schon 

Erdmann am angeführten Orte hervorgehoben, allerdings eine 

Specialität des estländischen Stadtrechts vor, denn daß ein den 

Besitzer zur Ersitzung befähigender Nechtstitel (Art. 829) mit 

einem den sofortigen Eigenthumserwerb (im Falle statt-

findender Tradition) begründenden Rechtstitel (Art. 803) in 

Bezug auf bewegliche Sachen unter allen Umständen den 

Wirkungen nach identisch sei, erscheint als eine Nechtsbewandtniß, 

die jedenfalls den anderen Rechtsgebieten völlig fremd ist. Aber 

auch für das estländische Stadtrecht dürfte sie nur durch eine 

Wortfassung hervorgerufen sein, in der mehr gesagt, als vom 

Gesetzgeber zu sagen beabsichtigt worden ist. Die beiden nach­



15 

folgenden Beispiele werden das Behauptete hoffentlich hinreichend 

rechtfertigen. Dem A. wird ein Pferd gestohlen. Der Dieb 

verkauft es an B. Nachdem A. von dem Besitzer des Pferdes 

Kenntniß erlangt hat, stellt er vor Ablauf der Verjährungszeit 

eine Vindicatiosklage gegen B. an. Dieser beweist seinen Rechts-

gruud, nämlich daß er das Pferd von dem Diebe gekauft habe. 

Hieraus folgt nach Art. 865, daß der Richter den A. abweisen 

und den B. als rechtmäßigen Eigenthümer des Pferdes aner-

kennen muß, obschon darin eine entschiedene Begünstigung des 

Diebstahls enthalten ist. Oder man denke sich, daß A. dem B. 

eine Uhr leiht, daß E. als Intestaterbe des darauf gestorbenen 

B. die Uhr in dessen Nachlaß vorfindet und sie in Besitz nimmt, 

weil er der Meinung ist, daß sie B's Eigenthum gewesen. 

Wenn nun A. die Uhr vor Ablauf der Verjährungszeit ümbicirt 

und C. den Nechtsgruud seines Besitzes nachweist, so muß der 

Richter den ersteren auf Grund der Art. 865 und 830 

P. 3 abweisen. Sollte eine derartige Rechtspflege jemals 

in den estländischen Städten wirklich in Scene gesetzt 
worden sein? 

§ 5. 

In dem mehrfach erwähnten Art. 923 ist der Regel 

„Hand muß Hand wahren" nur eine Anwendung auf die rei 

vindicatio gegeben. Allein da schon im römischem Rechte die 

actio liypothecaria als eine vindicatio pignoris bezeichnet und 

dadurch mit der Eigenthumsklage in Parallele gestellt wird, so 

wäre es gewiß auffallend, wenn das provinzielle Recht jener 

Regel keine Anwendung auf das Pfandrecht gegeben hätte, welches 

doch ein viel weniger umfassendes dingliches Recht ist als das 

Eigenthum. Eine analoge Anwendung eben jener Regel auf das 

Faustpfand bietet keine Schwierigkeiten dar. Wie sich aber eine 

analoge Anwendung auf die Hypothek an Mobilien motivireu 
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lasse, kann deshalb fraglich sein, weil bei derselben der Eigen-

thümer oder Verpfänder im Besitz der verpfändeten Sache bleibt 

und es mithin gerade an der für die analoge Anwendung noth-

wendigen Voraussetzung, nämlich daß der Pfandgläubiger den 

Besitz der verpfändeten Sache auf einen Dritten freiwillig über-

tragen habe, zu fehlen scheint. Allein wie da, wo in einem 

Lande zwei einander begrifflich ausschließende Nechtsinstitute mit 

einander um die Alleinherrschaft kämpfen, der Ausgang des 

Kampfes selten in der völligen Verdrängung des einen Instituts 

durch das andere, sondern meistentheils darin zn bestehen pflegt, 

daß durch Veränderung und Verschmelzung beider Institute 

etwas Drittes zu Tage tritt, welches zwar an das eine wie an 

das andere Institut erinnert, dennoch aber etwas durchaus 

Anderes ist; so scheint es auch in dem Kampfe zwischen dem 

Faustpfand des deutschen Rechts und der römischen Hypothek an 

Mobilien gegangen zu sein. 

Während in den Ostseeprovinzen vor Reception des römischen 

Rechts die Uebertraguug des Besitzes des Psandobjects auf den 

Pfandgläubiger zum Begriffe eines Pfandrechts an beweglichen 

Sachen gehörte, trat bei Reception des römischen Rechts in der 

Hypothek an Mobilien ein Pfandrecht auf den Schauplatz, zu 

dessen Wesen der Umstand gehört, daß das Pfandobject im Besitze 

des Verpfänders verbleibt. Um nun eines Theils wenigstens im 

Prinzip der festgewurzelten Berechtigung des Pfandgläubigers zum 

Besitz der verpfändeten beweglichen Sache treu zu bleiben und 

um anderen Theils der römischen Hypothek rechtlichen Effect bei-

zumessen, gab man der zwischen beiden Gegensätzen versöhnenden 

Anschauung Raum, daß der sich mit Bestellung einer Hypothek 

an Mobilien begnügende Pfandgläubiger so anzusehen sei, als 

habe er die verpfändete bewegliche Sache freiwillig im Besitz des 

Verpfänders zurückgelassen oder, mit anderen Worten, als habe 

er sie demselben anvertraut — eine Anschauung, die übrigens in 

dem Art. 1436 des Privatrechts in den Worten: 
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„wenn die verpfändete Sache eine bewegliche war, der 

„Gläubiger sie nicht als Faustpfand in Besitz erhielt, sondern 

„ in den Händen des Schuldners l ieß —" 

deutlich genug nachklingt. Diese Anschauung führte dann ganz 

von selbst dahin, den Besteller einer Hypothek an einer beweg-

Iichen Sache in Bezug auf die Regel „Hand muß Hand wahren" 

mit Demjenigen, dem eine bewegliche Sache von dem Eigen-

thumer anvertraut ist, auf eine Linie zu stellen und daher auch 

die actio hypothecaria ex analogia denselben Beschränkungen 

hinsichtlich der Verfolgbarkeit gegen den gutgläubigen dritten 

Besitzer zu unterwerfen, denen die rei vindicatio in Folge der­

selben Regel unterliegt. Soll diese Behauptung mehr als eine 

bloße Hypothese sein, so muß sich aus positiven Bestimmungen 

des Privatrechts darthun lassen: 

1. daß der Hypothekgläubiger dann, wenn der Besteller der 

Hypothek die verhaftete bewegliche Sache freiwillig an 

einen Dritten veräußert, sein Pfandrecht ebenso einbüßt, 

wie solches dem Obigen nach aus Seiten des Eigenthümers 

hinsichtlich dessen Eigenthumsrechts in dem Falle geschieht, 

wenn der erste Empfänger die vom Eigenthümer ihm an­

vertraute bewegliche Sache freiwillig veräußert — und 

2. daß, wenn der Besteller der Hopothek den Besitz der ver-

pfändeten Sache, ohne damit eine Veräußerung zu ver-

binden, auf einen Dritten übertragt, dies zwar nicht das 

Erlöschen der Hypothek zur Folge habe, wohl aber den 

Hypothekgläubiger an der Verfolgung seiner actio 

hypothecaria gegen den gutgläubigen dritten Besitzer ebenso 

hindere, wie der Eigenthümer in dem analogen Falle an 

der Verfolgung seines Eigentumsrechts gegen den dritten 

Besitzer in bona ftde gehindert ist. 

ad 1. Der Beweis des ersten Punktes ist leicht zu erbringen; 

denn obschon die römische Hypothek durch freiwillige Ver-

Äußerung ber verhafteten beweglichen Sache Seitens des 
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Verpfänders weder in ihrem Fortbestande eine Beein-

trächtigung, noch in ihrer Verfolgbarkeit gegen den dritten 

Besitzer eine Beschränkung erfährt, findet sich, ganz ab-

weichend vom römischen Rechte, für die provinzielle 

Hypothek an einer beweglichen Sache in dem Art. 1436 

folgende, unser thema probandum in dürren Worten be-

weisende Sonderbestimmung: 

„Auch eine ohne Wissen des Pfandgläubigers erfolgte Ver-

„äußerung der verpfändeten Sache hebt das Pfandrecht an 

„derselben auf, wenn die verpfändete Sache eine bewegliche 

„war, der Gläubiger dieselbe nicht als Faustpfand in Besitz 

„erhielt, sondern in den Händen des Schuldners ließ, letzterer 

„sie freiwillig veräußerte, und der neue Erwerber sich im 

„guten Glauben befand und von der Verpfändung nichts 

„wußte." 

Zugleich ist gewiß, daß dieser Bestimmung die Regel 

„Hand muß Hand wahren" als ratio legis zu Grunde liegt, 

denn der Art. 1436 citirt den diese Regel zum Ausdruck 

bringenden Art. 923 als Beleg und bestätigt außerdem durch den 

von ihm verfolgten Gedankengang die Richtigkeit der Hypothese, 

daß das Privatrecht den Hypothekengläubiger da, wo es sich um 

eine Hypothek an einer beweglichen Sache handelt, so ansehe, 

als habe er dieselbe dem Besteller der Hypothek anvertraut, 

ad 2. Was den zweiten Punkt betrifft, so glaube ich mich mit 

gutem Grunde berufen zu können auf den Art. 1377, 

welcher lautet: 

„An einer jeden einzelnen zu einer Sachengesammtheit 

„gehörigen beweglichen Sache erwirbt der Pfandgläubiger 

„— wenn mit der Verpfändung nicht zugleich Besitzüber-

„tragung verbunden ist — keineswegs ein dingliches gegen 

„jeden dritten Besitzer verfolgbares Recht; vielmehr Hört 

„das Pfandrecht an jeder ans der Gesammtheit veräußerten 

„beweglichen Sache mit der Veräußerung auf, und es gilt 
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„nur dasjenige als verpfändet, was zur Zeit der Geltend-

„machung des Pfandrechts noch wirklich in der Gesammt-

„heit befindlich ist." 
Professor Erdmann hat diesem Artikel eine Deutung ge-

geben, mit der ich mich nicht einverstanden erklären kann. 

Zur Begründung der Behauptung, daß im Falle des vor­

stehenden Artikels ausnahmsweise bona fides auf Seiten des 

Erwerbers der veräußerten beweglichen Sache nicht erforderlich 

sei, führt Erdmann 1. c. aus: 
Diese Ausnahme von der allgemeinen Regel sei nur eine 

scheinbare, weil sie sich aus der vielfach vertretenen Theorie, als 

gelte bei General- und Universalhypotheken die einzelne Sache 

nicht als verpfändet, erkläre, denn daß diese Theorie bei dem 

Art. 1377 zur Geltung gekommen sei, dafür spreche außer dem 

Citat (Lex. 34 prin. Dig. de pign. XX. I.) die Ausdrucksweise 

des Artikels selbst, welcher nicht direct von der Erlöschung des 

Pfandrechts durch Veräußerung an einen Dritten rede, sondern 

von vornherein den Pfandgläubiger an den einzelnen Gegen-

ständen gar kein Pfandrecht erwerben lasse. 

Die bezogene Digesten-Stelle enthält in Bezug auf die 
Verpfändung eines Waarenlagers allerdings die Ausnahme, daß 

immer nur die im Augenblicke der Geltendmachung der Pfand-
klage in dem Waarenlager vorhandenen, nicht aber die bereits 
veräußerten Sachen als verpfändet gelten sollen. 

Allein mit welchem Rechte einige ältere Rechtslehrrr diese 

eine Ausnahme im Bereich des römischen Rechts zur Regel 

erheben wollen, ist umsoweniger einzusehen, als sie sich aus der 

Natur der Sache erklärt, indem die Verpfändung eines Waaren-

lagers den Verkauf der einzelnen Stücke «nicht hindern soll, 

Zedermann aber vom Kaufe von Haus aus abgeschreckt werden 

würde, wenn er die Erstehung von Gegenständen befürchten 

müßte, an denen dritten Personen wirksame Pfandrechte zustehen. 

(Vergl. Arndt's Pand. § 368 und Puchta's Pandect. § *204 
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Anmerk. d.) Hierdurch ist Erdmann freilich noch nicht wider-

legt, denn er sagt nicht, daß die Theorie, auf die er sich bezogen, 

eine richtige sei, sondern nur, daß sie vielfach vertreten und bei 

dem Art. 1377 zur Geltung gekommen sei. Wäre letzteres der 

Fall, so ließe sich nicht begreifen, wie das Privatrecht dazu 

komme, sich zur Begründung dieses Artikels auf „ein Ge-

wohnheitsrecht" zu berufen, „welches auf den zum Art. 923 

citirten Rechtsquellen beruhe". Da diese, die Regel „Hand muß 

Hand wahren" behandelnden Rechtsquellen auf einem ganz 

anderen, dem römischen Rechte fremden Motiv beruhen, als die 

Lex. 34p. Dig. XX. I., so kann nur das eine oder das andere 

Eitat als Rechtfertigungsgrund des Art. 1377 angesehen werden, 

niemals aber dürfen beide Citate zugleich als Rechtfertigungs-

grund gelten. Eben daher hat das Privatrecht die beiden Citate 

auch gar nicht als gleichberechtigte neben einander gestellt, 

denn aus der zum Art. 1377 gehörigen Quellenangabe: 

„Gewohnheitsrecht, beruhend auf den zum Art. 923 citirten 

„Rechtsquellen. S. auch Lex. 34 pr. D. des pig. et hyp. 

„(XX. I.). 

geht deutlich hervor, daß ein aus der Regel „Hand muß Hand 

wahren" hervorgegangenes Gewohnheitsrecht als maßgebende 

Grundlage des Art. 1377 bezeichnet, auf die römische Lex aber 

nur beiläufig mit einem „Siehe auch" hingewiesen worden, viel-

leicht um anzudeuten, daß das römische Recht in der hier 

fraglichen Hinsicht in einem besondern Falle, nämlich bei der 

Verpfändung eines Waarenlagers, mit dem provinciellen Rechte, 

wenigstens dem praktischen Erfolge nach, übereinstimme. 

Wenn ferner Erdmann sich zum Beweise seiner Behauptung 

auf den Wortverstand des Art. 1377 beruft, so muß ich bekennen, 

daß ich an der Hand des Wortverstandes nur zu dem entgegen-

gesetzten Ergebniß zu gelangen vermag. Einmal ist in dem 

zweiten, mit den Worten „vielmehr hört" beginnenden Satze des 

Art. 1377 deutlich ausgesprochen, daß das Pfandrecht an jeder 
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aus der Gesammtheit veräußerten Sache mit der Veräuße-

rung aufhöre, woraus doch mit Evidenz folgt, daß an der 

einzelnen Sache vor der Veräußerung ein Pfandrecht bestanden 

hat. Sodann stellt der erste Satz des Artikels durchaus nicht die 

Existenz einer an der einzelnen Sache bestehenden Hypothek in 

Abrede, sondern verneint nur die Verfolgbarkeit dieser Hypothek 

gegen jeden dritten Besitzer, beschreibt sie mithin implicite als 

eine solche, die dem Hypothek-Gläubiger nur gegen den im Besitz 

befindlichen Besteller der Hypothek, nicht aber gegen den dritten 

Besitzer zusteht, was die Richtigkeit der oben sub 2 aufgestellten 

Behauptung beweist und wiederum bestätigt, daß das Privat-

recht nicht allein den Besteller einer Hypothek an einer beweglichen 

Sache so ansieht, als sei ihm diese Sache von dem Hypothek-

gläubiger anvertraut, sondern die Regel „Hand muß Hand 

wahren" gewohnheitsrechtlich auch auf den Fall anwendet, wenn 

der Besteller der Hypothek den Besitz der in seinen Händen 

zurückgelassenen beweglichen Sache auf einen Dritten überträgt, 

ohne mit der Tradition eine Veräußerung zu verbinden. Indem 

nun aber diese ratio der Anwendung unserer Regel ebenso zutrifft, 

wenn es sich um die Hypothek an einer speciell verpfändeten 

oder an einer zu einem generaliter verpfändeten Gesammtver-

mögen gehörigen beweglichen Sache handelt, (wie der Art. 1381 

beweist, der sich wiederum auf das zur Begründung des Art. 1377 

angezogene Gewohnheitsrecht beruft), so gelangt man zu dem 

allgemeinen Satze, daß nach dem Privatrechte eine an einer be-

weglichen Sache bestellte Hypothek wegen mangelnder Verfolg-

barkeit derselben gegen den gutgläubigen dritten Besitzer diesem 

letzteren gegenüber als garnicht vorhanden anzusehen sei. 

Hiegegen wird vielleicht eingewandt werden, daß in den 

Art. 1377 und 1381 von einer bona fides auf Seiten des neuen 

Erwerbers, beziehungsweise dritten Besitzers nicht die Rede sei, 

wie schon Erdmann wenigstens in Betreff des Artikels 1377 

hevorgehoben; allein weil in diesen Artikeln dem Eigenthümer 
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der Sachengesammtheit, beziehungsweise des Gesammtvermögens 

ausnahmsweise die Veräußerung und Verpfändung einzelner 

zur universitus gehörigen beweglichen Sachen ausdrücklich gestattet 

ist, so folgt daraus, daß in den Fällen der beiden obigen Artikel 

der neue Erwerber resp. der dritte Besitzer sich überhaupt niemals 

in mala fide befinden könne. 

Mit dem oben gewonnenen allgemeinen Satze, wie mit der 

Unerläßlichkeit des Requisits der bona fides stimmt auch das 

überein, was von Bunge in seinen dogmatischen Bearbeitungen 

des provinziellen Privatrechts hinsichtlich der Regel „Hand muß 

Hand wahren" lehrt. Während er in dem § 144 des Liv- und 

Estländischen Privatrechts vorträgt, daß an einer einzelnen be-

weglichen Sache ein Pfandrecht nur erworben werden könne, 

wenn sie dem Gläubiger als Kastenpfand in Besitz gegeben werde 

und daß daher eine Hypothek an einzelnen Mobilien unwirksam 

sei, erweitert er diesen Satz im § 142 seines später erschienenen 

Cnrländischen Privatrechtes wenigstens für das freiwillige, durch 

Vertrag oder Testament entstandene Pfandrecht dahin, daß die 

Unwirksamkeit einer Hypothek an einzelnen Mobilien nur dem 

dritten Besitzer im guten Glauben gegenüber Geltung habe. 

Daselbst heißt es: 

„Eine Folge des Grundsatzes „Hand muß Hand wahren" 

„ist es, daß an einer beweglichen Sache der Pfandgläubiger 

„ein wirksames Pfandrecht nur erwirbt, wenn ihm die 

„Sache als Faustpfand in Besitz gegeben wird, während die 

„einfache Verhypothecirnug einer beweglichen Sache bloß 

„gegenüber beut Schuldner und dem dritten Erwerber in 

„bösem Glauben beut Gläubiger ein Recht auf bte Sache 

„giebt. Einem dritten Erwerber im guten Glauben da-

„gegen, die Sache mag ihm nun als Eigenthum oder auch 

„nur als Pfctnb übergeben sein, darf dieselbe nicht abge-

„fordert werden, wenngleich an der Sache ein Anderer 

„früher eine Hypothek erworben haben sollte." 
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Daß dieser Standpunkt nicht allein in Bezug auf die frei-

willigen, sondern auch auf die gesetzlichen Hypotheken in dem 

codificirten Privatrechte festgehalten worden, kann übrigens aus 

einzelnen positiven Bestimmungen dargethan werden. 

Dahin rechne ich vor Allem den Art. 1486: 

„Der Faustpfandgläubiger ist nicht verpflichtet das Faust-

„Pfand eher auszuliefern, als bis er wegen aller Forde-

„rnngen, für welche das Faustpfand haftet, vollständig be-

„friedigt ist." 

Hier kann man nun freilich auf den Einwand gefaßt sein, 

daß sich die vorstehende Bestimmung nur auf das Verhältniß 

zwischen dem VerPfänder und dem Faustpfandgläubiger beziehe 

und daher das Recht derjenigen garnicht berühre, die eine Hypothek 

an der Sache vor Uebergabe derselben an den Fanstpfandglänbiger 

erworben haben. Allein ganz abgesehen davon, daß der Wort-

verstand des Art. 1486 keinen Anhalt zu einer derartigen ein-

schränkenden Deutung darbietet, fällt die Unstatthaftigkeit der-

selben sogleich in die Augen, wenn man diesen Artikel tut Zu­

sammenhange mit dem auf ihn folgenden nnd ihn ergänzenden 

Art. 1487 betrachtet. Hier wie dort ist von einem Netentions-

rechte die Rede. Beide stimmen mit einander darin überein, daß 

sie ihrer Natur nach Einreden sind, und auf Seiten des Retini-

renden die Detention einer Sache und die Existenz einer Forderung 

voraussetzen. Gleichwohl bestehen zwischen beiden sehr erhebliche 

Unterschiede und zwar dieselben Unterschiede, die zwischen dem 

ehemals sogenannten qualificirteu und dem Gordianischelt 

Retentionsrechte obwalten. Während nämlich das im Art. 1486 

festgesetzte Retentionsrecht, gerade wie das qnalificirte, dem 

Requisit der Connexität entspricht (vergl. 3383 P. 3) mit einem 

dinglichen Rechte, (in casu mit dem Pfandrechte) verbunden ist und 

nur bis zur Befriedigung des Retinenten mit derjenigen Forde-

rung, für welche die zurückbehaltene Sache verpfändet ist, aus-
geübt werden kann, — ist das in Art. 1487 normirte Retentions-
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recht, gerade wie das Gordianische, von dem Requisite der 

Konnexität unabhängig (vergl. Anmerkung zum Art. 3383), kann 

in Bezug auf solche Forderungen des Retinenten, für welche das 

Faustpfand nicht haftet, ausgeübt werden und ist offenbar an 

das Pfandrecht des Retinenten nicht gebunden, da es, wie der 

Art. 1487 beweist, auch Platz greift, nachdem die durch das 

Faustpfand besicherte Forderung getilgt und das Pfandrecht des 

Retinenten somit erloschen ist. 

Nach gemeinem Rechte kann der Faustpfandgläubiger, wenn 

das Faustpfand von einem älteren Hypothekgläubiger mit der 

Pfandklage angegriffen wird, in seinem qnalistcirten Pfandrechte 

keinen Schutz finden, weil die ältere Hypothek an der verpfändeten 

Sache ein stärkeres Recht constitnirt, als das jüngere pignus und 

das qualificirte Retentionsrecht, welches als Ausfluß des letzteren 

mit demselben steht und fällt. Wenn aber der Art. 1487 in 

Betreff des Gordianischen Retentionsrechts besonders hervorzu-

heben für nöthig befunden, daß „dasselbe" dem Faustpfand-

gläubiger bloß dem VerPfänder und dessen Erben, nicht auch 

dritten Personen, namentlich nicht solchen gegenüber zustehe, 

welche selbst ein Pfandrecht an der Sache haben, so wird diese 

Einschränkung des Gordianischen Retentionsrechtes offenbar als 

etwas von dem im vorhergehenden Artikel behandelten qnali-

ficirten Retentionsrechte Abweichendes und bei letzterem nicht 

Stattfindendes hingestellt, mithin anerkannt, daß der Faustpfand-

gläubiger das Faustpfand für seine durch dasselbe besicherte 

Forderung nicht bloß dem VerPfänder, sondern auch allen 

Dritten und namentlich auch denen gegenüber retiniren könne, 

welche an der Sache schon vor deren Hingabe als Faustpfand 

eine Hypothek erworben hatten. 

Zu demselben Ergebniß führt der Art. 1474, welcher fest-

setzt, daß der Gläubiger, der eine dem VerPfänder geliehene oder 

anvertraute Sache im guten Glauben zur Sicherung seiner Forde­

rung angenommen, sich an dieselbe zu seiner Befriedigung bis 
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zur Einlösung durch den VerPfänder oder Eigenthümer 

halten könne, womit doch ausgesprochen ist, daß der Gläubiger 

das Faustpfand Niemand, also auch nicht dem älteren Hypothek-

gläubiger auszuliefern verbunden sei. Daß aber dieses der Sinn 

des Art. 1474 sei, kann umsoweniger bezweifelt werden, als zur 

Rechtfertigung desselben auf die zum Art. 923 citirten Rechts­

quellen Bezug genommen und dadurch zur Gewißheit erhoben 

wird, daß in dem Falle des Art. 1474 die gewöhnlichen 

Wirkungen der Regel „Hand muß Hand wahren" Platz greifen. 

Ganz ausdrücklich ist endlch das Recht des Faustpfandgläubigers 

die Klage jedes, auch des älteren Hypothekgläubigers, zurückzu-

weisen, in dem Art. 1475 ausgesprochen, woselbst dem Gläubiger, 

der eine geraubte oder gestohlene Sache im guten Glauben als 

Faustpfand angenommen hat, das Recht zugeschrieben wird, bis 

zu seiner Befriedigung das Faustpfand sowohl dem Verpfänder, 

als jedem Dritten (mit alleiniger Ausnahme des Eigen-

thümers) also auch jedem Hypothekar gegenüber einzubehalten. 

Gleiches kann aus dem Art. 1370 und der Anmerkung zum 

Art. 1358 deducirt werden. Was aber hinsichtlich des Ver-

hältnisses der Hypothek zu dem Fanstpfande erwiesen worden, ist 

auch erwiesen in Betreff des Verhältnisses des letzteren zu den 

gesetzlichen oder stillschweigenden Pfandrechten, deun diese sind, 

ausweislich der Art. 1394 und 1403 eben nichts Anderes als 

General- oder Specialhypotheken, die ihren Ursprung aus dem 

Gesetze herleiten, dem bezüglichen Hypothekgläubiger aber an und 

für sich weder mehr noch weniger Rechte geben, als die frei-

willigen, durch Vertrag oder Testament entstandenen Hypotheken. 

Nachdem so mit mehr Ausführlichkeit, als erforderlich war, 

gezeigt worden, daß auch die ältere Hypothek an einer beweglichen 

Sache dem Faustpfandgläubiger gegenüber unwirksam, also diesem 

gegenüber so anzusehen sei, als wäre sie überhaupt nicht vor-

Händen, — wird es nicht schwer sein die dem Faustpfand-

gläubiger im Konkurse gebührenden Gerechtssame zu bestimmen. 
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§ 6-

Nach der gemeinrechtlichen Doctrin, wie nach provinziellem 

Rechte gehört dasjenige Vermögen des Gemeinschuldners zur 

Konkursmasse, welches außer dem Konkurse mit der Exemtion 

Behufs Realisirung eines Fordernngsrechts angegriffen werden 

könnte. Setzt man nun den Fall, daß der Gemeinschuldner vor 

Ausbruch des Konkurses mit einer eigenen beweglichen Sache 

einem Andern ein Faustpfand bestellt habe und daß diese Sache 

nicht zu solchen Gegenständen gehöre, die, wie die notwendigen 

Kleidungsstücke des Gemeinschuldners und der Familie desselben, 

hüberaupt nicht im Wege der Execntion verkauft werden können, 

so kann nicht zweifelhaft sein, daß ein solches Faustpfand als 

Bestandtheil der Konkursmasse zu betrachten sei. Diese Znge-

Hörigkeit zur Konkursmasse im Allgemeinen läßt aber immer noch 

die Frage offen, ob das Faustpfand nicht ein solcher Bestandtheil 

der Masse sei, der zur abgesonderten Befriedigung gewisser 

Gläubiger dienen und daher aus dem allgemeinen Vermögen des 

Gemeinschuldners ausgeschieden werden oder ausgeschieden bleiben 

müsse, wie das z. B. nach Art. 2658 auf Antrag der Inter-

essenten mit einer Erbschaft zu geschehen hat, welche von dem 

Gcmeinschnldner weniger als 5 Jahre vor Ausbruch des Kon-

knrses (Art. 2662) oder durante eoneursu angetreten ist. Ebenso 

ist es zwar gewiß, daß der Faustpfandgläubiger, da er eine 

persönliche Forderung an den Gemeinschuldner hat, im Allge-

meinen zu den Konkursgläubigern gehört, ob er aber den Konkurs-

gläubigem im engeren Sinne oder vielleicht den Separatisten 

ex jure crediti, also solchen Konkursgläubigern beizuzählen sei, 

welche nicht allein, wie die bevorzugten Gläubiger, einen Vorzug, 

sondern wie die Gläubiger und Legatare eines Erblassers, dessen 

Nachlaß der Gemeinschuldner angetreten, Aufhebung aller Ge­

meinschaft mit den andern Gläubigern fordern — wird durch die 

Thatfache, daß der Faustpfandgläubiger Gläubiger des Gemein-

schuldners ist, noch keineswegs entschieden. Nichtsdestoweniger 
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scheint mir unbestreitbar, daß der Faustpfandgläubiger gehalten sei, 

sich mit seiner Forderung bei Strafe der Präclusion im Unter-

lassungssalle im Konkurse zu melden, denn eines Theils ist die 

Verpflichtung der Separatisten ex jure crediti zur Anmeldung 

ihrer Forderungen auch gemeinrechtlich niemals streitig gewesen, 

und anderen Theils erscheint diese Verpflichtung als eine noth-

wendige Consequenz aus dem Zwecke, der mit dem Konkurs-

verfahren verfolgt wird, indem ja eine erschöpfende Liquidation 

nach Maßgabe der übex die Priorität und das Recht zur Sepa-

ration bestehenden Gesetze ohne Kenntniß der Berechtigten 

unmöglich ist. 

§ 7. 

Von Wahl bemerkt in seinem Konkursprocesse: Die 

Ansicht, wonach der Faustpfandgläubiger dem Konkurse als 

Separatist entgegenstehe, lasse sich wohl auf die Zeit zurück-

führen, wo im gemeinen Rechte überhaupt allen Pfandrechten 

und Hypotheken cht Separationsrecht zugestanden worden nnd 

jedes derselben in seiner vollen Wirkung als dingliches Recht zur 

Geltung gekommen; seitdem jedoch dieses Verhältniß aufgehört 

habe nnd die Pfandgläubiger sich auf den Konkurs einzulassen 

genöthigt seien, erscheine eine Ausnahmestellung des Faustpfand-

gläubigcrs ohne gesetzliche Basis, willkürlich und inconsequent. 

Vom Standpunkt des gemeinen Rechts ist diese Bemerkung 

gewiß gerechtfertigt. Schon nach der Lex. 5 § 1 Dig. de pig. et 

hyp. (XX. 1.): „inter pignus et liypotheeam tantum nominis 

sonus differt" steht dem Faustpfandgläubiger an dem Faustpfands 

kein an sich stärkeres Recht zu als dem Hypothekgläubiger, dem 

dieselbe Sache speciell oder generell verpfändet ist. Dazu kommt, 

daß auch die Hypothek an beweglichen Sachen nach gemeinem 

Rechte gegen jeden dritten Besitzer ohne Rücksicht auf die bona 

oder mala fides desselben verfolgbar ist und daß daher sowohl 
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der ältere, als auch der jüngere, jedoch privilegirte Hypothekar 

nach gemeinem Rechte befugt erscheint, dem jüngeren, beziehnngs-

weise nicht Privilegien Faustpfandgläubiger das Faustpfand ab-

zufordern und es zu seiner vorzugsweisen Befriedigung öffentlich 
versteigern zu lassen. Da es nun hiernach in einem nach ge-
meinem Rechte zu beurtheilenden Konkurse nothwendig ist, den 
conmrrirenden Faustpfand- und Hypothekgläubigern über deren 

Rangverhältniß Gehör zu gewähren und über dasselbe nach 

Maßgabe der beigebrachten Beweise zu entscheiden, so leuchtet von 
selbst ein, daß man die Faustpfandgläubiger gemeinrechtlich nicht 
in ihrer Stellung als Separatisten belassen und ihnen die Ein-

lassung auf den Konkurs nicht ersparen konnte, nachdem man 

den Hypothekgläubigern deren frühere Stellung im Konkurse 
entzogen und dieselben zur Einlassung auf den Konkurs ver-
pflichtet hatte. 

Völlig anders liegt die Sache nach provinziellem Rechte. 

Nach dem letzteren kann von einer Concurrenz zwischen dem 
Faustpfandgläubiger und dem Hypothekgläubiger, der aus dem 

Faustpfands befriedigt sein will, überhaupt nicht die Rede sein, 
weil dem älteren und ebenso dem privilegirten Hypothekgläubiger 

ein gegen den Faustpfandgläubiger verfolgbares Pfandrecht nach 

provinziellem Rechte nicht zusteht, das Pfandrecht des ersteren 
vielmehr dem Pfandrecht des letzteren gegenüber vermöge der 
Regel „Hand muß Hand wahren" überhaupt unwirksam ist, 
wie oben ausführlich gezeigt wurde. Hätte von Wahl dieser 

Eigentümlichkeit des Provinzialrechts mehr Beachtung geschenkt, 
so wäre ihm voraussichtlich nicht entgangen, daß bei dem zuletzt 
erwähnten Rechte gerade der Grund nicht zutrifft, der die ge-
meinrechtliche Doctrin in erster Linie bewogen, neben den Hypothek-
gläubigem auch den Faustpfandgläubigern die Ausnahmestellung 
zu entziehen, die ihnen früher im gemeinrechtlichen Konkurse 
in der Eigenschaft von Separatisten ex jure crediti einge­
räumt war. 
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§ 8. 

Die im Konkurse in Betracht kommenden Rechte der 
Gläubiger des Gemeinschuldners sind entweder solche, die ihnen 

einzeln betrachtet zukommen, oder solche, die als Rechte des 
ganzen Gläubiger-Corps erscheinen und daher dem einzelnen 
Gläubiger nur in sofern zu Gute kommen, als er der Gemein-

schaft der Gläubiger angehört. 
Während die Rechte der zweiten Art ihre Begründung 

immer nur in der Eröffnung des Konkurses finden können, 
stammen die Rechte der ersten Art in der Regel aus der Zeit 

vor Eröffnung des Konkurses her und hätten daher von den 

Berechtigten, schon vor Eröffnung des Konkurses außer demselben 
geltend gemacht werden können und zwar, je nach Beschaffenheit 
des einen oder anderen Rechts, bald gegen den Gemeinschuldner, 
bald wieder gegen einen oder mehrere Mitgläubiger. Wenn nun 

der Faustpfandgläubiger verpflichtet, beziehungsweise genöthigt 
sein soll, das Faustpfand mit der allen Konkursgläubigern ge-

meinschastlichen Befriedigungsmasse zu vereinigen und seine Be-
friedigung aus dieser letzteren, anstatt ausschließlich oder doch 

vorzugsweise aus dem Faustpfands zu suchen, so könnte das 
seinen Grund haben, entweder 

a) darin, daß wenigstens einem Konkursgläubiger auch außer 

dem Konkurse das Recht zugestanden hätte, das Faustpfand 
dem Faustpfandgläubiger abzufordern und es mit der Maß-
gäbe gerichtlich versteigern zu lassen daß der Erlös zur 
vorzugsweisen Befriedigung des Impetranten oder wenig-
stens zu einer Befriedigung des letzteren und des Faust-
Pfandgläubigers pro rata zu verwenden sei — oder aber 

b) in einem dem ganzen Gläubigerkorps oder einem einzelnen 
Konkursgläubiger gegen den Faustpfandgläubiger erst aus 

der Eröffnung des Konkurses erwachsenen Rechte. Was 

zunächst 
ad a) die den einzelnen Gläubigern auch außer dem Kon­
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kurse zuständig gewesenen Gerechtsame anlangt, so läßt sich leicht 

zeigen, daß die fragliche Verpflichtung des Faustpfandgläubigers 

sich aus keinem derjenigen Rechte ableiten lasse, auf welche die 

zu einer der 5 Classen gehörigen Konkursgläubiger sich außer 

dem Konkurse hätten berufen können. 

Die absolut privilegirteu, die mit einem Privilegium 

exigendi ausgestatteten und die chirographarischen Gläubiger 

haben an dem Faustpfands überhaupt kein dingliches Recht und 

da sie zu dem Faustpfandgläubiger auch nicht in einem obli-

gatorifchen Rechtsverhältniß stehen, welches sie, dem letzteren 

gegenüber, zur Erhebung einer auf Ausantwortung des Faust-

Pfandes gerichteten Klage ermächtigen könnte, so ist der Faust-

pfandgläubiger außer dem Konkurse gewiß nicht verpflichtet, sich 

auf den Antrag der bezeichneten Gläubiger in den Verkauf des 

Faustpfandes und darin zu fügen, daß der für dasselbe erzielte 

Kaufpreis zu seine: und der anderen Gläubiger Befriedigung 

pro rata oder gar zur vorzugsweisen Befriedigung jener Gläubiger 

allein verwandt werde. 

Gleiches findet hinsichtlich solcher Gläubiger statt, denen der 

Eigenthümer an dem Faustpfands eine Hypothek bestellt hat, 

gleichviel ob vor oder erst nach Ueberlieferung des Faustpfandes 

an den Faustpfandgläubiger. Diese Gläubiger haben zwar au 

der betreffenden beweglichen Sache ein Pfandrecht, da letzteres 

aber nachgewiesenermaßen nach provinziellem Rechte nicht gegen 

den dritten Besitzer in bona fide, sondern einzig und allein gegen 

den Verpfänder, also in casu nur gegen den Gemeinschuldner 

wirksam und verfolgbar ist — und dieser sich nicht in Besitz 

befindet, se leuchtet ein, daß auch die Hypothekgläubiger außer 

dem Konkurse des Rechtes ermangeln, das Faustfand dem Faust-

pfandgläubiger abzufordern und es zu ihrer vorzugsweisen oder 

pro rata erfolgenden Befriedigung versteigern zu lassen. Eines 

solchen Rechts ermangeln endlich auch die privilegirten und 

öffentlichen Hypothekgläubiger, weil das an eine Hypothek ge­
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knüpfte Privilegium das Wesen derselben nicht aufhebt und doch 

nur denjenigen gegenüber von Bedeutung sein kann, gegen 

welche die Hypothek überhaupt ein wirksames Recht be-

gründet. 

Mich nunmehr 

ad. b. zur Prüfung der Rechte wendend, die dem ganzen 

Corps der Gläubiger oder einzelnen unter denselben aus der Er-

Öffnung des Concurses erwachsen, nehme ich zuvorderst Bezug 

auf den konkursrechtlichen ̂ Grundsatz, daß mit der Eröffnung des 

Konkurses die gesammteu activen Rechtsverhältnisse des Gemein-

schuldners auf das Corps der Gläubiger übergehen, woraus folgt, 

daß letzteres gegen den Faustpfandgläubiger mindestens dieselben 

Rechte hat, welche der Gemeinschuldner gegen den Faustpfand-

gläubiger vor Eröffnung des Konkurses hatte. Wie nun der 

Gemeinschuldner nicht in ver Lage war, gegen den Faustpfand-

gläubiger eine Klage auf Auslieferung des Faustpfandes mit Er-

folg zu erheben, so vermag auch eine vom Massen -Curator als 

Vertreter des Corps der Gläubiger gegen den Faustpsandgläubiger 

erhobene Klage gleichen Inhalts nicht hinwegzukommen über die 

Einrede, die dem Faustpfandgläubiger aus dem Verpfändungs-

vertrage auf Grundlage des Art. 1486 zur Seite steht. Dagegen 

ist aber der Massencurator unläugbar berechtigt das Faustpfand, 

entsprechend den gleichen Befugnissen des Gemeinschnldners, aus 

den verfügbaren Massemnitteln, unter vorausgehender Befriedi­

gung des Faustpfandgläubigers im Interesse der Concursgläubiger 

einzulösen und aus diese Weise zur Masse zu ziehen oder auch 

den öffentlichen Verkauf des Faustpfandes herbeizuführen unb 

wenigstens denjenigen Theil des erzielten Kaufpreises, der nach 

Befriedigung des Fanstpfanbgläubigcrs übrig bleibt, der gemein-

samen Masse einzuverleiben. Die Zulassigkeit bes zuletzt be-

zeichneten Weges wird nämlich durch den Art. 1449 festgestellt, 

welcher, über die allgemeinen Befugnisse des Pfanbnehmers unb 

Pfandgebers handelnd, verbotenus verordnet: 
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„Der Gläubiger kann, einerlei ob ihm die Veräußerung 

„des Pfandes ausdrücklich von dem Schuldner eingeräumt 

„ist oder nicht, in keinem Falle gezwungen werden, von 

„seinem Verkaufsrechte Gebrauch zu machen. Wohl aber 

„ist der Schuldner, als Eigenthümer befugt, gegen Sicher-

„stellung des Gläubigers, die verpfändete Sache zum 

„öffentlichen Verkauf zu bringen, um aus dem Erlös seine 

„Schuld zu bezahlen." 

Um von diesem, von dem Gemeinschuldner auf das Corps 

der Gläubiger übergegangenen Versteigerungsrechte Gebrauch machen 

zu können, muß also der Curator vorher im Namen des Gläu-

biger-Corps mit dem Faustpfandgläubiger einen die Sicherstellung 

des letzteren bezweckenden Vertrag abschließen, welcher das Corps 

der Gläubiger für den Fall, daß der Erlös des Faustpfandes, 

anstatt vorzugsweise zur Befriedigung des Faustpfandgläubigers 

verwandt zu werden, zur Konkursmasse gezogen werden sollte, 

zur Befriedigung des letzteren aus der Masse verpflichtet, folglich 

die Forderung des Faustpfandgläubigers eventuell in eine Massen-

schuld umwandelt. Hieraus folgt, daß der Faustpfandgläubiger 

in soweit, als das Korps der Gläubiger sich auf das Recht 

des Gemeinschuldners berufen kann, nicht gezwungen ist, 

sich in Bezug auf die Realisirung seines Forderungsrechtes aus 

dem verhasteten Faustpfands die Concurrenz irgend eines anderen 

Gläubigers gefallen zu lassen; er erscheint vielmehr in jedem 

Falle als Separatist ex jure crediti, denn der Curator möge 

das Faustpfand einfach einlösen oder auf dem im Art. 1449 

vorgezeichneten Torge zum öffentlichen Verkauf bringen — immer 

erfolgt die Befriedigung des Faustpfandgläubigers ohne Rücksicht 

auf die anderen Gläubiger, immer wird der gemeinschaftlichen 

Befriedigungsmasse von dem Verkaufswerthe des Faustpfandes 

nur soviel einverleibt, als nach Befriedigung des Faustpfand-

gläubigers übrig bleibt. 

Erwägungen anderer Art greifen Platz, wenn das Corps 
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der Gläubiger, ohne sich auf die Gerechtsame des Gemein-

schuldners zu berufen, sich einfach auf den Umstand stützt, daß 

der Fauftpfandgläubiger Mitgläubiger sei. Kann es nicht schon 

dieses Umstandes wegen nach Konkursrecht fordern, daß das 

Faustpfand zur gemeinschaftlichen Befriedigungsmasse gezogen 

und dem Fauftpfandgläubiger offen gelassen werde, sein etwaiges 

Vorzugsrecht gleich anderen Gläubigern des Gemeinschuldners im 

Konkurse geltend zu machen? Eine diese Frage ausdrücklich be-

jahende oder verneinende positive Bestimmung ist, meines 

Wissens, in den provinziellen Nechtsqnellen nicht vorhanden. 

Wohl aber wird von der neueren gemeinrechtlichen Doctrin, wie 

z. B. aus Bayer's Theorie des Konkurses § 28 ersichtlich, mit 

Bezug auf jene Frage angeführt: Die Gläubiger hätten unter 

sich und gegeneinander in gewisser Hinsicht mehr Rechte, als 

welche der Schuldner gegen jeden, einzeln betrachtet, gehabt hätte, 

was sich z. B. schon daraus ergäbe, daß sie die Vorauszahlung 

an einen einzelnen Creditor selbst unter solchen Umständen ver-

weigern dürften, unter welchen der Schuldner der Befriedigung 

dieses Gläubigers rechtlich nichts mehr hätte in den Weg legen 

können. Hiemit ist auf den allerdings unbestreitbaren Satz hin-

gewiesen, daß die Lage des einzelnen Gläubigers durch die Er-

öffnnng des Konkurses mehr oder weniger verschlimmert werde. 

Aus dieser allgemeinen Rechtsbewandtniß läßt sich jedoch weder 

das Aufhören noch die Beschränkung der dem einzelnen Gläubiger 

außer dem Konkurse zustehenden Gerechtsame folgern, so lange 

nicht im Besondern nachgewiesen wird, daß eine Beschränkung 

oder der gänzliche Wegfall dieser Rechte schlechthin nothwendig 

seien zur Erreichung des Zweckes, der durch den Konkursproceß 

verfolgt wird und, in Anbetracht der im Konkurse voraus-

gesetzten Jnsufficienz der Masse, darin besteht: allen Gläubigern 

des Gemeinschuldners Gelegenheit zu ihrer Rechtswahrnehmung 

zu bieten und den bevorzugten Gläubigern nach Maßgabe der 

bestehenden Prioritätsgesetze und den gleichberechtigten Gläubigern 
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pro rata aus der Masse Befriedigung zu Theil werden zu lassen. 

Die Erreichung dieses Endzwecks hat zwar für die Faustpfand­
gläubiger eine Verschlimmerung der Lage auch dann im Gefolge, 
wenn sie ebenso, wie die Gläubiger und Legatare eines von dem 

Gemeinschuldner angetretenen Nachlasses, als Separatisten ex 
jure crediti angesehen werden. Wie diese Legatare und Gläubiger, 

(die ja wegen der zwischen dem Erblasser und Erben obwaltenden 

Personeneinheit gleichfalls Gläubiger des Gemeinschnldners sind) 

müssen auch die Fauftpfandgläubiger sich im Konkurse ihres 
Schuldners melden und ihr Separationsrecht geltend machen, da 
ihrem Separationsantrage die erforderliche Begründung mangelt, 

so lange sie den eigentlichen Konkursgläubigern gegenüber die 

Existenz und Beschaffenheit ihrer bezüglichen Forderungsrechte 
nicht dargethan haben. Wie aber eine Theilnahme der Legatare 
und Gläubiger eines vom Gemeinschuldner angetretenen Nach­
lasses an den Verhandlungen der eigentlichen Konkursgläubiger 
über den Vorzug der einen Forderung vor der andern keinen 

Sinn hat, so hat es auch nach provinziellem Rechte keinen Sinn 
und ist zwecklos, die Faustpfandgläubiger zur Theilnahme an den 
Prioritätsverhandlungen der eigentlichen Konknrsgläubiger zu 

zwingen. Da nämlich der Zweck dieses Zwanges doch nur auf 
die Feststellung der Rangordnung gerichtet sein könnte, die 
zwischen den Faustpfandgläubigern einer Seits und den anderen 
Gläubigern anderer Seits in Ansehung ihrer Befriedigung aus 

der Masse Platz zu greifen hat, so leuchtet ein, daß die Theil-
nähme der Faustpfandgläubiger an den Prioritätsverhandlungen 

zwecklos und daher unstatthaft erscheint, wenn schon nach Aus-
spruch der Gesetze von vornherein feststeht, daß der Faustpfand-
gläubiger in Betreff seiner Befriedigung ans dem Geldwerth des 
Faustpfandes einen unbedingten Vorzug vor allen anderen 
Gläubigern des Gemeinschuldners zu genießen habe. Daß dies 
bei einer Eoncurrenz außer dem Konkurse der Fall sei, wurde 

schon oben nachgewiesen. Die Gründe, die dort hinsichtlich des 
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Vorzuges des Faustpfandgläubigers vor den Gläubigern der II. 

bis V. Classe angeführt wurden, treffen auch bei einer Concurrenz 

im Konkurse zu, indem die chirographarischen und die mit einem 

bloßen Privilegium exigendi ausgestatteten Gläubiger schon wegen 

ihnen überhaupt mangelnden Pfandrechts dem Faustpfandgläubiger 

nachstehen müssen und der Vorzug des letztern vor den privi-

legirten und nicht privilegirten Hypothekgläubigern wiederum 

dadurch begründet wird, daß jede an einem Faustpfands bestellte 

Hypothek ohne Rücksicht auf Alter, Oeffeutlichkeit und Privi-

legium dem Faustpfandgläubiger gegenüber überhaupt unwirksam 

ist. Hieran kann die Eröffnung des Konkurses unmöglich etwas 

ändern, denn sie vermag weder den chirographarischen noch den 

ein Privilegium exigendi genießenden Gläubigern das ihnen 

fehlende Pfandrecht zu verleihen, noch auch vermag sie die 

prinzipielle Unwirksamkeit der Hypothek gegen den Faustpfand-

gläubiger in ihr gerades Gegentheil zu verkehren, und umso-

weniger, als es hiezu an jeder gesetzlichen Grundlage schlechter-

dings mangelt. In Betreff der Konkursgläubiger I. Classe, 

also der absolut privilegirten Gläubiger, kommt in sofern ein 

anderer Gesichtspunkt in Betracht, als das Privilegium dieser 

Gläubiger außer dem Konkurse garnicht eristirt, mithin so ange-

sehen werden kann, als sei es den Berechtigten erst in Folge der 

Eröffnung des Konkurses erwachsen. Da dieses Privilegium 

darin besteht, daß es den Inhabern desselben einen Vorzug vor 

allen Pfandgläubigern gewährt, gleichviel, ob denselben ein privi-

legirtes oder öffentliches oder simples Pfandrecht zur Seite steht; 

so kann nicht in Abrede gestellt werden, daß die absolut privi-

legirten Gläubiger den Faustpfandgläubigern vorgehen müßten, 

wenn diese in der Lage wären, sich nur auf ihr Pfandrecht zu 

berufen, welches als solches doch nur ein simples ist. Die Lage 

des Faustpfandgläubigers ist aber eine günstigere, weil mit seinem 

Pfandrecht das qralificirte Retentionsrecht verbunden ist, welches 

ihn auf Grund der Art. 1474, 1486 und 1487 jedem Dritten 
3* 
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gegenüber befähigt, das Faustpfand bis zu seiner Befriedigung 

zurückzubehalten. 

Es erscheint nun zwar als eine nothwendige Conseqnenz 

des ansgebrochenen Konkurses, daß der Fauftpfandgläubiger sich 

ohngeachtet seines Retentionsrechtes den gerichtlichen Verkauf des 

Faustpfandes gefallen lassen muß, denn dieses wird durch das 

Interesse der anderen Gläubiger geboten, weil der Geldwerth des 

Faustpfandes möglicher Weise viel größer sein kann, als die durch 

dasselbe besicherte Forderung des Faustpfandgläubigers. Allein 

ans dieser durch die Natur des Konkurses gebotenen Beschränkung 

der Gerechtsame des Faustpfandgläubigers folgt nicht das gänzliche 

Wegfallen aller Vortheile, die ihm in seinem Retentionsrechte 

vom Gesetz garantirt find; es folgt daraus vielmehr nur, daß er 

bis zu seiner Befriedigung den beim Verkauf erzielten Kaufpreis 

ebenso retiniren kann, wie er außer dem Konkurse das Faust-

Pfand selbst retiniren konnte — oder, was dasselbe besagen will, 

daß er ein Recht hat, aus dem Erlöse unter Bevorzugung vor 

allen anderen Gläubigern befriedigt zu werden. 

Nachdem im Vorstehenden gezeigt worden ist, daß dem 

Faustpfandgläubiger in Bezug auf die Befriedigung aus dem 

Geldwerte des Faustpfandes sowohl vor als auch nach Eröffnung 

des Konkurses unbedingt der Vorzug vor allen denkbaren 

Gläubigern der fünf Konknrs-Classen gebührt, so ist damit für 

den provinziellen Konkurs zugleich die Stellung des Fanstpsand-

gläubigers als Separatisten ex jure crediti erwiesen; denn 

angesichts des von vornherein feststehenden unbedingten Vorzugs-

rechts des Faustpfandgläubigers und da auch unter mehreren 

Faustpfandgläubigern ein Rangstreit der Natur der Sache nach 

nicht möglich ist, muß die Aufrechterhaltung einer Gemeinschaft 

zwischen dem Faustpfandgläubiger und den anderen Konkurs-

gläubigem völlig unmotivirt und zwecklos, der Antrag des Faust-

Pfandgläubigers auf Separation dagegen durchaus begründet er-

scheinen, wobei sich indeß von selbst versteht, daß der Faustpfand­
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gläubiger sich vorher über die Existenz seines FordexungsrechtS 

und darüber ausgewiesen haben muß, daß die in seinem Besitz 

befindliche bewegliche Sache ihm als Faustpfand übergeben 

worden sei. Von einer Benachtheiligung der eigentlichen Konkurs-

gläubiger durch richterliche Anerkennung solchen Separations-

antrages kann, meines Erachtens, nicht die Rede sein, weil der 

Konkurscurator bei der gerichtlichen Versteigerung des Faust-

Pfandes, falls er dessen Einlösung nicht vorziehen sollte, das 

Interesse der eigentlichen Konkursgläubiger wahrzunehmen und 

den nach Befriedigung des Faustpfandgläubigers übrig bleibenden 

Rest des Erlöses gerade so zur Masse zu ziehen berechtigt ist, 

wie er ein Gleiches hinsichtlich desjenigen Gutes zu thun befugt 

erscheint, welches von einem durch den Gemeinschuldner ange-

tretenen Nachlasse nach Befriedigung der Gläubiger und Legatare 

des Erblassers übrig bleibt. Endlich ist kaum zu bemerken 

nöthig, daß der Faustpfandgläubiger in Bezug auf denjenigen 

Betrag seiner Forderung, der aus dem Erlöse des Faustpfandes 

nicht gedeckt werden kann, den eigentlichen Konkursgläubigern 

beigezählt werden muß. — Gleiches gilt natürlich auch von den-

jenigen Forderungen des Faustpfandgläubigers, für welche das 

Faustpfand nach Maßgabe des Pfandvertrages überhaupt nicht 

haftet, wobei der Faustpfandgläubiger sich aus sein ihm für diese 

Forderungen zustehendes Gordianisches Retentionsrecht nicht zu be-

rufen vermag, indem dasselbe den Hypothekgläubigern gegenüber 

keine Einrede begründet. 

§ 9. 

Wenn mir, wie ich hoffe, in dem vorstehenden Aus-

führungen darzuthun gelungen ist, daß das Privatrecht mit den 

dem Faustpfandgläubiger im Konkurse zustehenden „besonderen 

Rechten", von denen es in der Anmerkung zum Art. 1491 

spricht, eben die dem Faustpfandgläubiger von mir vindicirte 

Stellung eines Separatisten ex jure crediti im Auge habe, 
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so kann gegen die Nichtigkeit dieser Ansicht gewiß am Wenigsten 

der Umstand angeführt werden, daß dieselbe vom Privatrechte 

nirgends expressis verbis bestätigt sei, denn solches erklärt sich 

hinreichend daraus, daß das Privatrecht alle den Konkurs be-

treffenden Rechtssätze einer besonderen Codisication, nämlich der 

in den vierten Band des Provinzialrechts aufzunehmenden 

Konkursordnung vorbehalten hat, wie am Deutlichsten aus der 

Anmerkung zum Art. 1612 ersichtlich ist. Gleichwohl kann ich 

mir nicht versagen, hier auf eine Bestimmung des Privatrechts 

hinzuweisen, die über den Standpunkt, den das letztere in der 

hier fraglichen Hinsicht einnimmt, kaum einen Zweifel übrig 

lassen und auch die Bedenken beseitigen dürfte, die insbesondere 

rücksichtlich dessen übrig bleiben, was oben über den unbedingten 

Vorzug des Faustpfandgläubigers vor den absolut privilegirten 

Gläubigern erörtert wurde. 

Der Art. 1498 schreibt vor, daß der Pfandgläubiger dann, 

wenn die in seinem Besitz befindliche fruchttragende Sache ein 

Immobil ist und über das Vermögen des Verpfänders der 

Konkurs ausbricht, nicht nur das Immobil selbst, sondern nach 

Curländischem Rechte auch die von ihm seit Ausbruch des Kon-

kurses bezogenen Früchte an die Konkursmasse herausgeben müsse. 

Da nun dieser Artikel zu dem Hauptstücke gehört, in welchem 

von dem mit Besitz verbundenen Pfandrechte an fruchttragenden 

Sachen, letztere mögen bewegliche oder unbewegliche sein, 

(Art. 1493) gehandelt wird, im Art. 1498 aber die Ver­

pflichtung des Pfandgläubigers zur Auslieferung des Pfandobjects 

an die Konkursmasse offenbar im Gegensatze zu beweglichen 

Sachen ausdrücklich auf Immobilien beschränkt ist, und 

auf letztere beschränkt sein muß, weil die Regel: „Hand muß 

Hand wahren" nur auf bewegliche Sachen Anwendung findet; 

so liegt dem Art. 1498 unverkennbar die Voraussetzung zu 

Grunde, daß der im Besitz einer fruchttragenden beweglichen 

Sache befindliche Pfandgläubiger zur Auslieferung derselben an 
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die Konkursmasse nicht verbunden sei. WaS von beweglichen 

fruchttragenden Sachen gilt, muß in Hinsicht auf die Heraus-

gäbe an die Konkursmasse selbstverständlich auch für nicht frucht-
tragende Faustpfänder gelten, indem nur von den elfteren hier 

bloß deshalb die Rede ist, weil das ganze Hauptstück überhaupt 
nur von fruchttragenden Pfandobjecten handelt. Wenn irgendwo 
so trifft hier die Regel: „exceptio affirmat regulam" zu und 

ist es demnach Regel, daß der Faustpfandgläubiger zur Heraus-
gäbe des Faustpfandes an die Konkursmasse des Verpfänders 

nicht verpflichtet sei, so kann das nach der dem Konkursprocesse 
zu Grunde liegenden Idee nur den Hilm haben, daß der Faust-
pfandgläubiger gleich einem Separatisten ex jure crediti zu einer 

abgesonderten Befriedigung aus dem Faustpfands berechtigt fei. 

§ 10. 

Die Stellung, die ich für den Fauftpfandgläubiger in An-

spruch genommen habe, paßt nur in dem Falle, wenn er sich 
mit feiner Forderung im Konkurse rechtzeitig meldet und auf ab-
gesonderte Befriedigung ans dem Faustpfands dringt. Eben­

daher erübrigt mir die Untersuchung der Frage: welche Folgen 
für den Faustpfandgläubiger eintreten, wenn er die Anmeldung 

überhaupt unterläßt. Daß er in diesem Falle der Präclusion 
unterliege, folgt, wie schon oben bemerkt wurde, aus seiner Eigen-

schaft als Gläubiger des Gemeinschuldners, aus dem Inhalt der 
in den Ostseeprovinzen üblichen Edictalcitation, ans dem Umstände, 
daß das Faustpfand Eigenthum des Cridars ist — und endlich 
daraus, daß ja auch die Legatare und Gläubiger eines Erblassers, 

dessen Erbschaft der Gemeinschuldner angetreten hat, mit ihren 

bezüglichen Ansprüchen der Präclusion unterliegen, wenn sie die­
selben im Konkurse rechtzeitig anzumelden unterlassen. 

Hätte die Präclusion im Konkurse das gänzliche Erlöschen 
der von derselben betroffenen Forderung zur Folge, so wäre 

unzweifelhaft, daß mit der Präclusion der Forderung des Faust-
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Pfandgläubigers auch dessen Pfandrecht und das mit demselben 
verbundene qualificirte Retentionsrecht erlöschen und daß dann 

der Massencurator zur Vindicatio» des Fanstpfandes berechtigt 

sei. In Betracht aber, daß die Präclusion im Konkurse den 
Fortbestand der präcludirten Forderung intact läßt, wird in der 

Praxis zuweilen die Meinung vertreten: als sei der Faustpfand-
gläubiger in der angenehmen Lage, alle Ansprüche des Massen-

curators auf Herausgabe des Faustpfandes an die Masse unter 

Berufung auf sein qualistcirtes Retentionsrecht zurückzuweisen, 
die Einlösung des Faustpfandes ruhig abzuwarten oder, wenn 

diese Erwartung getäuscht wird, unter consequenter Zgnorirnng 

des Konkurses den öffentlichen Verkauf des Faustpfandes zu 
feiner Befriedigung herbeizuführen, fei es während des Konkurses, 
sei es nach Beendigung desselben. Dabei pflegt zu Gunsten des 
Faustpsaudgläubigers noch angeführt zu werden, daß das Corps 

der Konkursgläubiger sich über die Vorenthaltung eines Massen-

bestandtheils, dessen Werth vielleicht den Betrag der kästen-
pfandlich besicherten Forderung bei Weitem übersteige, nicht be-
klagen könne, indem dem Curator ja die Einlösung des Fanst-

Pfandes jederzeit unbenommen sei, und Niemand sich über eine 

Benachtheiligung beschweren könne, die er sich selbst zuzu­
schreiben habe. 

Nach unbestrittener und in den Ostseeprovinzen stets be-
folgter Theorie hat die im Konkurse vollzogene Präclnsion einer 
Forderung die Folge, daß der betreffende Gläubiger so angesehen 
wird, als habe er auf seine Befriedigung aus dem zur Konkurs-

masse gehörigen Vermögen des Gemeinschuldners verzichtet. Das 
Faustpfand ist, selbst wenn es in erster Linie zur abgesonderten 
Befriedigung des Faustpfandgläubigers dienen muß, immer ein 
Bestandtheil der Konkursmasse — und ergiebt sich daraus für 
den Fauftpfandgläubiger, der sich mit feiner Forderung an den 
Gemeinfchuldner präcludiren lassen, die Confequenz: daß er auf 
seine Befriedigung aus der Masse, wie insbesondere aus dem 
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Faustpfands, verzichtet habe. Da nun der wesentliche Inhalt 

eines jeden Pfandrechts darin besteht, daß der Pfandgläubiger die 

verpfändete Sache zum Verkauf bringen und sich aus dem Preise 

für seine Forderung bezahlt machen kann, so leuchtet ein, daß 

der aus der stattgehabten Präclusion resultirende Vexzicht des 

Faustpfandgläubigers auf Befriedigung aus dem Faustpfands 

durchaus identisch sei mit dem Verzicht auf das Pfandrecht selbst, 

wie denn auch jeder Hypothekgläubiger, der mit seiner Forderung 

im Konkurse präcludirt worden ist, sein Pfandrecht ohne Rücksicht 

darauf, ob es an Mobilien oder Immobilien bestellt worden, 

einbüßt und ohngeachtet des Fortbestandes seiner Forderung nicht 

verhindern kann, daß der verpfändete Gegenstand auf Antrag des 

(Kurators öffentlich versteigert werde und an den Käufer, von 

jedem Pfandnexus befreit, gelange. Mit dem Verlust des Pfand-

rechts büßt der Faustpfandgläubiger aber auch sein sogenanntes 

qualificirtes Retentionsrecht ein, weil dieses nicht, wie das rein 

persönliche Gordianische Zurückbehaltungsrecht, neben dem Pfand-

rechte besteht, sondern an das dingliche Recht des Faustpfand-

gläubigers geknüpft ist und daher auch in den Art. 1474, 1475, 

1486 und 1487 als ein bloßer Ausfluß des Faustpfandes be-

handelt wird, mithin mit demselben steht und fällt. Hiezn 

kommt neben anderen Gründen, die ich der Kürze wegen mit 

Stillschweigen übergehe, daß sich ein den berechtigten Interessen 

der Gläubiger entsprechender Konkursprozeß garuicht denken läßt, 

ohne cousequeute Durchführung des Grundsatzes, daß diejenigen 

Gläubiger und Interessenten, welche ihre besonderen Gerechtsame 

im Konkursprocesse nicht geltend machen, obschon sie dazu in der 

ergangenen Edictalladnng aufgefordert worden sind, sich den 

Verkauf dieser Sachen zum Besten der anderen Gläubiger ge-

fallen lassen oder doch dulden müssen, daß der für diese Sachen 

erzielte Erlös unter die Forderungsberechtigten ohne Rücksicht aus 

jene nicht geltend gemachten Gerechtsame distnbuirt werde. 

Dieser Grundsatz ist jedenfalls mit voller Konsequenz in dem 
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provinziellen Konkursprocesse durchgeführt worden, da nach dem-

selben die Separatisten jeder Art und sogar die Vindicanten sich 

in der im Konkursproclam festgesetzten peremtorischen Frist 

melden müssen (Vergl. Wahl's Konk.-Proceß § 5 und Art. 1428 

des P. Rechts). Muß aber der in der Präklusionsfrist ausge-

bliebene Faustpsandgläubiger hiernach so angesehen werden, als 

habe er mit dem Verzicht auf sein Pfandrecht auch auf das mit 

demselben verbundene qualiftcirte Retentionsrecht verzichtet, so 

erwächst daraus für den Konkurscurator das Recht, das Faust­

pfand dem Faustpsandgläubiger abzunehmen und es wie andere 

Bestandteile der Masse zum Besten der Konkursgläubiger ver-

steigern zu lassen, was ja auch hinsichtlich eines vom Gemein­

schuldner angetretenen Nachlasses ohne Rücksicht auf die zur ab-

gesonderten Befriedigung berechtigten Gläubiger und Legatare 

geschieht, wenn sie sich mit ihren Ansprüchen innerhalb der 

Präclusiousfrist nicht gemeldet haben. Dabei haben die Faust-

pfaudgläubiger gewiß keinen Grund, sich über eine Verletzung 

der ihnen vom Gesetz garantirten Rechte zu beklagen, denn diese 

Rechte sind ihnen hinlänglich dadurch gewährt, daß ihnen offen 

steht, ihre Forderungen im Konkurse anzumelden und ihre abge­

sonderte Befriedigung aus dem Faustpfande mittelst Separations-

Antrages herbeizuführen, in welchem Falle sie von dem weiteren 

Gange des Konkursproceffes unabhängig sind. 

Dem Erörterten gemäß, hat das codtftcirte Privatrecht die 

in der Note e Pag. 141 des Landlags enthaltene Anschauung 

nicht zu der seinigen gemacht, vielmehr eine Reihe von Be-

stimmungen aufgenommen, denen zu Folge die Anschauung dieser 

Note als antiquirt angesehen werden muß, vorausgesetzt, daß sie 

überhaupt jemals in den Ostseeprovinzen praktische Geltung 

gehabt haben sollte. 

V. Kupffer. 



Der Consens der Ehefrau zu Rechts-
geschästen des Ehemanns 

nach dem 

altere« Uvländischea Landrecht. 

Der Zustimmung der Ehefrau zu Rechtsgeschäften des 

Ehemannes geschieht häufig in livländischen landrechtlichen 
Urkunden aus der Ordenszeit Erwähnung. Solche Urkunden 

sind schon von Hupel in den Miscellaneen veröffentlicht worden, 

desgleichen hatten Auszüge von Urkunden, in welchen dieser Zu-

stimmung der Ehefrau erwähnt wird, in früherer Zeit Gad ebusch, 

dann später die Mittheilungen der alterthumforschenden Gesell-

schaft') und besonders zahlreich v Hagemeister2) in seiner 

livländischen Gütergeschichte gebracht. (Bd. I. S. 140, 
S. 145, S. 152, S. 155, S. 269. Bd. II. S. 30, S. 82, 

S. 90, S. 129. Bd. II. der fortgesetzten Gütergeschichte S. 24, 

S. 67, S. 95, S. 104, S. 129 u. s. w.) 

Allein dieser urkundlich beglaubigte Consens der Ehefrau 

fand anfangs in der Literatur des einheimischen Rechts keine Be-

achtung, obwohl derselbe, soweit er sich auf Veräußerung von 

Gütern des Ehemanns bezog, höchst auffallend erscheinen mußte, 

') 1. c. IV. Band 330 :c. 
2) Siehe auch F. v. Kloppmann, kurl. Güterchroniken S 126. 
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da in den livländischen Rechtsbüchern') über einen solchen 

Consens nichts zu finden war und derselbe der vornehmlich auf 

dem Sachsenspiegel beruhenden Theorie von den gegenseitigen 

Befugnissen der Ehegatten anscheinend direct widersprach. Denn 

ihr zu Folge hatte die Ehefrau, wenn sie von dem Ihrigen 

etwas veräußerte, zwar wohl den Consens ihres Ehemanns, weil 

sie unter dessen Normundschaft stand, einzuholen, nicht aber 

ihren Consens zu ertheilen, wenn ihr Vormund und Ehemann 

Über sein Vermögen verfügte.2) 

Erst die große Menge derjenigen Urkunden in dem ersten 

Theile der ehst-livländischen Brieflade vom Jahre 1856, in 

welchen der Zustimmung der Ehefrau zu Rechtsgeschästen des 

Ehemannes wiederum Erwähnung geschah, erzwang Beachtung 

und gab Veranlassung zu einigen, wenn gleich kurzen Be-

sprechungen. 

Letztere finden sich in der Geschichte der Ostsee-

Provinzen von A. v. Richter, in der osficiellen Ge-

schichte des liv-, ehst-, kurländischen Privatrechts nnd in 

dem Güterrecht der Ehegatten von C. Erdmann. 

Sonst giebt es unseres Wissens kein Werk, in welchem eine 

bezügliche Erörterung vorkommt. 

In den drei genannten Schriften wird der urkundlich be-

zeugte Consens der Ehefrau zu Rechtsgeschäften des Ehemannes 

nur als etwas Factisches, in der Praxis des Rechtslebens Vor-

kommendes aufgefaßt und für nicht rechtlich nothwendig erklärt. 

A. v. Richter insbesondere meint3), der Consens sei mit 

Rücksicht auf das Erbrecht der Ehefrau am Nachlaß des Mannes 

ertheilt worden, der Consens habe aber auch öfters gefehlt, wie 

') Und in den Gnadenbriefen und Privilegien, soweit sie hier in 
Betracht kommen. 

2) Verql. v. Helmersen Geschichte des livl. Adelsrechts § 51 S. 129, 
§ 14 S. 39 und v. Bunge Privatrecht § 264, § 178 S. 401, § 182 S. 413. 

3) Geschichte der Ostseeprovinzen Bd. II. S. 119. 
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z. B. in Nr. 53, 54, 56, 104 und 156 ') der Brieflade. Die 

officielle Geschichte des Privatrechts 2) und in wesent­

licher Uebereinstimmung mit ihr Professor C. Erd mann (1. c. 

S. 13) behaupten dagegen, daß wenigstens bei Zmmobiliarver-

Äußerung des Mannes der Consens der Ehefrau — ihre Existenz 

vorausgesetzt — nie gefehlt habe, derselbe aber hier wie bei 

anderen Rechtsgeschäften des Ehemanns nur dann nothwendig 

gewesen wäre, wenn die Ehefrau ein specielles Anrecht an dem-

jenigen Gegenstand, über welchem das Rechtsgeschäft abgeschlossen 

worden sei, gehabt hätte. 

Uebereinstimmung herrscht in den drei aufgeführten Schriften 

jedenfalls darüber, daß trotz des beobachteten Vorkommens des 

erwähnten Consenses der Ehefrau deshalb doch die allgemeinen 

Rechte und güterrechtlichen Befugnisse der Ehefrau und des 

Ehemannes nicht anders als früher aufzufassen seien. 

Indeß dürste die große Kürze der in den drei genannten 

Schriften geschehenen Besprechungen dieser offenbar auffallenden 

Erscheinung, die durch fortwährende Veröffentlichung neuer 

urkundlicher Belege an Wichtigkeit gewinnt, ein näheres Ein-

gehen auf die Bedeutung des Consenses der Ehefrau zu Rechts-

geschäfteu ihres Mannes rechtfertigen, zumal, wie hier ausgeführt 

werden soll, es für den Ehemann bei jeder Veräußerung seiner 

eignen Immobilien nothwendig war, den Consens seiner Gattin 

einzuziehen. — Hat aber der Ehemann in Folge der Ehe nicht 

für sich allein sondern nur mit Zustimmung seiner Ehefrau über 

seine Immobilien verfügen dürfen, so wird es sich bei Beant-

Wertung der Fragen nach Bedeutung dieses Consenses der Ehe-

frau um nichts weniger handeln, als um den Nachweis einer 

neuen Ansicht über das für die Lebenszeit der Ehegatten geltende 

ältere eheliche Güterrecht Livlauds nach Landrecht. 

'1 In Nr. 156 ist jedoch der Consens erwähnt. 
2) S. 14 u. besonders S. 48 Amnerk. Sl.c. 
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Geht man von Betrachtung der ehst-livländischen Brieflade 
aus, so ist zunächst zu eonstatiren, daß dieselbe wohlgeeignet er-

scheint, die Grundlage für Untersuchungen über die vorliegende 

Frage abzugeben, obwohl die Herausgeber nicht beabsichtigt haben 
irgend etwas Vollständiges zu bieten, sondern nur das denselben 
gerade erreichbare Material an Urkunden über die privatrechtlichen 

Verhältnisse des flachen Landes zu liefern vermochten. 
Denn die Masse des gebotenen Materials — allein 1508 

Urkunden bis zum Jahre 1561 — bürgt dafür, daß im Allge-
meinen die Lücken der Tradition vor dem Eindruck des Gesammt-

bildes zurücktreten werden und daher das Zufällige bei Sanun-

lung des Materials verschwinden, die Regelmäßigkeit der Er-
scheinung dagegen, welche das aus ihr gewonnene Resultat 

sicherstellt, auffallen muß. 
Deshalb darf eine Untersuchung sich wohl auf die Urkun-

den der Brieflade gründen. Es wird in Folgendem vorzugsweise 

nach dem ihr entnommenen Bilde des Rechtslebens und seiner 

Formen versucht werden die Frage nach dem Vorkommen, der 
Form und der Bedeutung des Consenses der Ehefrau zu Rechtsge-

schäften ihres Mannes zu beantworten. 
Die Brieflade enthält 89 verschiedene Fälle von Jmmobi-

liarveräußerungen, zu welchen, wie ausdrücklich erwähnt wird, 

die Ehefrau dem Ehemann den Consens ertheilt hat. 

Es sind diese 89 Fälle von Jmmobiliarveräußerungen 

enthalten in den Nummern: 84, 89, 105, 107, 114, 136, 156, 

195, 199, 200, 210, 212, 229, 230, 232, 234, 238, 241, 243, 

258, 268, 273, 274, 299, 308, 356, 361, 374, 375, 465, 468, 

475, 476, 477, 515, 585, 591, 592, 622, 673, 678, 680, 682, 

763, 765, 811, 823, 830, 843, 844, 847, 852, 867, 898, 904, 

907, 909, 927, 936, 961, 967, 968, 988, 1012, 1033, 1054, 

1064, 1065, 1066, 1079, 1107, 1115, 1154, 1204, 1231, 1279, 

1283, 1340, 1346, 1347, 1380, 1381, 1451, 1478, 1479, 1485, 

1487, 1508. 
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Diese Auszählung durste nicht unterbleiben, weil in 

das Sachregister zur Brieflade nicht alle betreffenden Fälle 

aufgenommen sind, denn es fehlen in der in Betracht 

kommenden Stelle desselben „Ehefrau, deren Einwilligung in 

Veräußerungen" von den oben aufgeführten Nummern allein 18 

(241, 243, 468, 475, 476, 678, 680, 907, 1012, 1033, 1079, 

1107, 1154, 1231, 1340, 1380, 1451, 1485) und waren ferner 

im Sachregister zwei oder mehrere Urkunden, welche eine einzige 

Veräußerung betrasen, neben einander aufgeführt. Es war 

daher dort nicht zu entnehmen (worauf es hier vorzugsweise an-

kommt), wieviel Fälle von Veräußerungen, in denen des Eon-

senses der Ehefrau erwähnt wird, in der Brieflade vorliegen. 

Nicht in Betracht gezogen sind bei der oben geschehenen 

Aufführung der 89 Nummern diejenigen Fälle, in denen eine 

Veräußerung von Immobilien vermöge eines von dem Ehemann 

vereinbarten Vergleiches unter Consens der Ehefrau stattfindet. 

Denn einerseits geschieht des Consenses unter diesen Umständen 

überhaupt selten Erwähnung und handelt es sich bei VerHand-

lung und Abschluß von Vergleichen um Geschäfte, welche der 

Natur der Sache nach schon an sich vorzugsweise dem Ehemann 

(ebenso wie die Proceßsührung it. f. w.) überlassen bleiben 

mußten. Andrerseits hätte der Consens der Ehefrau, wo es sich 

um einen Vergleich über ihr eignes Gut handelte, nichts Aus-
fallendes.') 

Geht man nun auf den Inhalt der 89 aufgeführten Ur­

kunden ein, so findet man fast ausschließlich Verkäufe zu „erb-

und eigen" und Auflassungen zu „erb- und eigen". Zwar kom-

nteii einzelne Auflassungen vor, bei denen nicht direct erwähnt 

worden ist, daß sie zu „erb- und eigen" geschehen seien. Allein 

es darf in Betreff dieser vereinzelten Fälle angenommen werden, 

daß Auflassungen, wenn sie nicht zu einem speciellen Zweck, wel-

*) Rentenkäufe unter Versicherung durch Immobilien blieben hier gleich-
falls ausgeschlossen. 
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cher dann naturgemäß hervorgehoben wird, wie z. B. zum Zweck 
der Pfandüberlassung stattfinden'), in der Regel, wie solches ja 

gerade in der Brieflade sonst nachweisbar der Fall ist, zu 
„erb- und eigen" geschehen sind. 

Ferner kommen unter den aufgeführten Nummern (243, 

1154, 1380) Urkunden über Abtheilungen von Kindern durch 

ihre beiden Eltern vor und zwar erhalten hier gewisse Kinder 

schon zu Lebzeiten der Eltern Güter vom Vater unter Consens 

der Mutter, mit der Verpflichtung andere Geschwister abzufinden 

und die Eltern zu unterhalten. 

In Nr. 1285 ist eine Belehnung auf Lebenszeit als Beloh-

nung für Dienste enthalten. 

Nr. 1279 enthält endlich eine Veräußerung von Gütern 

der Frau durch den Ehemann.2) 

Diese zuletzt erwähnte Urkunde bietet somit nichts Auf-

fallendes dar, denn Immobilien der Ehefrau durfte der Ehemann 

ohne ihre Zustimmung nicht veräußern. 

Läßt man daher die Urkunde sub Nr. 1285 weg, so 

bleiben noch 88 Fälle übrig, in denen des Consenses der Ehefrau 

zu Veräußerungen des Ehemannes Erwähnung geschieht. Von 

diesen 88 verschiedenen Fällen enthalten 54, wie schon aus den 

bis jetzt zugänglichen Nachrichten erhellen dürfte, Veräußerungen 

wohlerworbener oder ererbter Güter des Ehemannes. Derselbe 

hat in allen diesen 54 Fällen unter Consens der Ehefrau sein 

') „Nur bei der Verpfändung und Verschuldung kommt kein Auftrag 
vor", officielle Geschichte des Privatrechts, S. 47, Anmerk. 2. Diese Behcinp-
tung geht indeß etwas zu weit. Zwar handeln die 1. c. nachträglich angeführ­
ten Urkunden der Brieflade M 71 und 13G8 von keiner öffentlich geschehenen 
Auflassung eines Pfandes, wohl aber die übersehene Urkunde in M 240 (vergl. 
M 191). — Soviel dürste aber feststehen, daß ein öffentlicher Auftrag bei 
der Verpfändung oder Verschuldung in der Brieflade nur ganz ausnahmsweise 
vorkommt. 

s) In Nr. 1451 werden gleichfalls Güter veräußert, welche von der 
Frauenseite an den Mann gelangten, doch ist eö nicht zu erweifen, daß diese 
Güter der Frau noch gehörten. 
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wohlerworbenes oder ererbtes Gut veräußert, ohne daß in irgend 

einem der Fälle eines speciellen Anrechts der Frau Er-

wähnung geschehen wäre, kraft dessen sie ihren Consens zu er-

theileu gehabt hätte. Die erwähnten 54 Fälle sind — abge­

sehen von anderen Urkunden, in welchen sie gleichfalls behandelt 

werden, enthalten in den Nummern: 105 (ererbtes Gut des 

Mannes, Harrien), 107 (gekauftes Gut des Mannes, Harrien), 

114 (Eigenthum ') des Mannes, Harrien), 195 (des Mannes Gut, 

Harrien), 199 (Eigenthum des Mannes, Stift Dorpat), 200 

(wohlerworbenes Gut des Mannes, Harrien), 229 (ererbtes Gut 

des Ehemannes, Wiek), 238 (Erbeigen des Mannes, Wierland), 

243 (Kaufeigen des Mannes, Harrien, Wietland und Jerwen)^ 

268 (Erbeigen des Mannes, welcher das Specialrecht (262) besaß 

darüber frei zu verfügen, Harrien), 308 (Erbeigen des Mannes, 

Harrien, Wierland), 361 (Erbeigen des Mannes, Harrien), 475 

(Erbelgen des Mannes, Stift Dorpat), 476 (wohlerworbenes 

Gut der Mannes, Harrien), 477 (Erbeigen des Mannes, 

Hamen)( 515 (Erbeigen des Mannes, Wierland), 385 (Erb-

eigen des Mannes, Stift Dorpat), 591 (z. Th. Kaufeigen des 

Mannes, Wierland), 592 (Erbeigen des Mannes, Erzstift), 622 

(Kaufeigen des Mannes, Hamen), 673 (Erbgut des Mannes, 

Hamen), 680 (Kaufeigen des Mannes, Hamen), 682 (Erbeigen 

des Mannes, Harrien), 763 (Erbeigen des Mannes, Wiek), 765 

(des Mannes Eigen, Stift Dorpat), 811 (Kaufeigen des Mannes, 

Harrien), 843 (Eigen des Mannes, Wiek), 844 (Kaufeigen des 

Mannes, Wiek), 847 (Eigen des Mannes, Harrien), 852 (Kauf-

eigen des Mannes, Wiek), 867 (Erbeigen des Mannes, Hamen, 

Wiek), 898 (Erbgut des Mannes, Harrien), 904 (Erbgut des 

Mannes, Wierland), 907 (Erbgnt des Mannes, Wiek), 909 

(Erbgut des Mannes, Wiek, Oesel), 936 (Erbgut des Mannes, 

Wierland), 967 (Erbgut des Mannes, Wierland), 988 (Kauf-

') D. h. frcicä Lehen. 
4 



50 

eigen des Mannes, Harrien), 1012 (Kaufeigen des Mannes, Wiek, 

Oesel), 1033 (Kaufeigen des Mannes, Harrien). 1054 (Kaufeigen 

des Mannes, Wierland), 1065 (des Mannes Gut, Harnen), 1066 

(Kaufeigen des Mannes, Harrien), 1079 (Gut des Mannes, Wiek, 

Oesel), 1107 (Kaufeigen des Mannes, Stift Dorpat), 1154 

(Kaufeigen des Mannes, Wierland), 1204 (des Mannes Gut, 

Harrien, Wierland), 1283 (Erbgut des Mannes, Stift Dorpat), 

1346 (Kaufeigen des Mannes, Stift Dorpat), 1362 (Eigen des 

Mannes, Stift Dorpat), 1478 (Erbgut des Mannes, Harrien), 

1485 (Erbgut des Mannes, Zenven), 1481 (Erbgut des Mannes, 

Wierland) 1508 (Erbgut des Mannes, Wierland), 1508 (Erbgut 

des Mannes, Erzstift). 

Nicht immer ergab sich aus den soeben angeführten 

Urkunden selbst, ob das veräußerte Gut ererbt oder wohlerworben 

war. Es konnte in manchen Fällen nur mit Zuhilfenahme 

des Personen- und Ortsregisters hinlängliche Gewißheit hierüber 

verschafft werden und zwar vermochte, was der Genauigkeit 

wegen zu bemerken ist, wenn mehrere Güter und zugleich einzelne 

dazu gehörende Landstücke (Gesinde, Schmiedestellen JC.) veräußert 

worden waren, im Allgemeinen nur der ersteren wegen und nicht 

jedes Mal wegen der mitverkauften Landparcellen im Falle der 

Ungewißheit directer Nachweis über die Erwerbsart beschafft zu 

werden. Denn über die einzelnen Gesinde und Landstücke, die 

mitverkauft wurden, fehlten oft anderweitige Angaben darüber, 

auf welche Weise dieselben an den veräußernden Ehemann gelangt 

waren. Es wäre daher immerhin wohl denkbar, daß einige der 

anscheinend als Theile oder Pertinenzen des Hauptgutes mitver-

äußerten Landstücke Eigenthum der Ehefrau gewesen sein können. 

Diese Annahme erscheint aber, wie sich bei näherer Prüfung 

ergiebt, trotz der vielen dabei in Frage stehenden Fälle, auch 

nicht durch ein thatsächliches Moment belegt und bleibt daher 

nur eine Möglichkeit, die unter den obwaltenden Um­
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ständen so sehr unwahrscheinlich ist, daß aus sie keine weitere 

Rücksicht zu nehmen sein dürste. 

Gewiß wird es indeß, bei weiteren Bemühungen, sowie nach 

Publikation bisher unedirter livländischer Privaturkunden 

in noch mehr Fällen als bisher nachzuweisen gelingen, daß die 

von dem Ehemann mit Consens seiner Ehefrau veräußerten 

Güter ihm gehörten. Denn nicht nur die große Wahrschein-

lichkeit, welche im einzelnen Fall (wie bei Nr. 89, 678 u. a.) 

schon jetzt dafür spricht, sondern auch die UnWahrscheinlichkeit, 

daß der Ehemann, welcher selbst in jedem der Consensfälle das 

Gut veräußerte, in den betreffenden Urkunden in dem Fall eine 

bezügliche Angabe zu machen unterlassen haben sollte, wenn das 

Gut, welches er veräußerte, nicht ihm sondern seiner Frau ge-

hörte, läßt annehmen, daß wenigstens bei einen großem Theil der 

34 nachbleibenden Fälle von Veräußerungen mit Consens der 

Ehefrau, in denen bis jetzt der bezügliche Nachweis noch nicht 

gelungen ist, es sich doch um Güter des Mannes handelt. 

Daß die 88 verschiedenen Fälle von Immobiliarveräuße-

nmgen, zu welchen der Consens durch die Ehefrau ertheilt wird, 

wie schon wiederholt angedeutet wurde, in mehr als 88 Urkunden 

sich vorfinden, daß bisweilen ein und dasselbe Veräußerungs-

geschäft in zwei oder mehr Urkunden behandelt und dabei des 

Consenses der Ehefrau entweder nur in einer der von derselben Ver-

Äußerung handelnden Urkunden oder in allen bezüglichen Ur-

künden erwähnt wird, bedarf einer näheren Erörterung. 

Außer derjenigen Urkunde nehmlich, welche über die Ver-

äußerung, den Verkauf oder Verzicht ausgestellt wird, ist öfters 

auch die Urkunde über die geschehene Auflassung des vergebenen 

oder verkauften Immobils erhalten und in beiden Urkunden des 

Consenses Erwähnung geschehen (z. B. in Nr. 922 u. 967, in 
Nr. 777 u. 904, in Nr. 1231 u. 1287). 

Aber ebenso geschieht des Consenses nur in einer der beiden 

uns erhaltenen Urkunden Erwähnung, sei es in dem Kauf-
4* 



(Veräußerungs- oder Verzichts-) Brief, sei es in der Anflassungs-

nrknnde. So ist in Nr. 226 vom 2. Februar 1456 bei der 

„Kaufhandlung" der Consens nicht erwähnt, wohl aber in der 

bezüglichen von dem Vogt zu Wesenberg und dem Wierländischen 

Manngericht ausgestellten Auflassungsurkunde Nr. 234 vom 

24. Juni 1457. 

Ferner fehlt in den zusammenhängenden Urkunden Nr. 375 

vom 19. April 1490 und 463 vom 30. November 1493 beim 

Verkauf der Consens, während er in Nr. 477 vom 30. Mai 1495 

bei der vor dem Harrischen Manngericht geschehenen Auflassung 
vorkommt. 

In der Verkaufsurkunde Nr. 108 vom 24. Juni 1410 

fehlt gleichfalls der Consens, während er in der bezüglichen früher 

ausgestellten Anflafsnngsurkunde Nr. 107 d. d. 12. Januar 1410 

erwähnt wird. 

In der an ein und demselben Datum ausgestellten Ver-

äußerungs- und Auslassungsurkunde 9b. 590, resp. 591 fehlt 

wiederum der Consens in der ersteren, kommt aber in der 

letzteren vor. ') 

Dagegen fehlt in der Urkunde Nr. 251 vom 24. Juni 

1464 bei der Auslassung vor dem Comthur von Reval der 

Consens, während er in der Urkunde Nr. 241 von demselben 

Jahr (ohne Monatsangabe) vorkommt. 

Desgleichen fehlt der Consens in der Urkunde Nr. 934 

vom 13. October 1527 bei der Auflassung vor dem Wier-

ländischen Manngericht, während er in Nr. 927 d. d. 

7. September 1526 bei der Vergabung vorkommt. 

Ganz dasselbe findet statt in Nr. 1116 (Auflassung vor 

t) Desgl. fehlt in der kurzen Regeste Nr. 83 der Briefladc in der 
Veräußerungsurkunde der Consens, während er in der AuflassungSnrkunde im 
Band IV. d. L. U. B. Nr. 1432 vorkommt. 



dem Harrischen Manngericht) und 1066 (der Veräußerungs­

urkunde). ') 

Was die Form der ConsenseÄheilung betrifft, so läßt sich 

aus der eben dargelegten wichtigen Thatsache, daß selbst Gerichte, 

welche die Auflassungsurkunden ausfertigten, die Erwähnung 

des Consenses öfter verabsäumten, darauf schließen, daß die Er-

wähnung des Consenses der Ehefrau zur Giltigkeit derjenigen 

Urkunden, welche über die Auflassung der von ihrem Ehemann 

veräußerten Immobilien ausgefertigt wurden, nicht wesentlich 

erforderlich war. 

Aus dem Vorkommen des Consenses der Ehefrau in den 

Auflassungsurkunden und aus dem Fehlen desselben in den ent­

sprechenden Veräußerungsurkunden, die, wie oben gezeigt wurde, 

bald zeitlich den ersteren vorhergehen, bald gleichzeitig mit ihnen, 

bald nach ihnen ausgestellt werden, — kann dann in Betreff der 

Veräußerungsurkunden andrerseits weiter geschlossen werden, daß 

auch bei ihnen die Erwähnung des Consenses nicht wesentlich 

nothwendig war. 

Wird der Consens der Ehefrau erwähnt, so geschieht es im 

Anfang2) der Urkunde und zwar in stets sich wiederholenden 

Wendungen,3) als: „mit Vollwort und Rath", „mit ganzem 

Vollwort", „mit Vollwort und Wissen", „mit Willen und Noll­

wort", „mit Wissen", „mit Wissen und Willen" „mit Wissen 

und Zulaß", „mit Wissen, Willen und Bollwort", „mit wohl-

bedachtem Muth und Wissen", „mit Consens" u. s. tu. Aus­

') Vergl. dazu L. lt. B. III. Band 727 a. vom 13. Dcccmber 13*26. 
Hier wird bei Vergabung eines Hakens durch den Helmold von Saghen an 
das Kloster Padis der Consens seiner Ehefrau Adelheid erwähnt, jedoch ge-
schieht in der Auflassungsurkunde 734 a. 1. c. vom 14. October 1328 der Ein­
willigung der Ehefrau nicht Erwähnung, während sie doch noch im Jahre 
1332 am Leben war, 1. c., 780 a. 

2) Nur sehr selten wird der Consens am Ende der Urkunde, wie z. B. 
in Nr. 1380, oder im Laufe derselben wiederholt. 

3) Wobei daran zu erinnern ist, daß die Brieflade nur Uebersetzungen 
und nicht die Urkunden in der Ursprache enthält. 
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drücke, die sich in ihrer Tragweite nicht von einander unter-

scheiden. Denn auch die übrigens selten vorkommende Form ') 

„mit Wissen" der Ehefrau heißt nichts anderes als mit ihrer 
Zustimmung, wie solches aus anderen Stellen der Brieflade 
hervorgeht (wie z. B. aus Nr. 922, wo Mann und Fran ge-
in einsam das Landgut verkaufen, während in Nr. 967 von dieser 

Veräußerung es heißt, daß sie „mit Wissen" der Fran geschehen 
sei) und auch aus den Zusammenstellungen von „Vollwort und 

Wissen", „Wissen und Willen" von vornherein zu vermuthen 
gewesen war.2) 

Ob die Frau, wenn ihr Consens in der Auflassungsurkunde 

erwähnt wird, bei der Auflassung selbst zugegen war, geht mit 

Ausnahme einiger Fälle, in denen ihrer Anwesenheit Erwähnung 

geschieht (Nr. 477, 898), nicht aus den Urkunden oder aus 

sonstigen Nachrichten hervor. Jedenfalls muß in irgend einer 

Art ihre Zustimmung gewiß und relevant gewesen sein, da sonst 

dieselbe von dem Gerichte in der Auflassungsurkunde nicht für 

ertheilt erklärt worden wäre. Denn der Comthur, Vogt oder 

das Manngericht hätten des Consenses der Ehefrau nicht Er-

wähnung gethan, wenn derselbe nicht ertheilt worden oder nicht 

erwähnenswerth gewesen wäre. 

') Enthalten in den Nummern 465, (Auflassung) 476, 591, (Auf­
lassung) 682, 830, 847, (Auflassung) 1033, 1064, (Auflassung) 1479; drei 
von den angeführten Urkunden (Nr. 465, 476, 847) stammen merkwürdiger 
Weife aus der Brieflade ein und desselben Gutes. Da in den Nummern 
210, 218 nur kurze, nicht ein Mal von den Herausgebern selbst angefertigte 
Auszüge enthalten sind, so dürften dieselben hier nicht zu berücksichtigen sein, 
obwohl auch nach ihnen die Veräußerungen mit Wissen der Ehefrau stattge-
funden haben sollen. 

2) Allerdings ist auf staatsrechtlichem Gebiete daraus, daß nihil insciis 
livonis, wie es im Privilegium S. A. Heißt, geschehen durfte, eine eigenartige 
Theorie gebaut worden, die aber wohl, worauf hier nicht einzugehen ist, keine 
rechte Begründung gefunden hat und an sich so unglaublich unpraktisch er-
scheint, daß schon deshalb der Glaube an ihre einstige oder jetzige Existenz 
nicht aufkommen kann. Denn hier ist nihil insciis livonis wörtlich mit 
„nichts ohne Wissen der Livländer" anstatt mit „nichts ohne Mitwissen oder 
Willen der Livländer" übersetzt und gedeutet worden! 
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Auch verbietet ein bekanntes Auslegnngsprincip die aus-

drückliche Erwähnung des Consenses in den Veräußerungsurkunden 

als leere Formalität aufzufassen, wie wenn etwa der Ehemann 

von sich aus eine Einwilligung seiner Ehefrau hätte verschreiben 

lassen, die von ihr niemals ertheilt worden wäre, oder wie wenn 

die Einwilligung der Ehefrau eine übliche leere Clause! gewesen 

wäre, gleich dem bisweilen vorkommenden Consense „aller rechten 

Erben" auch in solchen Fällen, in denen die rechten Erben nicht 

um ihren Consens befragt zu werden brauchten. 

Deshalb ist beim Mangel entgegenstehender zwingender 

Gründe, die Consensformel in den Auflassungs- und Veräuße­

rungsurkunden so aufzufassen, als ob in ihr die ernste Absicht 

läge dasjenige auszudrücken, was die sehr bestimmt lautenden 

Worte und Wendungen „mit Vollwort" „mit Wissen und 

Willen" durch die der Consens ertheilt zu werden pflegt, be-

deuten, nämlich: Erlaubniß und Zustimmung der Ehefrau zu 

Veräußerungsgeschäften des Ehemannes. 

Daß diese Zustimmung aber nicht, wie die officielle Ge­

schichte des Privatrechts (1. c. und C. Erdmann 1. c.) meinen 

und hiemit gehen wir auf das Wesen und die Bedeutung des 

Consenses näher ein, — nur dann erforderlich gewesen sei, wenn 

es sich um die Veräußerung eines Jmmobils handelte, an welchem 

die Ehefrau irgend ein Specialrecht oder ein rechtliches Interesse 

gewonnen hatte, muß bei der Massenhaftigkeit der Fälle, in 

denen der Zustimmung Erwähnung geschieht, von vornherein 

verneint werden. 

Es ist eben eine ganz allgemeine und ausnahmslose, keine 

ausnahmsweise Erscheinung, mit der man es hier zu thrnt hat. 

In der officiellen Geschichte des Privatrechts selbst wird znge-

standen, daß es in der Brieflade, wenn die Existenz einer Ehefrau 

erwähnt wurde, keinen Fall giebt, wo die Erwähnung ihres Consenses 

zu Jmmobiliar-Veräußerungen des Mannes hervorzuheben unter-

lassen worden ist. 



Nach wiederholter, auf verschiedene Weise angestellter 

Prüfung ist es uns ebenfalls nicht gelungen l) weder in der 

Brieflade, noch anderswo einen Fall ausfindig zu machen, in 

welchem eine Ehefrau existirte und ihr Consens zn Jmmobiliar-

Veräußerungen des Ehemannes nicht erwähnt wurde, obwohl es 

bekanntlich besonders in der Brieflade, außer den besprochenen, 

den Consens der Ehefrau enthaltenden Urkunden, eine große 

Menge anderer giebt, welche der Existenz von Ehefrauen Er-

wähnung thun. Ja dieser Mangel eines Widerspruches wird um 

so merkwürdiger, als auch nicht einmal dadurch, daß entweder 

die Veräußerung- oder Auflafsungsurkunde allein erhalten ge­
blieben und diejenige von beiden Urkunden,' in welcher der 

Consens erwähnt war, verloren gegangen ist, fich eine zufällige 

Ausnahme von der sonst ausnahmslosen Erscheinung der Consens-
ertheilnng gebildet hat. 

Ein Widerspruch gegen diese allgemeine Erscheinung dürfte 

auch nicht, wie v. Richter 1. c. meint, darin liegen, daß an 

und für sich in einer Reihe von Veräußerungs- oder Anflaffungs-
urkunden des Consenses der Ehefrau nicht Erwähnung geschieht 
da in den einzelnen Fällen, und darauf kommt es doch zunächst 
an, nicht nachgewiesen werden kann, ob Ehefrauen derjenigen 

Männer, welche hier veräußerten oder aufließen, überhaupt 
existirt haben oder damals noch am Leben waren, als die Ver-

äußenmg oder Auflassung stattfand. 
Allerdings könnte eine übergroße Menge von solchen Ur-

künden, in denen der Consens nicht erwähnt worden ist, — falls 

') Denn Nr. 31, worin eine Hofstätte in Reval vom Ritter Johann 
v. Reval ohne Consens seiner Ehefrau, die da lebte, den Minoriten in Riga 
geschenkt wird, damit diese zu Gunsten des Schenkers uud seiner Ehefrau :c. 
Messen lesen, enthält eine Urkunde, welche im Revaler Rathsarchiv aufbewahrt 
wird und wohl einen Platz in der Stadt und nicht auf dem Dom betrifft. 
Uebrigens ist bei dieser Veräußerung des Consenses der Erben des Johann v. 
Reval, zu welchen auch seine Gattin, die Söhne hatte, gehört, Erwähnung 
geschehen (f. darüber weiter unten). 
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auch die Existenz der Ehefrau unbewiesen bleibt, — die den 

Eonsens enthaltenden Urkunden nur als verschwindende Aus-

nahmen erscheinen lassen. 
Um daher eine Einsicht in das Verhältniß zu gewinnen, 

wird es erforderlich sein auch die Zahl derjenigen Fälle von 

Jmmobiliarveränßernngen festzustellen, bei denen des Consenses 

nicht Erwähnung geschieht. 
Die Rücksicht auf den Zweck der Vergleichung zwischen den 

Fällen, in denen der Mann mit Consens der Ehefrau, und den-

jenigen Fällen, in denen er ohne Consens einer Ehefrau die 

Immobilien veräußert, bringt es mit sich, daß wegen dieser Fest-
stellnng natürlich alle diejenigen Fälle nicht mitzuzählen sind, in 
denen Jemand veräußert, der überhaupt unter keinen Umständen 

eine Ehefrau haben konnte, wie ein Bischof, Ordensmeister, 
Comthnr, Ordensvogt, eine öffentliche Körperschaft, eine Wittwe 
und Jungfrau, alle ihres geringen Alters wegen Bevormundete, 
da sie (in Anbetracht der frühen Mündigkeitstermine) keine 
Ehefrauen haben konnten. 

Von der Vergleichung ausgenommen werden müssen 
natürlich auch diejenigen Urkunden, in welchen nicht der Ver-
äußerer, sondern der Erwerber der Immobilien allein redet und 

seine Verpflichtungen bescheinigt, weil in Folge der Form dieser 
Urkunden gar keine Gelegenheit für die Erwähnung des 

Consenses gegeben war. 
Ferner kann auf einige äußerst kurze in der Brieflade ent-

haltenen, von den Herausgebern derselben selbst nicht angefertigten 
Urkundenauszüge keine Rücksicht genommen werden, weil nicht 
ersichtlich ist, nach welchen Principien sie angefertigt worden sind, 
insbesondere ob den Epitomatoren auch der Consens der Ehefrau, 
welchen nicht einmal die Herausgeber für etwas besonders Auf-
fallendes hielten, beachtens- und erwähnenswerth erschienen ist. 

Endlich mußten hier aus denselben Gründen, wie schon 
früher bei den Confensfällen, alle vermöge eines Vergleiches und 
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insbesondere eines Erbtheilungsvergleiches geschehenen Veräuße-

rungen weggelassen werden, nur war diese Weglassung hier, wie 

sich später als wahrscheinlich zeigen wird, höchst unvollständig 

durchzuführen möglich. 

Bei einer nach den soeben entwickelten allgemeinen 

Prinnpien angestellten Zählung ergiebt sich, daß in der Brieflade 

88 Fälle von Jmmobiliarveraußerungen in mehr, als ebensoviel 

Veräußerungs- und Auflafsungsurknnden enthalten sind, in denen 

des Consenses der Ehefrau zu Veräußerungen des Ehemannes 

nicht Erwähnung geschieht. Diese 88 Fälle von Immobiliar-

veränßerungen sind erwähnt — um nur je eine auf dasselbe 

Rechtsgeschäft bezügliche Urkunde aufzuführen — in den Nummern: 
53 >), 54, 56, 72, 86, 99, 102, 104, 106, 108, 112, 115, 116, 

121, 123, 127, 143, 164, 170, 183, 204, 205, 206, 207, 209, 

217, 219, 231, 235, 245, 253, 262, 270, 281, 286, 305, 317, 

318, 335, 354, 364, 366, 367, 369, 373, 410, 471,473, 511, 

582, 594, 608, 616, 620, 641, 671, 684, 764, 780, 827, 833, 

835, 849, 857, 859, 872, 923, 926, 937, 965, 1030, 1067, 

1114, 1159, 1185, 1188, 1220, 1228, 1254, 1285, 1356, 

1381, 1391, 1411, 1415, 1436, 1472, 1489. 

Gegen die eben angeführten 88 Fälle sind die 88 Fälle, 

in denen der Consens erwähnt wird, natürlich keine ver-

schwindende Erscheinung, vielmehr sind die letztern, weil sie den 

positiven Beweis'bilden, von mehr Gewicht, als die Fälle, wo 

der Consens eben nicht erwähnt wird. 

In vielen der eben aufgeführten Fälle, in denen der 

Consens der Ehefran nicht erwähnt ist, wird dieselbe, wie mit 

Gewißheit a priori anzunehmen ist, gar nicht existirt haben. Der 

specielle Nachweis ihrer Nichtexistenz war bis jetzt nur in 7 von 

den eben namentlich angeführten 88 Fällen möglich (in Nr. 1030, 
1114, 1159, 1220, 1285, 1391, 1489). 

!) Nr. 37 fällt weg, weil ihrem Inhalte nach in L. lt. B. 727 a. vor­
kommend, woselbst der ConsenS der Ehefrau angeführt wird. 



Es ständen bei richtiger Vergleichung also den 8* Fällen 

mit Consens bei der Veräußerung 81 andere Veräußerungsfälle 

gegenüber, bei welchen zwar von keinem einzigen derselben be-

hanptet werden kann, daß nicht möglicher Weise die Ehefrau des 

Veräußerers am Leben gewesen sei, während doch von der Ge-

sammtheit derselben gesagt werden muß, daß es mit Rücksicht 

auf die Komposition der Briestade im höchsten Grade unwahr-

scheinlich, ja dem Laufe der Natur zuwider wäre, wenn auch in 

den genannten 81 Fällen immer eine Ehefrau eristirt hätte. 

Denn in den 88 andern Veränßernngsfällcn, in welchen des 

Consenses der Ehefrau Erwähnung geschah, existirte dieselbe und 

hätten deshalb von den fämmtlichen überhaupt in der Brieflade 

enthaltenen 88 + 88 = 176 Fällen, in welchen der Vormund-

schaft entwachsene Männer, (die keine Geistlichen oder Ordens-

brüder waren) ihre Immobilien veräußerten, nicht mehr wie in 

7 Fällen Wittwer und Junggesellen die Veräußerung vorge-

nommen. 

Diese allzu große UnWahrscheinlichkeit, ja Unmöglichkeit 

zwingt dann dazu, einen bedeutenden Theil von den 81 Fällen, 

in denen es über Existenz einer Ehefrau keine Nachrichten giebt, 

aus der Vergleichung fortzulassen, da in vielen der gen. 81 

Fälle') keine Ehefrau eristirt haben wird. 

Aber auch der nachbleibende Rest derjenigen Fälle, in denen 

bei Jmmobiliarveräußernngen des Consenses der Ehefrau nicht 

Erwähnung geschieht, muß gekürzt werden, da von den über die 

Veräußerung ausgestellten Veräußerungs- und Anflassnngs-

') Auffallend ist, daß unter diesen 81 Fällen zum Wenigsten 28 Mal 
Veräußerungen oder Auflassungen durch 2 oder 3 Brüder zusammen, durch 
einen Bruder auf den andern, durch Brüder mit Zustimmung der Mutter 
oder Schwestern stattfinden. Es kann in dieser auffallenden Thatsache viel-
leicht ein Zndicium dafür gesehen werden, daß eS sich hier meistens tun einen 
Vergleich über eine Erdtheilung handelt, der durch Überlassung der Güter an 
einen der Transigenten oder durch Verkauf an dritte Personen realisirt 
werden sollte. 
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urkunden, unter welchen bald die eine, bald die andere den 

Consens enthält'), nicht nur die consenslose, sondern umgekehrt 
in vielen Fällen auch die den Consens erwähnende Urkunde ver-
loten gegangen sein und die consenslose Urkunde, welche alsdann 

nur ein unvollkommenes Bild des Veräußerungsgeschäftes zu 
geben vermag, erhalten sein kann. 

Aber auch der dann noch nachbleibende geringe Rest von 

Fällen, in welchen des Consenses der Ehefrau nicht ausdrücklich 

Erwähnung geschieht, verschwindet vielleicht ganz, wenn man sich 

vergegenwärtigt, daß in vielen Fällen in der Zustimmung „aller 

Erben", welche fast bei keiner Veräußerung fehlt, auch der 

Consens der Ehefrau enthalten sein muß, falls sie Erbin des 

Mannes ist d. h. mit ihm Kinder (Söhne) hatte u. s. w. 

Endlich ist aber die Bemühung, die 81 Fälle der mangelnden 

Erwähnung des Consenses der Ehefrau zu erklären und zu 

elimiuiren, insofern sogar eine überflüssige, da es ja, wie schon 

vorhin zu zeigen versucht wurde, nicht auf die Erwähnung 

und Verschreibung des Consenses in den Urkunden, sondern auf 

die Ertheilung des Consenses ankam. 

Um nun eine Probe zu machen, ob das gegebene Bild von 

dem Verhältniß derjenigen Fälle, in denen der Consens nicht 

erwähnt wird, zu denjenigen Fällen, wo solches geschieht, ein 

zutreffendes ist, möge hier für die letzten 60 Jahre Inländischer 

Selbstständigkeit über die Veräußerungen in einem livländischen 

Territorium, Harrien-Wierland, für welches gerade aus der in 

Frage stehenden Zeit die Brieflade nnverhältnißmäßig mehr Ur-

künden, als für irgend ein anderes darbietet, eine nach den früher 

entwickelten Principien zusammengetragene tabellarische Uebersicht 

Platz finden. 

Dcogl. kommen bisweilen 2 Veräußerungsurkunden über dieselbe 
Veräußerung von verschiedenem Datum vor, bei denen in der einen der 
Consens erwähnt wird, in der andern aber fehlt (z. B. Nr. 824 und 830). 
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In der Brieflade kommen von 1501—1561 Harrisch-

Wierische Jmmobiliarveräußemngen vor 

mit Consens der Ehesrau ohne Erwähnung des Consenses 

in den Nummern der Ehefrau in den Nummern 

622 1154 616 

673 1204 620 

678 1231 671 

680 1279 780 

682 1347 833 

811 1380 835 

830 1451 849 

847 1478 857 

867 1479 872 

898 . 1487 923 

904 926 

927 937 

936 1030 

961 1067 

967 1114 

968 1159 

988 1185 

1033 1228 

1054 1254 

1054 nochmals 1356 

1064 1381 

1065 1411 

1066 1436 

1115 1489 

Zieht man, wie es früher bei der allgemeinen Vergleichung 

geschah, auf der einen Seite diejenigen Fälle ab, in denen das 

veräußerte Gut nachweislich der Frau gehörte (Nr. 1279), und 

bringt man auf der andern Seite nicht in Anrechnung diejenigen 

Fälle, in welchen augenscheinlich keine Frau eristirte (1030, 
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1114, 1159, 1489) so ergiebt vorstehende tabellarische Uebersicht,-

daß nach der Brieflade in Harrien-Wierland von 1501—1561 

in 33 Fällen die Veräußerung von Gütern, (welche in 21 Fällen, 

wie jetzt schon nachweisbar, dem Manne gehörten), unter Consens 

der Ehefrau geschehen ist, und daß nur in 20 Fällen dieses 

Consenses bei Veräußerungen nicht Erwähnung gethan worden ist. 

Hierdurch wird nicht nur in Betreff der ConsenSertheilnug, 

dasjenige bestätigt, was die frühere allgemeine Vergleichung 

ergeben hatte, sondern es gewährt die hier versuchte specielle Ver­

gleichung noch ein viel gunstigeres Bild, als das früher ge­

wonnene war. Denn während bei der allgemeinen Vergleichung 

den 88 Fällen mit Consens 81 Fälle ohne Consens gegenüber-

standen, so zeigt sich bei der eben ausgeführten speciellen Ver­

gleichung ein Verhältnis} von 33 Consensfällen zu 20 Fällen, 

in denen des Consenses keine Erwähnung geschieht. 

Nachdem im Vorstehenden versucht wurde auf Grund der 

Brieflade zu zeigen, wie oft die Ehefrau zu Immobiliarver-

äußentitgen inter vivos durch den Ehemann ihren Eonsens ge­

geben hat, ferner welchem der Ehegatten die veräußerten Güter 

gehört hatten, welche Formen bei der ConsenSertheilnug be-

obachtet wurden, was dieselben zu bedeuten hatten, ob jemals 

der Consens der Ehefrau, falls ihre Existenz nachzuweisen war, 

gefehlt hat, wie oft die Consensertheilung unerwähnt geblieben 

und wie solches aufzufassen ist, — erübrigt ein Eingehen auf 

diejenigen Fälle aus der Brieflade, in welchen bei andern Rechts­

geschäften des Ehemannes, außer Jmmobiliarveräußerungen, der 

Consens der Ehefrau erwähnt ist. — Hierbei kommen nur in 

Betracht Testamente und Verpfändungen des Mannes (über 

Vergleiche und Erbtheilungen s. oben). Allein sowohl bei 

Testamenten, als bei Verpfändungen ist der Consens der Ehe-

fran so selten und ausnahmsweise erwähnt, daß wohl schwerlich 

die geschehene Erwähnung desselben in den Urkunden der Brief-

lade weiterer Untersuchung zu unterziehen nöthig sein dürfte, 
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werden kann, daß eine Ehesran in einzelnen Fällen existirte, wo 

ihres Consenses nicht Erwähnung geschieht — z. B. bei Ver-

Pfändungen in den Nr. 177, 180 '), und bei Testamenten in den 

' Nummern 69,122,196,275,1068,1404,1431,1499,1501,1505. 

Um der früheren Betrachtungsweise treu zu bleiben, sei 

hier erwähnt, daß es 2 Fälle von Testamenten (in Nr. 111 und 

875) giebt, in denen der Ehemann mit Consens seiner Ehefrau 

testirt und 17 Fälle (in den Nummern 69, 80, 82, 122, 132, 

196, 275, 276, 1068, 1267, 1272, 1404, 1431, 1482, 1499, 

1501, 1505), wo er ohne Consens testirt; daß es ferner 17 Fälle 

von Verpfändungen (darunter eventuelle Verpfändungen) giebt, 

bei denen der Consens erwähnt wird, aber dagegen 78 Fälle, in 

denen ihr Consens unerwähnt bleibt. 

Die Zahl derjenigen Urkunden über Testamente und über 

Pfandbestellungen an Immobilien, bei denen die Zustimmung der 

Ehefrau angeführt wird, ist also eine verschwindend geringe im 

Verhältniß zu denjenigen Urkunden, in denen ihre Zustimmung 

unerwähnt blieb. 

Bei Immobiliarverpfändungen kommt auch in Betracht, 

daß dieselben dem älteren livländischen Recht schwerlich als 

eigentliche Veräußerungen galten, wenigstens heißt es im alt. 

Ii vi. R. K. Cap. 9, von der Satzung: „wente men settynge 

losen mach" ic. 

Ziehen wir nun in den Kreis der Betrachtung noch die-

jenigen Privatnrkunden oder Urtheile K., die anderswo als in 

der Brieflade veröffentlicht sind, so ändert sich an dem aus der-

selben gewonnenen Ergebniß Nichts. Ueberall begegnen wir 

i) Dazu L. IL B. Bd. III. 806 a. Helmold v. Saghe verpfändet am 
G. Februar 1342 nebst seinen Söhnen 3 Haken, der Consens der Ehefrau wird 
nicht erwähnt, obwohl sie noch am 27. September 1342 (Brieflade Nr. 43) 
lebt und mit ihrem und der Söhne Consens durch den Ehemann eine Vicarie 
gestiftet wird. 
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Urkunden über Jmmobiliarveräußerungen, in denen der Consens 

der Ehefrau erwähnt ist. Auf die Gütergeschichte von Hage-

meister, in der sich besonders zahlreiche Nachrichten über derartige 

Urkunden vorfinden, sowie auf die Mittheilungen der Alterth. 

Gesellschaft, ist schon am Eingang verwiesen worden. 

Desgleichen enthalten: das Urkuudeubuch auch in seinen 

nach der Brieflade erschienenen Bänden (Bd. III. Urkunde 

Nr. 780a Veräußerung einer Mühle mit Consens vom Jahre 

1337, Harrien, Bd. IV. Urkunde Nr. 1432 Auflassung mit 

Consens, Wierland vom Jahre 1396, Bd. VI. Urkunde Nr. 2955 

Auflassung mit Consens, Harrien-Wierland vom Jahre 1412), 

ferner C. Schirren Verzeichnis 2c. (Nr. 158 Auflassung mit 

Consens, Wierland vom Jahre 1492, Nr. 250 Auflassung eines 

Erbgutes des Mannes mit Consens der Frau, Harrien 

vom Jahre 1524), so wie C. Ruß wurm, Nachrichten über das 

Geschlecht Stael v. Holstein II. Thl. (S. 268 Urkunde 

über Auflassung mit Consens, Wierland vom Jahre 1492, 

S. 270 Urkunde über Veräußerung mit Consens, Harrien, vom 

Jahre 1524), endlich derselbe, Nachrichten über das Geschlecht 

Ungern - Sternberg IV. A, Urkunden aus der Ordenszeit, 

(Nr. 71, 72, 77, 106, 113, 126 und 160, sämmtlich Veräuße­

rungen von dem Ehemann gehörigen Landgütern unter Consens 

der Ehefrau, Erzstift außer Nr. 160 — Wierland) — Urkunden 

in denen des Consenses der Ehefrau bei Jmmobiliarveräuße-

rungen des Mannes Erwähnung geschieht. 

Zu vereinzelt kommen auch in den angeführten Werken 

Urkunden vor, in denen bei Immobiliarverpfändungen und bei 

Testamenten des Ehemannes der Consens der Ehefrau erwähnt 

wird, so daß wir hinfort in Betreff dieser beiden Rechtsgeschäfte 

den Consens überhaupt weiterer Betrachtung nicht unterziehen 

können, weil derselbe, wenn überhaupt auf einem Rechte der 

Ehefrau, so doch anscheinend nur auf einem int einzelnen Falle 

besonders erworbenen Rechte derselben beruhte. 
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Die bisherige auf das gesammte zugängliche Urkunden-

Material gestützte allgemein geführte Untersuchung über den 

Consens der Ehefrau bei Jmmobiliarveräußerungen des Ehe-

mannes kann, besonders was die rechtliche Bedeutung und das 

Wesen dieses Consenses betrifft, durch peinige specielle Urkunden 

und Belege wesentlich ergänzt werden. 

Zunächst möge es gestattet sein, aus Urkunden Belegstellen 

aufzuführen, die an sich betrachtet, verschiedenartige Deutungen 

zulassen und nur im Zusammenhange mit anderen urkundlichen 

Zeugnissen Bedeutung erlangen. 

I. In der Brieflade Nr. 199 heißt es: 

„Vor allen 2c. bekenne ich Lubbrecht Karlever, daß ich für 

mich und meine Erben JC., mit Wissen und Willen meiner 

l ieben Hausfrau Gertrud, nach Recht und Gewohnheit 

des Stiftes zu Dorpat, verkauft habe dem Hans 

Vifhusen den Hof zu Tammanpe ic." d. d. 28. August 1449. 

Hier giebt der Ehemann sein Lehnseigenthum fort und 

wird die unter Consens der Ehefrau stattgefundene Veräußerung 

als nach Recht und Gewohnheit des Stiftes Dorpat geschehen 

bezeichnet. 

Ein ähnliches Beispiel ergiebt sich aus der Nr. 1054 

(Wierland) der Brieflade. 

II. Zeugnisse zur Beurtheilung des Gewichts, welches der 

Consens der Ehefrau hatte, finden sich dann in den Nummern 

475, 765, 993, 1362 und 1418 der Briestabc vor. 

1) In ber Nr. 475 vom Jahre 1495 (Stift Dorpat) heißt es: 

„Da mein Bruber Reinholb v. Tisenhnsen von bieser 

Welt geschieben ist unb ich Bartholomaus v. Tisenhnsen 

als sein rechter Erbe allein vollmächtig bin zu thun unb 

zu lassen, sonberlich bes Erbkaufes halber, ber ba vollzogen 

ist zwischen Fromholb v. Tisenhnsen unb meinem Bruder 

Reinhold, so bekenne ich für mich, baß ich vollmacbtiq 

meiner unb meiner Erben, auch mit Wil len unb 
5 
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Vollwort meiner Schwägerin, meines seligen 

Bruders hinterlassener Hausfrau, verkauft habe — 

den Hof Kawelecht —. Für solchen Erbkauf habe ich 

Bartholomaeus Tisenhusen für mich und meine Erben 

zur Genüge erhalten 16,500 alte Mrk. Rig." 

Hier soll durch die Erwähnung des Consenses der Wittwe 

die Legalität des alten Kaufes bezeugt werden. Denn, da ihr 

Schwager Erbe ihres Mannes geworden war, hatte sie kein 

Recht bei seinen Verkäufen um ihren Consens befragt zu 

werden. 

Von einem Specialrecht, das sie an dem veräußerten Gute 

gewonnen hätte, ist übrigens mit keinem Wort in der Urkunde 

die Rede. 

2) In Nr. 765 ferner bezeugt aus dem Jahre 1511 

(Stift Dorpat) Margaretha Engedes, daß ihr verstorbener Mann 

mit ihrer Zustimmung seine Cambyschen Güter veräußert 

habe. (Vgl. v. Hagemeister 1. c. II. Thl. S. 30.) 

3) In Nr. 993 bezeugt aus dem Jahre 1529 der Bischof 

Johannes v. Dorpat der Frau des Hans Üxküll zu Antzen, daß 

sie sich gegen jeden Verkauf Antzens oder anderer Güter, der 

etwa ohne ihr Wissen von ihrem Manne vorgenommen sein 

sollte, verwahre. 

Das Gut Antzen war ein altes Ürküllsches Gesammthand-

gut und die Frau, welche hier ihre „bysprakynge" verlautbart, 

hieß Elsbe Maydell. Bemerkenswerth ist, daß der Protest nicht 

auf die angeblich verletzten Rechte ihrer Kinder gestützt wird, 

sondern einfach nur darauf, daß sie, die Ehefrau, weder ihre 

Einwil l igung zur Veräußerung gegeben habe, noch geben werde.') 

Femer ist bemerkenswert, daß der Bischof über einen 

Protest, der auf diese Weise begründet wird, urkundet. 

') Wie es in einer über die vorstehende Urkunde angefertigten und von 
dem Herrn Bibliothekaren Joh. Lossius mir freundlich mitgetheilten Regeste 
heißt, die ausführlicher ist, als die in der Brieflade enthaltene. Daß Antzen 
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4) Gleichfalls dem Stift Dorpat gehört die in Nr. 1362 

aufgeführte Urkunde über eine vor dem Dörpt. Manngericht im 

Jahre 1554 stattgehabte Zeugenvernehmung an. 

Der Zeuge wurde befragt, wie es in Betreff seines Handels 

mit Johann Harrien wegen des Hofes Tile verblieben sei und 

antwortete darauf: daß I. Harrien ihm geschrieben, er wolle 

ihm seinen Hof und sein Gut vor Andern überlassen, daß I. 

Harrien dann, als er, Zeuge, mit seinen Schwägern bei ihm 

erschienen, ihm seinen Hof und sein Gut mit Willen und 

Vollwort seiner Hausfrau angeboten hätte und daß die Frau 

mehr in der Sache gehandelt habe, als ihr Mann und das Gut 

mit 12 besetzten Gesinden zugesagt habe, was aber Harrien ihm 

nicht hätte gewähren können, weil er nur 3 oder 4 be-

fessen; weshalb auch die Kaufunterhandlung abgebrochen 

worden wäre. 

Hier zeigt es sich, daß die Frau ihren Consens schon bei 

dem Angebot gegeben hat und hält der Zeuge die Erwähnung 

der Consensertheilung und die nähere Ausführung dessen, wie 

sehr die Frau an dem Handel teilgenommen, für geboten, 

obwohl doch allem Anschein nach der Hof und das Gut nicht 

ihr gehörten, sondern ihrem Manne. 

5) In Nr. 1418 endlich ist eine Verhandlung und ein 

Urtheil des Bischofs von Dorpat aus dem Jahre 1554 ent­

halten, welche beide durch die Klage des I. Tiesenhausen zu 

Randen gegen den Johann Tuve wegen des Besitzes von Kioma 

veranlaßt waren. Tuve, der im Besitz war und darin erhalten 

bleibt, wendet ein, daß der selige Reinhold Tiesenhausen zu 

Randen mit Wissen seiner Hausfrau, noch im Leben des 

sowohl wie das gleichfalls dem Johan Üxküll gehörige Wollust, offenbar in 
Folge der Anerkennung des Protestes der Ehefrau, seinen Kindern verblieb, 
darüber vgl. v. Hagemeister 1. c. 11. S. 81. Vgl. auch über den wirklichen 
Verkauf von Wollust vor Verlautbarung des Protestes der Ehefrau die 
Brieflade Nr. 966. 
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Kaufes und voller Bezahlung geständig, dem Peter Tuve das 

Gut verkauft habe. 

Charakteristischer Weise wird hier, wo es sich für den Ve-

klagten um die Aufrechterhaltung des Kaufes handelt, von ihm 

für erwähnenswerth gehalten, daß derselbe mit Wissen der Ehe-

frau des Veräußerers, des sel. Neinholds v. Tiesenhausen, geschehen 

sei. Diese Erwähnung des Eonsenses ist um so merkwürdiger, 

als der Kläger sich nicht auf irgend welche Rechte der Frau des 

seligen Reinhold v. Tiesenhausen gestützt hat, welcher, wie die 

Brieflade weiter ausweist, Kioma früher selbst gekauft und auch 

bezahlt hatte. 
Wenn nun auch, wie vorhin schon angedeutet, es nicht 

möglich gewesen ist, aus den bisher (unter I., II.) aufgeführten 

speciellen urkundlichen Belegen mehr als Indicien für die Roth-

wendigkeit des ehefräulicheu Eonsenses bei Immobiliarveräuße-

rungen ihrer Ehemänner zu gewinnen, so dürften für dieselbe 

nachfolgende Stellen von weit größerer Bedeutung sein: 

III. In Nr. 986 der Brieflade, d. d. 24. Juni 1529, 

erhält Jürgen Ungern über den Hof Lodensehn in Harrien nebst 

dazu gehörigen Gütern, welches Alles er schon früher gekauft 

hatte (1. c. Nr. 915), den Kaufbrief, in dem namentlich ange-

geben wird, daß der Kaufpreis mit 6000 Mrk. bezahlt sei. 

In Nr. 988 d. d. 25. Juni 1529, also am folgenden 

Tage, verkauft er mit Consens seiner Hausfrau den Hof 

Lodensehn, aber nur einen Theil der dazu gehörigen Güter, für 

ebenfalls 6000 Mrk., über deren Abzahlung in baarem Geld und 

in Schuldbriefen er quittirt. 

Davon, daß die Frau irgend ein Recht an den gekauften 

Gütern gewonnen hätte, verlautet kein Wort, ebensowenig ist 

nur im Geringsten angedeutet, daß die Güter etwa mit dem 

Gelde der Frau oder für sie angeschafft worden seien, vielmehr 

sind die Güter in rechtem Erbkauf ausdrücklich dem Jürgen Ungern 
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verkauft, von ihm vollständig bezahlt und dann mit Gewinn 

veräußert worden. 
Schlagender dürfte aber noch der folgende Fall sein: 

IV. In Nr. 1054 der Brieflade bezeugt das Wierische 

Manngericht d. d. 5. Mai 1534: 

Daß der Gerd Wedwes mit Wissen und Willen seiner 

Hausfrau Elsbe Lode dem Jürgen Luggenhusen zu rechtem 

Erbgut den Hof zu Patzs ic. auftrug und — 

„daß zur selbigen Stunde, dieweil wir das Ge-

richt noch saßen" Jürgen Luggenhusen (und zwar) 

mit Wissen und Wil len seiner ehelichen Haus-

frau, Gerd Virkes, dem Jürgen Wrangel zu rechtem 

Erbgut denselben Hof zu Patzs 2c., ganz gleich­

förmig, wie ihm solcher „nach altem Herkommen und 

Gebrauch" eben aufgetragen war, weiter aufließ. 

Daß die Gerd Virkes, Frau des Jürgen Luggenhusen, 

irgend welche Specialrechte an dem Gute, welches ihrem Manne 

zu seinem Erbgut soeben erst feierlich aufgetragen war, im Laufe 

der ihr dazu übrigbleibenden „selbigen Stunde, die weil wir das 

Gericht noch saßen", gewonnen hätte, ist fast unmöglich anzu-

nehmen. 

Vielmehr dürste daraus, daß die Weiterveräußerungen durch 

den Erwerber unter dem in der Auflassungsurkunde vermerkten 

Eonsens seiner Ehefrau sofort und dazu bei dem nämlichen 

Manngericht geschah, hervorgehen, daß die Ehefrau wegen eines 

allgemein geltenden Rechtes ihren Eonsens zur Weiterveräußerung 

zu ertheilen gehabt, und daß das Manngericht ihn zu ver-

schreiben für nöthig befunden hat. 
Von noch mehr Bedeutung, als die bisher mitgetheilten 

Stellen erscheinen die nachfolgenden zwei Zeugnisse, weil in ihnen 

prinzipiell und gleichsam theoretisch über die Notwendigkeit des 

Konsenses der Ehefrau zu Jmmobiliarveräußerungen ihres Mannes 
gehandelt wird. 
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V. Nach der Brieflade (Thl. II.) Nr. 21 wurde vor dem 

Treydenschen Manngericht im Jahre 1568 die kinderlos nach­

gebliebene Wittwe des Gert Ledebur, welcher den Neffen seiner 

Frau, Bernt Zweifel, unter dem Versprechen ihm seine 

Güter, die sämmtlich wohlerworbene waren, zu hinterlassen, zum 

Pflegesohn angenommen hatte, befragt, ob mit ihrer Zustimmung 

ihr Mann seine Güter ihrem Neffen zu erben gegeben und über-

lassen hätte? worauf sie mit Ja antwortete, der Richter, 

Andreas Patkul, sie aber dringend vermahnte: daß sie 

sich nicht mit dem Zugeständniß ihrer Zustimmung 

übereilen, sondern sich wohl zuvor besinnen möge. 

Worauf sie abermals mit Ja antwortete und hinzufügte, daß es 

ihr freier guter Wille gewesen. 

Hieraus dürfte hervorgehen, daß der verstorbene Ledebur zu 

einer ihn bindenden Zusage in Betreff Veräußerung seiner 

wohlerworbenen Güter auf den Todesfall nicht anders schreiten 

durfte, als mit Zustimmung seiner Ehefrau. 

Obwohl dieselbe, wie zum Eingang der Urkunde ausdrücklich 

angeführt wird, nicht nur ohne Kinder hinterblieben, sondern auch 

in Betreff der ihr zukommenden fraulichen Gerechtigkeit und 

Morgengabe bereits abgefunden war, so hält es der Richter doch 

für geboten zu conftatiren, ob zu der Veräußerung durch den 

Ehemann, welche gar nicht bezweifelt wird, sondern feststeht, auch 

der Consens der Ehefrau, die weder feine Erbin war, noch 

Specialrechte an seinem Nachlaß hatte, ertheilt worden ist. 

Erst nachdem der Consens constatirt worden war, wollte 

der Richter die Veräußerung als giltig und für geschehen 

ansehen. 
Es verdient hierbei nochmals darauf hingewiesen zu werden, 

daß es sich nicht um ein Vermögen der Ehefrau handelte, welches 

in den vergabten Gütern steckte, sondern um Güter, die der Ehe-

mann, wie ausdrücklich hervorgehoben wird, „mit sauerem Schweiß" 

erworben hatte. 
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Daß die ganze Scene zur Zeit der polnischen Herrschast im 

Aahre 1568 spielte, kann kein Bedenken erregen, da erst ein paar 

Jahre seit Aufhören der livländischen Selbstständigkeit abgelaufen 

und die großen Nech'tsbrüche noch nicht geschehen waren, so wie, da ein 

Livländer, als Mannrichter die im Vorstehendenbesprochene Verhand­

lung leitete und seine beiden Beisitzer gleichfalls Livländer waren. 

Auch der Umstand, daß es sich hier um Zustimmung der 

Ehefrau zu einer den Ehemann bindenden, unwiderruflichen Zusage 

seiner wohlerworbenen Güter aus den Todesfall handelte, kann 

nicht befremden, da ja nur bei widerruflichen Vergabungen 

auf den Todesfall (d. h. den Testamenten), wie vorhin gezeigt 

ward, der Consens der Ehefrau nicht erforderlich war; vielmehr 

zeigt es sich hier erst recht, daß der Consens der Ehefrau zu j  ed-

weder Veräußerung von Immobilien, sobald sie eine unwider-

rufliche war, nothwendig gefordert wurde. 

VI. Endlich findet sich in des Moritz Brandis Collectaneen, • 

welche von ihm, während er Secretair des Oberlandgerichtes in 

Reval war, um das Jahr 1600 aufgezeichnet sind und bekanntlich 

eine Sammlung von Rechtssätzen enthalten, die durch ergangene 

Urteilssprüche oder durch Anführung aus den livländischen Rechts-

büchern ?c. belegt werden, eine merkwürdige bisher nicht gehörig 

gewürdigte Stelle (auf S. 156 B. 2. Art 5 ed. Paucker), welche 

nach Überschrift, Text und dazu gehörigem Citat wörtlich 
lautet: 

„Wenn Frauen Etwas beisprechen können." 

„Keine Ehefrau kann ihres Mannes Contract, so nur 

auf Schulde gehet und er bei adlichen Ehren aufge° 

richtet, widerrufen oder beisprechen. In Erbkausfen 

kann sie es wohl thuu, wo die von ihrem Manne ohne 

ihr Vorwissen geschehen und verhandelt werden." 

„Aus Moritz Brandt seinem Protocoll, Vrth. 2, 

Anno 1597." Ueber die Bedeutung des eben erwähnten „Erb-

kauf" dürften sich kaum Zweifel erheben, derselbe ist hier gleich zu 
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setzen einen unwiderruflichen Verkauf von Immobilien zu Erb-

und Eigen (Lehnseigen), wie denn z. B. in der Brieflade Nr. 1279 

vom Jahre 1540 der Verkäufer bei der Veräußerung des Land--

gutes von sich sagt: er thue einen Erbkauf, und dann denselben 

umschreibend fortfährt: also verlasse und verkaufe ich zu rechtem 
Erbgut. (Desgl. Brieflade Nr. 996, Nr- 1066, Nr. 1381, 

Schiller und Lübben med. Wörterbuch: ervekop, vgl. auch I. und 
W. Grimm deutsches Wörterbuch.) 

„Ohne Vorwissen" ferner bedeutet, gleich wie in den Auf-

lassungs- und Veräußerungsurkunden der Brieflade (siehe oben), 

auch nach Brandis Sprachgebrauch so viel als „ohne Vollwort." 

Dieses geht aus Seite 155 l. c. lex. XI. klar hervor, woselbst es 

heißt: „Eine Hausfrau kann Nichts verschenken oder veralieniren 

ohne Vorbewußt ihres Ehemannes von dem seinem." 

Einigermaßen Schwierigkeiten macht es aber, das citirte 

Urtheil nach seinem Eitat: „Vrth: 2 Anno 1597" aufzufinden. 

Der Herausgeber der Eollectaneen I. Pauker nimmt an: es solle 

1596 statt 1597 heißen. Das ehstländische Ritter- und Landrecht, 

welches die oben ausgeschriebene Stelle des M. Brandis aufge-

nommen hat, fügt dagegen als Eitat derselben bei: Urtheil 12 

Anno 1597 f. 114. Riesenkamp ff wiederholt in seinen Margi-

nalien dieses Citat und setzt noch hinzu: in Viethinghoffs ctr. 

Lohde's Sache. 

Geht man die abgedruckten Urtheile des estländischen Ober-

landgerichts vom Jahre 1596 in der Brieflade durch, so findet 

sich aus diesem Jahr kein bezügliches Erkenntniß, wohl aber unter 

den Urtheilen des Jahres 1597 ein die Viethinghoff-Lohdesche 

Sache betreffendes. In der Brieflade ist jedoch das Urtheil in 

der Vietinghoff-Lohdeschen Sache nicht das 2. oder 12., sondern 

das 7. aus dem Jahre 1597. Dieses Urtheil 7 lautet nach der 

Brieflade (Nr. 202) wörtlich: 

„In Sachen die edlen ic. Johan Fittinghoff zu Odenkatt 

an einem und Otto Loden zu Kelpö am andern Theil er­
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lernten ic.: daß obwohl Johann Maidel zu Sutten ihn, 

Otto Loden, berichtet, daß die 1500 Mark, so Otto seinem 

Bruder Andreß sei. schuldig, in der Hochzeit seiner (Otthen) 

Tochter verzehrt sein sollten, so könne man doch den gepflo-

(jenen und versiegelten Contract Ottho Lodens nicht ver-

werfen, sondern wird derselbe bei Macht erhalten. Ob auch 

wohl Ottho Lode eingewandt, daß seine Hausfrau und ihr 

Vater denselben Contract widerrufen, so ist doch eine 

Frau nicht mächtig solches z'u thun, daß sie ihres 

Mannes Contracte, so nur auf Schulden gehen 

und er bei adelichen Ehren, Treuen, christl. 

Glauben und wahren Würden aufgerichtet und 

versiegelt, zu widerrufen, es wäre denn, daß es 

in Erbkäufen geschehen, da dann eine Frau, wenn 

es ohne ihr Vorwissen geschieht, solches beizu-

sprechen Macht hat." V. R. W. 

Dieser Wortlaut schlicht jeden Zweifel darüber aus, daß 

hier das von M. Brandis in seinen Collectaneen ausgezogene 

Urtheil vorliegt, da ja eine stellenweis wörtliche Uebereinstimmung 

zwischen dem eben ausgeschriebenen Urtheil und der oben mitge-

theilten Stelle des M. Brandis stattfindet und es in den uns 

erhaltenen Protocollen des Jahres 1597 kein Urtheil des Ober-

landgerichts giebt, welches sonst nur im Entferntesten eine Be-

ziehnng auf die Stelle des 90t. Brandis hätte. 

In diesem von Moritj Brandis dem Artikel seiner Collec-

taneen: „Wenn Frauen etwas beisprechen können" zu Grunde 

gelegten oberlandgerichtlichen Urtheil, welches er selbst abgesaßt 

hat, wird also einerseits der im vorliegenden Fall erhobene Ein-

spruch der Frau zurückgewiesen, andrerseits, ohne weitere Bezie-

hung auf den vorliegenden Fall, ganz allgemein und ohne 

Einschränkung ausgesprochen, daß die Frauen Erbkäufe ihres 

Mannes, wenn dieselben ohne ihr Vorwissen geschehen, beizu-

sprechen Macht haben. 
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Hierin liegt eine durch den höchsten ehstländischen Gerichts-
Hof geschehene Anerkennung und Wiederholung dessen vor, was 
demselben in zahllosen älteren und neueren Urkunden vorgelegen 

hatte, in denen von dem Ehemann mit Vorwissen der Frau nicht 
nur ihre Güter sondern auch seine Güter in Erbkänfen übertragen 
worden waren. 

Ganz derselben Auffassung von dem unbeschränkten Bei-

spruchsrecht der Frau in „Erbkäufen," wie solche in dem eben 

besprochenen Urtheil vorliegt, hat somit M. Brandis in dem oben 

ausgeschriebenen Artikel V seiner Collectaneen Ausdruck gegeben, 

was besonders auch aus der ganz allgemein lautenden Aufschrift 

des Art. V.: „Wenn Frauen etwas beisprechen können," her-

vorgehen dürfte'). 

Bisher war nur kurz erwähnt worden wie die livländischen 

Rechtsbücher, (das älteste livl. R. N., das Wiek-Oelsche Recht, das 

Waldemar-Erichsche Recht, das mittlere R. R., das system. R. R.) 

zu der Frage hinsichtlich der Notwendigkeit des Konsenses der 

Ehefrau bei Veräußerungen von Immobilien durch ihren Mann 

stehen. 
Geht man daher näher auf die bezüglichen Bestimmungen 

in den Rechtsbüchern ein, so ergiebt sich: daß der Ehemann die 

Güter seiner Frau nicht ohne deren Consens veräußern durfte 

(Cap. 50 u. 42 des mittleren R. R.), daß jeder volljährige freie 

Mann ferner Güter, welche ihm durch Erbschaft zugefallen waren, 

nur mit Consens seiner nächsten Erben, daß er aber diejenigen 

Güter frei veräußern durfte, die er selbst erworben hatte, 

d. h. die ihm nicht durch Erbschaft zugefallen waren. 
Von der Notwendigkeit des Konsenses der Ehefrau 

in denjenigen Fällen von Veräußerungen, in welchen das 

*) Im ehstl. Ritter und Landrecht Buch IV. Tit. 13 Art. 6 hat die 
erwähnte Stelle aus M. Brandis Collectaneen nach der üblich gewordenen 
Auslegung eine andere Deutung als die für dieselbe hier versuchte erhalten 
(Art. 43 d. Privatrechts). 
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Gut dem Manne gehörte, kommt indeß in den Rechtsbüchern 

nichts vor. 

Dagegen haben aber auch die livl. Rechtsbücher, welche 

direct oder indirect aus dem Sachsenspiegel schöpften, diejenigen 

Stellen desselben, Buch III. Art. 45 § 3, Buch I. Art. 31 § 2 

u. s. w. ausgelassen, in denen von der allgemeinen Vormund-

schaft des Mannes über sein Weib und von der Gewere über 

ihr Vermögen die Rede ist. Ob jedoch bei diesen Auslassungen 

die Absicht vorgelegen hat, specifisch livl. Rechtsanschauungen irgend-

wie Rechnung zu tragen, vermag nicht behauptet zu werden, 

obwohl in Livland eine beschränktere (s. unten) eheliche Vormund-

schaft, als die allgemeine des Sachsenspiegels,- geherrscht hat. 

Die livländischen Rechtsbücher, welche nichts von der Roth-

wendigkeit des Konsenses der Ehefrau, außer bei Veräußerung 

ihrer eigenen Güter enthalten, widersprechen somit weder direct, 

noch auch indirect, wie etwa durch Fixirung einer strengen ehe-

männlichen Vormundschaft, der allgemeinen Notwendigkeit der 

Consensertheilung bei Jmmobiliarveräußernngen. Deshalb ist es 

möglich, ohne dadurch der Geltung der livl. Rechtsbücher nahe zu 

treten, die Frage nach der allgemeinen Notwendigkeit des Eon-

senses aus dem bisher besprochenen urkundlichen Material bejahend 

zu beantworten und zwar wächst die Sicherheit, je mehr man sich 

dessen bewußt wird, daß von Seiten der livl. Nechtsbücher wenig­

stens kein Widerspruch existirt. 

Faßt man nun kurz den Gang und die Ergebnisse der 

Untersuchung zusammen, so enthält die Brieflade bei richtiger 

Vergleichung 88 Fälle, in denen des Eonsenses der Ehefrau zu 

Immobiliarversicherungen ihres Ehemanns Erwähnung geschieht 

und 81 Fälle von Jmmobiliarveräußernngen, in denen weder die 

Erwähnung eines solchen Eonsenses, noch auch die Existenz einer 

Ehefrau nachzuweisen gelungen ist. Unter den erwähnten 88 

Fällen mit Consens war, wie schon jjetzt ersichtlich ist, 54 Mal 
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der Consens der Ehefrau zur Veräußerung von wohlgewvnnenem 

oder ererbtem Gut des Mannes ertheilt worden. 

Ferner wurde darauf hingewiesen, daß der constant vor-

kommende Consens keine leere Form gewesen sein könne und hatte 

aus dem Fehlen des Eonsenses in der Auflassungsurkunde, während 

er in dem betreffenden Kaufbrief vorkommt, sowie umgekehrt 

aus dem Fehlen des Eonsenses in dem letzteren, während er in 

der Auflassungsurkunde erwähnt ist, sich ergeben, daß es nicht 

ans die Erwähnjung des Eonsenses in den Urkunden, sondern, 

wenn man die sonstigen Momente ins Auge faßt, auf die 

Ertheilung des Eonsenses ankommt. 

Bei der Masse der Consensfätte war nicht daran zu denken, 

daß die Ehefrau wegen eines in jedem einzelnen Falle erworbe-

nen Specialrechts den Consens zu erthetlen gehabt hätte; auch 

widersprechen einige Fälle, Nr. 1054 und 980 d. Brieflade, 

in denen bei sofortigem Weiterverkauf (in derselben Stunde 2c.) 

der Consens ertheilt wird, direct der durch nichts erwiesenen Hy-

pothese von einem in jedem einzelnen Consenofall an dem ver-

äußerteisJmmobil erworbenen Specialrecht der Frau. 

Gleicher Weise läßt die Masse der Consensfälle a priori 

die Annahme nicht zu, als ob aus Gründen des Erbenwarterechts 

der Consens ertheilt worden wäre, denn es ist unmöglich anzu-

nehmen, daß in jedem der 88 Consensfälle die Ehefrau beerbt 

und morgengabelos gewesen sei und daher ein Stecht auf Beer­

bung des Mannes gehabt hätte. 

Jedenfalls hatte bei wohlerworbenem Gnt des Mannes, 

über welches derselbe ohne seine Erben zu fragen frei verfügen 

durfte (m. R. R. cap. G7), die Ehefrau als Erbin keinen 

Consens zu erthetlen gehabt. Auch kommt in Nr. 898 der Brief­

lade der sonst schwer direct nachzuweisende Fall vor, daß eine 

kinderlose Ehefrau ihren Consens verlautbart, auch handelt das 

oben angeführte Urtheil des Treydenschen Manngerichteö nur von 

einer kinderlosen Frau. Vgl. auch Ruß wurm: Nachrichten 
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über das Geschlecht Ungern-Sternberg, IV. A., N. 126. End­

lich läßt schon die Atassenhaftigkeit der bezüglichen Fälle 

die Annahme nicht Boden gewinnen, als ob aus übergroßer 

Aengstlichkeit der vertragschliessenden Theile des Eonsenses der 

Ehefrau zu Jmmobiliarveräusserungen ihres Mannes Erwähnung 

geschehen oder sie um denselben befragt worden sei.') 

Nielmehr scheinen — auch ohne ein besonderes Gewicht auf 

die speciell angeführten Beweisstücke (sub I—VI) zu legen — 

bei unbefangener Prüfung die in der Brieflade und anderweitig 

bekannt gewordenen privaten und gerichtlichen Urkunden, die aus 

allen Territorien des ehemaligen Livlands stammen^), allen 

Zeiten der livländischen Selbstständigkeit mit Ausnahme der aller-

ften Zeit angehören und des Eonsenses der Ehefrau in gleich-

bleibenden Formen Erwähnung thun, den Anforderungen zu 

entsprechen, welche ein so besonders vorsichtiger Forscher, 

wie E. F. Homeyer, an einen derartigen, durch eine Menge ein-

zelner Urkunden geführten Beweis macht. Er drückt sich hierüber 

in seinem System des Lehnrechts (S. 264) so aus: Stimmen 

sie (sc. die Urkunden) nun, wie häufig, in bedeutender Zahl, aus 

verschiedenen Gegenden und für längere Zeiten tu demselben Satz 

zusammen, erheben sie sich so von dem Bezeugen individueller, 

zufälliger, flüchtiger Rechtsverhältnisse zum Nachweis einer Herr-

schenden Rechtsansicht, so bieten sie uns allerdings die vollkom-

menfte Hülfe n\ Durch die erwähnten massenhaften privaten 

und gerichtlichen Urkunden über Beräusserungen und Auflassungen 

dürfte daher die Nothwendigkeit des Eonsenses der Ehefrau zu 

*) Hierzu kommt noch: L. v. Stryk, Beiträge zur Geschichte der Ritter-
guter Livlands. 1877. S. 81 (Veräußerung des vom Mann erkauften Gutes 
durch denselben mit Consens der Ehefrau im Jahre 1467 (Ordensgebiet), 
desgl. d. d. 1546 (Stift Dorpat) und 1563 (Erbeigenthum). 

2) Freilich mit Ausnahme Curlands und Piltenö, weil von den 
dortigen Urkunden privatrechtlichen Inhalts aus der Ordenszeit bis jetzt nur 
wenig publicirt ist. 
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Jmmobiliarveräusserungen des Ehemannes zum Wenigsten wahr-

scheinlich gemacht sein. 
Dazu kommen denn noch die als specielle Judicien ausge-

führten einzelnen Urkunden (I—IV), die erst im Zusammenhang 

mit dem übrigen Beweismaterial ihre rechte Bedeutung gewonnen 

haben und den Eindruck von der Notwendigkeit des Eonsenses 

verstärken helfen. 

Endlich wird der geführte Beweis durch das besprochene 

Urtheil des Treydenschen Manngerichtes, ferner durch das Erkennt-

niß des Estländischen Oberlandgerichts, welches Moritz Brandis 

dem Artikel seiner Collectaneen: „Wenn Frauen etwas beisprechen 

können", zu Grunde legt, und durch den eben genannten Artikel 

selbst zum Abschluß gebracht — und es zur Gewißheit erhoben, 

daß ohne Consens der Ehefrau keinerlei Immobilien vom Ehe-

mann unwiderruflich veräußert werden durften. 

Verständlich gemacht und bestätigt dürfte das Erforderniß 

des Eonsenses noch durch zwei allgemeinere Momente werden. 

Einerseits durch die Hervorhebung einiger Umstände, die 

bei Erörterung der vermögensrechtlichen Stellung der Ehefrau im 

alten Livland entweder meist bei Seite gelassen oder ganz miß-

verstanden worden, andrerseits durch den Hinweis darauf, daß in 

denjenigen Theilen Deutschlands, von woher der größte Theil des 

livländischen Adels gekommen ist, d. h. in dem alten Westfalen 

und den umliegenden Gegenden') im Wesentlichen dieselbe Noth-

wendigkeit der Consensertheilung existirt hat, wie in Livland. 

1. Was im Allgemeinen die vermögensrechtliche Stellung 

der landrechtlichen Ehefrau im alten Livland betrifft, so giebt es 

eine äusserst strenge Ansicht darüber, nach welcher vor den Gna-

benrechten die Frau, da sie in Folge des Mannlehnrechtes und 

•) Dieser Nachweis ist durch R. Schröder in seinem bekannten Werk 
über die Geschichte des ehelichen Güterrechts Deutschlands, was Westfalen be-
trifft, erst gegeben worden, nachdem die vorliegende Untersuchung im Wesent-
lichen abgeschlossen war. 
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der Bestimmung in Art. 12 § 4 (ed. Paucker) des alt. livl. R. 

R.: „de dochter dorffen nen gut entpfangen und nene Manschop 

doit" k. vom Lehnsbesitz ausgeschlossen sein sollte, gewöhnlich arm 

in die Ehe kam, so daß der Ehemann, der allein nennenswer-

thes Vermögen haben konnte, als der natürliche Träger des ge-

gesammten Familienbesitzes erschien. 

Gegen diese rigoristische Ansicht sprechen im Allgemeinen 

diejenigen Urkunden, die vom Lehnsbesitz der Frauen auch in der 

«Item Zeit von den Gnadenrechten handeln. 

Auch liegt es gar nicht in der Tendenz des Mannlehns 

an sich, daß durch dasselbe die Frauen vom Lehnsbesitz ausgeschlossen 

sein sollten, vielmehr bedeutet Mannlehn, was bisweilen übersehen 

ist, nicht ein Lehn für Männer im Gegensatz zuWeiberlehn, 

sondern ein Männerlehen oder Vasallenlehen im Gegensatz 

zum Knechtslehn ic. (Vgl. Homeyer Lehnrecht S. 279.) 

Endlich dürfte die Auffassung, als ob in der angeführten 

Stelle des ältesten livl. R. R. Art. 12 § 4: de dochter dorffen 

nen gut entpfangen vnnd nene Manschop don wennt se hebben 

nicht dann de Liffzucht ahn ehrve, der Satz ausgesprochen sei, daß 

die Töchter kein Lehengut empfangen und keine „Mannschaft" 

thun dürfen, eine völlig irrthümliche sein, denn das mittel-nieder-

deutsche dorffen bedeutet gar nicht dasselbe wie das neue hoch­

deutsche dürfen, sondern heißt „brauchen" „verpflichtet sein')" (vide 

Hildebrandt Glossen zum Sachsenspiegel, desgl. Homeyer zum 

Sachsenspiegel, Schiller und Lübben mittel- niederdeutsches Wör-

terbuch, dorven, derven u. für das Hochdeutsche bis zum Anfang 

d. 17. Jahrh. I. und W. Grimm, Deutsches Wörterbuch). Es 

ist daher die gange Bestimmung in dem citirten Art. 12 § 4. 

wesentlich anders zu fassen. 

') Die bekannte Stelle Art. 49 § 2 i>. ältesten R. R. wes awerst vor 
gerichte nicht beklaget wird, dat ehnn darff mm nicht richten, wäre demnach 
auch wesentlich anders zu deuten, als es bisher geschehen ist. Sie spricht nicht 
davon, daß der Richter ohne Klage nicht richten darf, sondern setzt nur fest, 
daß er nicht zu richten braucht, wenn nicht geklagt ist. 
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2. lieber den in zahlreichen Urkunden aus Gebieten, die 

man vom Sachsenspiegel beherrscht glaubte, vorkommenden Con­

sens der Ehefrau zu Veräußerungen von Immobilien durch ihren 

Ehemann, äußert sich Kraut, Vormundschaft, Theil II. S. 466 

dahin: daß ein solcher Consens 1) entweder eine unnütze Form-

lichkeit gewesen, 2) oder nothwendig gewesen sei, weil der Ehe-

fran eine Leibzucht an dem zu veräußernden Gute bestellt worden 

oder 3) es sich bei der Veräußerung um ein Gut der Ehefrau 

gehandelt hätte. 

Daß nach dem vermehrten Sachsenspiegel I, 30,1, 2, der Ehe­

mann seine Erbgüter nicht ohne Consens der Frau habe ver-

äußern dürfen, sei daher zu erklären, fährt Kraut l. c. S 468 

fort, weil nach diesem Rechtsbuche der überlebende Ehegatte 

an den Erbgütern des verstorbenen immer ohne weiteres Leib-

zucht hatte. 

Zuwider diesen von Kraut zur Aufrechthaltung der Autort-

tat des Sachsenspiegels ausgeführten Erklärungen des in Urkun-

den vorkommenden Eonsenses lassen') für das Landrecht West-

falens im 10. u. 11. Säc. die Traditiones Corbeütses unb 

verschiedene Osnabrücker Urkunden (Moser, Osnabrücksche Ge-

schichte Thl. II.), dann für das 12. u. 13 Säc. zahlreiche Ur­

kunden aus dem Münsterischen, Paderborttschen, Bückeburgschen, 

Arnsbergtschen, auch Osnabrückischen 2c. keinem Zweifel darüber 

Raum, baß bei beerbter Ehe das Princip ber gesammten Hand 

galt, sei es, baß bie Frau persönlich bei ber Veräußerung von 

Immobilien mitwirkte, sei es, baß wie besonders bei Corveyer 

Urknnben üblich, ber Mann als Bevollmächtigter von Frau unb 

Kindern thätig war. Ein Münsterer Statut vom Jahre 1349 

stellt baher für bie .beerbte Ehe schlechtweg bas Princip ber ge­

sammten Hattb auf unb weist babei ausdrücklich auf bie entsprechen­

den Grunbsätze des Lanbrechts hin. 

') Die näheren Nachweise siehe bei R. Schröder 1. c. Thl. III. 
S. 243 f. f. 
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Bei kinderloser Ehe unterlag das Vermögen verschiedener 

Behandlung je nach der Hingehörigkeit. Ueber Güter der Frau 

verfügte der Mann auch hier nur mit ihrer Genehmigung, über 

seine Güter dagegen einseitig. 

In dem Westfälischen Stadtrecht dagegen durste der Ehe-

mann wegen der statutarischen Portion auch bei kinderloser Ehe 

ohne Eonsens der Ehefrau seine Erbgüter nicht veräußern (vgl. 

auch die obige von Kraut angeführte Stelle des vermehrten 

Sachsenspiegels), doch war das Recht der kinderlosen Frau als 

bloßes Erbwarterecht naturgemäß eben nur auf die Erbgüter des 

Mannes beschränkt und fand aus Kaufeigen keine Anwendung. 

In dieser Übereinstimmung des westfälischen Rechts mit 

dem livländischen, ') welches allerdings auch der kinderlosen Ehe-

frau das Recht des Eonsenses und zwar sowohl bei Veräußerung 

von Erbgütern als wohlerworbenen Immobilien des Mannes 

beilegte2) — liegt unseres Erachtens eine ganz besondere Stütze 

für die Behauptung von der Notwendigkeit des Eonsenses der 

Ehefrau in Livland. 

') ?r. Rive, Geschichte der deutschen Vormundschaft, II. Bd. 
I. Abtheilung S. 138: „Die Kehrseite dieses Verhältnisses stellt 
das mit der Verwaltungsbefugniß des ManneS verbundene Dispositionsrecht 
desselben dar. Zn weiterer llebereinstimmung mit der betrachteten Quelle 
(b. h. den Goslarer Statuten) ist dasselbe auch hier dem Berufe der Admini­
stration entsprechend auf die fahrende Habe beschränkt und die Veräußerung von 
Grundeigenthum ohne Einwilligung der Frau jedem Manne ausdrücklich ver-
sagt, so zwar, daß sich dieses Verbot auch auf seine eigenen Immobilien bezieht. 
(GoSl. Etat. 14, 1—3 Let en man oder sat he ut erstich gut dar he oder 
sin wif tins oder anwardinghe ane Heft, bat mach sin wif binnen jare unde 
dage wederspreten). L. cit. S. 146: ES kann unter diesen Umstanden ntcht 
zweifelhaft sein, daß die Quellen dieses Kreises aus einzelnen charakteristischen 
Aussprüchen sich gegenseitig ergänzen, so wie ein westfälisches Stadtr. nur her-
vorhebt, daß bei Veräußerung von Erbe die Gatten übereinstimme!: müssen. 

2) Wie solches schon an sich die große Anzahl der Urkunden über 
Jmmobiliarveräußernngen, welche den Consens der Ehefrau enthalten und 
namentlich auch diejenigen zahlreichen Consensfälle darthun, welche sich auf die 
Veräußerungen wohlerworbener Güter durch den Ehemann beziehen (siehe auch 
das «tute Urtheil des Treidenschen Manngerichts und des ehstl. Oberland« 
Berichte, sowie die Brieflade Nr. 898 und a. m.). 
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Denn ohne die Existenz der „gesammten Hand" in West-

falen wäre die analoge Erscheinung in Livland wegen ihrer 

Jsolirtheit nicht recht zu erklären, weil das übrigens schon seit 

einiger Zeit nachgewiesene Vorherrschen der „gesammten Hand" 

bei unbeerbten, wie bei beerbten Ehen in Thüringen, Franken, 

Schwaben, Allemannien, Bayern, Oesterreich beim Mangel des 

Nachweises? eines sonstigen! directen Zusammenhanges livlän-

disch-deutscheu Rechts mit dem des südlichen Deutschlands nicht 

dazu genügt hätte, um die Existenz der verwandten Erscheinung 

in Livland verständlich zu machen. 

Wäre somit unseres Erachtens die rechtliche Notwendigkeit 

des Eonsenses der Ehefrau zu Jmmobiliarveräußernngen ihres 

Mannes für die livländischen Territorien bis gegen Ende des 

16. Saec. nachgewiesen worden, so fragt es sich schließlich, welche 

weitere Bedeutung dieses Resultat hat. 

Geht man hierbei von dem Nächstliegenden aus, so ergiebt 

sich, daß während des angegebenen Zeitraums von Ehegatten eine 

Jmmobiliarveräußerung überhaupt nicht anders vollzogen werden 

konnte, als wenn sie beide ihren Consens dazu gaben. Denn, 

wie bei Gütern der Frau der Mann um seine Zustimmung, so 

muß bei Gütern des Mannes die Frau um ihren Consens 

befragt werden. 

Die Verfügungsrechte des Ehemannes erscheinen daher sehr 

viel beschränkter, als man früher annahm. Insbesondere war 

wegen dieser Gegenseitigkeit bei der Eonsensertheilung seine vor-

mundschastliche und eheherrliche Stellung der Ehefrau gegenüber 

nicht eine so unabhängige, wie es sonst scheinen mußte und 

gleichfalls früher angenommen wurde. 

Diese einflußreichere Stellung der Ehefrau während der 

Lebenszeit ihres Gatten birgt aber naturgemäß auch die Keime 

der Entwickelnng ihrer Vermögensrechte als Wittwe in sich. 

Im Zusammenhang mit dem bedeutsamen Rechte des 

Eonsenses der Ehefrau betrachtet, muß daher die herrschende 
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Ansicht von den geringfügigen Rechten der unbeerbten Wittwe 

von vornherein auffallend und unglaubwürdig erscheinen, waS 

sie auch in der That schon aus andern Gründen fem dürste, 

jedoch gehört das Nähere darüber nicht hierher. 

Außerdem ist es von Bedeutung für die Geschichte des 

Sachsenspiegels, welcher die hauptsächlichste und reichhaltigste 

Quelle der erweiterten livländischen Rechtsbücher bildet, daß selbst 

in Livland, welches doch als eine Domaine desselben galt, sein 

eigenthümliches Güterrecht im Wesentlichen auch nicht einmal, 

wie bisher angenommen wurde, zur Lebenszeit der beiden Ehe-

gatten Geltung gehabt hat, — nachdem es längst schon nach-

gewiesen ist, daß für den Tod eines der Ehegatten in Liv-

land fett jeher ein anderes Güterrecht, als dasjenige des Sachsen-

spiegels galt nnd die Gerade und das Musteil desselben ') im 

livländischen Rechtsleben unbekannt geblieben waren, obwohl sie 

in den ausführlicheren, aus dem Sachsenspiegel ihren Haupt-

inhalt direct oder indirect entnehmenden livländischen Rechts-

büchern vorkommen. 

Es wird demnach bei so principieller Verschiedenheit not­

wendig sein in Untersuchungen über Inländisches eheliches Güter­

recht den Sachsenspiegel und die livländischen fltechts&ücher, so­

weit sie in dieser Beziehung aus ihm schöpfen, überhaupt mit 

großer Vorsicht als Quelle zu benutzen. Denn nicht die nackte 

Verwaltungsgemeinschast des Sachsenspiegels, sondern ein eheliches 

Güterrecht hat in Livland geherrscht, welches um das Vermögen 

der Ehegatten ein engeres Band schloß, das seinen Ausdruck in 

der gemeinsamen Veräußerung von Immobilien und in den 

Rechten der beerbten Wittwe gesunden hat. 

N. Scheeler. 

l) Vergl. Sachsensp. Bd. I, Art. 24, 22 JC. 



Zur Entstehungsgeschichte 
der sogenannten 

„Abgeänderten Artikel" der Rigischen 
Stadtrechte. 

Die in den Jahren 1780, 1798 und 1868 erschienenen 

Druckausgaben der „Statuta und Rechte der Stadt Riga" ent-

halten unmittelbar nach den Statuten vom Jahre 1673, also ge­

wissermaßen als Anhang zu den letzteren, eine veränderte Redac-

tion der Cap. 27, 28 und 31 des II. Buches der Statuten, mit 

der lieber)chrift: „Abgeänderte Artikel des Rigischen Rechts." 

Diese Artikel handeln im Titel 27 „von Declaration und Er-

klehrung des Urtheils," im T. 28 „von der Appellation an den 

Rath" und im T. 31 „vou der Appellation an die hohe Obrig-

feit." Zwei der Paragraphe, in welche die drei Titel zerfallen, 

nämlich T. 27, § 1, und T. 28, § 6, sind nichts weiter als 

wörtliche Wiederholungen von C. 27, H 1 und C. 28, § 2 der 

Statuten, die übrigen aber, und zwar T. 27, §§ 2 u. 3, T. 28, 

§§ 1—5 und T. 31, §§ 1—20, sind aus verschiedene, am Rande 

angemerkte Verordnungen begründet, namentlich auf königlich 

schwedische Resolutionen, Stadgen u. s. w. auo den Jahren 

1632—1699, auf Constitutionen des Rothes (Senatusconsulta) 

von den Jahren 1678, 1701 und 1755, und auf Reskripte und 

Resolutionen des Senats und des Reichs-Justizcollegiums aus 

der Zeit von 1722—1755. 
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Darüber, daß diese, wichtige Materien deS Processes behan­

delnden Artikel eine in Kraft stehende Verordnung bilden, scheint 

im Allgemeinen kein Zweifel obzuwalten: Berufungen auf die-

selben von Seiten der Parteien kommen in der stadtrechtlichen Praxis 

nicht selten vor, auch hat das Provinzialrecht der Ostseegonver-

nements die abgeänderten Artikel an mehreren Stellen (I, 647. 

III, 3048 u. 3064) als Quelle citirt. In v. Bunge's Einlei­

tung in die liv-, est- und curlandische Nechtsgeschichte') wird 

hinsichtlich dieser Artikel nur gelegentlich, wo von der Geltung 

schwedischer Verordnungen in Riga die Rede ist (S. '237 Aitm. g) 

bemerkt, daß sie um das Jahr 1756 abgefaßt sein müssen, weil 

darin Quellen vom I. 1755 citirt werden; unter den Rechts-

quellen aber werden dieselben in dem gedachten Werke nicht aus-

drücklich aufgeführt, was ohne Zweifel dadurch geboten war, daß 

der in den Ausgaben der Stadtrechte abgedruckte Text völlig im 

Dunkeln daiüber läßt, von wem und wann namentlich eine 

derartige Verordnung erlassen worden. Abgesehen von dem eben 

erwähnten wesentlichen Mangel muß es auffallen, jbctß an zwei 

Stellen (in den Randnoten zu T. 31, |§ 8) die Jahrzahl und 

das Datum der als Grundlage für die Redaction gedient haben­

den Verordnungen ausgelassen sind, — eilte Flüchtigkeit, die in 

einer officiellen Redaction nicht leicht vorkommen wird oder doch 

fraglich macht, ob der erste Herausgeber Oelrichs den Abdruck 

getreu nach den „Original-Handschriften," die dem Titel zufolge 

seiner Ausgabe zu Grunde gelegt sind, bewerkstelligt habe. 

Bei solcher Sachlage dürfte es von Interesse sein, in Fol-

gendent einige handschriftlich vorhandene und daher wol nur in 

einem kleinen Kreise bekannt gewordenen Nachrichten zusammen­

zustellen, die über die Entstehung der abgeänderten Artikel Licht 
verbreiten. 

') Vergl. auch v. Bunge's Geschichte des Gerichtswesens und Gerichts» 
Verfahrens (Reval 1874) S. 260. 



80 

1) Die Gesellschaft für Geschichte und Alterthumskunde 

der Ostseeprovinzen in Riga besitzt eine umfangreiche Sammlung 

von Originalbriefen gelehrter Männer an F. K. Gadebusch, unter 

denen sich eine ansehnliche Reihe von Briefen des um die Ge-

schichte des Rigischen Stadtrechtes hochverdienten Bürgermeisters 

Johann Christoph Schwach befindet. Letztere betreffen theils den 

von Schwach bearbeiteten Versuch einer Geschichte der Rigischen 

Stadtrechte, theils die von G. Oelrichs in Bremen in den Jahren 

1773 und 1780 veranstalteten Ausgaben der älteren und neueren 

Rigischen Statuten. Für unseren Zweck enthalten dieselben Fol-

gendes: 

a) In einem Briefe vom 2. Dec. 1774 (Bd. III. Nr. 59), 

bei welchem Schwach drei Burspraken an Gadebusch zur weiteren 

Mittheilung an Oelrichs übersendet, schreibt er: „Das Zweite, 

so neben dem hiebey gehet, ist der 27., 28. und 31. Titel des 

2. Buchs unserer heutigen Stadtrechte, so abgefaßt, als wie in 

diesen Stücken der Proceß-Ordnung nach den darüber ergangenen 

Verfügungen verfahren werden muß und wurklich verfahren wird. 

Damit nun die von Herrn Oelrichs zu veranstaltende Ausgabe 

unserer jetzigen Stadtrechte desto brauchbarer werden möchte, so 

würde es, glaube ich, nicht undienlich seyn, wenn er unter oder 

hinter jeden dieser in unseren Stadtrechten vorkommenden Titel 

diese aus neueren Verordnungen verbesserte und vollständiger ge-

machte Titel einrücken ließe. Die alten Titel sind in der Art, 

wie sie da stehen, theils nicht brauchbar mehr, theils sehr man-

gelhaft." • 

b) Am 12. Sept. 1780 (Bd. IV. Nr. 178) meldet Schwach, 

daß er endlich von Oelrichs zwei Exemplare der Ausgabe der 

Stadtrechte erhalten habe, und fährt dann fort: „Es gefällt mir 

nicht, daß er (Oelrichs) die drey Kapiteln, die er hinten ange-

hangt hat, so schlechtweg und ohne allen Zusatz abgeänderte Ar-

tikeln nennt. Man könnte dieses leicht so nehmen oder auslegen, 

als wenn diese Kapiteln so, wie sie da stehen, mit Authorität 
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aufgesetzt wären. Und das ist es doch nicht. Ich halte es also 

für nothwendig, daß er diesem zu besorgenden Misverstande durch 

eine Anmerkung vorbeuge, daß nemlich diese Kapitel zwar würklich 

durch verschiedene hochobrigkeitliche Verordnnngen und Resolutionen 

in vielen Punkten abgeändert, selbige aber zum bequemen Gebrauch 

von einer Privatperson in der Ordnung aufgesetzt worden wären." 

c) In einem Briefe vom 31. Okt. 1780 (Bd. IV. Nr. 198) 

heißt es: „Wenn Ew. Hochedelgeboren die Geschichte der Rigi-

schert Stadtrechte mit Ihrem Brief an Herrn Rath Oelrichs be-

gleiten wollen, so wäre ihm unmaßgeblich zu schreiben: 1) daß 

er den Abdruck derselben und des 2. Bandes überhaupt auf das 

schleunigste besorgen möchte, widrigenfalls Sie diese Geschichte in 

Ihre Versuche würden einrücken lassen; 2) daß er wegen der den 

Stadtrechten angehängten abgeänderten Kapitel entweder in einer 

Note unter denselben oder in der Vorrede bemerkte, daß diese 

Kapitel zwar wirklich durch die am Rande angeführten hochobrig­

keitlichen Verordnungen, Resolutionen u. f. w. in vielen Punkten 

abgeändert, die Kapitel selbst aber nur zum bequemern Gebrauch 

und damit man alles, was dahin gehört, in der Kürtze beysam-

men haben möge, darnach privatim in Ordnung gebracht und 

dergestalt, wie sie dort angehängt sind, abgefaßt worden wären." 

2) Ein beim Rathe zu Riga befindliches Exemplar der 

Oelrichsschen Ausgabe der Statuten ist bei den abgeänderten 

Artikeln mit Randbemerkungen von Z. E. Schwartz's Hand versehen, 

in denen es gleich am Anfang heißt: „Obgleich der Inhalt die-

ser abgeänderten Titeln sich auf die am Rande bemerkten Ver-

Ordnungen, Resolutionen n. s. w. gründet, folglich ein Jeder sich 

darnach zu richten schuldig ist, wie denn auch würklich darnach 

verfahren wird, so sind selbige dennoch in Ansehung der Form 

oder Einrichtung, wie sie hier abgefaßt sind, noch zur Zeit nichts 

weiter, als ein Privatentwurf ohne obrigkeitliche Authorität und 

Bestätigung. Inzwischen kann dieser Entwurf den Richtern, 

Advokaten und Parten sehr zu Statten kommen, indem Alles, 
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was zu diesen Materien gehört, hier an einem Orte in schicklicher 

Ordnung zusammengetragen ist und Jeder so viel leichter und 

sicherer wissen kann, was er dabey zu beobachten hat. Dieser 

Entwurf wurde 1767 bei Gelegenheit der von Ihrer Kaiserlichen 

Mayestät niedergesetzten Gesetzkommission auf Anordnung des 

Raths in der Absicht ausgesetzt, um ihn selbiger Kommission, 

wenn etwa die vom Nathe vorgeschlagene Ausbesserung der bey-

zubehaltenden hiesigen Statuten vorgenommen werden sollte, zur 

Bestätigung vorzulegen. Es ist aber nicht dazu gekommen." 

— Ferner ist zu T. 31, § 15 bemerkt: „So lange diese um-

gearbeiteten Titel nicht die erforderliche Bestätigung erhalten haben, 

so kann man auch die Parten nicht daraus verweisen. Bis dahin 

bleibt es also bey dem bisherigen Gebrauch und der gewöhnlichen 

Anweisung, sich nach Vorschrift der Revisionsordnung zu richten." 

3) In seinen handschriftlich hinterlafsenen Erläuterungen 

zu den Rigischen Statuten ') bemerkt Schwach zu B. II. E. 31: 

„Da ich über diesen Titel und wie nach den verschiedenen dieser 

Appellation wegen ergangenen Verordnungen und Resolutionen 

heutigen Tages darinn verfahren wird, einen besonderen ganz 

umständlichen Aussatz gemacht und auch den Titel selbst darnach 

umgearbeitet habe, so muß man den hierbei zu Rathe ziehen. 

') Der Titel dieses auch heutzutage noch in vieler Beziehung inter-
essanten Werkes lautet: „Bemerkung einiger in den Rigischen Stadtrechten be-
findlichen dunkeln und zweydentigen Stellen, nebst derselben hin und wider 
ausgesundenen Erklärungen oder andern beifälligen Anmerkungen, Erinne-
rungen und Vorschlägen." Von demselben sind, so viel mir bekannt, zwei 
Exemplare, eines im Archive des Rathes, das andere in der Stadtbibliothek, 
vorhanden. In beiden bricht der Text inmitten der Erläuterungen zu B. IV. 
T. 4, §§ 1—4 ab, es scheint daher, daß Schwach diese Arbeit nicht bis zum 
Ende durchgeführt hat. Beiläufig mag hier bemerkt werden, daß Schwach in 
den Erläuterungen zu den Statuten auf zwei von ihm verfaßte „umständliche 
Abhandlungen" verweist, die für die städtische Rechtsgeschichte nicht unwichtig 
sein dürsten, und zwar: 1) „über die eingeschränkte Verwaltung der Erb-
guter" und 2) „über verschiedene beim Auf-, An- und Meistbot von Im-
mobilien vorkommende Quaestiones". Hoffentlich sind diese Arbeiten Schwach's 
durch den Uebergang seines literarischen Nachlasses an die Stadtbibliothek zu 
Riga dem Untergange entzogen worden (?). 
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Auch von dem Appellationswesen überhaupt von den Herrn elfter* 

lichen Zeiten ab habe ich eine besondere Geschichte aufgesetzt')". 

Schwach ist hiernach zweifellos der Verfasser der Redaction, was 

in den' übrigen oben wicdergegebenen Aufzeichnungen nicht aus-

drücklich ausgesprochen war, auch scheint neben der Redaction 

noch eine besondere Motivirnng derselben („ein ganz umständlicher 

Aufsatz") vorhanden gewesen zu sein. 

Die in Obigem enthaltenen Nachrichten ergänzen sich unter-

einander und stimmen zu anderweitig bekannten Daten so 

trefflich, daß daraus ein klares Bild der Vorgänge, denen die 

abgeänderten Artikel ihre Entstehung und Benennung ver-

danken, hervortritt. 

Zn der von der Kaiserin Catharina Tl. im Jahre 1767 

zusammenberufenen Gesetzcommission^) wurde vom Rigischen 

Rathe der Bürgermeister ). E. Schwach deputirt.3) Da man 

bei dieser Gelegenheit eine „Ausbesserung" (neue verbesserte 

Redaction) der Statuten durchzuführen beabsichtigte, so wurden 

die Eap. 27, 28 und 31 des TT. Buches, die feit der im Jahre 

1673 stattgehabten Redaction durch neuere Verordnungen größten­

teils unanwendbar geworden waren, auf Anordnung des Miathes 

von Schwach in eine den damals geltenden gesetzlichen Be-

stimmungeu entsprechende erweiterte Redaction gebracht, um in 

solcher Gestalt der Kommission vorgelegt zu werden. Ein 

Resultat hatte diese Vorarbeit nicht, denn die Commission, die 

noch bis zum Jahre 1777 bestand, brachte es nicht weiter als 

') Die Schlußworte beziehen sich auf den in Gadebnsch's Versuchen in 
der livländischen Geschichtskunde und Rechtsgelehrsarnkeit, Bd. I. Stuck 4, 
S. 5—56, im Druck erschienenen Slufsap: „Von der Beschaffenheit des 
Appellationswesens in der Stadt Riga zu dm älteren Zeiten sowohl als auch 
zu den neueren bis auf den heutigen Tag". 

2) Ueber dieselbe vergl. die Geschichtliche Uebersicht der Grundlagen und 
der Entwickelung des Provinzialrechts, allgemeiner Aheil (St. Petersburg 
1845), S. 183 ff. 

3) Rigische Rathslinie Nr. 668. 
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zur Anfertigung von Auszügen aus den gesammelten Materialien. 

Als nun Oelrichs seine Ausgabe der Stadtrechte vorbereitete, 

fand Schwach es angemessen, ihm durch Gadebusch unter 

Anderem auch seinen Entwurf der Redaction der Eap. 27, 28 

und 31 zuzusenden, jedoch mit der ausdrücklichen Bemerkung, 

daß derselbe unter oder neben den betreffenden Titeln, also in der 

Form von Noten, die die Brauchbarkeit der Ausgabe erhöhen 

sollten, abzudrucken sei. Oelrichs folgte aber dieser ihm doch 

ohne Zweifel zugegangenen Aufforderung nicht, er gab vielmehr 

dem Entwurf willkürlich die Aufschrift: „Abgeänderte Articul 

des Rigischen Rechts" und ließ ihn im Anschluß an die 

Statuten ohne irgend welche Erläuterung der Überschrift ab­

drucken, so daß dieser Bestandtheil der Ausgabe Jedem, dem der 

Sachverhalt nicht näher bekannt war, als ein zu den Statuten 

gehöriges, mit gleicher Autorität versehenes Stück erscheinen 

mußte. Schwach drang nun zwar zu wiederholten Malen daraus, 

daß dem zu befürchtenden Mißverstehen durch eine in den beab­

sichtigten zweiten Band ber Oelrichsschen Ausgabe aufzunehmende 

Berichtigung vorgebeugt werbe. Ein weiterer Banb dieser 

Ausgabe erschien jeboch nicht') unb auch in bem 1798 in Riga 

veranstalteten Wiederabdruck des I. Bandes, ber nur ein Buch-

drncker-Unternehmen gewesen zu sein scheint, erfolgte keine Zu-

rechtstelluug, wahrscheinlich weil Schwach, der sich früher so 

lebhaft dafür iuterefsirt hatte, inzwischen (1787) aus dem Rctthe 

ausgetreten war und in dem hohen Alter von 76 Jahren, welches 

er im Jahre 1798 erreicht hatte, der Herstellung des neuen Ab-

drnckes der Statuten fern gestanden haben mag. 

') Die Oelrichs'sche Ausgabe ist auf den: Titel als I. Theil deS 
II. Bandes bezeichnet. Was der II. Theil dieses Bandes enthalten sollte, ist 
aus der Ausgabe selbst nicht ersichtlich, aus dem Briese Schwartz's vom 
31. Oktober 1780 (f. oben) geht jedoch hervor, daß dessen Geschichte der 
Stadtrechte, die später in Gadebnsch's Versuchen erschien, ursprünglich für den 
zweiten Theil der Oelrichsschen Ausgabe bestimmt war. 
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Die s. g. abgeänderten Artikel sind demnach ein im Jahre 

1767 für einen gesetzgeberischen Zweck angefertigter Entwurf einer 

Gesetzes-Redaction und haben das Ansehen, das sie in der Praxis 

gewonnen, ohne Zweifel einestheils der den Intentionen des 

Verfassers und Einsenders durchaus zuwiderlausenden Art und 

Weise, in der sie der Druckausgabe der Statuten einverleibt 

wurden, auderntheils aber und vorzüglich wol auch dem Umstände 

zu verdanken, daß sie als eine wohlgeordnete Zusammenstellung 

der in vielen, zum Theil nur handschriftlich vorhandenen Einzel-

gesehen enthaltenen Bestimmungen, die in den betreffenden 

Materien zur Geltung gelangt waren, sich für den Gebrauch 

ungemein bequem erweisen mußten. 

Die obige Darlegung beruht lediglich auf privaten Auf-

Zeichnungen, die, obwohl an sich durchaus unverdächtig, doch die 

Möglichkeit nicht ausschließen, daß sich ans amtlichen Quellen, 

die der Schreiber dieses nicht hat benutzen können, noch Manches 

zur Berichtigung oder Ergänzung des gewonnenen Resultats 

schöpfen ließe. Es kann daher der Wunsch nicht unterdrückt 

werden, daß im Archive des Rathes, namentlich in den die Be-

schickung der Gesetzcommission von 1767 betreffenden und etwaigen 

auf die Anwendung der abgeänderten Artikel bezüglichen Ver-

Handlungen, nachgeforscht, das Ergebniß aber veröffentlicht 
werden möge. 

—y. 



I. G. L. Aapierskh, 
die Quellen des Rigischen Stadtrechts 

bis zum Jahr 1673. 
Riga, 1876, 8°. 

DaS vorliegende Werk ist die reife Frucht langjähriger For-

schung und mühsamer Arbeit. Bereits im Jahre 1842 hatte Herr 

L. Napiersky durch die Entdeckung und Herausgabe des von ihm 

sogenannten ältesten rigischen Stadtrechts seinen Beruf zu Quellen-

forschungen in glänzender Weise dargethan. Seitdem ist er unterstützt 

von einigen Freunden mit den Vorarbeiten für eine Sammlung und 

Herausgabe der rigischen Rechtsquellen beschäftigt gewesen, wenn 

gleich eine besonders angestrengte Benifsthätigleit der Verwirklichung 

des gefaßten Planes hindernd entgegenstand. Erst als der Herr 

Herausgeber in den wohlverdienten Ruhestand zurücktrat, war es 

ihm vergönnt, die abschließende Hand an das vor Jahren begonnene 

Werk zu legen. Nachdem der Plan die sämmtlichen rigischen 

Rechtsquellen zu ebtrenj wegen des übergroßen Materials aufge-

geben worden, hat der Herr Herausgeber in der gegenwärtigen 

Ouellenausgabe seine Aufgabe dahin begrenzt, daß in dieselbe nur 

die älteren Recensionen der Stadtrechte oder Statuten und die zu 

ihnen in nächster Beziehung stehenden kleineren Verordnungen 
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autonomischen Ursprungs aus der Zeit vor Redaction der Statuten 

von 1673 aufgenommen worden sind. Indem der Herr Heraus-

gebet in dieser Weise sich auf die Veröffentlichung der älteren, 

nach Inhalt und Entstehungsweise zusammengehörigen Rechts-

quellen beschränkte, hat er gleichwohl die wichtigsten und für die 

Herausgabe mit den meisten Schwierigkeiten verbundenen Quellen 

des städtischen Privat-, Proceß-, und Criminalrechts allgemein 

zugänglich gemacht. 

Die vorliegende Quellenausgabe zerfällt in zwei Haupttheile. 

Der erste enthält Erläuterungen über die für die Ausgabe benutzten 

Texte und das bei deren Bearbeitung für den Druck beobachtete 

Verfahren, so wie einleitende Übersichten über die bisherigen die 

Geschichte der herausgegebenen Quellen betreffenden Forschungen 

und deren Ergebnisse, verbunden mit Erörterungen über Quellen 

und Anordnung einzelner Recensionen des Stadtrechts :c. 

Der zweite Haupttheil enthält den vollständigen Abdruck der 

Rechtsquellen selbst. Derselbe;ist nach den besten Handschriften 

getreu wiedergegeben. Nur die Jnterpunction ist nach modernen 

Grundsätzen geregelt. Die Hinzufügung oder Auslassung einzel-

ner Worte dagegen, wo solche nothwendig erschien, ist stets in den 

Noten angezeigt, auch sind im umgearbeiteten rigischen Stadtrecht 

die Zusätze und Ueberschreibungen von anderer Hand durch Cursiv-

druck als solche kenntlich gemacht worden. Tie Noten enthalten 

reiche Nachweise über Varianten der übrigen, vom Herrn Heraus-

geber mit der dem Abdruck zu Grunde gelegten Handschrist genau 

verglichenen Texte. Ein besonderes Verdienst hat sich der Herr 

Herausgeber noch dadurch erworben, daß er den einzelnen Artikeln 

sowohl Nachweise über Parallel stellen, als auch Citate aus solchen 

Schriften beigefügt hat, in welchen sich der betreffende Artikel in 

irgend einer Beziehung besprochen oder erläutert findet. 

Im Einzelnen sind es folgende Rechtsquellen, welche die 

vorliegende Ausgabe derselben umfaßt: 
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1) das älteste, für Reval ausgezeichnete rigische Stadtrecht. 

Seit der Entdeckung desselben im Jahre 1842 ist es mehrfach 

Gegenstand eingehender Erörterungen durch einheimische Gelehrte 

gewesen. Die bisher gewonnenen Resultate werden vom Herrn 

Herausgeber zurechtgestellt oder näher begründet. Die Abfassung 

der Urkunde verlegt derselbe in die Zeit der zehnjährigen Ober-

Herrlichkeit des Ordens über Harrien und Wierland(1227—1238), in 

welcher sich die Einbürgerung des deutschen Elements daselbst über­

haupt vollzog und vertheidigt zugleich gegen Schirren die nähere 

Annahme v. Brevems, daß die Urkunde vor dem Ableben des 

Bischofs Albert, also in der zweiten Hälfte de» Jahres 1227 oder 

im Jahre 1228 niedergeschrieben sei. Die Frage, ob die Rechts-

sätze des ältesten rigischen Stadtrechts aus einheimischer Auto­

nomie hervorgegangen oder einem auswärtigen Rechte entlehnt 

seien, bezeichnet der Herr Herausgeber als eine zur Zeit noch 

unentschiedene, da die Begleichung des Inhalts bisher zu keinem 

Aufschlüsse hierüber geführt hat. Eine eingehende Untersuchung 

widmet der Herr Herausgeber den im Stadtrechte vorkommenden 

Geldstrafen, in deren Folge er zu dem Resultate kommt, daß die 

Bußen des ältesten Stadtrechts nicht, wie früher von ihm ange-

nommen worden, in dem späteren rigisch-hapsalschen Rechte verrin­

gert worden, sondern ziemlich constant geblieben sind. Endlich 

macht der Herr Herausgeber darauf aufmerksam, daß sich in der 

Reihenfolge der Artikel des Stadtrechts bis zum Art. 27 die Be­

obachtung einer gewissen systematischen Anordnung kund giebt, die 

in den folgenden Artikeln fehlt. Aus diesem Umstände sowohl, 

wie aus dem Inhalte einzelner Artikel zieht er den Schluß, daß 

das älteste Stadtrecht in Beziehung auf seine Entstehung in zwei 

Hälften zerfalle, von denen die erste, bis zum Art. 27, den ältesten 

schon in sehr früher Zeit niedergeschriebenen Bestandteil, die 

zweite dagegen die später allmählig hinzugekommenen Willkühren 

enthalte. 

2) Das rigische Recht für Hapsal. Das der Stadt Hapsal 
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wahrscheinlich bald nach ihrer im Jahre 1279 erfolgten BeWid­

mung mit rigischen: Rechte von Riga mitgeth eilte Stadtrecht, wo-

von bisher nur ein dürftiger Auszug und einige Bruchstücke im 

Druck erschienen waren, ist vom Herrn Herausgeber zum ersten Male 

vollständig veröffentlicht worden. Da der ursprüngliche Text des 

rigisch-hapsalschen Stadtrechts ohne Zweifel jin lateinischer Sprache 

abgefaßt worden ist, derselbe aber gegenwärtig nur in einer lücken­

haften niederdeutschen Übertragung erhalten worden, die inhalt-

lich mit dem hapsalschen Stadtrecht von 1294 größtenteils über­

einstimmt, so hat der Herr Herausgeber neben dem Text des rigisch-

hapsalschen Stadtrechts, sowohl zur Ergänzung, als zum richtigen 

Verständniß desselben, das hapsalsche Stadtrecht von 1294 ab­

drucken lassen. Das rigisch-hapsalsche Stadtrecht, dessen Inhalt 

zum Theil aus dem ältesten rigischen Stadtrechte geschöpft ist, zun: 

Theil auf späteren Willkühren des Rathes beruht, zeigt einen nicht 

unbedeutenden Fortschritt in der Rechtsentwickelung Riga's. Hin­

sichtlich mehrerer Artikel macht der Herr Herausgeber zugleich auf 

die unverkennbare Verwandtschaft mit Bestimmungen anderer nord-

deutscher Stadtrechte, namentlich der ältesten Statuten von Lübeck 

und Hamburg, aufmerksam. 

3) Das hamburgisch-rigische Stadt recht. Von den fünf 

bekannten Handschriften des hamburgisch-rigischen Stadtrechts hat 

der Herr Herausgeber die Handschrift des rigischen Rathsarchivs 

zu Grunde gelegt. Obgleich dieselbe nicht als Originalcodex des 

für Riga redigirten Hamburger Statuts von 1270 angesehen wer­

den kann, da die Reception des hamburgischen Rechts in Riga in 

den Zeitraum von 1279 bis 1285 verlegt wird, der Archivtext 

des rigischen Rathes aber aus der ersten Hälfte oder aus der 

Mitte des vierzehnten Jahrhunderts stammt, so rechtfertigt sich 

gleichwohl der dem Archivtext gegebene Vorzug vor den übrigen 

Texten sowohl durch sein höheres Alter, sowie Vollständigkeit und 

Correctheit in Sprache und Rechtschreibung, als auch durch den 

Umstand, daß er eine größere Uebereinstimmung nicht nur mit 
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dem Hamburger Statut von 1270, sondern auch mit denjenigen 

Artikeln der sog. unigearbeiteten rigischen Statuten aufweist, die 

aus dem Hamburger Statut geschöpft sind. Der Herr Heraus-

gebet hält die im rigischen Rathsarchiv aufbewahrte Handschrift 

für eine zu amtlichem Gebrauche angefertigte Abschrift der für 

Riga bestimmten Redaction des Hamburger Statuts von 1270. 

Die übrigen Texte, deren Abweichungen in den Varianten berück-

sichtigt worden, sind nach der Untersuchung des Herrn Heraus-

gebers wahrscheinlich aus dem Archivtexte des rigischen Rathes 

oder einem demselben wesentlich gleichlautenden hervorgegangen 

und tragen mehr oder weniger das Gepräge einer spätern Zeit 

an sich. Von besonderem Interesse ist die ausführliche Erörterung 

des Herrn Herausgebers über die Abweichungen der für Riga 

bestimmten Redaction von dem Hamburger Statut von 1270. 

Der Herr Heransgeber gelangt dabei zu denl Resultate, daß keine 

von den bisher bekannten Handschriften des Hamburger Statuts 

von 1270 unmittelbar dem rigischen Archivtext zu Grunde gelegen 

hat, daß dieser vielmehr in seinen abweichenden Lesarten oft mit 

dem Hamburger Stadtrecht von 1292 übereinstimmt. Aus diesem 

Grunde nimmt er eine nähere Verwandtschaft des rigischen Textes 

mit einem in Hamburg in amtlicheat Gebrauch gewesenen und 

später der Redaction von 1292 zu Grunde gelegten Texte an. 

4) Die umgearbeiteten rigischen Statuten. Dieses wichtigste 

der älteren Rechtsdenkmäler Rigas war bisher nur in einer 

Druckausgabe erschienen, welcher eine mehrfach unvollständige und 

einer späteren Zeit angehörige Handschrift zu Grunde lag. Der 

Herr Herausgeber veröffentlicht nunmehr den von I. C. Schwartz 

aufgefundenen, im inneren Archiv des Rathes aufbewahrten Codex, 

welcher gleich den berühmten Codices des Hamburger Stadtrechts 

von 1292 und des lübischen Rechts von 1294 ursprünglich 

unzweifelhaft zu amtlichem Gebrauche angefertigt worden ist. 

Das Alter dieser Handschrift wurde, weil in dem Codex aus 

das Stadtrecht die Bauordnung von 1293 folgt, von I. C. 
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Schwartz dahin bestimmt, daß dieselbe vor dem Jahre 1293 ab­

gefaßt sein müsse. Bei genauerer Untersuchung ergab sich jedoch, 

daß die Bauordnung erst später beim Einbinden mit dem Stadt-

recht verbunden worden und daher keinen Anhaltspunkt für die 

Altersbestimmung des Codex gewährt. Ein solcher mußte aus 

anderem Wege gesunden werden. Aus der Benutzung mehrerer 

Artikel der zweiten Skra des deutschen Hofes zu Nowgorod, 

deren Abfassung in die Zeit von 1290 bis 1293 gesetzt wird, 

aus dem Umstände, daß seit dem Anfange des vierzehnten Jahr-

Hunderts Bestimmungen der umgearbeiteten Statuten auf die 

Eintragungen im ältesten Schuldbuche der Stadt Riga von 

Einfluß gewesen, so wie aus den Schriftzügen des Codex ge-

winnt der Herr Herausgeber den Schluß, daß die Redaction der 

umgearbeiteten Statuten in das letzte Jahrzehnt des dreizehnten 

oder in eines der ersten Jahrzehent des vierzehnten Jahrhunderts 

zu setzen sei. Diese Altersbestimmung gilt jedoch nur für den 

ursprünglichen Bestandtheil des Codex, nicht auch für die viel­

fachen, auf Willkühren des Rathes beruhenden Zusatzartikel, von 

denen die jüngsten vielmehr dem fünfzehnten Jahrhundert ange-

hören. Eine ausführliche Untersuchung widmet der Herr Herans­

geber den Quellen der umgearbeiteten Statuten, durch welche 

unsere Kenntniß derselben in vielfacher Beziehung zurechtgestellt 

und erweitert wird, so wie der systematischen Anordnung des 

Statuts. Gegenüber der int Mittelalter so häufig begegnenden 

tumultuarischen Aneignung fremder Rechte zeichnen sich die umge­

arbeiteten Statuten durch zweckentsprechende Vertheilung der 

Materien unter gewisse Rubriken aus, wodurch die Absicht, eine 

leicht zu übersehende Zusammenstellung des geltenden Rechts zu 

schaffen, in einem wohl kaum von irgend einer der gleichzeitigen 

norddeutschen Statuten-Redactionen erreichten Grade gefördert 

wird. Eine Einwirkung des römischen Rechts läßt sich weder 

auf die systematische Anordnung, noch auf den Inhalt der Rechts-

sätze nachweisen. 
7 
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6) Den genannten vier Redactionen des rigischen Stadt-

rechts hat der Herr Herausgeber die rigischen Burspraken von 

1376 bis zur Mitte des 17 Jahrhunderts und die aus der 

Autonomie des Rathes hervorgegangenen Ordnungen und 

Senawsconsulte hinzugefügt. Die letzteren bestehen in Protokoll-

Verfügungen über einzelne Gegenstände, die Ordnungen dagegen 

in besonderHredigirten umfangreichen Festsetzungen, wie namentlich 

die Procuratoren-Ordnung vom 15. August 1578, die Gerichts­

ordnung vom 15. December 1581, die Vormünderordnung vom 

1. November 1591 und die Advocaten- und Procuratoren-

Ordnung vom 12. November 1634. Diese Ordnungen und 

Senawsconsulte sind, mit Ausnahme der Vormünderordnung, 

vom Herrn Herausgeber zum ersten Male durch den Druck ver-

öffentlicht und ist damit ein reiches Material für die innere 

Rechtsgeschichte der Stadt Riga der Forschung zugänglich gemacht. 

In Beziehung auf die Vormünderordnung ist es von Interesse, 

daß derselben, wie der Herr Herausgeber nachgewiesen hat, die 

erneuerte Reformation der Stadt Frankfurt am Main vom Jahre 

1578 zum großen Theile als Quelle zu Grunde liegt. 

Mit den Senawsconsulten schließt die Reihe der heraus-

gegebenen Quellen. In den einleitenden Ausführungen giebt der 

Herr Herausgeber jedoch noch nähere Nachricht über ein bisher 

unbeachtet gebliebenes Sammelwerk, nämlich über die im inneren 

Rathsarchiv aufbewahrte Präjudicaten-Sammlung des Nicolaus 

Brauer für den Zeitraum von 1563 bis 1664. Die von Brauer 

gesammelten Urtheile sind systematisch nach den Gegenständen ge-

ordnet und betreffen das Privatrecht, das Strafrecht und den 

Proceß. Mit Recht macht der Herr Herausgeber darauf auf-

merksam, wie diese Sammlung für die Kenntniß der Rechts­

zustände des 16. und 17. Jahrhunderts überhaupt, insbesondere 

aber für die Geschichte der Anwendung des römischen Rechts in 

Riga von hohem Werthe ist. Als Proben des Inhalts hat der 

Herr Herausgeber einige Präjudicate abdrucken lassen. 
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Den Schluß der einleitenden Uebersichten bildet eine Reihe 

von Concordanztafeln, welche die Parallelstellen zu den Artikeln 

der verschiedenen rigischen Statuten-Redactionen übersichtlich nach­

weisen. Indem der Herr Herausgeber diese Uebersichten auch aus 

die Statuten von 1673 und die drei ersten Bände des Provinzial--

rechts der Ostseegouvernements ausgedehnt hat, ist es mit Hilfe 

der Concordanztafeln möglich die einzelnen Rechtssätze von ihrem 

frühesten Vorkommen bis auf die neueste Zeit zu verfolgen. Dem 

ganzen Werke ist zum Schlüsse ein ausführliches alphabetisches 

Sachregister beigegeben, welches die Benutzung desselben erleichtert. 

Der Herr Herausgeber hat durch seine mustergiltige Ausgabe 

der älteren rigischen Rechtsquellen eine höchst fühlbare Lücke 

unserer vaterländischen Literatur ausgefüllt und es freut uns 

auf die Anerkennung hinweisen zu können, die ihm schon jetzt zu 

Theil geworden ist. „Mag dies Buch" — sagt Professor 

Frensdorfs in einer sehr anerkennenden Besprechung desselben — 

„zunächst auch für lokale und provinzialrechtliche Zwecke unter-

nommen sein, so wird es doch von allen Freunden germanistischer 

Studien und insbesondere von denen, die sich an unseren Hansa-

geschichtlichen Arbeiten betheiligen, mit dem Ausdrucke aufrichtigsten 

Dankes willkommen geheißen werden müssen, denn ihnen allen 

bringt es reiche Förderung und Belehrung". 

Zum Schlüsse sei es Referenten gestattet, die von Professor 

Frensdorff angeregten Zweifel hinsichtlich der tatsächlichen 

Geltung des sog. hautvurgti..-rigischen Stadtrechts mit einigen 

Worten zu berühren. Der Umstand, daß die beiden Redactionen 

des hamburgisch-rigischen und des umgearbeiteten Stadtrechts 

zeitlich ungemein rasch aufeinander folgen, veranlagte Professor 

Frensdorff die Frage aufzuwerfen: wie reimt sich das mit dem 

oft behaupteten Conservatismus des Mittelalters in rechtlichen 

Dingen? oder ist vielleicht die mit so vieler Sicherheit aus­

gestellte Ansicht, daß man im Mittelalter Rechtshandschristen nur 

zu praktischen Zwecken angefertigt habe und aus dem Vorhanden­
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sein von Rechtscodices auch aus die Anwendung des darin ver­

zeichneten Rechts im Leben schließen könne, keine so ganz 

unzweifelhafte? Indem Herr Professor Frensdorff demnächst 

darauf hinweist, daß die Bestimmungen des umgearbeiteten Stadt-

rechts über die Theilung des Vermögens bei Auflösung einer 

unbeerbt gebliebenen Ehe sowohl inhaltlich als in Beziehung aus 

ihre Fassung mit denen des rigisch-hapsalschen Rechts überein-

stimmen, während das angeblich inzwischen recipirte hambur-

gisch-rigische Recht durchaus abweichende Festsetzungen trifft, fährt 

derselbe fort: „Ist es bei so tief ins tägliche Leben eingreifenden 

Bestimmungen denkbar, daß innerhalb dreier Jahrzehnte Universal-

theilung, beschränkte Theilung und dann wieder Universal-

theilung gegolten habe? . . . Kehrt dasselbe Verhältnis zwischen 

den drei Rechtsaufzeichnungen noch an anderen Stellen wieder 

und finden sich nicht positivere Beweise für die Anwendung der 

hamburgisch-rigischen Statuten, so läge die Erwägung trotz der 5 

Handschriften derselben nicht fern, der Rath von Riga habe sich 

Hamburger Recht ursprünglich mehr als Material für die Zwecke 

seiner Rechtsredaction kommen lassen, als ihm unmittelbar 

praktische Bedeutung beilegen wollen". Das unverkennbare 

Gewicht dieser Argumentation ist jedoch nur zuzugeben, wenn 

man von der Voraussetzung einer unbedingten Reception des 

hamburgisch-rigischen Rechts ausgeht. Eine solche ist aber bisher 

von den einheimischen Forschern nicht behauptet worden. G. F. 

v. Bunge nimmt vielmehr nur an, daß das hamburgische Recht 

neben dem rigisch-hapsalschen und in Verbindung mit demselben 

in Riga in Anwendung gewesen sei und zwar könne es nach 

seiner ausdrücklichen Erklärung nicht wohl eine andere, als eine 

subsidiäre Geltung gehabt haben, o Bunge, Einleitung S. 148 

Anm. n.) Da die späteren Schriftsteller auf diesem Gebiete der 

von Bungeschen Ansicht nicht entgegentreten, sondern dessen 

Forschungen ihren Ausführungen zu Grunde lagen, so muß ange-

nommen werden, daß sie, und unter diesen auch Napiersky, sich 
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ber von Bunge vertretenen Meinung anschließen. Diese aber 

kann selbstverstänblich nicht burch ben Nachweis widerlegt werben, 

baß sich in ben umgearbeiteten Statuten Rechtsverhältnisse finben, 

bie in Uebereinstimmung mit bem rigisch-hapsalschen Recht georb-

net werben, währenb bie hamburgisch-rigischen Statuten anders 

darüber verfügen, weil bei einer blos subsibiären Anwenbung bes 

hamburgisch-rigischen Statutes keineswegs alle Bestimmungen bes-

selben in bas Rechtsleben Rigas überzugehen brauchten. Die Ver­

bindung zweier Rechtscobices in ber Weise, daß ber eine neben 

bem anderen nur fubfibiäre Geltung hat, kommt übrigens im 

Mittelalter nicht selten vor. Abgesehen bavon, baß ber Hanb-

schrift eines Stabtrechts öfter ein Rechtsbuch als subsidiäre Rechts-

quelle angehängt würbe (Stobbe, Geschichte ber deutschen Rechts­

quellen S. 498 Anm. 42), kam auch eine berartige Verbindung 

zweier Stabtrechte mit einander vor. Das für uns interessanteste 

Beispiel in bieser Beziehung ist bie äußere Verbindung, in welche 

gerabe bas Hamburger Recht von 1270 in ähnlicher Weise, wie mit 

bem rigisch-hapsalschen Rechte, feit bem Anfange bes 15. Jahrhun-

berts mit bem Mischen Rechte gesetzt würbe. (Stobbe, a. a. O. 

S. 508 Anm. 34 unb S. 534 Arnn. 22, Hach Seite 21 unb 

S. 115 fg.) Jedenfalls muß aber angenommen werben, baß eine 

solche Benutzung bes Hamburger Rechts sich in ber Praxis Riga's 

als inopportun erwiesen habe unb baß man baher schon so balb 

zur Rebaction ber sog. umgearbeiteten Statuten schritt. 

O. Schmidt. 


